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Weinfteueraet etz. 
Vorbemerkungen. 


Das Reich hatte bisher den Wein nicht beſteuert, vor⸗ 
zugsweiſe wegen der großen techniſchen Schwierigkeiten und 
wegen der mißlichen Lage der Winzer. Nachdem aber das 
Weingeſetz vom 7. April 1909 (RGBl. S. 393) durch die wirk⸗ 
ſame Einſchränkung der Weinverfälſchung und der übermäßigen 
Weinvermehrung auf die Lage der Winzer günſtig gewirkt 
hat, die Weinpreiſe wegen der Unmöglichkeit größerer 
Einfuhr ausländiſcher Weine eine beträchtliche Höhe erreicht 
haben, und dieſe Preiſe nach menſchlichem Ermeſſen auch noch 
eine Reihe von Jahren anhalten werden, ſo war der gegen⸗ 
wärtige Augenblick für eine Reichstweinſteuer beſonders geeignet. 
ap Die Weinſteuer beruht auf der Abſicht, daß die Steuer 
nicht vom Winzer und möglichſt auch nicht vom Händler ge⸗ 
tragen wird, ſondern abgewälzt und vom Verbraucher 
getragen wird; denn ſie ſoll eine Luxusſteuer ig die bee 
mittelteren Kreiſe fein. Um dies Ziel zu erreichen, verlegt 
das Geſetz die Verſteuerung möglichſt nahe an den Ver⸗ 
braucher des Weines. Da aber die Erhebung unmittelbar 
beim Verbraucher techniſch undurchführbar iſt (man denke nur 
an den Verzehr in Wirtſchaft und Kleinhandel), ſo ſoll die 
euer nicht derjenige entrichten, der den Wein verbraucht 
inkt), ſondern der, der ihn an den Verbraucher abgibt. Das 
je nach Lage der Verhältniſſe der Herſteller. oder der 
Aundler. Im Verkehr zwiſchen Herſteller und Händler iſt 
: Rückwälzungsgefahr nahezu ausgeſchloſſen, da der Wein 
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i der Abgabe an den Verbraucher alſo zu einem viel 


Verkauf 1 den Winzer 1905 bee eds rhe eter a 
um ſo bereitwilliger tragen, als er ſonſt gezwungen wäre, zu 
höheren Preiſen beim Händler einzukaufen. In den Kreiſen 
der Beteiligten iſt man daher mit dieſer Form der Beſteuerung 
auch ganz einverſtanden geweſen. 2 
Bei der Prüfung der Frage, ob ein gemiſchtes Be⸗ 1 
ſteuerungsſyſtem (Grundſteuer nach Einheitsſatz für die 
Raummenge und geſtaffelter Wertzuſchlag für Flaſchen⸗ 
weine vorzuziehen jet oder eine einheitliche Wertſteuer 
nach den Preiſen des Weines hat ſich die Regierung me 1 
Abwägung der Intereſſen der verſchiedenen Weinbaugebiete, 
welche entweder vorzugsweiſe billige offene Weine oder teure 
Flaſchenweine auf den Markt bringen und wegen der 1 ' 
niſchen Schwierigkeiten der Raummengen⸗ und Flaſchen⸗ 4 
weinſteuer als Banderolſteuer für eine einheitliche Be- 
ſteuerung nach dem Werte des Weines entſchieden. 5 
Das Geſetz verbindet eine Beſteuerung des In⸗ 
landsverbrauchs an Wein mit einem ſtarken Zoll für 
ausländiſche Weine; neben dem Zoll unterliegt aber 
der aus 1 Ausland eingeführte Wein beim (aes ing u 
den Konſum auch noch der Inlandsbeſteuerung. 3 
3 ce SORE Steuerpflicht tritt bei Abgabe e 5 
Weines an einen e mit dem . ae ae 99 


N 1 ss gen des Weines über ie . Boltgre enze 

ee ett (58 2, 4, 5). Der Steuerſatz beträgt 9 0 vom Werte 
ſoll aber für billige Weine nach e ae 8 ae herab⸗ 

geſete re 5 

_ Gelb Rgetelterter ae aus ae be 
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a eine Nach verſteuerung des Weins, der ſich in den 
Händen Privater befindet, nicht verzichten, und zwar ſoll die 
Nachſteuer ohne Rückſicht auf den Wert des Weines 50 Pf. 
. oy Liter oder Flaſche betragen, 1 bleiben ſollen im 


aber 30 Flaſchen. 


„„ Wert des Weines gilt bei Sioferung gegen Entgelt 
der Preis, der dem Abnehmer dafür in Rechnung geſtellt 
ft, ſonſt der Marktpreis für derartige Weine (§ 5). Zweifel 
der Hebeſtellen bezüglich der Wertanmeldung des Steuer⸗ 
pflichtigen ſind, ſofern ſie nicht durch die Bücher desſelben 
behoben werden, vom Prüfungsamt für Weinbewertung zu 
entſcheiden. Für Weine, die nachweislich vom Lieferer zurück⸗ 
f genommen werden müſſen, kann Erſtattung der Steuer 


25 Der hohen Beſteuerung des inländiſchen Weines mußte 
natürlich ein entſprechender Zollſchutz gegenüber der au⸗ 
ländiſchen Ware entſprechen, und zwar iſt von ausländiſchen 
Weinen zunächſt einmal Zoll bei Überſchreiten der Grenze 
nd daneben inländiſche Verbrauchsſteuer zu entrichten, 
ld der ausländiſche Wein vom Händler an he e 
egeben wird (§ 5, 6). tee 
8 Hand in Hand mit der Beſteuerung des Te ie 
Beſteuerung der Obſt⸗ und Beerenweine und 
haltigen bzw. weinähnlichen Getränke i 
. ate, Rückſtandsweine und Wermutweine aus 1 
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| Von den das Verfahren bett Borſchriften a 
ſind bemerkenswert die Anmeldungspflicht für gewerbs⸗ 
mäßige Herſtellung oder Handel mit Wein (§§ 15, 16), 
die Steueraufſicht der Betriebs⸗ und Lagerräume und die 


Buchführungspflicht (§ 20). | 
Die Schlußbeſtimmungen betreffen die Strafen. 
Die Dauer des Geſetzes iſt bis 1. Juli 1923 begrenzt. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen uſw. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 

Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstags, 


was folgt: 
af I. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
Gegenſtand und Höhe der Weinſtener. | 
§ 1). Wein!) und Traubenmoſt !), „ferner dem 
Weine ähnliche Getränke?) unterliegen, wenn ſie 


zum Verbrauch im Inland beſtimmt ſind, einer in 


die Reichskaſſe fließenden Abgabe (Weinſteuer) in 
Höhe von zwanzig vom Hundert des ſteuerpflichtigen 
Wertes. Der Bundesrat iſt ermächtigt und auf 
Verlangen des Reichstags verpflichtet, nach Be⸗ 


endigung des Krieges den Steuerſatz für Weine im 
ſteuerpflichtigen Werte von nicht mehr als zwi 
Mark für das Liter auf fünfzehn vom Hundert des 70 


Wertes herabzuf etzen. 


Wo in dieſem Geſetze von Wein ohne nähere 
Sealine bie Rede iſt, find darunter die n 


Abſ. 1 aufgeführten Erzeugniſſe zu verſtehen '). 


: os) Die Bezeichnungen im bf, 1 entſprechen der Aus- 1 
ee drucksweiſe des Weingeſetzes. = 
ey Von den Erzeugniſſen der Weinrebe ſollen nur ea Wein 9 

und der Traubenmoſt beſteuert werden, nicht auch die . 5 
. kauben zur e und 8 55 mee ö 
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8 Bereitung von Wein aus Weintrauben oder Traubenmaiſche 
ſetzt fachmänniſche Erfahrung und das Vorhandenſein der 
nötigen Vorrichtungen voraus. Beide pflegen aber den Ver⸗ 
5 brauchern zu fehlen. Ein Bedürfnis, einen Verkehr mit 
Traubenmaiſche und Keltertrauben zwiſchen dem Winzer und 
dem Verbraucher zuzulaſſen, liegt ſomit nicht vor. Durch 
* die Ausſchaltung dieſes Verkehrs erfährt die ſteuerliche Über⸗ 
wachung der zu verſteuernden Erzeugniſſe eine erhebliche 
Vereinfachung. 3 
Nach dem Weingeſetze (§ 1) wird unter Wein das durch 
alkoholiſche Gärung aus dem Safte der friſchen Weintraube 
hergeſtellte Getränk, alſo nur der Traubenwein verſtanden. 
Dieſſertwein (Süd⸗, e Dour 2 des Weingeſetzes — iſt 
eine beſondere Art des Wein Auch der geſetzentſprechend 
e gezuckerte Traubenwein (5 5 1 noch als Wein. 
Die Herſtellung der durch § 11 des Weingeſetzes für die 
. ausſchließliche Verwendung als Haustrunk zugelaſſenen 
Treſterweine, Hefeweine und anderen Kunſtweine aus Aus⸗ 
gangsſtoffen, die der Weintraube entſtammen, wird nicht 
als Weinbereitung im Sinne des Weingeſetzes angeſehen. 
Demzufolge können ſie auch nicht als Traubenwein der Wein⸗ 
ſteuer unterworfen werden. Würden derartige Erzeugniſſe 
eeinen Gegenjtahb des gewerbsmäßigen Verkehrs bilden, jo 
bliebe vom Standpunkt der Weinbeſteuerung aus nichts anderes 
übrig als ſie wie weinähnliche Getränke zu behandeln. Solange 
jie jedoch nur im eigenen Haushalt des Herſtellers verwendet 
oder ohne beſonderes Entgelt an die in ſeinem Betriebe be- 
ſchäftigten Perſonen zum eigenen Verbrauch abgegeben werden 
dürfen, wird mit Rückſicht auf § 11 des Geſetzes die Verſteuerung 
tatſächlich nur in den ganz vereinzelten Fällen in Frage kommen 
können, in denen die zuſtändige Behörde ausn ahmsweiſe die 
1 Veräußerung eines Vorrats von Haustrunk bei Auflöſung des 
Haushalts oder Aufgabe des Betriebs geſtattet. 
9) Getränke, die nicht aus dem Safte der Weintraube, 
ö ſondern aus anderen Fruchtſäften oder ähnlichen Ausgangs⸗ 
N ſtoffen nach Art des Weins durch alkoholiſche Gärung her⸗ 
geſtellt werden, gelten als dem Weine ähnliche Getränke 
zh (§ 10 des Weingeſetzes). Dieſer Paragraph führt als für der⸗ 
65 1 Wetten ae in rated oe kommend auf die dem 


en Birnen wein, Johann isbeer⸗ Heidelbeer, EC Stachelbeer⸗ . 
wein uſw.). Auch die in Süddeutſchland, insbeſondere 1 
Württemberg, aus Apfeln, Birnen oder beiden Obſtarten 
heergeſtellten Volksgetränke, die dort herkömmlich als „Apfel⸗ 
oder Birnenmoſt“ oder meiſt kurzweg als „Obſtmoſt“ bezeichnet i 
werden, zählen zu den dem Weine ähnlichen Getränken aus 
Fruchtſäften. Sie entſtehen durch weingeiſtige Gärung ſtärker 2 
gewäſſerter Obſtſäfte und können als verdünnte Obſtweine i 
betrachtet werden. Unter den dem Weine ähnlichen Getränken 
aus Malzauszügen ſind die ſogenannten Maltonweine aus 3 
Malz zu nennen. Für den deutſchen Verkehr kommen faſt 
nur die genannten drei Gruppen von dem Weine ähnlichen 
Getränken in Frage; dem entſpricht auch der Wortlaut des 
$10 des Weingeſetzes. Es muß aber mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß auch dem Weine ähnliche Getränke aus opens % 
Grundſtoffen als Fruchtſäften, Pflanzenſäften oder Malz⸗ 
auszügen hergeſtellt werden. Um auch dieſe ſteuerlich zu ete 
sat jem, ijt im Geſetz die allgemeine Faſſung e 5 ‘fine 
liche Getränke“ gewählt worden. 

Ein Unterſchied zwiſchen in⸗ und auslä indiſchen Erdeug⸗ 
niſſen iſt nicht gemacht. Es unterliegt daher auch der aus dem 
Ausland eingeführte Wein ulm. der Beſteuerung nach Maß⸗ 

gabe des Geſetzes neben dem Schutzzoll, W nicht Anse 
tiahmen zugelaſſen find (8 —). a 
3) Im Abſ. 2 wird keine neue Begriffsbeſtimmung für 
Wein gegeben. Zur Vermeidung einer Aufzählung ſämtlicher 
ſteuerpflichtigen Getränke in den ſpäteren Paragraphen werden 
dieſe lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen unter dem Samme 
begriffe Wein zuſammengefaßt. Die Vorſchrift ſoll nicht 
ne anderes beſagen, als daß die folgenden Beſtimmungen ube 
für Wein auch für die . im l 2 aoe Getränke 
. . 


1 a steuer fiche. | 
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als Verbrauch Wein . dem Ausland 
eht ). 

Als Verbraucher iſt anzuſehen, wer Wein 
zieht, ohne Herſteller oder Händler zu ſein. Als 
rſteller oder Händler im Sinne dieſes Geſetzes 
ilt nur, wer ſeinen Betrieb gemäß § 15 an⸗ 


ae Solche Wirte und Kleinverkäufer, die lediglich 
inländiſchen Wein vom Faß verſchänken, ſind als 
: Verbraucher im Sinne dieſes Geſetzes anzuſehen “). 


1) Nach dem Wortlaut des Abſ. 1 wird bei der Abgabe 
von Wein an einen Verbraucher zwiſchen verſteuertem und 
unverſteuertem Weine nicht unterſchieden. Es unterliegt 
daher jeder Wein, den Herſteller oder Händler an einen 
sy Verbraucher abgeben, der Steuer. So iſt beiſpielsweiſe der 
durch einen Händler von einem Verbraucher gekaufte Wein 
bei der Weitergabe an einen Verbraucher vom Händler nochmals 
zu verſteuern, obwohl der Wein bei der Abgabe vom Herſteller 
an den Verbraucher bereits einmal verſteuert iſt. Durch die 
Faſſung des Abſ. 1 ſoll Steuerverkürzungen vorgebeugt werden, 
die dadurch entſtehen können, daß zur Umgehung der Bee 
teuerung des durch die längere Behandlung und Lagerung 
ſowie durch den Händlergewinn entſtehenden höheren Wertes 
ex Wein beim Herſteller durch Verbraucher als Mittels⸗ 
rſonen für Händler zu einer Zeit gekauft wird, zu der der 
ert des Weines noch verhältnismäßig gering iſt. 
) Der Begriff „Abgabe“ (wer Wein an den Verbraucher a 
4 Art der Eutäußerung. 
as 8) Die Steuerpflicht iſt an den Übergang vom Herſteller 
. an den Verbraucher geknüpft. Die Ablieferung 


ve fewerpflichtige Abgabe, weil bie Genoſſenſchaft 


bgibt) iſt im weiteſten Sinne zu verſtehen. Er auen e ioe 


: Traubenmoſt⸗ der Weinmengen an die Genoſſen⸗ 8 


1 . 5 der an le n Gre 


14 es Weinſteuergeſetz. g 3, : 


zeugniſſe ſowie ihren Vertrieb an Verbraucher beſorgt und a 
deshalb nicht als Verbraucher erſcheint. 5 5 
Steuerfrei bleibt der Verkehr zwiſchen Herſteller und 
Händler oder von Händler zu Händler. ae 
Hieraus ergibt ſich für den Herſteller und Händler die 
Verpflichtung, bei der Abgabe von Wein ſtets zu prüfen, 
ub der Bezieher Verbraucher oder Händler iſt, da er gemäß 
§ 4 des Geſetzes für den aus der Nichteinhaltung dieſer Ver⸗ 
pflichtung ſich ergebenden Steuerausfall haftet. Herſteller 
und Händler können dieſer Verpflichtung aber nur bei genauer 
Kenntnis der Eigenſchaft des Weinbeziehers nachkommen. 
Hierfür erſcheint es nötig, daß der Begriff des Verbrauchers, 
des Herſtellers und des Händlers beſtimmt wird, ſodann aber 
geeignete Maßnahmen getroffen werden, um dem Steuer- 
pflichtigen die Prüfung der Beziehereigenſchaft zu ermöglichen. 

Die Herſteller von Traubenmoſt und Traubenwein und 
die mit Wein (§ 1 Abſ. 2) Handel Treibenden haben ihren 
Betrieb gemäß § 15 der Steuerbehörde anzuzeigen. Von 
dieſer Anzeigepflicht iſt bei der Begriffsbeſtimmung aus⸗ 
gegangen worden. Die Tatſache der erfolgten Anzeige bildet 
das geeignete Merkmal dafür, ob jemand als Herſteller oder 
Händler im Sinne des Entwurfs gilt. 1 

Bei den für die Prüfung der Beziehereigenſchaft zu 
treffenden Maßnahmen, die den Ausführungsbeſtimmungen 
vorbehalten ſind, kann beiſpielsweiſe an den Nachweis der 
ſteueramtlichen Anmeldung des Betriebs bei der Beſtellung 
von Wein durch Vorlegung einer ſteueramtlichen Anmelde⸗ 
beſcheinigung oder durch deren Bezeichnung (Aufdruck) auf 
dem Beſtellſchreiben nach dem Vorgang im § 6 der Verordnung 
über Wein vom 31. Auguſt 1917 (RGBl. S. 751) gedacht 
werden. 

4) Dieſe Vergünſtigung iſt erſt vom Reichstagsausſchuß 
beſchloſſen worden. Die genannten Wirte und Kleinverkäufer 
ſind als Verbraucher anerkannt. Wer ſich fälſchlich als Her⸗ 
ſteller oder Händler anmeldet, wird gy) be 2 des ee ; 
bs ede 


— 


9 3. Wer Wein an einem S abgibt a 
iſt e dem e 1 5 


Wenner 8 4. ses 15 2 


besonders zu en Der Verbraucher hat die = : 

Zahlung an den Abgeber zu leiſten. Eine Berufung 

5 darauf, daß die Steuer Jean § 13 dem HOEY 
geſtundet fei, ijt unzuläſſig !). 

) Die Aufnahme dieſer Beſtimmung beruht auf Antrag 

Nr. 57 zweiter Leſung, 1 im Ausſchuß angenommen 

5 wurde. 

a Eintritt der Steuerpflicht. 


a 8 41). Die Steuerpflicht tritt ein bei Wein, 
mE der an einen Verbraucher abgegeben wird, mit dem 
4 Zeitpunkt der Abſendung!) oder, wenn eine folche 
nicht ſtattfindet, mit dem Zeitpunkt der Aus⸗ 
hländigung!) an dieſen, bei unverſteuertem Weine, 
5 zum Verbrauch im eigenen Haushalt oder 
Betriebe beſtimmt wird, mit dem Zeitpunkt der 
Entnahme aus den Lagervorräten!), und bei 
Wein, den ein Verbraucher aus dem Ausland 
bezieht, mit dem Zeitpunkt des Überganges über 
die Zollgrenze !). 

Wer Wein gegen Entgelt im Inland an einen 
Verbraucher abgibt, hat dieſem eine Rechnung aus- 
Zzuſtellen, aus der Name und Wohnort des Ab— 
gebenden und des Beziehers, der Tag der Abgabe, 
die Art, Bezeichnung und Menge des Weines 
ſowie deſſen ſteuerpflichtiger Wert (8 5) und der 


Steuerbetrag erſichtlich ſind. Der Bundesrat 
3 Erleichterungen zulaſſen !). 


Deer ſteuerpflichtige Wein haftet ohne Rüchſicht 
ee f die Rechte Dritter für den Betrag der darauf 
1 . icht erf und ey jolange deren Ent⸗ 


1 1 Bal. 5 die 8 wusfahrungen in den 
Arbemerkungen ſowie die §§ 1 und 2. 


Abf. 1 ergeben würde 5). 


16 f wot Welfen e 5 5. 


2) Über jede Lieferung von Wein gegen en t elt an Ver- a 
braucher im Inland ift eine Rechnung vom Lieferer zu er- 
teilen. In der Verpflichtung zur Rechnungs ausſtellung auch 3 
in Friedensjahren kann eine Beläſtigung für die beteiligten 
Erwerbskreiſe nicht erblickt werden. Bei der dem Bundesrate 
zu überlaſſenden Gewährung von Erleichterungen iſt zunächſt 
an ſolche für die Abgabe von Wein in i und 
im Kleinhandel gedacht. 


Steuerpflichtiger Wert. 

5 51). Als fteneriflichtiger § Wert gilt bei Wein, 4 
der gegen Entgelt?) an einen Verbraucher ab⸗ Es 
gegeben wird, der dieſem in Rechnung geſtellte 
Preis!), wobei Rabatt, Zinsvergütungen, Zahlungs⸗ 
abzüge und dergleichen unberückſichtigt bleiben!). 
Zum ſteuerpflichtigen Werte gehören nicht der Wert 
der unmittelbaren Umſchließungen, ſoweit dieſe „5 
geſondert und zu angemeſſenen Beträgen in 
Rechnung geſtellt werden, und der Wert der äußeren 8 
Verpackungsmittel). Die bis zum Zeitpunkte der 
Lieferung entſtandenen Nebenkoſten für Lagerung, 
Behandlung, Abfüllung, Ausſtattung, Fracht, Ver. 
ſicherung, Kommiſſion und dergleichen 1 ie 
ſteuerpflichtigen Wert eingurecdnen*), a 

Wein, der unentgeltlich an Verbraucher abe 
gegeben oder der dem Verbrauch im eigenen Haus⸗ 5 
halt oder Betriebe zugeführt wird, iſt nach dem 
Werte zu verſteuern, der ſich zur Zeit der Ab gabe 
oder Zuführung für gleiche oder gleichartige Weine 

für den Fall ihrer Abgabe gegen 1 e 


Für die Bewertung von Wein, der von einem 4 
Verbraucher aus dem Ausland eingeführt wird, 
| gelten die Grundſätze des Abſ. 1 mit der Maßgabe, 
daß in den ſteuerpflichtigen Wert der Eingangszol 
zowie die bis que eee ite die Zollgren⸗ 


e Pe 6. i E 


2 ande e Verſicherungs⸗ Köſchungs⸗ 
„„ und ſonſtigen Speſen eingerechnet 


a 1) Da 715 Steuerbeamten nicht in der Lage ſind, den Wert 
des Weines durch Prüfung ſeiner Beſchaffenheit feſtzuſtellen, 
a bietet ſich für die Beurteilung des ſteuerpflichtigen Wertes 
keine andere Unterlage, als der dem Verbraucher in Rechnung 
Ss geſtertte Kaufpreis. Die beigefügten Einzelvorſchriften find 
2 mit Rückſicht auf die Handelsgebräuche zur näheren Begriffs- 
abgrenzung geboten. 
5 2) Entgelt ſoll jede Gegenleiſtung ſein, die einen Ver⸗ 
a mögenswert beſitzt. Eine Abgabe gegen Entgelt liegt demnach 
5 a bei der Hingabe von Wein an Zahlungs Statt oder bei 
der Abgabe im Wege des Tauſches vor. Zu den Nebenkoſten 
füt Abfüllung werden auch die Auslagen für Korke gerechnet. 
3) Wegen des Bewertungs verfahrens bezüglich ſolcher 
Weinabgaben oder Weinentnahme val. § 8. 
| 4) Alſo ijt als Wert ausländiſcher Weine der Kaufpreis 
(Abſatz 1) + Eingangszoll und Fracht bis zur Grenze uſw. 
(Abſ. 3) anzuſehen. 


Fälligkeit. 
§ 61). Die Steuer für Wein, der von einem 
Verbraucher aus dem Ausland bezogen wird, iſt 
gleichzeitig mit dem Eingangszolle zu entrichten. 
: Im übrigen wird die Steuer für die in einem Monat 
(teuerßflichtig gewordenen Weinmengen (§ 4 Abſ. 1) 
am letzten Tage dieſes Monats fällig und ijt ſpäteſtens 
am fünfzehnten Tage des nächſtfolgenden Monats 
bei der Hebeſtelle einzuzahlen. 
Wird die Zahlungsfriſt wiederholt verſäumt oder 
. liegen Gründe vor, die den Eingang der Steuer 
Be 1 erſcheinen laſſen, fo kann die Steuer⸗ 


i Steuer bei Eintritt der Steuerpflicht fordern. 
Nebengebühren, insbeſondere für Quittungen 
8 der Steuerbehörden, werden 


„„ Weinſteuergeſetz. 8 1. 


1) Fällt der letzte Tag des Fälligkeitsmonats auf einen 
Sonntag oder einen ſtaatlich anerkannten allgemeinen Feiertag, 
ſo tritt an die Stelle des Sonntags oder des Feiertags der 
nächſtfolgende Werktag. 


Anmeldung und Feſtſtellung der Steuerbeträge. i 

§ 71). Der Steuerpflichtige hat ſpäteſtens am 
ſiebenten Werktage eines jeden Monats die im 
vorhergegangenen Monate ſteuerpflichtig gewordenen 
Weinmengen nach näherer Beſtimmung des Bundes⸗ 
rats ſchriftlich bei der Hebeſtelle durch eine Erklärung 
anzumelden, in der der ſteuerpflichtige Wert jeder 
einzelnen Weinabgabe oder Weinentnahme in 
Übereinſtimmung mit den kaufmänniſchen Büchern 
erſichtlich zu machen. Für Wein, der von einem 
Verbraucher aus dem Ausland eingeführt wird, iſt 
der ſteuerpflichtige Wert bei der Zollabfertigung 
anzumelden. 

Für Fälle des Bedürfniſſes, insbeſondere für 
kleine Herſtellungsbetriebe, ferner für den Wein⸗ 
abſatz in Schankwirtſchaften oder im Kleinverkaufe, 
kann der Bundesrat abweichende Anordnungen 
treffen. 

Der Steuerbetrag wird für jede Anmeldung in 
einer Geſamtſumme feſtgeſtellt. Pfennigbeträge 
werden nur inſoweit erhoben, als ſie durch fünf 
teilbar ſind. 5 


1) Die tägliche Anmeldung der ſteuerpflichtig e 2 
Weinmengen zur Verſteuerung würde für kleinere Betriebe 
wohl möglich fein, dagegen bei größeren Betrieben ſtörend 
wirken. Die Anmeldung für einen größeren Zeitraum mit 
einem Geſamtbetrage ähnlich wie bei der Umſatzſteuer iſt mit 
der Eigenſchaft der Weinſteuer als einer Verbrauchsabgabe 
nicht vereinbar. Sie würde eine verbindliche Erklärung über 
den Wert jeder einzelnen ſteuerpflichtigen Weinmenge ver⸗ 
miſſen laſſen, auf die nicht e werden kaun. ‘ghd ber 
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in des angemeldeten Wertes durch die Hebeſtelle 
: 1 aber die Wertangabe für jede ſteuerpflichtige Weinmenge 
ae nicht zu umgehen. An die Stelle der Einzelwertangabe all- 
gemein die Ermittelung aus den Geſchäftsbüchern der Steuer⸗— 
pflichtigen durch die Steuerbeamten treten zu laſſen, wäre 
überdies aus dem Grunde nicht möglich, weil dieſe Aufgabe 
von den Hebeſtellen nicht bewältigt werden könnte. 


Entſcheidung über die Zulänglichkeit der Wertanmeldungen. 
1 § 8). Zweifel der Hebeſtellen an der Zu⸗ 
länglichkeit der Wertanmeldungen ſind, wenn ſie 

nicht durch Prüfung der Geſchäftsbücher behoben 

werden können, von einem Prüfungsamte für Wein⸗ 
bewertung zu entſcheiden, das mindeſtens zu zwei 

Dritteln mit Sachverſtändigen der beteiligten Er— 

werbskreiſe beſetzt iſt. Im Einvernehmen mit den 

Landeszentralbehörden beſtimmt der Reichskanzler. 
die Zahl der Prüfungsämter, deren Sitz, Zu⸗ 
ſtändigkeit, Beſetzung und Geſchäftsordnung und 

beruft nach Anhörung von Vertretungen des 

Gewerbes die Sachverſtändigen, von denen tunlichſt 

zwei Drittel ihre Tätigkeit als Ehrenamt ausüben 
ſollen. 

Die Hebeſtellen, welche die Entſcheidung des 
Prüfungsamts anrufen, haben ihm mit der Wert⸗ 
. anmeldung und ihren Unterlagen eine Probe des 

zu prüfenden Weines zu überſenden. Jeder In⸗ 
i haber von Wein iſt verpflichtet, der Steuerbehörde 

die Entnahme einer Probe zum Zwecke der Prüfung 
zu geſtatten. Für⸗die entnommene Probe iſt Ver⸗ 
2 gütung nach dem angemeldeten Werte zu leiſten. 
Das Prüfungsamt iſt zu Erhebungen aller Art 
e insbeſondere zu örtlichen Beſichtigungen 
und zur ſchriftlichen oder perſönlichen Befragung 
Be pe sb eevers und . über die näheren 
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amt ift auch befugt, ſich für ſeine langen f 
der Handels⸗ oder Landwirtſchaftskammern oder 
der von dieſen vorzuſchlagenden Sachverſtändigen 
zu bedienen. 

1) Es wird ſich die Notwendigkeit ergeben, auch in nicht 
Weinbau treibenden Bundesſtaaten Prüfungsämter für 
Weinbewertung zu errichten. In dieſen Fällen kann nicht 
daran gedacht werden, die Sachverſtändigen, wie es erwünſcht 
wäre und in Weinbau treibenden Gegenden auch die Regel 
bilden wird, aus den Kreiſen ſowohl des Weinbaus wie des 
Weinhandels zu wählen. Durch die Faſſung ſoll die Möglichkeit 
geſchaffen werden, die Auswahl der Sachverſtändigen auf den 
Weinhandel zu beſchränken. 


§ 9. Das Prüfungsamt ſetzt den der Steuer⸗ 
berechnung zugrunde zu legenden Wert feſt und 
teilt ihn der Hebeſtelle mit. Die Entſcheidung des 
Prüfungsamts iſt endgültig. 


Abſatzbeſchränkung für Weintrauben und Traubenmaiſche. 

§ 10. Weintrauben, die zur Herſtellung von 
Wein dienen ſollen, und Traubenmaiſche dürfen 
nur an Herſteller oder Händler abgegeben und nur 
von ſolchen erworben oder aus dem Ausland ein⸗ 
geführt werden. 

Für Gegenden, in denen der Bezug der Wein⸗ 
trauben oder Traubenmaiſche durch Verbraucher zur 
Selbſtkelterung landesüblich iſt, können nach näherer 
Beſtimmung des Bundesrats Ausnahmen zu⸗ 
gelaſſen werden. 


Steuerbefreiungen. 
5 111). Nach näherer Beſtimmung des Bundes⸗ 4 
rats ijt von der Steuer befreit: a 
1. Traubenmoſt oder Traubenwein, hergeſtellt 
aus ſelbſtgewonnenen Trauben oder aus 
Trauben oder Traubenmaiſche, die Weinbergs⸗ 


Wente 8 11. . 


ee beſitzer zagekauft en 8 ſelbſtgekelterte 
weinähnliche Getränke, zum Verbrauch im 
eigenen Haushalt und zur Verabreichung an 
die land wirtſchaftlichen Arbeiter des eigenen 
Betriebs, ſoweit die Getränke nicht in vers 
ſchloſſenen Flaſchen dem Verbrauche zugeführt 
werden!)); 
bei der Kellerbehandlung oder Lagerung vers 
brauchter Wein, ſoweit er nicht in verſchloſſenen 
Flaſchen dem Verbrauche zugeführt wird 2)s); 
. Wein, der unter Steueraufſicht ausgeführt oder 
eee vernichtet wird; 
44§. Wein zur Herſtellung von Schaumwein, Eſſig 
. und Branntwein ſowie von weinhaltigen Ge⸗ 
oe tränken, von entgeiſteten Weinen und von 
entgeiſteten dem Weine ähnlichen Getränken; 
5. Wein, der zu amtlichen Unterſuchungen oder 
von wiſſenſchaftlichen Anſtalten zu wiſſen⸗ 
5 ſchaftlichen Zwecken verwendet wird; 
3. Wein“), der beim Grenzübertritte mitgeführt 
. und auf Grund der zollgeſetzlichen Vorſchriften 
als Reiſebedarf oder Schiffsproviant zollfrei 
a gelaſſen wird; 
7. Wein, der zur Probe glasweiſe oder in Flaſchen 
von weniger als 250 Kubikzentimeter Raum⸗ 
gehalt unentgeltlich abgegeben wird; 
8. Wein, der ausſchließlich für gottesdienſtliche 
2 Zwecke beſtimmt iſt. 
I) Aus der Abſatzbeſchränkung für Keltertrauben und 
Traubenmaiſche (F 9) ergibt ſich die Unzuläſſigkeit der Hers 
ſtellung von Traubenwein aus zugekauften Trauben durch 
erbraucher. Demgemäß bezieht ſich hinſichtlich der Ver⸗ 
raucher die Steuerfreiheit nach Nr. 1 nur auf Traubenmoſt 
Traubenwein, der von ihnen aus ſelbſtgewonnenen 


x 


n trauben n ijt. Da die Abſatzbeſchränkung des § 9 
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nur für Weintrauben und Traubenmaiſche gilt, iſt die Selbſt⸗ 
bereitung weinähnlicher Getränke aus zugekauften Ausgangs⸗ 
ſtoffen durch Verbraucher ſtatthaft und die Steuerfreiheit 
auf die ſo hergeſtellten Getränke anwendbar. Wegen der 
Steuerfreiheit für die nach § 11 des Weingeſetzes als Haustrunk 
zugelaſſenen Treſterweine uſw. wird auf die Ausführungen zu 
§ 1 Bezug genommen. 

2) Steuerfrei nach Nr. 2 bleibt beiſpielsweiſe der nach 
beſtehender Übung den Küfern zuſtehende Freitrunk. 

3) Von der Steuerfreiheit nach Nr. 1 und Nr. 2 iſt 
Wein in verſchloſſenen Flaſchen ausgenommen. Da es ſich 
bei den Flaſchenweinen in der Regel um höherwertige Weine 
handelt, liegt ein Bedürfnis zur Ausdehnung der Steuerfreiheit 
auf dieſe Weine nicht vor. Unter Wein in verſchloſſenen 
Flaſchen iſt nur ſolcher Wein zu verſtehen, der zum Zwecke 
längerer Lagerung auf Flaſchen gefüllt und mit einem dauer⸗ 
haften Verſchluſſe verſehen wird. Der zum alsbaldigen Ver⸗ 
brauch abgefüllte und mit Spitzkorken verſehene Flaſchenwein 
iſt nicht als Wein in verſchloſſenen Flaſchen anzuſehen. 

4) Urſprünglich war nur der in Flaſchen mitgeführte Wein 
befreit. Die Ausdehnung auch auf offene Weine beruht auf 
einen Antrag Nr. 1695 der Reichstagsverhandlungen. 


Erſtattung der Steuer. 

§ 12. Eine Erſtattung der Steuer kann nach 
näherer Beſtimmung des Bundesrats gewährt 
werden für Wein, der vom Lieferer 5 
zurückgenommen worden iſt. 


Stundung. 


§ 13. Gegen Sicherheitsleiſtung kann die Steuer 7 


bis zu ſechs Monaten geſtundet werden. 
Verjährung. 


§ 14. Anſprüche auf Zahlung oder Erſtattung 4 


der Steuer verjähren in einem Jahre von dem 


Tage der Fälligkeit oder Entrichtung ab. Der 
Anſpruch auf Nachzahlung eines hinterzogenen 


Steuerbetrags 1 in drei Juen 


— 


Ff 


. 
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3 8 Verjährung wird durch jede von der zu⸗ 
Ie, ſtändigen Behörde zur Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs gegen den Zahlungspflichtigen gerichtete 
pene unterbrochen. 


II. Abſchnitt. 


Überwachungs maßnahmen. 
Anzeigepflicht. 
§ 151). Wer als Herſteller oder Händler Wein 
gewerbsmäßig in Verkehr bringen will, hat dies 
vor der Eröffnung des Betriebs nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Bundesrats der Steuerbehörde an— 
zuzeigen und ihr gleichzeitig die Betriebs- und 
Lagerräume anzumelden. Wer Traubenmoſt oder 
Traubenwein ausſchließlich aus gekauften Trauben 
oder gekaufter Traubenmaiſche herſtellen will, gilt 
nicht als Herſteller im Sinne dieſes Geſetzes und darf 
ſich als ſolcher nicht anmelden. Staatliche und 
gemeindliche Betriebe, ferner Vereinigungen, Ge— 
ſellſchaften und Anſtalten unterliegen der Anzeige— 
pflicht, wenn ſie Wein gegen Entgelt abgeben. 
Die Steuerbehörde hat über die erfolgte An— 
meldung dem Anmeldenden eine Beſcheinigung 
auszuſtellen. 
Wein darf nur in den angemeldeten Räumen 
hergeſtellt und aufbewahrt werden. 
5 1) Nach der Faſſung ſind nur die Herſteller oder Händler 
von Traubenmoſt und Traubenwein (Wein) anzeigepflichtig. 
. Eine Ausnahme iſt für die Herſteller des nach § 11 Nr. 1 ſteuer⸗ 
5 freien Traubenmoſtes und Traubenweins nicht gemacht, 
5 weil angenommen werden darf, daß Betriebe, in denen aus— 
ae ſolche Getränke zum Selbſtverbrauche hergeſtellt 


w Dagegen beſteht cine Anzeigepflicht nicht für die 
8 erſellung von dem Weine ähnlichen Getränken. Bei dieſen 
2 cheba handelt es ſich vorzugsweiſe um die Gruppe der 
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Obſt⸗ und Beerenweine. Beſonders in Süddeutſchland ſpielt 
der Obſtwein eine große Rolle, wo er von den breiten Maſſen 
der Bevölkerung hergeſtellt und getrunken wird. In der Haupt⸗ 
ſache handelt es ſich hierbei um Getränke, die nach § 11 Nr. 1 
Steuerfreiheit genießen und bei denen nur ausnahmsweiſe 
wegen Verkaufs an Verbraucher eine Steuerentrichtung in 
Frage kommt. So iſt in Württemberg neben der bäuerlichen 
auch die minderbemittelte ſtädtiſche Bevölkerung, zumal die 
ſtädtiſche Arbeiterbevölkerung, an der Bereitung des Obſt⸗ 
moſtes beteiligt. Da bei der überaus großen Anzahl dieſer 
meiſt ganz kleinen Herſtellungsbetriebe von einer auch nur 
einigermaßen wirkſamen Kontrolle nicht die Rede ſein kann, 
glaubte der Geſetzgeber von einer Betriebsanzeigepflicht für 
die Herſteller von dem Weine ähnlichen Getränken abſehen 
und ſich mit einer ſolchen für die Händler begnügen zu ſollen. 
Dadurch würden auch diejenigen Herſtellungsbetriebe über⸗ 
wacht werden können, die mit ihren Erzeugniſſen Handel 
treiben. Dies wird aber bei allen Keltereien mit größerem 
Betriebsumfange der Fall ſein. 


§ 161). Jede Anderung in den angemeldeten 
Verhältniſſen iſt der Steuerbehörde binnen einer 
Woche anzuzeigen. 

Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht ſelbſt 
leiten, haben der Steuerbehörde diejenigen Perſonen 
zu bezeichnen, die als Betriebsleiter in ihrem 
Namen handeln. 5 

Die im folgenden für den Betriebsinhaber ge⸗ 
gebenen Vorſchriften gelten mit Ausnahme der⸗ 
jenigen im § 21 Satz 2 auch für den Betriebsleiter. 

1) Unter Herſtellern ſind nur die nach § 14 zur Anzeige 
verpflichteten Herſteller von Traubenmoſt und Traubenwein 90 
zu verſtehen. Auch die im § 15 und § 18 den Betriebsinhabern 2 
auferlegten Verpflichtungen treffen die ee nur an 4 
als fie anzeigepflichtig find. 1 
Steueraufſicht. 1 

15 17. Die Betriebs⸗ und Sagerrdame oad 


- seinfeueree. 88 1820. 25 


a Die Steuerbeamten ſind befugt, die 
3 Räume, lange ſie geöffnet ſind oder darin ge— 
arbeitet wird, zu jeder Zeit, andernfalls während 
der üblichen Geſchäftsſtunden zu beſuchen. Die 
Aufſichtsbefugnis erſtreckt ſich auf alle an die Be⸗ 
triebs⸗ und Lagerräume angrenzenden oder damit 
in Verbindung ſtehenden Gewerberäume des Be— 
triebsinhabers. Die Zeitbeſchränkung fällt weg, 
wenn Gefahr im Verzug iſt. 
ö § 18. Innerhalb der der Steueraufſicht unter- 
liegenden Räume dürfen keine Maßnahmen gee 
troffen werden, welche die Ausübung der geſetzlichen 
Aufſicht hindern oder erſchweren. 
§ 19. Die Betriebsinhaber haben den Steuer⸗ 
beamten jede für die Steueraufſicht oder zu 
ſtatiſtiſchen Zwecken erforderliche Auskunft über 
den Betrieb zu erteilen und bei den zum Zwecke 
der Steueraufſicht ſtattfindenden Amtshandlungen 
die Hilfsmittel (Geräte, Beleuchtung uſw.) zu ſtellen 
und die nötigen Hilfsdienſte zu leiſten. 

Den Oberbeamten der Steuerverwaltung ſind 
die auf Herſtellung, Erwerb und Veräußerung von 
Wein bezüglichen Geſchäftsbücher und Schriftſtücke 
auf Erfordern zur Einſicht vorzulegen. 


Bee. Buchführung; Beſtandsaufnahme. 
~~ 201). Nach näherer Anordnung des Bundes— 
rats haben die Betriebsinhaber über ihren Wein⸗ 
verkehr Buch zu führen. Sie ſind verpflichtet, ſich 
er 1 5 Abgabe von Wein im Inland zu ver⸗ 
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Der Bundesrat kann im Falle des Bedürfniſſes 


die ſteueramtliche Überwachung des Weinverkehrs 


abweichend von den vorſtehenden Vorſchriften 
regeln und neben ihnen beſondere Anordnungen 
treffen. 

Die Steuerbehörde kann Beſtandsaufnahmen 


anordnen. Hierbei feſtgeſtellte Fehlmengen ſind 


zu verſteuern, ſoweit nicht dargetan wird, daß ſie 
auf Umſtände zurückzuführen ſind, die eine Steuer⸗ 
ſchuld nicht begründen. Als ſteuerpflichtiger Wert 
gilt der Wert der Weinſorten, bei denen die Febhl- 
mengen feſtgeſtellt worden ſind. Kann nicht er⸗ 
mittelt werden, aus welchen Weinſorten die Fehl⸗ 
mengen herrühren, ſo tritt Verſteuerung zum 
Satze von einer Mark für das Liter oder die 
Flaſche ein. 

1) Durch § 19 des Weingeſetzes und die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen hierzu iſt u. a. für das gewerbsmäßige In⸗ 
verkehrbringen von Traubenmaiſche, Traubenmoſt und 


Wein die Führung beſonderer Bücher bereits angeordnet 


worden. Ob und inwieweit dieſe Bücher auch für Zwecke 
der Steueraufſicht benützt werden können, muß, wie die amtliche 
Begründung zum Geſetz bemerkt, der Erwägung vorbehalten 
bleiben. 1 

Bei der Beſtandsaufnahme feſtgeſtellte Abgänge bleiben 
von der Steuer frei, wenn ſie auf natürliche Weiſe, z. B. 
durch Eintrocknen oder Verdunſten des Weines oder durch 
Auslaufen oder Bruch entſtanden ſind. Den Bundesregierungen 
wird überlaſſen bleiben können, für den normalen Schwund 
beſondere Hundertſätze auf Grund der gemachten Erfahrungen 
feſtzuſetzen. 5 


§ 21. Sind Betriebsinhaber wegen Hinter⸗ 


ziehung der Steuer wiederholt beſtraft worden, ſo 


kann ihr Betrieb beſonderen Aufſichtsmaßnahmen 


unterworfen werden. Die Koſten fallen dem 
Betriebsinhaber zur Laſt. Die Einziehung der 


8 Wennſteuergeſet §§ 22 24. 27 


: ‘ 
ue “< 


e erwachſenen Auslagen erfolgt nach den 
Vorſchriften für die Beitreibung der Zölle und mit 


deren Vorzugsrechte. 


III. Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 
8 Weinſteuerhinterziehung. 
§ 221). Wer vorſätzlich die geſetzliche Steuer 
für Wein ganz oder zum Teil hinterzieht oder einen 
ihm nicht gebührenden Steuervorteil erſchleicht, 
wird wegen Weinſteuerhinterziehung mit einer 
Geldſtrafe beſtraft, die das Vierfache der Steuer— 
verkürzung oder des Steuervorteils, mindeſtens aber 
fünfzig Mark beträgt. 

1) Die Strafvorſchriften lehnen ſich an das geltende Recht 
an, ſind aber wie in den übrigen Getränkeſteuergeſetzentwürfen 
der neueren Entwickelung des Strafrechts angepaßt. Ins⸗ 
beſondere iſt der Begriff des Unternehmens fallen gelaſſen; 
an ſeine Stelle ſind, entſprechend den Vorſchriften des Straf— 
geſetzbuchs, die Begriffe der vollendeten Tat und des Verſuchs 

getreten. 

Verſuch. 
8 23. Der Verſuch der Weinſteuerhinterziehung 
iſt ſtrafbar; die für die vollendete Tat angedrohte 
Strafe gilt auch für den Verſuch. 
Bei dem Verſuch iſt die Strafe nach der Steuer— 
verkürzung oder dem Steuervorteile zu bemeſſen, 
4 bei Vollendung der Tat eingetreten wären. 


S8 24. Der Tatbeſtand des § 22 wird insbeſondere 
da n als vorliegend angenommen, 

I. wenn innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt die 
Menge des ſteuerpflichtigen Weines nicht oder 
8 nicht richtig angemeldet oder wenn der ſteuer— 


5 oder des Steuervorteils, nach dem die Geldſtrafe 


i 5 soe ee . 
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nommenen Weines zu niedrig angegeben wird 1 
($$ 7, 5); 4 

2. wenn jemand beim Bezuge von Wein fälſchlich 
angibt, daß ſein Betrieb gemäß § 15 an⸗ 
gemeldet ſei; oder wenn jemand ſich fälſchlich 
als Herſteller oder Händler anmeldet; 

3. wenn Wein, für den Befreiung von der Steuer 
gewährt iſt, zu anderen als den geſtatteten 
Zwecken verwendet wird (§ 11); 

4. wenn die nach § 20 vorgeſchriebenen Bücher 
nicht oder wiſſentlich unrichtig geführt werden; 

5. wenn mit der Abgabe von Wein begonnen wird, 
ehe der Betrieb angemeldet ijt (§ 15); 

6. wenn Wein in anderen als den angemeldeten 
Räumen hergeſtellt oder aufbewahrt wird 
(8 15). 


Weinſteuerhehlerei. 5 a 

§ 25. Wer feine3 Vorteils wegen vorſätzlich 4 
Wein, hinſichtlich deſſen eine Weinſteuerhinter⸗ 
ziehung ſtattgefunden hat, ankauft, zum Pfande 
nimmt oder ſonſt an ſich bringt, verheimlicht, abſetzt 
oder zu ſeinem Abſatz mitwirkt, wird wegen Wein⸗ 
ſteuerhehlerei mit einer Geldſtrafe in Höhe des 
vierfachen Betrags der Steuer, mindeſtens aber in 
Höhe von fünfzig Mark, beſtraft. 1 

Der Verſuch iſt ſtrafbar; § 23 findet ent⸗ | 
ſprechende Anwendung. | 


Geldſtrafe. | 
§ 26. Kann der Betrag der e 1 


zu bemeſſen iſt, nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt auf 
eine Geldſtrafe von fünfzig Mark bis . : 
Mark z erkennen. 4 
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Beihilfe und Begünſtigung bei Übertretungen. 


§ 27. Liegt eine Übertretung vor, jo werden 
die Beihilfe und die Begünſtigung mit Geldſtrafe 
bis zu einhundertfünfzig Mark beſtraft. 


a | Rückfall. 

§ 28. Wer im Inland wegen Weinſteuer⸗ 
hinterziehung oder Weinſteuerhehlerei beſtraft wor⸗ 
den iſt und vor Ablauf von drei Jahren, nachdem 
die Strafe ganz oder teilweiſe verbüßt oder er— 
laſſen iſt, wieder eine dieſer Handlungen begeht, 
wird mit einer Geldſtrafe in Höhe des doppelten 
Betrags der in den §§ 22, 25 bis 27 angedrohten 
Strafen, mindeſtens aber in Höhe von einhundert 
Mark beſtraft. 

Bei jedem weiteren Rückfall iſt die Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, ſo kann auf Geldſtrafe in 
Höhe des doppelten Betrags der für den erſten 
Rückfall angedrohten Strafe erkannt werden. 


Ordnungswidrigkeiten. 
8 29. Wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
oder den dazu erlaſſenen und öffentlich oder den 
Beteiligten beſonders bekanntgemachten Verwal— 
tungsvorſchriften durch andere als die in den 
88 22 bis 28 bezeichneten Handlungen zuwider⸗ 
handelt, wird mit einer Ordnungsſtrafe von fünf 
Mark bis dreihundert Mark beſtraft, ſofern nicht 
nach anderen Geſetzen eine ſchwerere Strafe ver⸗ 
r iſt. Die Ordnungsſtrafe tritt auch ein, wenn 
in den Fällen des § 24 feſtgeſtellt wird, daß der 
Täter ohne den Vorſatz der Hinterziehung der 
Weinſteuer oder der Erſchleichung eines ihm nicht 
| eel Steuervorteils gehandelt hat. 
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Die Ordnungsſtrafe kann bis ‘aie hundert 
Mark erhöht werden, wenn der Täter durch die 
Zuwiderhandlung vorſätzlich oder fahrläſſig einen 


Steuerbeamten in der rechtmäßigen Ausübung 
ſeines Deinſtes behindert. 


Zwangsmaßregeln. 


§ 30. Neben der Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 


ſtrafen kann die Steuerbehörde die Beobachtung der 
auf Grund dieſes Geſetzes getroffenen Anordnungen 
durch Androhung und Einziehung von Geldſtrafen 
bis zu fünfhundert Mark erzwingen. Sie kann, 
wenn eine vorgeſchriebene Einrichtung nicht ge⸗ 
troffen wird, dieſe auf Koſten der Pflichtigen her⸗ 
ſtellen laſſen. Die Einziehung der hierdurch er⸗ 
wachſenen Auslagen erfolgt nach den Vorſchriften 


für die Beitreibung der Zölle und mit dem Vor⸗ 


zugsrechte der letzteren. 


Haftung für andere Perſonen. 


§ 31. Inhaber der unter das Weinſteuergeſetz : 


fallenden Betriebe haften für die von ihren Ver⸗ 


waltern, Geſchäftsführern, Gehilfen und ſonſtigen 
in ihrem Dienſte oder Lohne ſtehenden Perſonen 
ſowie von ihren Familien⸗ oder Haushaltsmit⸗ 
gliedern auf Grund dieſes Geſetzes verwirkten Geld⸗ 


ſtrafen und Koſten des Strafverfahrens ſowie für 
die nachzuzahlende Steuer. Die Haftung für die 


Geldſtrafe und die Koſten tritt nicht ein, wenn die 
Zuwiderhandlung nachweislich ohne Wiſſen des 


Inhabers begangen worden ijt; die Haftung iſt 


15 


jedoch auch in dieſem Falle begründet, wenn es 
der Inhaber bei der Auswahl oder der Beauf⸗ 
ſichtigung des Angeſtellten oder bei der Beauf⸗ 


ſichtigung der Familien⸗ oder Haushaltsmitglieder 


— 


Bag Se 
ER oye 
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dan der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen 
oder wenn er aus der Tat einen Vorteil gezogen hat. 


übertragung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. 
§ 32. Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht 
ſelbſt leiten, können die Übertragung der ihnen 
obliegenden ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit auf 
den Betriebsleiter bei der Steuerbehörde beantragen. 
Wird der Antrag genehmigt, jo geht die ſtraf⸗ 
rechtliche Verantwortlichkeit unbeſchadet der im 
§ 31 vorgeſehenen Vertretungsverbindlichkeit des 
Betriebsinhabers auf den Betriebsleiter über. Die 
Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 


§ 33. Läßt ſich die Geldſtrafe von dem Schuldi— 
gen nicht beitreiben, ſo kann die Steuerbehörde 
davon abſehen, den für die Geldſtrafe Haftenden 
in Anſpruch zu nehmen, und die an Stelle der 
Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe an dem Schuldi— 
gen vollſtrecken laſſen. 
Erſatzfreiheitsſtrafe. 
§ 34. Die an die Stelle einer uneinbringlichen 
Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe darf zwei Jahre, 
im Falle des § 30 drei Monate nicht überſteigen. 


Nachzahlung der Steuer. 

§ 35. Die Berechnung und die Verpflichtung 

zur Sable der Steuer wird durch das Straf— 
verfahren nicht berührt. 


Strafe für Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Abſatzbeſchränkung 

für Weintrauben und Traubenmaiſche. 
8 36. Wer den Vorſchriften des § 10 zuwider⸗ 
soe wird mit Geldſtrafe von fünfzig Mark bis 
zehntauſend Mark beſtraft. Die verbotswidrig 
oberen ghee eingeführten Erzeugniſſe find eine. 


— 
a 


Se a 
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zuziehen, ohne Rückſicht darauf, ob ſie den Ver⸗ 
urteilten gehören und ob die Verfolgung oder die 
Verurteilung einer beſtimmten Perſon ausführbar 
ijt. Der § 28 findet entſprechende Anwendung. 


Zuſammentreffen mehrerer Geſetzes verletzungen. 

§ 37. Trifft eine Steuerzuwiderhandlung mit 
einer nach einem anderen Geſetze ſtrafbaren Hand⸗ 
lung zuſammen, ſo ſind die in beiden Geſetzen an⸗ 
gedrohten Strafen nebeneinander zu verhängen. 

Sind auf dieſelbe Handlung mehrere Straf⸗ 
vorſchriften dieſes Geſetzes anwendbar, ſo iſt die 
Strafe nach der Vorſchrift feſtzuſetzen, die die 
ſchwerſte Strafe und bei ungleicher Strafart die 
ſchwerſte Strafart androht. Doch darf auf kein 
niedrigeres Strafmaß und auf keine leichtere 
Strafart erkannt werden, als nach den anderen 
Vorſchriften zuläſſig iſt. Auch muß, wenn und in⸗ 
ſoweit eine der anwendbaren Vorſchriften die Ein⸗ 
ziehung oder die Haftbarkeit dritter Perſonen vors 
ſchreibt, hierauf erkannt werden. 

Hat jemand mehrere ſelbſtändige Steuetzu⸗ 
widerhandlungen begangen, ſo ſind alle für dieſe 
Handlungen angedrohten Strafen nebeneinander 
zu verhängen; treffen mehrere Freiheitsſtrafen zu⸗ 
ſammen, ſo iſt auf eine Geſamtſtrafe zu erkennen, J 
die in einer Erhöhung der verwirkten ſchwerſten 
Strafe beſteht, drei Jahre jedoch nicht überſteigen 
darf. Wenn und inſoweit neben einer der ver⸗ 
wirkten Einzelſtrafen die Einziehung oder 1 
Haftbarkeit dritter Perſonen vorgeſchrieben i 
muß auch hierauf erkannt werden. 

Auch im Falle des Zuſammentreffens darf die a 
an die Stelle uneinbringlicher Geldſtrafen tretende 4 
Freiheitsſtrafe zwei Jahre nicht 3 „ 


— 


a einenergete. 35 5841. „ 


. Verjährung. 

0 ae a 38. Die Eieatiertolanna pon Weinſteuer⸗ 

hinterziehungen (§§ 22 bis 24), von Weinſteuer⸗ 
hehlerei (§ 25) und von Zuwiderhandlungen gegen 
die im § 10 getroffene Vorſchrift verjährt in drei 
Jahren, die Strafverfolgung von Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen dieſes Geſetz, die mit Ordnungsſtrafen 
bedroht ſind, in einem Jahre. 


Strafverfahren. 
S8 39. Für die Feſtſtellung, Unterſuchung und 
Entſcheidung der Weinſteuervergehen ſowie für 
die Strafmilderung und den Erlaß der Strafe im 
Gnadenwege kommen die Vorſchriften zur An⸗ 
wendung, nach denen ſich das Verfahren wegen 
Vergehens gegen die Zollgeſetze beſtimmt. 
Der Erlös aus den eingezogenen Gegenſtänden 
“paid die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ver— 
wirkten Geldſtrafen fallen der Kaſſe desjenigen 
Staates zu, von deſſen Behörden die Straf— 
entſcheidung im erſten Rechtszug erlaſſen ijt. 


5 Verrechnung der Geldſtrafe. 
8 40. Ein im Strafverfahren eingegangener 
Geldbetrag iſt im Verhältnis zur Reichskaſſe zu⸗ 
. Nacht auf die Steuer zu verrechnen. 


IV. Abſchnitt. 
„Beſondere Vorſchriften. 
f Ausgleichungsbeträge. 
1 41. Für die b a der Zollgrenze Bene ee 
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Verwaltung. 


§ 42. Die Verwaltung Und erhebung der 


Weinſteuer liegt den Landesbehörden ob. 


Für die Verwaltungskoſten wird aus der Reichs⸗ 
kaſſe eine vom Bundesrate zu . Ver⸗ 


gütung gewährt. 5 


Die Reichsbevollmächtigten für Zölle und 


Steuern und die Stationskontrolleure haben in 
Beziehung auf dieſes Geſetz dieſelben Rechte und 
Pflichten, welche ihnen in Anſehung der e und 
Verbrauchsſteuern beigelegt ſind. 


Zollanſchlüſſe. 


§ 431). Wein, der von einem Verbraucher aus 
den dem Zollgebiet angeſchloſſenen Staaten und 


— 


Gebietsteilen eingeführt wird, iſt ſpäteſtens beim 


Eintritt in das Inland zu verſteuern. 


1) Nur der von einem Verbraucher aus den dem Zoll⸗ 


gebiet angeſchloſſenen Staaten und Gebietsteilen eingeführte 
Wein iſt beim Eintritt in das Inland zu verſteuern, während 


für die Bezüge von Händlern die Steuerentrichtung erſt bei 


der Abſendung oder Aushändigung an einen Verbraucher 


erfolgt. 


Vereinbarungen mit fremden Staaten. 
§ 44. Der Reichskanzler kann unter Zu⸗ 


ſtimmung des Bundesrats mit fremden Regierungen : 
wegen Einführung einer den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes entſprechenden Steuer in den dem Zoll⸗ 
gebiet angeſchloſſenen Staaten und „ 


wegen Überweiſung der Steuer für den im gegen⸗ 


ſeitigen Verkehr übergehenden Wein oder wegen 
Begründung einer eee . 


55 . e 


a 


— 
ö 
1 
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V. Abſchnitt. 
Übergangsvorſchriften. 
N Nachſteuer. 

8 453), Wein, der ſich beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetes im Beſitz eines Verbrauchers befindet oder 
der vor dieſem Zeitpunkt bereits an einen Ver⸗ 
braucher abgeſendet, aber noch nicht in deſſen 
Hand gelangt iſt, unterliegt nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Bundesrats der Nachſteuer !). 

Für die Nachſteuer iſt der Verbraucher ſteuer⸗ 

pflichtig!) 2). 

Die Nachſteuer beträgt fünfzig Pfennig für das 
Liter oder die Flaſche. Kann der Verbraucher 
nachweiſen, daß die Weinſteuer nach dem Wert des 
Weines auf einen geringeren Betrag zu berechnen 
wäre, ſo wird dieſer Betrag als Nachſteuer erhobens). 
Wein im Beſitze von Eigentümern, die Ver⸗ 
braucher im Sinne dieſes Geſetzes ſind, bleibt, 
bis zu einer Menge von vierundzwanzig Litern oder 
dreißig Flaſchen, von der Nachſteuer befreit. 
Mehrere Eigentümer, die Wein gemeinſam auf⸗ 
bewahren, werden hinſichtlich der Verpflichtung zur 
Entrichtung der Nachſteuer für den gemeinſam 
aufbewahrten Wein wie ein Eigentümer anges 
ſehen ). - 
5 Traubenweine und Traubenmoſte der Jahr— 
gänge 1915, 1916 und 1917 ſind von der Anwendung 
der Vorſchriften in Abſ. 3 und 4 ausgeſchloſſen und 
unterliegen der Nachſteuer in den Beträgen, die 
ſich für ſie auf Grund des nachzuweiſenden Wertes 
als Weinſteuer nach den Vorſchriften dieſes N 
berechnen würden). 
jenige 8 der Berechnung der Nachſteuer wird der⸗ 


Geſetzes als Landesweinſteuer erhoben worden iſt e). 
15 Die Nachſteuer kann auf drei Monate Gegen 
Sicherheitsleiſtung geſtundet werden. : 


1) Aus finanziellen Gründen kann auf die eduerienecuna™ 
nicht verzichtet werden. Der Wein ift für längere Lagerung 
beſonders geeignet. Würde eine Nachverſteuerung unterbleiben, 
ſo könnten Verbraucher für längere Zeit unverſteuerten Wein rl 
trinken, was eine Schmälerung des Steueraufkommens zur 
Folge hätte. 

2) Steuerpflichtig iſt bei der Nachſteuer der Verbraucher, 
während der Herſteller oder Händler nur bei Abgabe des 
Weines ſteuerpflichtig wird (§ 2). 

3) Die Ermittelung des Wertes würde insbeſondere bie 
älteren Weinbeſtänden erheblichen Schwierigkeiten begegnen 
und vielfach ohne Zuhilfenahme von Sachverſtändigen kaum 
durchführbar ſein. Zur Behebung dieſer Schwierigkeiten iſt 
ein einheitlicher Nachſteuerſatz in Höhe von 50 Pf. für das 
Liter oder die Flaſche feſtgeſetzt, falls der Verbraucher nicht 
nachzuweiſen vermag, daß die Weinſteuer nach dem Werte 150 
des Weines auf einen geringeren Betrag zu berechnen wäre. 
Von dieſer Begünſtigung bleiben die hochpreiſigen rauben. 
moſte und Traubenweine der Jahrgänge 1915, 1916 und 1917 
ausgeſchloſſen, da hier erhebliche Steuerwerte in Frage kommen 
und bei der Kürze der ſeit ihrer Herſtellung verſtrichenen Beit 
der e ihres Wertes ohne Mühe erbracht werden kann. i 
: 4) Die Vorſchrift im Abſ. 4 ſchließt ſich jener im Artikel 4 
Abſ. 2 des Geſetzes zur Abänderung des Schaumweinſtener⸗ f 
geſetzes vom 15. Juli 1909 (RG Bl. S. 714) an. a 
5) Der Abzug der bereits gezahlten Landesweinſteuner 4 
von der Nachſteuer entſpricht der Billigkeit. 4 


Anzeigen. 5 
§ 46. Die nach poe Geſetz esrb liche 
Anzeigen ſind von den beſtehenden Betrieben bei 
Vermeidung der im § 29 angedrohten Ordnungs 
ſtrafen ſpäteſtens drei Wochen nach s ede 
ae Aeſes ee au ine 


1 1 
| Beinsaitige Getränke. 8 
er die Wein oder dem Weine 


e 0 ſie zum Ver a im Sal be⸗ 
0 . 4 ind, nach 1 Beſtimmung des Bundes⸗ 


Höhe von zwanzig iets Hundert des Wertes. 
Die auf die Weinſteuer und die Nachſtener be⸗ 
bügle chen Vorſchriften dieſes Geſetzes finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 
mi 1) Im § 16 des Weingeſetzes iſt nur von weinhaltigen 
Heträuten die Rede. Flüſſigkeiten, die dem Weine ähnliche 
Getränke enthalten, kennt das Weingeſetz nicht. Wenn trotzdem 
der Entwurf die Steuerpflicht auf dieſe ausdehnt, ſo liegt der 
Grund darin, daß ſolche Flüſſigkeiten in der Tat hergeſtellt 
werden. Es erſcheint nämlich im Handel neben dem aus 
Traubenwein und Wermutgewürz bereiteten Wermutwein 
i 1 aus Obſtwein und Wermutgewürz bereiteter Obſtwermut⸗ 
wein. Nach der Abſicht des Entwurfs ſollen als weinhaltige 
* auch die Arzneiweine gelten. 


VII. Abſchnitt. 
pce sae 


Die nachſtehend genannten Nummern 


Tose 


1 Doppel- 
zentner 


aa | Weintrauben: 3 
wae friſch (Tafeltrauben N 20 


ee 


. _‘Silietrouben, einmischen ae ta 40 


a7 
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| Zonſat 1 
für 5 


Nummer . 
des Zoll⸗ vain : 1 Doppel⸗ 
tarifs 5 ; zentner 


eee Mart 1 
180 | Wein und friſcher Moſt von Trauben, 
auch entkeimt: 

in Behältniſſ en bei einem Raum⸗ 

gehalte von 15 Liter oder 


mehr: 
mit natürlichem Weingeiſt⸗ „ 
gehalte; friſcher Moſt . 60 
mit verſtärktem Weingeiſt⸗ : 
gehalte ss 704 


in anderen Behältniſſen: 
mit natürlichem Weingeiſt⸗ 


gehalte; friſcher Moſt .. 75 

mit verſtärktem Weingeiſt⸗ 5 

ge halte es 80 
Anmerkungen. : 


1. Neben den Zöllen der Nr. 180 

ſind die inneren Abgaben zu 
erheben. : 

2. Wein zur Herſtellung von 
Schaumwein und Wermutwein 
unter Zollſſcherun g 20 

3. Wein zur Herſtellung von Ko gnak 
oder Weineſſig unter Zoll⸗ Mg 
Vichering 2) a 10. 

4. Wein miteinem Weingeiſtgehalte : 
von mehr als 200 g in 1 Liter 
wird wie nicht beſonders ge⸗ 

nannter Trinkbranntwein vere, =~ 
zollt. „„ 
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e 8 dente 
des Sol. i 1 Doppel⸗ 
daurifs | zentner 
a Mark 


181 | Moſt von Trauben, ohne oder mit 
{ Zuckerzuſatz eingekocht oder ſonſt 
eingedickt (Traubenſirup), wein⸗ 
geiſtfrei, auch entkeimt; Roſinen⸗ 
e Rac ees 200 


182 | Weine mit Heilmittelzuſättzen und 
andere zu Genußzwecken verwend— 
bare weinhaltige Getränke, auch 
mit Zuſatz von Gewürzen oder 
Zucker: 

in Behältniſſen bei einem 
Raumgehalte von 15 Liter 

ß. ²˙ A 60 


in anderen Behältniſſen 80 


183 | Obſtwein, in Gärung begriffener 
Obſtmoſt und andere gegorene, 
dem Weine ähnliche Getränke aus 
Frucht⸗ oder Pflanzenſäften oder 
Malzauszügen; Reiswein (Sake): 
in Behältniſſen bei einem 
Raumgehalte von 15 Liter 


ccc 24 
in anderen Behältniſſen.. . 75 
%% oi eis bo sanmacve a de lastee 180 


Anmerkung zu Nr. 181 bis 184. 
Neben den Zöllen ſind die inneren 
Abgaben zu erheben. 
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Nummer e „„ Toe % 
des Zoll⸗ 5 . lebppel 
tarif BZ;dentiner 


Mark a 


185 | Met; Milchwein (Kumyß) und Kefir⸗ 
Kumyß; Getränke, ohne Zuſatz 
von Branntwein oder Wein künſt⸗ 
lich bereitet, anderweit a ge⸗ 
nannt: | 

in Behältniſſen bei einem Raum⸗ 3 

gehalte von 15 Liter oder mehr 24 

in anderen Behältniſſeen 48 
Anmerkung. Für die hierher 

gehörigen Getränke außer Met, 

Milchwein und Kefir⸗Kumyß iſt 

neben dem Zolle die innere 

Abgabe zu erheben. 

1) Die Aus landsweine ſollen neben der inneren Bere | 3 
brauchsabgabe einer höheren Zollbelaſtung unterworfen 
werden. Damit ſoll für die Zukunft der ausreichende Schutz 
der Inlandsweine gegenüber dem Wettbewerbe der Aus⸗ 
landsweine möglich gemacht werden, den der einheimiſche 
Weinbau zum Ausgleich ſeiner höheren Herſtellungskoſten ſeit 
Jahren dringend gefordert hat. Zugleich mit der Zollerhöhung 
hat die Anordnung der in Betracht kommenden Nummern 
des Zolltarifs einige ſachliche Anderungen erfahren und iſt 
in der Wortfaſſung vereinfacht worden. An Stelle der bis⸗ 
herigen Staffelung lediglich nach dem Weingeiſtgehalte ſoll 
die dem Weingeſetze beſſer angepaßte Unterſcheidung nach 
Weinen mit natürlichem Weingeiſtgehalt und ſolchen mit f 
verſtärktem Weingeiſtgehalte treten. Von letzteren werden 
wie bisher die Weine mit einem außergewöhnlich hohen Wein⸗ 
geiſtgehalt einer beſonderen Verzollung unterworfen, wobei 5 
. der e zur e 5 de 


ee naheſtehende Weine ſollen durch eine An⸗ 
werden. Die Neueinſtellung eines ermäßigten Zullſatzes 


des heimiſchen Gewerbes, das in der Hauptſache auf die Ver⸗ 
wendung ausländiſcher Weine an ae wate jen iit, weil die deutſchen 


oe 


ſtellung in Betracht kommen. Für Weine zur Herſtellung von 
| Bognat ſoll die bisher nur e geltende Zoll⸗ 
begünſtigung künftig autonom eingeräumt werden. Eine der 
Mehrbelaſtung des Weines und des ihm gleichſtehenden friſchen 


gedickten Moſt und weinhaltige Getränke vorgeſehen. Für 
Wieinmaiſche und Faßweine kann die Zollerhöhung meiſt⸗ 
begünſtigten Ländern gegenüber allerdings erſt nach Ablauf 
der Handelsverträge mit Oſterreich⸗-Ungarn und Bulgarien 
wirkſam werden. 


wie bisher wach . in 100 ermittelt ets 
Derartige, den nicht beſonders genannten Trink⸗ — 


erkung dieſen Trinkbranntweinen im Zolle gleichgeſtellt 


für Wein zur Schaumweinherſtellung geſchieht zur Förderung 


2 Weine nur zu einem inen Teil für die Schaumweiner⸗ Ss 


5 Moſtes entſprechende Zollerhöhung iſt für Weinmaiſche, ein⸗ 


Für Obſtwein und die keustigen weinähnlichen Getränke 


7 iſt lediglich für die in kleinen Gefäßen (Flaſchen uſw.) ein⸗ 


gehenden derartigen Getränke eine autonome Zollerhöhung 


vorgeſehen. Für Obſtwein in Fäſſern aus meiſtbegünſtigten 
Staaten behält bis zum Ablauf des Handelsvertrags mit der 
: i Schweiz der darin vereinbarte ermäßigte Zollſatz Geltung. 
. Die Zerlegung der Nr. 185 des geltenden Tarifs in zwei be⸗ 


ſondere Nummern dient zur Klarſtellung der Frage, für welche 
der hier bisher zuſammengefaßten Getränke bei der Einfuhr 
; neben dem Zolle die inneren Abgaben für weinähnliche Getränke 
zu cree) ſind. Im übrigen ſprechen Gründe der Zweck⸗ 


men. Die Sea Aufführung von Weintrüb (Nr. 183 
eltenden Tarifs) darf als entbehrlich gelten, weil Weintrüb 
B ante Bedeutung iſt. 


1 
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VIII. Abſchnitt. 
Schlußvorſchriften. 

§ 45. Für Rechnung von Bundesſtaaten dürfen 
vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
ab Abgaben auf Wein und Traubenmoſt, ferner 
auf dem Weine ähnliche und auf weinhaltige 
Getränke nicht erhoben werden. Die entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften unter Ziffer I und im § 2 
der Ziffer II des Artikels 5 des Zollvereinigungs⸗ 
vertrags vom 8. Juli 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. 
S. 81) werden aufgehoben. Diejenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, die im Rechnungsjahre 1913 eine Weinſteuer 
für Landesrechnung erhoben haben, erhalten bis 
zum 30. Juni 1923 aus dem in ihrem Lande auf⸗ 
gekommenen Ertrage der Reichsweinſteuer eine 
Entſchädigung in Höhe des durchſchnittlich in den 
Landesrechnungsjahren 1893 bis 1912 nach den 
Landesrechnungen aufgekommenen Ertrags ihrer 
Landesweinſteuer. 


§ 501). Hinſichtlich der Abgaben für Rechnung 
von Gemeinden und Körperſchaften findet die 
Vorſchrift in Ziffer I Abſ. 1 bis 4 des Artikels 5 
des Zollvereinigungsvertrags vom 8. Juli 1867 
auf Wein und Traubenmoſt, ſowie auf dem Weine 
ähnliche und auf weinhaltige Getränke keine An⸗ 
wendung. 0 

Das Geſetz, betreffend die Steuerfreiheit des 
verzollten ausländiſchen Weines und Obſtweines in 
Elſaß⸗Lothringen, vom 15. Juli 1872 (Geſetzbl. für 
Elſaß⸗Lothringen S. 562) 5 aufgehoben?). « 

1) Zur Vermeidung einer unterſchiedlichen Behandlung 2 
des Weines uſw. durch das Reich einerſeits und durch die 
Gemeinden und Körperſchaften anderſeits bedurfte es für 
die Erzeugn ſſe in §§ 1 und 47 der Aufhebung der Vorſchrif 


wangen. is 51, 52. 43 


2 * eltpsverfofims in Kraft erhaltenen e 
vom 8. Juli 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 81), wonach von allen 
bei der Einfuhr mit mehr als 15 Groſchen vom Zentner (3 M. 
für 1 dz) belegten ausländiſchen Erzeugniſſen keine weitere 
Abgabe irgendwelcher Art, ſei es für Rechnung des Staates 
oder für Rechnung von Kommunen und Korporationen er⸗ 
hoben werden darf. Hierdurch würde auch der von dem Reichs⸗ 
tag durch Annahme der Reſolution Dr. van Calker und Genoſſen 
vom 7. März 1913 (Nr. 857 der Druckſachen) in der Sitzung 
vom 24. April 1913 gegebenen Anregung, ſoweit ſie nicht 
durch § 49 gegenſtandslos wird, entſprochen ſein. 
8 2) Die im Abſ. 2 für Elſaß⸗Lothringen vorgeſehene be— 
ſondere Maßnahme iſt erforderlich, weil dort nach dem Geſetze 
vom 15. Juli 1872 (Geſetzbl. für Elſaß⸗Lothringen, S. 562) 
verzollter Wein und Obſtwein bei der erſten Einlage von jeder 
inneren Steuer, ſei es für Rechnung des Staates oder für 
Rechnung von Kommunen und Korporationen, befreit ſind. 
Um daher den durch den Abſ. 1 beabſichtigten Zweck auch in 
Elſaß⸗Lothringen zu erreichen, mußte dieſes Geſetz aufgehoben 
werden. 


8 51. Zur wiſſenſchaftlichen Förderung der 
den Weinbau und die Weinbehandlung betreffenden 
Fragen darf aus der Weinſteuereinnahme ein Betrag 
bis zur Höhe von dreihunderttauſend Mark für das 
Jahr nach näherer Beſtimmung des Bundesrats 
verwendet werden. 
Die Art der Verwendung des Betrages iſt dem 
Reichstag nachzuweiſen. 
§ 52. Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ee Verträge über Lieferung von Wein und Trauben⸗ 
moſt, ferner von dem Weine ähnlichen und von 
7 weinhaltigen Getränken beſtehen, iſt der Abnehmer 
verpflichtet, dem Lieferer einen um den Betrag 
* Steuer erhöhten Preis zu zahlen. 


: te hung der Ausf chankpreiſe pelt en Sateen. 
Die Vorſchriften in Abſ. 1, 2 finden keine An⸗ 


ee wendung, wenn ausdrückliche Verkrägsbeſtmmungen . 
bee W555 a 


8 33. Dieſes Geſetz tritt einen Monat vin des 


: Verkündung, hinſichtlich der §§ 29, 46 mit der Ver⸗ 


kündung in Kraft. Das Geſetz tritt am 1. se 
1923 ͤ außer Kraft!). 


1) Die Dauer des Geſetzes iſt alſo begrenzt. Vgl. aber ms 
auch wegen eines Außerkrafttretens des Geſetzes vor dieſem 
Zeitpunkt des 1. VII. 1923 den § 1 des Geſetzes. 


Urkundlich uſw. 
Gegeben uſw. 


efes, betreffend die Beſteuerung von 
Mineralwäſſern und künſtlich bereiteten 
Getränken ſowie die Erhöhung der Zölle 
5 für Kaffee und Tee. 

a Vom 26. Juli 1918 (RGBL. S. 849) 


Vorbemerkungen. 


Die Mineralwäſſer, Limonaden uſw. haben in den 
letzten Friedensjahren eine ſtändig zunehmende Verbreitung 
gefunden und ſind mit den weingeiſthaltigen Getränken, ins⸗ 
beſondere dem Biere, in einen immer fühlbarer werdenden 
Wettbewerb getreten. Bier, Branntwein und Schaumwein 
unterlagen bereits ſeit langem der Beſteuerung und ſind 
durch die gleichzeitig in Kraft tretenden Kriegsſteuergeſetze 
zur Deckung der Kriegsausgaben noch ſchärfer herangezogen 
worden. Auch eine Beſteuerung des Weines, und zwar eine 
verhältnismäßig nicht ganz geringe Beſteuerung desſelben, 
hat die neue Reichsfinanzgeſetzgebung vorgeſehen. Der 
erhöhte Finanzbedarf des Reichs zwang dazu, auch an die 
Beſteuerung der Mineralwäſſer, Limonaden uſw. heran⸗ 
treten. Durch fie wird ein Ausgleich gegenüber der ſteuer⸗ 
lichen Belaſtung der weingeiſthaltigen Getränke geſchaffen 
id zugleich verhindert, daß der Ertrag aus der Beſteuerung 
eſer Getränke durch eine Steuerfreilaſſung dre Mineral- 
äſſer, Limonaden uſw. eine Minderung erfährt. 
Von einer Beſteuerung nach dem Werte iſt bei den 
eralwäſſern und Limonaden abgeſehen worden. Die 
“an 3 der i ſollte nach dem Re⸗ 


— 
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Gruppen der Mineralwäſſer, der (trinkfertigen) Nonaden 
einſchließlich der anderen künſtlich bereiteten Getränke und der 
konzentrierten Kunſtlimonaden nach dem Rauminhalt 
ihrer Gefäße zum Ausdruck kommen, wie das, wenn auch 
in etwas veränderter Form, auch im § 2 zum Geſetz 
geworden iſt. Von der Steuerfreilaſſung der Heilwäſſer 
iſt wegen der Schwierigkeit einer einigermaßen ſicheren Ab⸗ 
grenzung gegenüber den Tafelwäſſern abgeſehen worden. 
Dafür jind die Heilwäſſer den gleichen mäßigen Steuerſätzen 
wie die übrigen Mineralwäſſer unterſtellt. Für (trinkfertige) 
Limonaden uſw., die vorwiegend als Erſatz für Bier getrunken 
werden, iſt die Steuer entſprechend der Bierbelaſtung bemeſſen. 
Unter Limonaden und Erfriſchungsgetränken werden ſüße 
Getränke mit Zucker, Süßſtoff, Süßholzwurzel und ähnlichen 
Dingen angeſehen. Zu den konzentrierten Kunſtlimonaden 
rechnet der Entwurf Erzeugniſſe, die aus Zucker, Säuren, 
Aromaſtoffen, Farbſtoffen und Schaummitteln hergeſtellt 
werden und nach Verdünnung mit Waſſer eine trinkfertige 
Limonade ergeben, alſo beiſpielsweiſe auch die ſog. alkohol⸗ 
freien Punſchextrakte. Die konzentrierten Kunſtlimonaden, 
deren Mitheranziehung zur Steuer das Intereſſe des Ge⸗ 
werbes der trinkfertigen Flaſchenlimonaden wie des Steuer⸗ 
aufkommens gebietet, ſind entſprechend der aus ihnen erziel⸗ 
baren Menge trinkfertiger Erzeugniſſe mit einer entſprechend 
ſchärferen Steuer als trinkfertige Limonaden belegt; eine Ab⸗ 
ſtufung der Steuer nach dem Grade der Konzentration oder 
dem Süßigkeitsgehalt erſchien techniſch nicht durchführbar. 

Der Vertrieb der Mineralwäſſer, Limonaden uſw. erfolgt 
meiſt in Flaſchen (Krügen) von nicht über einem Liter Raum⸗ 
gehalt. Der Entwurf beſchränkte ſich auf eine Unter⸗ 
| ſcheidung nach Gefäßgrößen bis zu einem halben Liter, 
einem Liter und von mehr als einem Liter, doch hat der 5 
Reichstag die Steuer ganz allgemein nach dem Lite? f 
inhalt der Gefäße bemeſſen, wobei der Herſteller der 
Steuerbehörde unter e von oes pune 4 
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hat ae Geſüßgrößen er in Verkehr bringen will (§ 2 letzter 
2 bſatz) Auch find Namen des Herſtellers und des Her— 
ſtellungsortes (Etikettierungszwang) vorgeſehen (§ 2). 
Wie bei der Schaumweinſteuer joll die Steuer durch den 
Herſteller entrichtet werden. Die Herſtellung der künſtlichen 
Mineralwäſſer und (trinkfertigen) Limonaden erfolgt zu 
einem großen Teile in Betrieben kleiner und kleinſter Art. 
Der Herſtellungsraum iſt in dieſen Betrieben in der Regel 
zugleich Lager und Verpackungsraum; in vielen Fällen werden 
die Erzeugniſſe überhaupt nicht erſt gelagert, ſondern kommen 
unmittelbar auf den Wagen, um zur Kundſchaft gefahren zu 
werden. Die im Laufe des Tages auf der Fahrt bei der Kund- 
ſchaft nicht abgeſetzten Erzeugniſſe kehren abends wieder in 
den Betrieb zurück. Zur Herrichtung beſonderer Lagerräume 
für verſteuerte und für unverſteuerte Ware fehlt es an Raum 
und infolgedeſſen tft eine ſichere Unterſcheidung zwiſchen ver⸗— 
ſteuerten und unverſteuerten Gefäßen nicht durchführbar. 
Das Geſetz knüpft deshalb den Eintritt der Steuerpflicht, 
abweichend von der Schaumweinſteuer, nicht ſchon an die 
Entfernung der Erzeugniſſe aus dem Herſtellungsbetriebe, 
ſondern erſt an deren Lieferung an den Abnehmer (§ 3). 
Auch ſoll die Erhebung der Steuer nicht mittels Verwendung 
von Steuerzeichen, ſondern auf Grund beſonderer Buch— 
führung erſolgen (§ 8), denn wegen der großen Anzahl der 
während des Hauptabſatzgeſchäfts (März / Oktober), insbeſondere 
in den heißen Sommermonaten, täglich zu befüllenden Gefäße 
rſcheint eine tägliche Beklebung mit den Steuerzeichen ſchwer 
usführbar; eine Beklebung auf Vorrat aber iſt nicht möglich, 
eil während der Lagerung ein großer Teil der Gefäße leer— 
äuft. Auch die Anbringung der Steuerzeichen ſelbſt ſtößt 
wegen der großen Verſchiedenheit der Gefäßverſchlüſſe auf 
ſebliche Schwierigkeiten; bei der üblichen Art der Be⸗ 
förd bg 0 der Achſe und der peat bei den Zwiſchen⸗ 
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ferner mit einer Beſchädigung der Steuerzeichen in 80 
erheblichem Umfang gerechnet werden. Die Überwachungs⸗ 
maßnahmen ſind im allgemeinen denen bei der Schaum⸗ 
weinſteuer nachgebildet. Wegen der Einzelheiten ſei auf das 
Geſetz ſelbſt e ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden deunſger | 
Kaiſer, König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstags, 
was folgt: 
I. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
Gegenſtand der Steuer. 
§ 11), Gewerbsmäßig abgefüllte?) natürliche 
Mineralwäſſer !), ferner künſtliche Mineralwäſſer, 
Limonaden!) und andere künſtlich bereitete Ge⸗ 
tränke!) ſowie konzentrierte Kunſtlimonaden!) und 
Grundſtoffe zur Herſtellung von konzentrierten 
Kunſtlimonaden unterliegen, ſofern ſie zum Ver⸗ 
brauch im Inlands) in verſchloſſenen Gefäßen?) 
in Verkehr gebracht werden?) und nicht ſchon auf 
Grund beſonderer Geſetze ſteuerpflichtig ſind!), 
einer in die Reichskaſſe fließenden Steuer. Als 
künſtlich bereitete Getränke ſind insbeſondere ſteuer⸗ bs 
pflichtig zuckerhaltige Getränke, in denen die wein⸗ 
geiſtige Gärung durch die Art der Herſtellung und 
Aufbewahrung beſchränkt oder verhindert wird, 
ſowie Getränke, die durch Vergärung zuckerhaltiger 
Flüſſigkeiten, auch mit darauffolgender Wiederent⸗ 


fernung des bei der Vergärung entſtandenen Wein⸗ 3 


geiſtes, hergeſtellt ſind. Der Bundesrat wird er⸗ 
mächtigt, den Kreis der fence Getränke / 
nuäher zu N N. | 1 
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5 Dabei kann vorgeſchrieben werden, daß 
erartige Stoffe nur in beſtimmten Packungen in 
Verkehr gebracht oder aus dem Ausland eingeführt 
werden dürfen und daß in dieſem Falle an der 
Außenseite der Packungen die für die Steuer⸗ 
berechnung notwendigen Angaben erſichtlich ge— 
Vacht werden; die Steuer ſoll unter Zugrunde⸗ 
legung der Steuerſätze des § 2 jo bemeſſen werden, 
wie es dem Verhältnis einer beſtimmten Menge 
Stoffe zu den daraus herſtellbaren Getränken ent⸗ 
ſpricht?). Die getroffenen Anordnungen ſind dem 
Reichstag ſofort oder, wenn er nicht verſammelt iſt, 
) bei ſeinem nächſten Zuſammentreten mitzuteilen. 
S ie ſind außer Kraft zu ſetzen, wenn der Reichstag 


Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen bee 
hen fic) nicht auf natürliche oder nur geſüßte 
tuchtſäfte. 

) Nach dem Geſetz ſind ſteuerpflichtig: 
Ba natürliche Mineralwäſſer (Heil⸗ und Tafelwäſſer); 
klünſtlich hergeſtellte Mineralwäſſer, einerlei, ob 
unter Verwendung von Mutterlauge, Quell- oder 
anderen Salzen oder aus Waſſer durch bloße 
Zuführung von Gaſen (3. B. Kohlenſäure) her⸗ 
geſtellt; 

cee aus natürlichen pflanzlichen Säften oder 


Allgemeines 


* oe fie 
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a unter Verwendung von friſchen oder g todneten | 
Früchten oder von ſonſtigen Pflanzenteilen ſowie 
aus Grundſtoffen (Kunſtſirupen, Extrakten, Eſſenzen) 
hergeſtellte Erfriſchungsgetränke, mit oder ohne 
Kohlenſäurezuſatz; 
Getränke aus den vorgenannten beiden Gruppen, 

auch ſoweit ſie als bierähnlich in Betracht kommen; 
durch Erhitzen oder auf andere Weiſe haltbar gemachte 
Fruchtſäfte und Fruchtmoſte, insbeſondere Apfelſaft; 
konzentrierte Kunſtlimonaden. 

Als Mineralwaſſer iſt im Gegenſatze zu dem gewöhnlichen 
Trinkwaſſer neben den Kurbrunnen jedes Waſſer anzuſehen, 
das ſich durch die Art oder die Menge der darin enthaltenen 
Salze oder Gaſe von gewöhnlichem Trinkwaſſer unterſcheidet 
und zu Heil- oder Erfriſchungszwecken in Verkehr gebracht wird. 

Unter Limonaden und Erfriſchungsgetränken ähnlicher 
Gattung werden allgemein geſüßte Getränke verſtanden. 
Neben den zuckerhaltigen kommen daher auch die unter Ver⸗ 
wendung von Süßſtoff, Süßholzwurzel oder ſüßlich ſchmeckenden 
Pflanzenſchleimen hergeſtellten Getränke als ſteuerpflichtig in 
Betracht. | 

Bierähnliche Getränke, d. h. Getränke, die als Erſatz für 
Bier in den Handel gebracht oder genoſſen zu werden pflegen, 
unterliegen zurzeit nur, ſoweit ſie unter Verwendung oder 
Mitverwendung von Malz oder Malzauszügen oder durch 
Vergärung von Zucker hergeſtellt ſind, der Beſteuerung, 
und zwar gemäß § 3 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 
(RGBl. S. 773) und § 8 der hierzu vom Bundesrat erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen der Brauſteuer. Für andere 
bierähnliche Getränke beſteht gegenwärtig eine Abgabenpflicht 
nicht; ſie fallen aber nunmehr unter die Vorſchriften des neuen 
Geſetzes über die Beſteuerung der Mineralwäſſer und künſt⸗ 
lichen Getränke. Dagegen enthält das neue een 
keine Vorſchriften über die Beſteuerung derartiger Getränke. 

Unter konzentrierten Kunſtlimonaden (künſtlichen Li⸗ : 
monadenſirupen, Kunſtſirupen) verſteht der Entwurf Erzeug⸗ 
niſſe, die aus Zucker, Säuren, Aromaſtoffen, Farbſtoffen und 6 
Schaummitteln hergeſtellt zu werden pflegen und nach Ver⸗ 
dünnung mit Waſſer eine trinkfertige Mmonade ergeben. 5 
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Zu E Sleten Erzeugniſſen, die unter verſchiedenen Namen in 
a en Verkehr kommen, find auch die ſogenannten alkohol- 
freien Punſchextrakte zu zählen. Nicht ſteuerpflichtig find die 
gleichfalls im Verkehre vorkommenden nicht zuckerhaltigen 
ſogenannten Grundſtoffe (Gemiſche von Säuren, Farbe, 
Aromaſtoffen und Schaummitteln) und die unvermiſcht oder 
in Miſchung mit Farbe und Schaummikteln als Eſſenzen an⸗ 
gebotenen Aromaſtoffe. 
Pflanzliche Auszüge (Extrakte), z. B. Kaffee⸗ und Tee⸗ 
Extrakt, unterliegen nicht der Beſteuerung nach § 1. 
a 2) Die Beſchränkung der Steuerpflicht auf „gewerbs⸗ 
mäßig“ abgefüllte natürliche Mineralwäſſer (§ 1) iſt mit 
Rückſicht darauf erfolgt, daß an Orten, an denen die Mineral- 
quellen dem freien Zutritt der Bevölkerung offenſtehen, dieſer 
neben dem Genuß an Ort und Stelle geftattet ijt, Waſſer für 
den täglichen Bedarf in offene oder verſchloſſene Gefäße abe 
zufüllen und mit nach Hauſe zu nehmen. Dieſe Fälle von der 
Beſteuerung auszunehmen, dürfte unbedenklich ſein und in 
der Billigkeit liegen. 

3) Ein Inverkehrbringen im Sinne der §§ 1, 3, 6 liegt 
auch in den Fällen vor, in denen Verwaltungen ſtaatlicher, 
gemeindlicher oder gewerblicher Anſtalten in eigener Be⸗ 
wirtſchaftung hergeſtellte Getränke ausſchließlich an die in 
ihren Betrieben beſchäftigten Perſonen abgeben. 

4) Bei den Getränken, die bereits auf Grund beſonderer 
Geſetze ſteuerpflichtig ſind, iſt beiſpielsweiſe an die von ihrem 
Weingeiſtgehalte befreiten Weine und dem Weine ähnlichen 

Getränke gedacht, die der Weinſteuer unterliegen ſollen. 
i 5) Nur das Inverkehrbringen in den Inlandsverbrauch 
iſt ſteuerpflichtig, nicht auch die unmittelbare Ausfuhr in das 
Arland. Unter Gefäßen ſind Flaſchen, Krüge und Siphons 
ve zu verſtehen. Als Gefäße ſollen auch Metallbehälter an- 
geſehen werden, wie ſie in den Selterwaſſerbuden von den 
Fabriken künſtlicher Mineralwäſſer aufgeſtellt werden und aus 
denen das künſtliche Mineralwaſſer ohne oder unter Zuſatz 
von Fruchtſäften ausgeſchänkt wird. Die Metallbehälter werden 
iy m den Fabriken gefüllt und verſchloſſen in die Selterwaſſer— 
zuden gebracht. Konzentrierte Kunſtlimonaden werden 2 
( Estates auch in Fäſſern bezogen. Nach § 2 Abſ. 2 
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Pen, 5 bleibe ja für den Reichstag die Vorſchrift unveri . ma d 
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unmittelbaren Umſchließung, in der ſie in Verkehr bra 
werden, der Steuer unterliegen. 

Lei 6) Die für den Bundesrat im § 1 Abſ. 1 1 Satz bows 1 
geſehene Ermächtigung, den Kreis der ſteuerpflichtigen Getränke 
näher zu beſtimmen, erſcheint erforderlich, um umgehungs⸗ a 
verſuchen entgegenzutreten. 

7) Bei der gemäß § 1 Abſ. 2 vorbehaltenen Besteuerung 
von Getränken, die in unverſchloſſenen Gefäßen dem Verbrauch 
zugeführt werden, handelt es ſich um künſtliches Mineral⸗ 
waſſer, das unter Benutzung von Kohlenſäureapparaten un⸗ 
mittelbar vor dem Verbrauch in offenen Ausſchankältſern 
bereitet wird. 

Dieſer Satz iſt erſt durch den Reichstagsausſchuß eingefügt 
worden. 

Hierzu erklärte ein Vertreter des Reichsſchatzamts, daß in 
einer Vorbeſprechung mit den Intereſſenten gewünſcht worden 
ſei, man möchte dafür ſorgen, daß auch die Grundſtoffe, aus 
denen die Limonaden hergeſtellt würden, nicht von der Steuer 
ganz befreit bleiben. Die Regierungsvorlage habe den Kreis 
nur auf das gegenwärtig Faßbare ausgedehnt. Es empfehle Eo 
ich aber vielleicht, für die Zukunft eine Möglichkeit gemäß den 3 
Wünſchen der Intereſſenten zu ſchaffen und die Kaiſerliche ' 
Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats auch auf die 
Stoffe auszudehnen, die in dem Antrage auf Nr. 75 gemeint 1 
ſeien. Es handele ſich hier im weſentlichen nur um die Laugen 7 
und Salze. Hier liege aber eine Eingabe des hauptſächlichen 1 
Herſtellers ſolcher Salze vor, die von einer ſolchen Regelung a 
abrate. Ehe die Dinge nicht genügend geklärt ſeien, würde die = 
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eine derartige wan gsvorſchrift aufzunehmen. Aber welehe 
ſei es zweckmäßig, eine Möglichkeit im Sinne des Antrages 
gu . Die Seay: und nur Buch z Fruchtſä 1 


is i e dem e 1 1 „ K 


cictoftenen Geſaßen 1 der Beſteuerung. 


Höhe der Steuer. 
8 2. Die Steuer beträgt 

1. bei Mineralwäſſern 0,05 Mark, 

2. bei Limonaden und anderen künſtlich bereiteten 
4 Getränken 0,10 Mark, 

3. bei konzentrierten Kunſtlimonaden 1 Mark, 

4. bei Grundſtoffen zur Herſtellung von fon 
=) zentrierten Kunſtlimonaden 20 Mark 

für das Liter. 

Für Limonaden und andere künſtlich bereitete 
Getränke, deren Weingeiſtgehalt die vom Bundes⸗ 
rate feſtgeſetzte Grenze überſchreitet, ſind die 
doppelten Steuerſätze des Abſ. 1 Ziffer 2 zu ent⸗ 
richten !). 

. Die ſteuerpflichtige Menge beſtimmt ſich nach 
der Zahl und dem Raumgehalt der an Abnehmer 
gelieferten Gefäße. Der Herſteller hat der Steuer⸗ 
behörde unter Hinterlegung von Muſtern an⸗ 
zumelden, in welchen Gefäßgrößen er die Erzeugniſſe 
in Verkehr bringen will. Für die Steuerberechnung 
bleiben geringe Abweichungen von dem an⸗ 


beet 


Zufälligkeiten bei ihrer Herſtellung beruhen, nach 
näherer Beſtimmung des Bundesrats außer Bee 
tracht. Auf den Gefäßen muß der Name des Here 
ſtellers der Erzeugniſſe ſowie der Ort der Here 
ſtellung angegeben ſein. 

2) a der Abſicht des Geſetzes ſollen die Cree 
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Getränke, die nicht mehr als 0,5 w. 5. Weingeist ihne 
Doch werden bisweilen unter der Bezeichnung „weingeiſtfrei“ 
auch Getränke in den Verkehr gebracht, die infolge unſach⸗ 
gemäßer Herſtellungsweiſe mehr als 0,5 bis zu 2 v. H. und mehr 
Weingeiſt enthalten. Um dem entgegenzuwirken, ſieht der Ent⸗ 
wurf im 82 Abſ. 2 für derartige Getränke die Erhebung doppelter 
Steuerſätze vor. Die Feſtſetzung des entſcheidenden Grenzgehalts 
an Weingeiſt wird zweckmäßig dem Bundesrate überlaſſen. 


Enteic ug und Stundung der Steuer. 
§ 3. Zur Entrichtung der Steuer ift verpflichtet 0 

a ſteuerpflichtige Erzeugniſſe herſtellt!) und in 
Verkehr bringt!) oder wer ſie aus dem Ausland 
einführt? ). Das gewerbsmäßige Abfüllen natür⸗ 
licher Mineralwäſſer auf Gefäße gilt als Herſtellung 2). 
Die Steuerpflicht tritt ein für inländiſche Er⸗ 
zeugniſſe, ſobald ſie an Abnehmer geliefert!) oder 
innerhalb des Herſtellungsbetriebs getrunken were 
den!); die Steuer wird fällig am Letzten des 
folgenden Monats. | 
Wird die Zahlungspflicht wiederholt verſäumt 
oder liegen Gründe vor, die den Eingang der 
Steuer gefährdet erſcheinen laſſen, ſo kann die 
Steuerbehörde die Bezahlung oder Sicherſtellung 
der Steuer bei Eintritt der Steuetzpflicht fordern. 
Von der Steuer werden befreit: | 

1. Erzeugniſſe, welche unter Steueraufſicht aus⸗ 
geführt werden; 

2. Erzeugniſſe der im § 2 Abſ. 1 Ziffer 34 be⸗ 
zeichneten Art, wenn ſie gemäß näherer Be⸗ 
ſtimmung des Bundesrats unter Steuerauf⸗ 
ſicht an andere zur gewerbsmäßigen Herſtellung 
ſteuerpflichtiger Getränke abgegeben werden. 
3. Erzeugniſſe, welche von den bei der Her⸗ 
ſtellung beſchäftigten Perſonen in den Räumen „ 

des Herſtellungsbetriebes . , a 


— 


— 
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a Die Steserpflicht für aus dem Ausland ein⸗ 
3 rte Erzeugniſſe tritt ein mit der Grenzüber⸗ 
: chreitung; die Steuer wird fällig, ſobald die Er⸗ 
ie zum freien Verkehr abgefertigt ſind ). 

Gegen Sicherheitsleiſtung kann die Steuer bis 
zu drei Monaten geſtundet werden. 

1) Der § 3 beſtimmt die ſubjektive Steuerpflicht. Steuer⸗ 
pflichtig iſt der, der die betreffenden Waren herſtellt und in 
Verkehr bringt. Die Herſtellung allein begründet die Steuer- 
pflicht noch nicht, wenn auch die amtliche Begründung den 

Herſteller ſchon durch die Herſtellung als ſteuerpflichtig anſieht, 
aber dazu bemerkt, daß die Steuerpflicht erſt eintritt, wenn 
die Ware in Verkehr gebracht, d. h. an einen Abnehmer ge- 

liefert wird. 

2) Bei den natürlichen Mineralwäſſekn kann nur von 
einer Gewinnung, nicht aber von einer Herſtellung geſprochen 
werden. Es erſchien daher die Aufnahme einer beſonderen 
Vorſchrift notwendig, daß hier als Herſtellung das gewerbs— 
mäßige Abfüllen auf Gefäße gilt. 

3) Da es ſich um eine inländiſche Verbrauchsſteuer 
handelt, iſt auch die aus dem Ausland in den inländiſchen 
Verkehr gebrachte Ware ſteuerpflichtig und zwar tritt die 
Steuerpflicht mit der Grenzüberſchreitung ein. Dagegen iſt 
Lieferung im Inland hergeſtellter Erzeugniſſe unmittelbar 
an das Ausland ſteuerfrei. 


§ 41). Die ſteuerpflichtig gewordenen Erzeug— 
niſſe ſind nach Art und Menge nach näherer Be— 
ſtimmung des Bundesrats der Steuerbehörde 
ue anzumelden. 


Ss 1) Strafbeſtimmungen bei Nichtanmeldung vgl. § 15. 
* Verjährung der Steuer. 
9 5. Anſprüche auf Zahlung oder Erſtattung 
der Steuer verjähren in einem Jahre von dem 
Tage des Eintritts der Steuerpflicht oder Steuer- 


8 ab. Der Anſpruch auf Nachzahlung 
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ſchriftlich anzuzeigen. 


; oe leiten, haben der e Dikjentgen 
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8 eines ere Sieuerbetn 
Jahren. 5 

Die Verjährung wird där . von bee oo 
ſtändigen Behörde zur Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs gegen den Zahlungspflichtigen 9 
Handlung unterbrochen. 


II. Abſchnitt. 
Überwachungsmaßnahmen. 
Anzeigepflicht. 

§ 61). Wer ſteuerpflichtige Erzeugniſſe her⸗ 
ſtellen und in Verkehr bringen will, hat dies vor 
der Eröffnung des Betriebs unter Bezeichnung der 
Erzeugniſſe, deren Herſtellung beabſichtigt iſt, der 
Steuerbehörde ſchriftlich anzuzeigen!) und gleich⸗ 
zeitig eine Beſchreibung der Betriebs⸗ und Lagers 
räume ſowie der damit in Verbindung ſtehenden 
oder unmittelbar daran angrenzenden Räume, 
gegebenenfalls auch der außerhalb der Herſtellungs⸗ 
betriebe gelegenen Ausſchankſtätten, vorzulegen !), 
Die Herſtellung darf nur in den angemeldeten Bee 
triebsräumen erfolgen!). 2 

1) An Überwachungsmaßnahmen ſind vorgeſehen: Be⸗ 
triebsanzeigepflicht (§ 6, 7), Buchführung (§ 8), Lagerung 
der unverſteuerten Erzeugniſſe nur in den ſteueramtlich gee 
nehmigten Räumen (§ 8), gelegentliche Beſtandsaufnahme, 
Beaufſichtigung der Betriebs⸗ und Lagerräume (§§ 8, 9 - 12). 
Wegen der Strafbeſtimmungen vgl. § 15 hab Ziffer 2. . 


55 § 7. Jede Anderung in den angemeldeten Bore 
hältniſſen ijt der Steuerbehörde binnen einer Woch ne 


Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht fet 
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Die im enden für den Betriebsinhaber ge⸗ 
ge eect Vorſchriften gelten mit Ausnahme der⸗ 
eect im § 12 Satz 2 auch für den Betriebsleiter. 


Buchführung; Lagerung. 
85 81). Die Betriebsinhaber haben über den 
Bezug der zur Herſtellung der ſteuerpflichtigen Er⸗ 
bee benutzten Rohſtoffe, über deren Bere 
wendung und über die daraus hergeſtellten Er⸗ 
zeugniſſe und über den Abſatz der Erzeugniſſe Bücher 
zu führen, aus denen die einzelnen Bezüge, ihre 
Verwendung und der Verbleib der hergeſtellten 
Erzeugniſſe deutlich erſichtlich ſind ?). Fertige un⸗ 

verſteuerte Erzeugniſſe dürfen nur in den an⸗ 
gemeldeten Räumen gelagert und verpackt werden; 
über die Herſtellung und den Abſatz ſind nach näherer 

Beſtimmung des Bundesrats Anſchreibungen zu 

führen, die der Beſtimmung der Steuerbehörde ent⸗ 

ſprechend aufzubewahren und den Beamten zu⸗ 
gänglich zu halten ſind. 

Die Beſtände ſind von Zeit zu Zeit amtlich 
1 feſtzuſtellen und mit den Anſchreibungen zu vere 
gleichen. Von der Erhebung der Steuer für Fehl⸗ 
mengen iſt abzuſehen, wenn und ſoweit dargetan 
wird, daß die Fehlmengen auf Umſtände zurück⸗ 
zuführen ſind, die eine Steuerſchuld . begründen. 


5 
2 


3 von den Vorſchr iften in Abſ. 1 und 2 
ed hn und daneben e Überwachungs⸗ 


Boe mineralbiafferbefeuenmmgsgele. ss 125 12. 


Steueraufſicht. 


§ 9. Die Herſtellungsbetriebe unterliegen der 


Steueraufſicht. Die Steuerbeamten ſind befugt, 


die Betriebs⸗ und Lagerräume, ſolange ſie geöffnet 


ſind oder darin gearbeitet wird, zu jeder Zeit, 
andernfalls während der üblichen Geſchäftsſtunden 
zu beſuchen. Die Aufſichtsbefugnis erſtreckt ſich auf 


alle Räume der Betriebsanlage ſowie auf die an 


dieſe angrenzenden oder damit in Verbindung 
ſtehenden Räume. Die Zeitbeſchränkung fällt weg, 
wenn Gefahr im Verzug iſt. 

§ 10. Innerhalb der der Steueraufſicht unter⸗ 
liegenden Räume dürfen keine Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden, welche die Ausübung der geſetz⸗ 
lichen Aufſicht hindern oder erſchweren. 

§ 11. Die Betriebsinhaber haben den Steuer⸗ 
beamten jede für die Steueraufſicht oder zu 


ſtatiſtiſchen Zwecken erforderliche Auskunft über den 
Betrieb zu erteilen und bei den zum Zwecke der 
Steueraufſicht ſtattfindenden Amtshandlungen die 
Hilfsmittel (Geräte, Beleuchtung uſw.) zu ſtellen 


und die nötigen Hilfsdienſte zu leiſten. 


Den Oberbeamten der Steuerverwaltung ſind 


die auf die Herſtellung und Veräußerung der ſteuer⸗ 


pflichtigen Erzeugniſſe bezüglichen Geſchäftsbücher 


und Schriftſtücke auf Erfordern zur Einſicht vor⸗ 


zulegen. 


§ 12. Sind Betriebsinhaber wegen Hinter⸗ 


ziehung der Steuer wiederholt beſtraft worden, ſo 


kann ihr Betrieb beſonderen Aufſichtsmaßnahmen 


unterworfen werden. Die Koſten fallen dem 


Betriebsinhaber zur Laſt. Die Einziehung dieſer 


Koſten erfolgt nach den Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren für die Beitreibung der Zölle und mit dem 


Vorzugsrechte der letzteren. 


— 
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III. Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 


8 Steuerhinterziehung. 

8 131). Wer vorſätzlich die geſetzliche Steuer 
ganz oder zum Teil hinterzieht oder einen ihm 
nicht gebührenden Steuervorteil erſchleicht, wird 
wegen Steuerhinterziehung mit einer Geldſtrafe 
beſtraft, die das Vierfache der Steuerverkürzung 
oder des Steuervorteils, mindeſtens aber fünfzig 
Mark, beträgt. 

1) Die Strafvorſchriften lehnen ſich an das geltende 
Recht an, ſind aber wie in den übrigen Getränkeſteuergeſetz— 
entwürfen der neueren Entwicklung des Strafrechts angepaßt. 
Insbeſondere iſt der Begriff des Unternehmens fallen gelaſſen; 
an ſeine Stelle ſind, entſprechend den Vorſchriften des Straf- 
geſetzbuchs, die Begriffe der vollendeten Tat und des Verſuchs 
getreten. 


Verſuch. 

§ 141). Der Verſuch der Steuerhinterziehung iſt 

ſtrafbar; die für die vollendete Tat angedrohte 
Strafe gilt auch für den Verſuch. 

Bei dem Verſuch iſt die Strafe nach der Steuer- 
verkürzung oder dem Steuervorteile zu bemeſſen, 
die bei Vollendung der Tat eingetreten wären. 

1) Vgl. Anmerkung zu § 13: der Verſuch wird ebenſo 
ſchwer beſtraft wie die vollendete Tat. 


§ 15. Der Tatbeſtand des § 13 wird insbeſondere 
dann als vorliegend angenommen, 

1. wenn ſteuerpflichtig gewordene Erzeugniſſe 
ws nicht oder unrichtig angemeldet werden (§ 4); 
2. wenn mit der Herſtellung von ſteuerpflichtigen 
a Erzeugniſſen begonnen wird, bevor die Anzeige 
. des Betriebs in der vorgeſchriebenen Weiſe 
75 es iſt (§ 6); 
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1 5 zu übe Mart bestraft. 


N wenn die 1 hre Auschreibungen! 9 8) 
nicht oder wiſſentlich !) nicht richtig sete 
werden; | 

4. wenn fertige unverſteuerte Erzeugniſſe vom 

Herſteller in anderen als den angemeldeten 

Räumen aufbewahrt werden (§ 8); 

5. wenn Erzeugniſſe, für die Steuerfreiheit auf 

Grund von § 3 Abſ. 3 Ziffer 3 in Anſpruch 

genommen wird, an andere als die bei der 

Herſtellung beſchäftigten Perſonen abgegeben 

werden. 8 

1) Das Wort wiſſentlich iſt erſt in den . des 
Ausſchuſſes aufgenommen worden. 


Steuerhehlerei. 
§ 16. Wer ſeines Vorteils wegen vorſätzlich 
Erzeugniſſe, hinſichtlich deren eine Steuerhinter⸗ 
ziehung ſtattgefunden hat, ankauft, zum Pfande 
nimmt oder ſonſt an ſich bringt, verheimlicht, ab⸗ 
ſetzt oder zu ihrem Abſatz mitwirkt, wird wegen 
Steuerhehlerei mit einer Geldſtrafe in Höhe des 
vierfachen Betrags der Steuer, mindeſtens aber in 
Höhe von fünfzig Mark, beſtraft. 7 
Der Verſuch iſt ſtrafbar; § 14 findet ent⸗ 
| ſprechende Anwendung. 


Geldſtrafe. 4 
8 17. Kann der Betrag der Steuerverkürzung 
oder des Steuervorteils, nach dem die Geldſtrafe 
gt bemeſſen ift, nicht feſtgeſtellt werden, jo iſt auf 
eine Geldſtrafe von fünfzig Mark bis — 5 
Mark zu erkennen. 1 
Beihilfe und Begünſtigung bei Ubertretungen. 


5 § 18. Liegt eine Übertretung vor, ſo werden 
die Beihilfe und die Begünſtigung mit e 


1 go 
<i pag pon drei 3 57 5 nachdem die S 
ing oder teilweiſe verbüßt oder erlaſſen iſt, wieder 


eine dieſer Handlungen begeht, wird mit einer 


1 fi. 7 


cae Bei jedem weiteren 17 5 iſt die Strafe 


Gefängnis bis zu zwei Jahren. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, jo kann auf Geldſtrafe in 
Höhe des doppelten Betrags der für den erſten 
en arigebrolitert Strafe erkannt werden. 


Orbdnungawidrigteiten. . 


8 20. Wer Len Vorſchriften dieſes Geſetzes 
oder den dazu erlaſſenen und öffentlich oder den 
Beteiligten beſonders bekanntgemachten Verwal⸗ 
tungsvorſchriften durch andere als die in den 
§§ 13 bis 19 bezeichneten Handlungen zuwider⸗ 
handelt, wird mit einer Ordnungsſtrafe von fünf 
Mark bis dreihundert Mark beſtraft, ſofern nicht 
nach anderen Geſetzen eine ſchwerere Strafe ver⸗ 
wirkt iſt. Die Ordnungsſtrafe tritt auch ein, wenn 
in den Fällen des § 15 feſtgeſtellt wird, daß der 
Täter ohne den Vorſatz der Hinterziehung der 


ihrenden Steuervorteils gehandelt hat. 

Die Ordnungsſtrafe kann auf ſechshundert Mark 
öht werden, wenn der Täter durch die Zuwider⸗ 
dlung vorſötzlich oder fahrläſſig einen Steuer⸗ 
ue der rechtmäßigen Ausübung e 


teuer oder der Erſchleichung eines ihm nicht ge⸗ 


— 


x 
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Zwangsmaßregeln. i Al 

§ 21. Neben der Feſtſetzung von Oednungs 
ſtrafen kann die Steuerbehörde die Beobachtung 
der auf Grund dieſes Geſetzes getroffenen An⸗ 
ordnungen durch Androhung und Einziehung von 
Geldſtrafen bis zu fünfhundert Mark erzwingen. 
Sie kann, wenn eine vorgeſchriebene Einrichtung 
nicht getroffen wird, dieſe auf Koſten der Pflichtigen 
herſtellen laſſen. Die Einziehung der hierdurch er⸗ 
wachſenen Auslagen erfolgt nach den Vorſchriften 
für die Beitreibung der Zölle und mit dem Vorzugs⸗ 
rechte der letzteren. 


Haftung für andere Perſonen. 

§ 22. Inhaber der unter dieſes Geſetz fallenden 
Betriebe haften für die von ihren Verwaltern, 
Geſchäftsführern, Gehilfen und ſonſtigen in ihrem 
Dienſte oder Lohne ſtehenden Perſonen ſowie 
von ihren Familien- oder Haushaltsmitgliedern auf 
Grund dieſes Geſetzes verwirkten Geldſtrafen und 
Koſten des Strafverfahrens ſowie für die nach⸗ 
zuzahlende Steuer. Die Haftung für die Geld⸗ 
ſtrafe und die Koſten tritt nicht ein, wenn die Zu⸗ 
widerhandlung nachweislich ohne Wiſſen des In⸗ 
habers begangen worden iſt; die Haftung iſt jedoch 
auch in dieſem Falle begründet, wenn es der In⸗ 
haber bei der Auswahl oder der Beaufſichtigung 
des Angeſtellten oder bei der Beaufſichtigung der 
Familien⸗ oder Haushaltsmitglieder an der er⸗ 
forderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen, oder wenn 
er aus der Tat einen Vorteil gezogen hat. 


übertragung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. 
89 23. Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht 
ſelbſt leiten, können die Übertragung der ihnen 


Nee 
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obliegenden ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit auf 


den Betriebsleiter bei der Steuerbehörde beantragen. 
Wird der Antrag genehmigt, ſo geht die ſtraf⸗ 


rechtliche Verantwortlichkeit unbeſchadet der im 
8 22 vorgeſehenen Vertretungsverbindlichkeit des 
Betriebsinhabers auf den Betriebsleiter über. Die 
Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. 


§ 24. Läßt ſich die Geldſtrafe von dem 
Schuldigen nicht beitreiben, ſo kann die Steuer⸗ 
behörde davon abſehen, den für die Geldſtrafe 
Haftenden in Anſpruch zu nehmen, und die an 


Stelle der Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe an 


dem Schuldigen vollſtrecken laſſen. 


5 | Erſatzfreiheitsſtrafe. 
§ 25. Die an die Stelle einer uneinbringlichen 
Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe darf zwei Jahre, 
im Falle des § 21 drei Monate nicht überſteigen. 


Nachzahlung der Steuer. 
§ 26. Die Berechnung und die Verpflichtung 


zur Zahlung der Steuer wird durch das Straf— 
verfahren nicht berührt. 


Zuſammentreffen mehrerer Geſetzesverletzungen. 

§ 27. Trifft eine Steuerzuwiderhandlung mit 
einer nach einem anderen Geſetze ſtrafbaren Hand- 
lung zuſammen, jo ſind die in beiden Geſetzen an— 


gedrohten Strafen nebeneinander zu verhängen. 


Sind auf dieſelbe Handlung mehrere Straf— 


vorſchriften dieſes Geſetzes anwendbar, ſo iſt die 


Smafe nach der Vorſchrift feſtzuſetzen, die die 
ſchwerſte Strafe und bei ungleicher Strafart die 


5 ele Strafart androht. Doch darf auf kein 
1 — und auf keine leichtere 


15 6% dente fern 15 acieb. 


15 Strafart erkannt werden, als 5 


of Vorſchriften zuläſſig iſt. Auch muß, 5 i. 


| | ſoweit eine der anwendbaren Vorſchriften die Ein⸗ 


5 ziehung oder die Haftbarkeit dritter Perſonen vor⸗ 


ee ſchreibt, 1 erkannt werden. 


55 Hat jemand mehrere ſelbſtändige ere 
widerhandlungen begangen, ſo ſind alle für dieſe 
Handlungen angedrohten Strafen nebeneinander 
zu verhängen; treffen mehrere Freiheitsſtrafen zu⸗ 
ſammen, ſo iſt auf eine Geſamtſtrafe zu erkennen, 
die in einer Erhöhung der verwirkten ſchwerſten 
Strafe beſteht, drei Jahre jedoch nicht überſteigen 
darf. Wenn und inſoweit neben einer der verwirkten 
Einzelſtrafen die Einziehung oder die Haftbarkeit 
dritter Perſonen vorgeſchrieben iſt, muß 1 
hierauf erkannt werden. | 
Auch im Falle des Zuſammentreffens darf bis 
an die Stelle uneinbringlicher Geldſtrafen tretende 
Freiheitsstrafe zwei Jahre nicht überſteigen. 5 


Verjährung. 4 
8 28. Die Strafverfolgung von Steuerhinter⸗ 
ziehungen (88 13 bis 15) und von Steuerhehlerei 
(§ 16) verjährt in drei Jahren, die Strafverfolgung 
von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, die 
mit Ordnungsſtrafen bedroht ſind, in einem Jahre. 


Strafverfahren. „„ 
S8 29. Für die Feſtſtellung, Ra ng und a 
Entſcheidung der S teuervergehen ſowie für die 


. Strafmilderung und den Erlaß der Strafe im 


SGnadenwege kommen die Vorſchriften zur An⸗ 
wendung, nach denen ſich das Verfahren wegen 
Vergehens gegen die Zollgeſetze beſtimm. 
Der Erlös aus den eingezogenen Gegenſtände 
0 3 ap die e den „„ . Geſetzes ver 


8 ‘Wineratwaeeoeveringsile. §§ 30-34, 65 
n Geldſtrafen fallen der Kaſſe desjenigen 
taates gu, von deſſen Behörden die N 
ſcheidung im erſten Rechtszug erlaſſen iſt 


Verrechnung der Geldſtrafe. 

8 30. Ein im Strafverfahren eingegangener 
Geldbetrag iſt im Verhältnis zur Reichskaſſe zu⸗ 
nächſt auf die Steuer zu verrechnen. 


IV. Abſchnitt. 


Beſondere Vorſchriften. 
Ausgleichungsbeträge. 
§ 31. Für die außerhalb der Zollgrenze liegen— 
den Teile des Reichsgebiets kann auf Antrag der 
Landesregierungen an Stelle der in dieſem Geſetze 
vorgeſehenen Steuer durch den Bundesrat die 
Zahlung eines Ausgleichungsbetrags an die Reichs— 
kaſſe zugelaſſen werden. 
N Verwaltung. 
§ 32. Die Verwaltung und Erhebung der Steuer 
liegt den Landesbehörden ob. 
Für die Verwaltungskoſten wird aus der Reichs— 
kaſſe eine vom Bundesrate zu beſtimmende Ver— 
gütung gewährt. 


8 33. Die Reichsbevollmächtigten für Zölle 
und Steuern und die Stationskontrolleure haben 
in Beziehung auf dieſes Geſetz dieſelben Rechte 
und Pflichten, welche ihnen in Anſehung der Zölle 
und 5 ieuern beigelegt ſind. 


Ua Zollanſchlüſſe. 
Bs. 34. Steuerpflichtige Erzeugniſſe, die aus den 

n Zollgebiet angeſchloſſenen Staaten und Ge— 
tsteilen eingehen, ſind ſpäteſtens beim Eintritt 
3 ee zu age ae 


66 mireratmaforseteuennmgsoets. 88 3537 sae ‘ee 


at 
Vereinbarungen mit fremden Stüc . 1 
§ 35. Der Reichskanzler kann water Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrats mit fremden Re⸗ 
gierungen wegen Einführung einer den ora? 
ſchriften dieſes Geſetzes entſprechenden Steuer in 
den dem Zollgebiet angeſchloſſenen Staaten und 
Gebietsteilen, wegen Überweiſung der Steuer für 
die im gegenſeitigen Verkehr übergehenden “a 
zeugniſſe oder wegen Begründung einer Gemein⸗ 
ſchaft Vereinbarungen treffen. 


V. Abſchnitt. 
| Übergangsvorſchriften. = 
Nachſteuer. f a 

8 36"). Erzeugniſſe, die fid am Tage des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes außerhalb eines Her⸗ 
ſtellungsbetriebs oder einer Bollniederlage im Bee 
ſitze von Händlern, Wirten, Konſumvereinen, 
Kaſinos, Logen und ähnlichen Vereinigungen be⸗ 
finden, unterliegen der Nachſteuer in Höhe der 
Sätze des § 2. | ig 
Die näheren Beſtimmungen trifft der Bundesrat. 

1) Wenn auch die nach dieſem Geſetze ſteuerpflichtigen 
Erzeugniſſe im allgemeinen im Gegenſatze zum Weine zu einer 
längeren Lagerung nicht geeignet erſcheinen und demnach 
mit einer erheblichen Vorverſorgung kaum gerechnet zu werden 
braucht, ſo kann doch aus finanziellen Gründen auf die Nach | 
Fd ita Seta nicht verzichtet werden. 
In der Nachſteuerordnung ſoll zugelaſſen werden, daß 
für bierähnliche Getränke zur Vermeidung der Doppel⸗ 
beſteuerung die etwa nachweislich gezahlte . auf 
Antrag auf die Wachſtezten angerechnet wird. 1 
Anzeigen. . 1 q 
—§ 37. Von den be tetelepen. 5 
Herſtellung ſteuerpflichtiger Erzeugniſſe ſind d 


fe 1 cael. 88 38, 39, 67 


i ase Geſeß sHurbectimen Anzeigen bei Ver⸗ wae 
sid mg der im § 20 angedrohten Ordnungs⸗ 


5 ündung des Geſetzes zu erſtatten. 


Lieferungs verträge. 
38. Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
Berträge über Lieferung von Erzeugniſſen der im 
1 bezeichneten Art beſtehen, iſt der Abnehmer ver⸗ 
pflichtet, dem Lieferer einen um den Betrag der 
Steuer erhöhten Preis zu zahlen. 
Scoweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein 
Abnehmer verpflichtet iſt, beſtimmte Ausſchankpreiſe 
einzuhalten, iſt der Abnehmer berechtigt, eine dem 
erhöhten Bezugspreis entſprechende Erhöhung der 
Ausſchankpreiſe eintreten zu laſſen. 
Die Vorſchriften in Abſ. 1, 2 finden keine An⸗ 
wendung, wenn ausdrückliche Vertragsbeſtimmungen 
* en 


= VI. Abſchnitt. 

öbbung der Zölle für Kaffee und Tee. 
a § 391). In Nummer 34 des Zolltarifs iſt das 
. Wort „Paraguaytee“ zu ſtreichen. 

Die Nummern 61 und 65 des Zolltarifs erhalten 
_folgende Faſſung: 


1 Kaffee, auch Kaffeeſchalen: ö 
!!!!! ³ꝛ˙Üib?ͤ 130 Mark für 
9 1 Doppelzentner 
nicht roh (3. B. gebrannt 
Igeröſtet], auch ge— 
mahlen); Kaffee⸗ 
. pulver, gemiſcht mit 
. Zucker, Kaffeeeſſenz; 
us zug von rohen 


568 Mineralwaſſerbeſteuerungsgeſetz. 8 869. he : 7 


Kaffeeſchalen, ſirup⸗ . 
artig einge dick 175 Mark für 


1 Doppelzentner i 
65 Tee, auch Mate es 


1 Doppelzentner 
Anmerkung. Tee zur . : 
Herſtellung von Sein 

unter Zollſicherung ... frei 


In Nummer 212 des Zolltarifs ijt hinter den 
Worten „zur Bereitung von Getränken“ ein⸗ 
zuſchalten: „„ anderweit nicht genannt,“ und es 
ſind zu ſtreichen: das Wort „Kaffee-,“ in der zweiten 
Klammer, ferner die Worte „Auszug (Extrakt) von 
rohen Kaffeeſchalen, ſirupartig eingedickt;“ und die 
Worte „Kaffeepulver, gemiſcht mit gebranntem 
Zucker;“. | 

1) Der Entwurf hatte eine Erhöhung der Zölle ſowohl für 
Kaffee und Tee wie für Kakao und Schokolade vorgeſehen und 
in dieſer Beziehung hatte die amtliche Begründung folgendes aus⸗ 
geführt: Der Zuſammenhang der vorgeſchlagenen Zollerhöhungen 
für Kaffee und Tee mit den vorgelegten Geſetzen über eine 
ſtärkere oder neue Belaſtung von Getränken ergibt ſich aus der 
Erwägung, daß jene Belaſtung die Neigung, ſich ihr durch 
vermehrten Genuß anderer Getränke zu entziehen, erheblich 
fördern und damit den Ertrag der neuen ſteuerlichen Maß⸗ 
nahmen beeinträchtigen würde. Sollte daher die Erhöhung 
der Einnahmen aus den Getränkeſteuern im beabſichtigten 
Umfang erreicht werden, ſo war es unvermeidlich, auch Kaffee, 
Tee, Kakao und Schokolade als Stoffe, die zur Herſtellung 
von beſonders beliebten Getränken dienen, höheren Abgaben 
zu unterwerfen, das Vorgehen erſchien um ſo mehr gerecht⸗ 
fertigt, als die Zölle auf Kaffee, Kakao und Tee reine Finanz⸗ 
zölle ſind. Doch wurde vom Reichstagsausſchuß die oe 1 
erhöhung auf Kakao und Schokolade geſtrichen. 


Die nicht ſehr erheblichen Anderungen der Nora | 
des Zolltarifs und der e „ beruhen auf 


er $40. pss. =e 


i 3 55 Waren zu vermeiden. 


VII. Abſchnitt. 
ee Schlußvorſchrift. 
8 40. Dieſes Geſetz tritt einen Monat nach 
ang er Verkündung, hinſichtlich der §§ 20 und 37 mit 
der Verkündung in Kraft. 


a Gegeben Großes Hauptquartier, 
den 26. Juli 1918. 


(Siegel.) Wilhelm 
Dr. Graf von Hertling. 


Bierſteuergeſetz. | 
Vom 26. Juli 1918 (RGB. S. 863). 8 


Vorbemerkungen. 


Die Notwendigkeit, die Einnahmen des Reichs aus der 
Bierbeſteuerung um ein Mehrfaches zu erhöhen, führte 
zunächſt zur Prüfung der Frage, ob es ſich empfiehlt, dieſen 
Zweck durch entſprechende Erhöhung der beſtehenden Ab- 
gaben auf die zur Bierbereitung beſtimmten Rohſtoffe oder 
in Verbindung mit dem Übergange zu einer anderen Bee 
ſteuerungsart zu erreichen. 

Die Roöhſtoffbeſteuerung erſcheint nur fo lange be⸗ 
rechtigt, als das Verfahren bei der Herſtellung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Erzeugniſſes noch in der Entwicklung begriffen iſt 
und die Rohſtoffbeſteuerung einen Anreiz zur tunlichſten 
Ausnutzung der Rohſtoffe und damit zu Betriebs⸗ 
verbeſſerungen bietet. Mit der techniſchen Vervollkommnung 
ſteigt die Ausbeute aus dem Rohſtoff und demzufolge die 
ſteuerliche Belaſtungsfähigkeit des daraus hergeſtellten Er⸗ 

zeugniſſes. Die Ausbeute an Bier aus einem Doppelzentner 
Malz war ſchon vor dem Kriege ſtändig geſtiegen; während 
des Krieges und namentlich ſeitdem durch die Verordnung des 
Bundesrats vom 15. Februar 1915 (RGBl. S. 97) die Malz⸗ 
verwendung in den Bierbrauereien weſentlich eingeſchränkt 
worden iſt, hat ſie ſo zugenommen, daß, wie die amtliche 
Begründung an der Hand eingehender Statiſtiken nachweiſt, 
eine nicht unbeträchtliche Abminderung der Steuerbelaſtung 
für das Hektoliter Bier eingetreten iſt. Nach dem Kriege werden 
ſich dieſe Verhältniſſe wegen der auch dann noch beſtehende 
e 1 kaum wei cae Teds wi r 
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ad der Bierſteuer zu erwarten wäre. Gegen die 
keit, einer Bierverdünnung nach dem Kriege durch 
iche Maßnahmen, wie die Feſtſetzung eines Mindeſt⸗ 
nmwürzegehalts von etwa 11 Gewichtsteilen auf 
ndert (der einer Malzverwendung von etwa 18 kg für 
Hektoliter Bier entſprechen würde), entgegenzuwirken, 
cht der auch nach dem Kriege noch andauernde Rohe 
ffmangel und die Rückſichtnahme auf die Volks- 
1ahtung. Außerdem würden hierdurch Brauereien, die 
wie viele kleinere Betriebe, hochwertige Rohſtoffe 
i ic affen können oder ungünſtige Betriebsverhältniſſe 
„ſchwer getroffen werden. Der Bierverdünnung bei 
Be em ung der künftigen erhöhten Steuerbelaſtung des 
Bieres unter Beibehaltung der beſtehenden Malzgewicht⸗ 
teuer dadurch Rechnung zu tragen, daß hierbei von einer 
jöglichſt niedrigen Malzverwendung für te Hektoliter Bier 
sgegangen wird, geht nicht an, weil dann zur Erzielung 
ik er beabſichtigten Mehreinnahme von rund 330000000 M. 
je Brauſteuerſätze eine fo außerordentliche Erhöhung erfahren 
müßten, daß die ungleiche Wirkung der Malzgewichtſteuer 
uf das fertige Bier in weit ſtärkerem Maße als bisher ſich 

f id machen und die Wettbewerbsverhältniſſe der Brauereien 
fluſſen würde. Die Ausbeute an Bier aus einem Doppel- 
Malz ijt ſehr verſchieden, je nach den Betriebs- 
ſen der einzelnen Brauerei fk der Stärke des her⸗ 
ieres; es kann ein Unterſchied von mehr als 30 hl 
Bei der Malzgewichtſteuer iſt für das aus einem 


f 3 des fertigen Bieres 5 daher 
oats Nias | 
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bei dieſer Beſteuerungsart eine ſehr beiſe , ac. ‘noch d be 
aus dem Malze gewonnenen Biermenge. Dem Verbraucher 
gegenüber kommt dieſes Verhältnis im Bierpreis nicht immer 
zum Ausdruck; der Herſteller des Bieres dagegen hat aus einer 
höheren Ausbeute einen erhöhten Gewinn und hat trotzdem 
keine höhere Abgabe zu entrichten wie bei einer geringeren 
Ausbeute. Von dieſem Standpunkt aus konnte die beſtehende 
Art der Bierbeſteuerung, nämlich die Malzſteuer, nicht als 
gerecht bezeichnet werden. Auch durch eine anderweite Ab⸗ 
ſtufung der Brauſteuerſätze, unter Belaſſung der Malzgewicht⸗ 
ſteuer, hätte ſich eine erhöhte Sicherſtellung des Steuer 
aufkommens bei der Herſtellung malzarmer Biere nicht er⸗ 
reichen laſſen, da die Bierverdünnung nicht nur bei beſtimmten 
Betriebsklaſſen, wie z. B. Großbetrieben, ſondern bei allen 
Brauereien eingetreten iſt. Die unter den gegenwärtigen 
und künftigen Verhältniſſen beſonders hervortretende un⸗ 
gleichmäßige Wirkung der Rohſtoffbeſteuerung auf das fertige 
Bier und die Unmöglichkeit, hiergegen auf der Grundlage 
der beſtehenden Beſteuerungsart durchgreifende und wirkſame 
Abhilfe zu ſchaf fen, hat die Regierung veranlaßt, von der 
Rohſtoffbeſteuerung zur Fabrikatſteuer überzugehen, 
mit anderen Worten, die ene 19 das f en 


abhängiger von der Beſchaffenheit und Ergiebigkeit der ver⸗ 

wendeten Rohſtoffe, was beſonders kleinen und mittleren 
Brauereien, die nicht in der Lage ſind, hochwertige Gerſten 
zu verarbeiten, zugute kommen würde. Eine Beeinträchtigung 
befürchten Regierung und Reichstag nicht, weil der geldkräfti 
und rechnende Brauer nach wie vor a für 5 3 


Sdellenerdefed. i = AZ 


ont 


. Gerſen verwenden wird, ubrigens iſt auch 


geugniſſes (Fabrikatſteuer) bereits i in Lerſchiedenen Ländern 
durchgeführt. Das Geſetz will das fertige Bier nach der 


22 Bier ſoll im allgemeinen ohne Rückſicht auf ſeine Be⸗ 
ſchaffenheit mit gleichmäßigen Sätzen belegt werden, 
nur iſt für Dünnbier eine Ermäßigung und für Starkbier 
eine Erhöhung der für das übrige Bier in Ausſicht genommenen 
Steuerſätze je um die Hälfte vorgeſehen. Was als Dünnbier 
und Starkbier anzuſehen iſt und was als Vollbier gilt, beſtimmt 
das Geſetz ſelbſt (§ 3). 

¥. Die ſteuerliche Überwachung foll ſich im engen An— 
ſchluß an das Verfahren bei der jetzt geltenden Malzgewicht⸗ 
ſteuer zunächſt auf die Überwachung der zur Bierbereitung 
verwendeten Rohſtoffe ſtützen und in dieſer Hinſicht durch 
eeine Erweiterung der Verpflichtung zur Aufſtellung von 
Malzmühlen mit ſelbſttätiger Verwiegungsvorrichtung aus⸗ 
gebaut werden. Die Rohſtoffüberwachung ſoll ergänzt werden 
durch eine Buchführung über die Bierbereitung, wie ſie 
jetzt ſchon in geordneten Brauereibetrieben beſteht. Die Steuer— 
erhebung ſoll ſich auf die Vorträge über die ſteuerpflichtig ge— 
wordenen Biermengen im Steuerbuche gründen, die ſich durch 
die Anſchreibungen über die Rohſtoffverwendung und Biers 
bereitung im Sudbuch und Bierbuche nachprüfen laſſen. Eine 
liche Buchführung iſt in vielen Betrieben jetzt ſchon ein— 
gerichtet und bietet den Brauereien keine erheblichen Schwierig— 
keiten. Manche Klein⸗ und Mittelbrauer werden ſich aller— 
* dings erſt daran gewöhnen müſſen, ſie werden aber dadurch 
eeinen beſſeren Überblick über ihre Betriebsverhältniſſe ge— 
winnen und unter Umſtänden ſogar zu Betriebsverbeſſerungen 
; z werden. (Die in Bayern ſeit dem Jahre 1910 mit 


ee 


( ox ae Einrichtung des Sudbuchs hat gezeigt, 
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Die Steuerſäte des Entwurfs ‘or: gewohnlches Bier 8 a 


bewegten ſich zwiſchen 10 und 12,50 M. für ein Hektoliter 1 


und bilden annähernd die vierſache Belastung gegenüber der 


Zeit vor dem Kriege und ſind mit einer geringen Verſchiebung 
in den unteren Stufen unverändert vom Reichstag angenommen. 
Im Vergleiche zu der während des Krieges eingetretenen 
und vom Verbraucher hingenommenen Bierpreiserhöhung er⸗ 
ſcheinen jie erträglich. Die Abſtufung der Steuerſätze er- 
höht den bisherigen Schutz der Klein⸗ und Mittelbrauer 
weſentlich, wie das von der amtlichen Begründung durch 
Zahlen näher dargelegt wird. 

Für die Biermengen, die in einer Brauerei innerhalb 


eines Rechnungsjahrs über eine beſtimmte Grenze (Kon⸗ 


tingent) hinaus hergeſtellt werden, ſollen während einer 
Übergangszeit von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Geſetzes erhöhte Steuerſätze zu entrichten ſein, und zwar 
während der erſten fünf Jahre die dreifachen, während der 
nächſten fünf Jahren die doppelten Steuerſätze des § 3 (§ 4 Geſ.K). 
Die aus den verjchiedenen Kreiſen des Braugewerbes gehörten 


Sachverſtändigen haben ſich übereinſtimmend für die Einführung 


einer ſolchen Kontingentierung ausgeſprochen. Die Kon⸗ 
tingentierung ſoll nicht dauernd, ſondern nur bis zur Wieder⸗ 
erſtarkung des Gewerbes eintreten, um eine unhemmte Weiter⸗ 
entwicklung des norddeutſchen Baugewerbes für die Zukunft 
offen zu halten. Das Geſetz ſieht deshalb im § 4 die Kon⸗ 
tingentierung in der Weiſe vor, daß in jedem Rechnungsjahre 
bei der einzelnen Brauerei die regelmäßigen Steuerſätze des 


Geſetzes (§ 3) nur inſoweit zur Anwendung kommen ſollen, 


als die Beteiligung der Brauerei an dem Geſamtbierverbrauch 
ihrem Anteilsverhältnis an dem Geſamtbierabſatze der 
Brauereien im Durchſchnitt der Kalenderjahre 1912 und 1913 


entſpricht. Inſoweit in einem Rechnungsjahre die ſteuer⸗ 
pflichtig gewordene Biermenge dieſen Anteil überſteigt, ſollen 

die vorſtehend angegebenen doppelten und dreifachen Steuer⸗ 
ſätze gelten. Damit ſoll ein allmählicher Abbau der Kon⸗ 
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1 Des eden ee aa der Ab⸗ 
höhung für neuentſtandene Brauereien vorgeſehen iſt. 
ie Vorſchriften des geltenden Brauſteuergeſetzes 
die Bierbereitung, insbeſondere das ſogenannte 
heitsgebot, find aufrechterhalten (§ 13). Dies 
pricht dem Wunſche des Braugewerbes. Im Ausſchuß 
ſt dann das Reinheitsgebot noch verſchärft worden, indem 
auch die Vermiſchung von Einfachbier, Starkbier und Vollbier 
ntereinander und der Zuckerzuſatz nach Eintritt der Steuer⸗ 
flicht oder durch Händler und Wirt unterſagt und unter 
hwere Strafen geſtellt iſt (§ 13 letzter Abſatz). 

Wegen der Einzelbeſtimmungen des Geſetzes, beſonders 
legen des Steuerveranlagungsverfahrens muß 
uf die Einzelbeſtimmungen des Geſetzes und die dort ge— 
eo Erläuterungen Bezug genommen werden. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen uſw. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichstags 
für das innerhalb der Zollinie liegende Gebiet des 
Deutſchen Reichs, jedoch mit Ausſchluß der König⸗ 
eiche Bayern und Württemberg, des Großherzog— 
ums Baden, Elſaß⸗Lothringens, des Großherzog— 
be Sächſiſchen Vordergerichts Oſtheim und des 
ergo.) Sachſen⸗Coburg und Gothaiſchen Amtes 
. was folgt: 


1. Allgemeine Vorſchriften. 5 

eek Gegenſtand der Bierſteuer. 

8 1). Bier, das im Geltungsbereiche dieſes 
hergeſtellt?) wird, unterliegt einer in die 

iſſe e Abgabe 3 

8 


N 
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; 12) Die Vorſchriften im § 1 Wf. 1 1 § 2 bringen zum 


Geſetzes hergeſtellte und zum Verbrauch innerhalb dieſes 
Gebiets beſtimmte Bier der Bierſteuer unterliegen ſoll. Da 
aus dem Zollausland eingeführte Bier unterliegt dem Bierzoll. 
Die entſprechende Erhöhung des Bierzolls iſt auf das ganze 
Zollgebiet zu erſtrecken und deshalb in einem beſonderen 
Geſetz vorgeſchlagen. Für das aus den anderen deutſchen 
Bierſteuergebieten eingeführte Bier wird die übergangs⸗ 
abgabe erhoben. Dieſe beruht nicht auf dem Bierſteuergeſetze, 
ſondern in den durch § 40 der Reichsverfaſſung aufrecht⸗ 
erhaltenen Vorſchriften des Zollvereinigungsvertrags vom 
8. Juli 1867 (Art. 5, II §§ 2 bis 6). 

2) Als hergeſtellte Biermengen im Sinne des Abſ. 1 un 
dementſprechend auch des Abſ. 5 ſollen die in einem Brauerei⸗ 
betrieb innerhalb eines Rechnungsjahrs ſteuerpflichtig ge⸗ 
wordenen und ſteuerfrei ausgeführten Biermengen (ſiehe 
§ 33 Abſ. 4) gelten. 3 

Die Beſteuerung der bierähnlichen Getränke ſoll künftig 
nicht mehr in Verbindung mit der Bierſteuer, ſondern in Zu⸗ 
ſammenhang mit der Beſteuerung anderer Getränke geregelt 
werden. Vgl. das in dieſem Bändchen ebenfalls zum Ab⸗ 
druck gelangte Geſetz betreffend die Beſteuerung der 
Mineralwäſſer uſw. 3 


} 


Befreiung. | 9 

§ 21). Von der Bierſteuer befreit iſt Bier, 
das unter Steueraufſicht aus dem Geltungsbereiche 
dieſes Geſetzes ausgeführt wird. ; 

1) Entſprechend der Abſicht des Geſetzes, nur den Inlands⸗ 
verbrauch zu treffen, iſt eine Befreiung der Ausfuhr in das 
Ausland vorgeſehen. Im übrigen vgl. die Anmerkungen zu § 1. 


Höhe der Steuer. 4 

§ 31). Die Bierſteuer beträgt für jedes Hekto⸗ 
liter der in einem Brauereibetrieb innerhalb eines 
Rechnungsjahrs hergeſtellten i 


er “sBierfenerneet. 9 8. 5 7 


en 2000 Hektolitern 10,00 Mark 


„ folgenden?) 8000 5 10,50 f 
155 5 10000 A 11,00 „ 
5 „ 10000 F 11,50 „ 
1 n 30 000 „ 12,00 „ 
5 60 000 ‘A 12,40 

dem . 12,50 


= Die Steuerſätze im Abf. 1 ermäßigen ſich für 
Einfachbier und erhöhen ſich für Starkbier je um 
die Hälfte). Einfachbier im Sinne dieſes Geſetzes 
iſt Bier mit einem Stammwürzegehalt bis 4,5 vom 
Hundert. Vollbier iſt Bier mit einem Stamm⸗ 
würze gehalt von 8 bis 13 vom Hundert. Starkbier 
iſt Bier mit einem Stammwürzegehalt von mehr 
als 13 vom Hundert). 

Fauür die vor dem 1. Oktober 1908 betriebsfähig 
hergerichteten Brauereien wird, ſofern in ihnen 
im Durchſchnitt der Rechnungsjahre 1906, 1907 
“und 1908 und ſeither bis zum Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes in einem Rechnungsjahre nicht mehr als 
150 Doppelzentner Brauſtoffe nach den Vor— 
fc riften der Brauſteuergeſetze vom 3. Juni 1906 
und vom 15. Juli 1909 ſteuerpflichtig geworden 
ſind, die Bierſteuer von den erſten 1000 Hektolitern 
der in einem Rechnungsjahre hergeſtellten Bier⸗ 
a renge auf acht Mark für ein Hektoliter Gläßigt. 
Die Vorſchrift im Abſ. 2 findet entſprechende An— 
wendung. Die Vergünſtigung erliſcht mit dem 
Ablauf des Rechnungsjahrs, in dem in der Brauerei 
fae als 1000 Hektoliter Bier hergeſtellt worden 
find 4). 

. ed Brauereien, die für Rechnung einer 


petticd, anguiehen. Sind mehrere, am 1. 8 


E, 
¢/ 
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1909 für Rechnung einer und blen Perſ ö 
oder Geſellſchaft betriebene Brauereien bis dahir 
ſteuerlich getrennt behandelt worden, jo find fie 
auch nach dem Inkrafttreten des Geſetzes W 
zu behandeln ). 

Wird eine Brauſtätte von mehreren, für eige: 
Rechnung brauenden Perſonen gemeinſam benutz 
ſo iſt für die Höhe des Steuerſatzes nicht die in 
der Brauerei insgeſamt hergeſtellte Biermenge, 
ſondern die Biermenge entſcheidend, die jede 
einzelne dieſer Perſonen auf eigene Rechnung 
herſtellt. Nach dem 1. Auguſt 1909 errichtete 
Brauereien dieſer Art erhalten die Vergünſtigung 
nicht; Ausnahmen können nach nüherer Gee 
ſtimmung des Bundesrats zugelaſſen werdens). 


1) Im allgemeinen ſei auf die Vorbemerkungen über die 
Abſtufung der Steuerſätze Bezug genommen. 

2) Der Entwurf behält den Grundſatz des Brauſteuer 
geſetzes, daß die größeren Betriebe auch an den ermäßigten 
regelmäßigen Sätzen für Klein- und Mittelbetriebe teilnehmen 
ſollen (Durchſtaffelung), bei. Für Großbetriebe iſt aber eine 
weitergehende Abſtufung der Steuerſätze nach oben, als ſie 
das geltende Brauſteuergeſetz enthält, in Ausſicht genommen. 
Während vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes der höchſte 
Steuerſatz bei einer jährlichen Malzverwendung von 5000 dz, 
d. i. einer Biererzeugung von etwa 30000 hl begann, enthält 
der Entidurf erhöhte Steuerſätze darüber hinaus für eine 
Jahreserzeugung von mehr als 60000 hl (9600 dz Malz⸗ 
verwendung) und von mehr als 120000 hl (19200 dz Malz⸗ 
verwendung), um einen erhöhten Ausgleich für die Überlegen⸗ 
heit der Großbetriebe zu ſchaffen. Dies entſpricht einem vor 
dem Kriege wiederholt geäußerten Wunſche der Klein⸗ unk 1D 
Mittelbrauer. a 

Die Spannung zwiſchen der Belaſtung eines Hetoll 
Bier iſt, je nachdem er in einer Klein⸗, Mittel⸗ oder Gi 
brauerei hergeſtellt worden iſt, gegenüber dem gelten 
Geſetz weſentlich erhöht worden. Sie muß als genügend zu 


* 


mg auf den branch wird hiervon um ſo weniger zu 
ae ürchten fein, als die Vorſchrift im § 4 des Entwurfs einer Be⸗ 
. riebsausdehnung während der Übergangszeit entgegenwirkt 
u ay nach Ablauf der Kontingentierungszeit fich die Wett⸗ 
i ee geklärt und gefeſtigt haben werden. 
= 3) Während das Geſetz ſonſt keinen Unterſchied in der 
Höhe des Steuerſatzes macht, einerlei ob es ſich um ſtärkeres 
oder dünneres Bier handelt, macht es für ſogenanntes Ein⸗ 
fachbier und Starkbier Ausnahmen. Die Ermäßigung oder 
Erhöhung der regelmäßigen Steuerſätze je um die Hälfte 
dürfte annähernd dem Ausbeuteverhältnis entſprechen, das 
ſiich bei der Herſtellung von Einfachbier und Starkbier gegenüber 
der Herſtellung des durchſchnittlichen Vollbiers aus einem 
Doppelzentner Malz ergibt. 
= 4) Die Vorſchriften im Abſ. 3 und 4 entſprechen ben Vor⸗ 
* ſchriften im § 6 Abſ. 3 und 6 des geltenden Brauſteuergeſetzes. 
=. 5) Die Vorſchrift im Abſ. 5 entſpricht der Vorſchrift im 
5 5 6 Abſ. 7 des geltenden Brauſteuergeſetzes. Der Zuſatz am 
Schluſſe ſoll die Möglichkeit geben, in beſonderen Fällen, 
4 15 B. vorübergehender Betriebseinſtellung, die Vergünſtigung 
auch bei Benutzung einer nach dem 1. Auguſt 1909 errichteten 
Brauerei durch mehrere Perſonen auf eigene Rechnung zu 
bewähren. 


a Überſchreitung der zugewieſenen Jahresmenge. 
858 41). Der Bundesrat beſtimmt während der 
erſten zehn Rechnungsjahre nach dem Inkraft⸗ 
a treten des Geſetzes nach Maßgabe des voraus— 
4 ſichlichen Verbrauchs im Bierſteuergebiet für jedes 
Rechnungsjahr die den Brauereien zur Ver⸗ 
ſteuerung nach den regelmäßigen Abgabeſätzen (§ 3) 
“alg veiſende Geſamtjahresmenge. Die Gejamt- 
jahresmenge wird auf die einzelnen vor dem 
mae) ar 1914 in Betrieb genommenen Brauereien 
iach nähe erer Anordnung des Bundesrats auf der 
DI 8 . Wierabſatzes !) 
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in den Kalenderjahren 1912 und 1913 Verteilt 4 
Der Bundesrat beſtimmt die Grundſätze, nach 8 


in ange genommen WN zu sca pated ſind; 1 
er kann zur Vermeidung von Ungleichheiten oder 4 
Härten für 7 Betriebe die Jahresmenge 1 
anderweit feſtſetzen !) a 

Überſteigt in einer Brauerei die Biererzeugung?) 
innerhalb eines Rechnungsjahrs die der Brauerei 
zugewieſene Jahresmenge (Abſ. 1), ſo erhöhen ſich 
für die überſteigende Menge die Steuerſätze des 
§ 3 Abſ. 1 und 2 während der erſten fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes auf das Drei— 
fache, während der zweiten fünf Rechnungsjahre 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes auf das 
Zweifache. 

Die einem Brauereibetriebe zugewieſene Jahres- 
menge kann nach näherer Beſtimmung des Bundes— 
rats auf eine andere Brauerei, ſofern ſie vor dem 
1. April 1918 in Betrieb genommen worden iſt, 
ganz oder teilweiſe übertragen werdens). 

1) Dieſe Vorſchrift will, wie bereits im allgemeinen Teil 
der Begründung hervorgehoben iſt, den verhältnismäßigen 
Anteil, den die einzelnen Brauereien an dem Geſamtbierabſatz 
im Durchſchnitt der Kalenderjahre 1912 und 1913 gehabt haben, 
nach Möglichkeit auch für eine übergangszeit von zehn Jahren 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes aufrechterhalten. Der 
Bierabſatz in den Kalenderjahren 1912 und 1913 ijt als Grund⸗ 
lage für die den Brauereien zuzuweiſende Jahresmenge ge⸗ 
wählt worden, weil die durchſchnittliche Malzverwendung 
während dieſes Zeitraums auch für die Einſchränkung der Malz⸗ 
verwendung in den Brauereien während des Krieges maß⸗ 
gebend iſt. Dieſe durchſchnittliche Malzverwendung ſelbſt 
wird aber eine geeignete Grundlage für die Kontingentierung 
oe bilden können, weil die daraus ee Biermengens 1 


. i ie 


tah. 
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echt ten erreichen, ſo wird ſie auf den tatſächlichen 
bias’ im Durchſchnitt der Jahre 1912 und 1913 ab⸗ 
werden müſſen. Die hiernach in Betracht kommenden 
f rmengen ſollen aus den Geſchäftsbüchern der Brauereien 
ermittelt und, wo dies nicht möglich iſt, aus ihrem Malz⸗ 
verbrauch unter Annahme einer durchſchnittlichen Malz⸗ 
erwendung für ein Hektoliter Bier berechnet werden. Der 
Bundesrat ſoll für jedes Rechnungsjahr die Geſamtmenge 
s nach den regelmäßigen Sätzen des § 3 zu verſteuernden 
Bieres nach Maßgabe des vorausſichtlichen Verbrauchs an 
Bier, das innerhalb des Bierſteuergebiets hergeſtellt wird, 
eſtſetzen, wobei auch bei außergewöhnlicher Geſtaltung des 
Verbrauchs eine entſprechende Erhöhung oder Ermäßigung der 
für ein Rechnungsjahr feſtgeſetzten Geſamtmenge auch während 
des Rechnungsjahres eintreten kann; dieſe Menge ſoll auf die 
0 einzelnen Betriebe nach ihrem ein für allemal feſtgelegten 
Anteilsverhältnis an dem Bierabſatz in den Kalenderjahren 
5 912 und 1913 verteilt werden. Steuerbegünſtigte Haus⸗ 
bre er (§ 6 des Geſetzes) ſollen bei dieſer Regelung außer Bee 

tracht bleiben, da bei ihnen ohnehin die Steuerbegünſtigung 
an die Einhaltung der Höchſtgrenze von 20 hl Jahreserzeugung 


2) Als Biererzeugung im Sinne des Abſ. 2 ſoll die in 
einem Brauereibetrieb innerhalb eines Rechnungsjahres 
ſeuerpflichtig gewordene und ſteuerfrei ausgeführte Bier- 5 
nenge (ſ. § 33 Abſ. 4) gelten. 
2) Die Übertragbarkeit der zugewieſenen Jahresmenge 
4 Abſ. 3) ſoll einerſeits Gelegenheit geben, bei Aufgabe 
des Betriebs das Recht, dieſe Jahresmenge zu den regelmäßigen 
ben herſtellen zu dürfen, verwerten zu können, 
mdererſeits die Möglichkeit bieten, einen Wechſel in der Stärke 
en innerhalb der einzelnen Gegenden des 
den Bierſteuergebiets ausgleichen zu können. 
* 7 
Neue Brauereien. 
8 4 Für neue Brauereien, die nach dem 
Af rit 1918 in Betrieb genommen werden, ers 
a efebgebung 1918. Bd. I. 6 
r 
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1 N gehalten wird. 


end der zweiten fünf Nee ae bem 
Inkrafttreten des Geſetzes auf das Zweifache 
Die Vorſchrift im § 3 Ab). 2 findet ſtunge mäß 
Anwendung. 4 


1) Nach § 6 Abſ. 2 des geltenden Grovienecueterel . 
haben nach dem 1. Auguſt 1909 in Betrieb genommene Braue⸗ 
reien ſowie Brauereien, die nach dem 1. Auguſt 1909 
wieder in Betrieb genommen wurden, nachdem ſie mehr als 
zwei Jahre außer Betrieb waren, bis zum 31. März 1918 
erhöhte Steuerſätze zu entrichten. Dieſe Vorſchrift iſt in das ib 
Geſetz bei der Beratung des Entwurfs in der Vollverſammlung 
des Reichstags aufgenommen worden (Nr. 1595 der Reichs⸗ 
tagsdruckſachen 1507/1909, Sten. Bericht, Bd. 237, S. 9282), 
um dem beſtehenden Gewerbe als Ausgleich für die Mehr⸗ 
belaſtung während einer Übergangszeit Schutz gegen Neu⸗ 
gründungen zu bieten. Die Notwendigkeit, einer Betriebs⸗ 
ausdehnung der beſtehenden Betriebe während einer Uber⸗ 
gangszeit entgegenzuwirken, iſt bereits durch § 4 des Geſetzes 
anerkannt. Es iſt folgerichtig, wenn auch das Entſtehen neuer 
Brauereien zur tunlichſten Erhaltung des Abſatzgebiets der 5 

beſtehenden Brauereien innerhalb dieſer Übergangszeit möglichſt a 
verhindert wird. Zu dieſem Zwecke ſollen nach dem 1. April 
1918 neu entſtandene Brauereien für ihr geſamtes Erzeugnis 
die erhöhten Abgabeſätze zu entrichten haben, wie fie im 4 
Abſ. 2 für die Überſchreitung der zugewieſenen Hahresmen 
vorgeſchlagen ſind. Auf Betriebe, die in der Zeit vom 1. Auguſt 
1909 bis zum 1. April 1918 neu in Betrieb genommer te 
worden find, ſowie auf die Wiederinbetriebnahme ruhender 
Brauereien dieſe Maßnahme auszudehnen, dürfte mit Rück⸗ 
ſicht darauf entbehrlich ſein, daß einerſeits hierfür nur wenige 
Brauereien mit geringem Betriebsumfang in Frage kom : 
werden, anderſeits eine unerwünſchte Wusdehnurtg derartig 

Betriebe durch die ee im 85 4 des „ 15 0 


en Site Arbeiter als n gegen ate 
ic unentgeltlich abgegeben wird, wird die Steuer 


eſer Vorſchrift ſteuerfrei geblieben iſt, an andere 


Für Perſonen, die obergäriges Bier nur für 
ren Hausbedarf bereiten, wird, wenn fie in einem 
Rechnungsjahre nicht mehr als zwanzig Hektoliter 
Hektoliter ermäßigt. 

Es iſt verboten, Bier, das zum ermäßigten 
Satze verſteuert worden iſt, an nicht zum Haushalt 
gehörige Perſonen gegen Entgelt abzugeben. 
Bierverkäufer haben auf die Ermäßigung keinen 


pruch. 


2 1) Die Vorſchrift entſpricht dem § 6 Abſ. 4 des geltenden 
Brauſteuergeſetzes. Die Vergünſtigung jolt jedoch nur Haus- 
brauern gewährt werden, die in einem Rechnungsjahre nicht 
ie n ehr als 20 hl Bier herſtellen. Damit dürfte dem tatſächlichen 
Bedürfnis ausreichend Rechnung getragen ſein. Weiter zu 
gehen empfiehlt ſich aus ſteuerlichen und volkswirtſchaftlichen 
Gründen nicht. 


9) Der Abſatz, welcher die Steuerfreiheit des Haustrunks 
der Brauereiarbeiter und Angeſtellten vorſieht, iſt erſt durch 
en Reichstagsausſchuß in das Geſetz gebracht. Ein Vertreter 
des Reichsſchatzamts erklärte, ohne Widerſpruch zu finden, 
Wort „Haustrunk“ werde man dahin auffaſſen können, 
es bedeute „zu dem eigenen Bedarf der Arbeiter und 
er Familien, nicht aber zum Erwerb“. Der Arbeiter dürfe 
u strunt zwar verkaufen, der Umfang der Gewährung 
ber * Aber den eigenen Bedarf des N und 
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ht erhoben. Brauereien dürfen Bier, das nach 


ety 
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: Verſendung von Farbebier Ausnahmen zulaſſen ?). 


84 1 ga witer. 


1 1 Familie hinausgehen. Das pe ie auch bet 
nicht der Fall. . 


Haftung des Bieres. 


§ 71). Bierſteuerpflichtiges Bier haftet ohne 
Rückſicht auf die Rechte Dritter für den Betrag 
der darauf ruhenden Bierſteuer und kann, Steuer 
deren Entrichtung nicht erfolgt iſt, von der Steuer⸗ 
behörde mit Beſchlag belegt werden. 1 

1) Die Vorſchrift ſoll dem Steueraufkommen eine erhöhte 
Sicherheit bieten — zu vergleichen § 14 des Pereinszollgeſezes 
vom 1. Juli 1869, § 3 Abſ. 2 des Zuckerſteuergeſetzes vom 
27. Mai 1896, § 8 des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 4 
1909 und §6 des Zünd warenſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 — 4 
Was unter haften techniſch verſtanden fein joll, ift allerdings 
nicht ganz klar. Wäre an ein geſetzliches Pfandrecht gedacht, x 
fo hätte es nicht der weiteren Beſtimmung bedurft, daß die 
Steuerbehörde den betreffenden Vorrat „mit Beſchlag belegen“ 
könne. Gemeint iſt, die Steuerbehörde ſolle die Möglichkeit 
haben, jederzeit ohne Rückſicht auf vorher entſtandene Rechte 
Dritter ein Pfandrecht zur Entſtehung zu bringen. 


Steuerpflichtiger und Steuerpflicht. 


§ 8. Zur Entrichtung der Bierſteuer iſt ver⸗ 4 
pflichtet, wer Bier für ſeine Rechnung herſtellt & 
oder herſtellen läßt !). 1 

Die Steuerpflicht tritt ein, ſobald das Bier aus 4 
der Brauerei entfernt oder innerhalb der Brauerei 
getrunken wird 1)3). Der Bundesrat kann für die 


1) Während nach § 7 Abſ. 2 des geltenden Brauſteuer⸗ 
geſetzes die Steuerpflicht bereits mit der Anmeldepflicht de 
zur Bierbereitung zu verwendenden Rohſtoffe oder mit 
Verbringung des Malzes auf die Malzſteuermühle begin 
ſoll nach dem Entwurfe die Bierſteuer erſt dann zu entri 0 
5 AG, wenn das Bier die Branktes ver oder 5 ‘iT 


evieuergeres. ~— 


anten 178 Hierdurch und Die die Vor⸗ 

m 5 11 des Entwurfs iſt für den Brauer die Verpflichtung 
Abgabenentrichtung näher an den Zeitpunkt gerückt, in 
er die Bezahlung ſeines Erzeugniſſes vom Abnehmer 
erhält; eine Abminderung des Zinsverluſtes für die vom 
8 auer verauslagte Steuer ijt die Folge. 

Die Vorſchriften über die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen 
Biermenge enthalten die §§ 33 bis 36 des Entwurfs. Für 
abgefundene Brauereien iſt die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen 
bene und der Eintritt der Zahlungspflicht im § 37 be⸗ 
1 ſonders geregelt. 

i Für Bier, das innerhalb der herſtellenden Brauerei 
Me zugrunde geht oder zum Genuß unbrauchbar wird, ſoll eine 
Steuerpflicht nicht eintreten; die Steuerfreiheit des aus dem 
$s Geltungsbereiche des Geſetzes ausgeführten Bieres ergibt ſich 
2 aus § 2 des Entwurfs. Durch § 9 ſoll die Möglichkeit gegeben 
werden, in beſonderen Fällen für verſteuertes Bier, das in die 


© offen. 
5 Bier, das innerhalb der herſtellenden Brauerei getrunken 

wird, ſoll ebenſo, wie im geltenden Geſetze, ſteuerlich dem 
| fbrigen in der Brauerei erzeugten Biere gleichgeſtellt werden. 
Die Feſtſtellung der Menge des in einer Brauerei getrunkenen 
4 Vieres ſoll durch eine vom Bundesrat anzuordnende beſondere 
Buchführung erfolgen (§ 10 Abſ. 2 des Geſetzes). 
. 2) Die im § 8 Abſ. 2 Satz 2 vorgeſehene Ausnahme für 
Farbebier will eine wiederholte Beſteuerung des Farbebieres 
vermeiden. Für Farbebier wird die Steuerpflicht erſt dann 
eintreten können, wenn das Bier, zu deſſen Herſtellung das 
p Garbebier verwendet wurde, ſteuerpflichtig wird.“ 


. 1 Erſtattung der Bierſteuer. 
13 91). Eine Erſtattung der Bierſteuer kann 
nach näherer Beſtimmung des Bundesrats gewährt 
* eden für Bier, das in die Brauerei zurückgelangt. 
i 1 der Behandlung des in der Brauerei unbrauchbar 
word orde nen Bieres vol. Anmerkung 1 zu § 8. 

1 4 


Brauerei zurückgelangt, eine Abgabenerſtattung eintreten zu 


des 11). 


86 oe . beben. 85 4 5 


Steuerpflichtige ‘Menge. „ cee 
8 101). Die deuerpflichilge see e : 


(Fäſſer, Flaſchen uſw.), in denen das Bier die 
Brauerei verläßt. 3 
Die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Menge des a 
innerhalb der Brauerei getrunkenen Bieres erfolgt 
nach näherer Anordnung des Bundesrats. f 
1) Vgl. § 8 und die dortigen Anmerkungen. 


Fälligkeit, Stundung. es | 
8 11. Die Steuer für die in einem Monat : 
ſteuerpflichtig gewordenen Biermengen (§ 8 Abſ. 2) 
wird am letzten Tage dieſes Monats fällig und iſt 
ſpäteſtens am ſiebenten Tage des nächſtfolgenden 
Monats bei der Hebeſtelle einzuzahlen. Wird die 
Zahlungsfriſt wiederholt verſäumt oder liegen 
Gründe vor, die den Eingang der Steuer gefährdet 
erſcheinen laſſen, ſo kann die Steuerbehörde die 
ezahlung oder Sicherſtellung der Steuer bei 
Eintritt der Steuerpflicht fordern. 
Gegen Sicherheitsleiſtung iſt die Steuer für 5 
eine Friſt von drei Monaten zu ſtunden !). 
Nebengebühren, insbeſondere für Quittungen : 
und Beſcheinigungen der Steuerbehörden, werden 
nicht erhoben. . 
1) Die Stundungsfriſt von drei Monaten für die Bier⸗ 
ſteuer (§ 11 Abſ. 2) iſt mit Rückſicht darauf ausreichend, daß 
die Bierſteuer erſt beim Ausgang des Bieres aus der Brauerei 
fällig wird (gu vergleichen die Ausführungen unter Abſ. 


Verjährung. f 5 
g § 12). Anſprüche auf Zahlung oder E 
ſtattung der Bierſteuer verjähren in einem Jah 
von dem Tage des Eintritts e e 


* * 
> 
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hrt in drei 87 0 
ie Verjährung wird durch jede von der zuö⸗ 
digen Behörde zur Geltendmachung des An⸗ 
ruchs gegen den Zahlungspflichtigen gerichtete 
andlung unterbrochen. 
) Die Vorſchrift entſpricht den Grundſätzen in den §§ 11 
und 54 Abſ. 2 des geltenden Brauſteuergeſetzes. 
5 Be Bierbereitung. 
8 131). Zur Bereitung von an re 
Biere!) darf, abgeſehen von der Vorſchrift im Abſ. 3 
nur Gerſtenmalz, Hopfen, Hefe und Waſſer ver⸗ 
wendet werden. 
Die Bereitung von obergärigem Biere )) 
unterliegt derſelben Vorſchrift; es iſt hierbei jedoch 


5 aa Hopfen, Hefe und 0 8 Wege ſind, 
if bei der Bierbereitung geſtattet, unterliegt jedoch 


maßnahmen. 

Unter Malz wird alles künſtlich zum Keimen 
gebrachte Getreide verſtanden. 

Fauür die Bereitung beſonderer Biere ſowie von 
tier, das nachweislich zur Ausfuhr beſtimmt iſt, 


} . 1 und 2 geſtattet werden. 

Die Vorſchriften im Abſ. 1 und 2 finden keine 
N aten auf die Bierbereitung der ſteuer⸗ 

gt 1 (§ 6). 

oe 


, Pay! 
8 
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nach Feſtſtellung des Etre ‘se Stamm wi 
würze im Gärkeller oder durch Bierhändler oder 
Wirte iſt unterſagt. Das Hauptamt kann Brause 
unter den erforderlichen Sicherungsmaßnahmen den 
Zuſatz von Waſſer zum Biere nach Feſtſtellung 
des . der Stammwürze im Gärkeller 
geſtatten ) a 

Die Vermiſchung von Einfachbier, Vollbier und 
Starkbier miteinander ſowie der Zuſatz von Zucker 
zum Biere durch Brauer nach Eintritt der Steuer⸗ 
pflicht des Bieres oder durch Bierhändler oder 
Wirte ijt unterſagt !). : 


1) Der § 13 enthält das fogenannte Reinheitsgebot. ’ 
Die Vorſchriften des § 13 entſprechen den Vorſchriften im § 1 q 
Abſ. 1, 2 und 3, § 2 Abſ. 2 Satz 1 und § 3 Abſ. 3 des 
geltenden Brauſteuergeſetzes. Die gehörten Vertreter des 
Braugewerbes haben wegen des Rufes des deutſchen Bieres 
und wegen des Wettbewerbes der Brauereien in den 
übrigen deutſchen Brauſteuergebieten, namentlich Bayern, 
woſelbſt das unbedingte Reinheitsgebot gilt, die Aufrecht⸗ 4 
erhaltung dieſer Vorſchriften dringend erbeten und die 
Gewährung von Ausnahmen oder Erleichterungen als be⸗ 
denklich bezeichnet. Es war daher kein Anlaß gegeben, 
die bewährten Grundſätze des geltenden Brauſteuergeſetzes 
auch nur zum Teil aufzugeben. Techniſchen Verbeſſerungen, : 
wie der Vorbehandlung des Brauwaſſers, wird auch im Rahme 4 
dieſer Grundſätze Rechnung getragen werden können. 4 


2) Die Vorſchriften des geltenden Geſetzes über die gu i 
läſſigkeit der Verwendung von Zucker zur Bereitung ober⸗ a 
gärigen Bieres find im Entwurfe beibehalten worden. Es 
iſt davon abgeſehen worden, die von Vertretern der Klein⸗ 5 
und Mittelbrauer geforderte Einſchränkung der Zuckerver⸗ 
wendung auf kleinere vorwiegend obergäriges Bier herſtellen 
Brauereien vorzuſchlagen. Wenn auch die Herſtellung v 
Süßbier im Laufe der Zeit eine von der bisherigen B 

8 ſteuergeſetzgebung nicht gewollte Ausdehnung erfahren hat, 


e die Erzeugung Berarkigen Bieres auf⸗ 
men haben, fo iſt doch nicht zu verkennen, daß das Süßbier, 
ſondere während des Krieges, für den Verbrauch an 
utung zugenommen hat. 


8) Nach § 13 Abſ. 7 des Entwurfs ſoll der Zuſatz von 
Waſſer zum Biere bereits nach Feſtſtellung des Extraktgehaltes 
er Stammwürze im Gärkeller und nicht, wie im § 1 Abſ. 5 
des geltenden Brauſteuergeſetzes, erſt nach Abſchluß des Brau⸗ 
verfahrens, verboten ſein. Mit dieſer Vorſchrift, die ſich auch 
im Artikel 2 Abſ. 5 des bayeriſchen Malzaufſchlaggeſetzes vom 
5 is. März 1910 findet, ſoll verhindert werden, daß die für die 
Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Biermengen beſonders wid): 
tigen Eintragungen im Sudbuch über Menge und Gehalt 
der Stammwürze durch einen nachträglichen Waſſerzuſatz 
J für die Steueraufſicht unbrauchbar werden. Um gegebenen⸗ 
5 falls einem betriebstechniſchen Bedürfnis Rechnung tragen zu 
können, iſt die Gewährung von Ausnahmen durch das Haupt- 
8 amt zugelaſſen. Hierzu bat der Berichterſtatter, die Haupt⸗ 
ämter anzuweiſen, die Zuſetzung von Waſſer während des 
Brauverfahrens nicht zu behindern, mindeſtens nicht während 
der Zeit, ſolange noch die Gerſtenbelieferung ſo gering ſei 
wie jetzt. Die jetzigen Biere mit ganz niedrigem Stamm- 
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werden, wenn das Bier zunächſt etwas ſtärker eingebraut 
nd dann nachträglich während des Brauverfahrens durch 
Waſſerzuſatz auf den vorgeſchriebenen Stammwürzegehalt 
verdünnt werde. Er bitte hier um eine Zuſage der Regierung. 
Ein Vertreter des Reichsſchatzamts erklärte, es ſei in Ausſicht 
genommen, eine ähnliche Vorſchrift in die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen aufzunehmen, wie fie im § 6 der Ausführungs- 
beſtimmungen zum bayeriſchen Malzaufſchlaggeſetz enthalten ſei. 
909) Der Zuſatz iſt erſt in zweiter Leſung des Reichstags⸗ 
ausſchuſſes zugefügt. 

oe | Verfehr mit Vier. 
8 14. Unter der Bezeichnung Bier — allein 
0 eu Zuſammenſetzung — oder unter Be- 
ick . per ec Darſtellungen, die den 


würzegehalt könnten leidlich ſchmackhaft nur dann hergeſtellt 


90 „„ Bierteuergele. 1 14. 
Anſchein erwecken, als ob es ſich um Bier Ne 


7 


Verkehr gebracht werden, wenn die Verwendung 


dürfen nur ſolche Getränke in Verkehr gebracht 
werden, die gegoren ſind und den Vorſchriften im 
§ 13 Abſ. 1 bis 3 entſprechen. Bier, zu deſſen Her⸗ 
ſtellung außer Malz, Hopfen, Hefe und Waſſer 
auch Zucker verwendet worden iſt, darf nur in 


von Zucker in einer dem Verbraucher erkennbaren 
Weiſe kundgemacht wird. Das Nähere beſtimmt 
der Bundesrat !). a 
Der Bundesrat kann anordnen, daß Einfachbier 
(F 3 Whi. 2) nur in Verkehr gebracht werden darf, 
wenn es in einer dem Verbraucher erkennbaren 
Weiſe als ſolches bezeichnet iſt. Er kann weiter 
anordnen, daß Bier unter der Bezeichnung Stark⸗ 
bier oder einer ſonſtigen Bezeichnung, die den 
Anſchein erweckt, als ob das Bier beſonders ſtark 
eingebraut ſei, nur in den Verkehr gebracht werden 
darf, wenn der Extraktgehalt der Stammwürze 
des Bieres nicht unter die feſtgeſetzte Grenze herab⸗ 
geht?). ; 
Vollbier, deſſen Stammwürzegehalt der Bore © 
ſchrift des § 3 Abſ. 2 nicht entſpricht, darf nicht 
in Verkehr gebracht werden. q 
1) Während des Krieges find in verſtärktem umfang 
Getränke, die nicht dem Begriffe „Bier“ entſprochen haben, 
unter Bezeichnungen oder bildlichen Darſtellungen in Verkehr 
gebracht worden, die den Anſchein erwecken ſollten, als ob es 
ſich um Bier handelte. Es empfiehlt ſich, den bisher dem 
Gebrauch des Wortes „Bier“ gewährten Schutz auch auf dieſe 
Fälle auszudehnen. Die Vorſchrift über die Angabe der Zucker⸗ 
verwendung erſcheint wegen der Brauereien erwünſcht, die 
Bier in Verkehr Bringen; zu deſſen Herſtellung Zucker nicht 
verwendet worden iſt. Im übrigen ſiehe § 13 Geſ. 
2) Die Vorſchrift im Abſ. 2 ſoll die Möglichkeit geben, 
den Verbraucher erforderlichenfalls davor ay 5 daß 


* 


ie Gtanenioarseachatt und ihrem Werte nicht ent⸗ 
5 der Begriffe Einfachbier und Starkbier vgl. 


Zubereitungen. 
8 15. Zur Herſtellung von Bier beſtimmte 
bereitungen, mit Ausnahme der im § 13 Abſ. 2 
zeichneten, aus Zucker hergeſtellten Farbmittel 
und der im § 13 Abſ. 3 bezeichneten Farbebiere, 
: jürfen nicht in Verkehr gebracht werden ). 
9) Zu vergleichen § 3 Abf. 2 des geltenden Brauſteuer⸗ 
geſetzes, dem Sinne nach gleichlautend mit § 15. 


2. Überwachungs vorſchriften. 
Beſtellung eines Vertreters. 
8 161). Inhaber von Betrieben, die nach dem 
Bierſteuergeſetze der ſteuerlichen Aufſicht unter- 
iegen, haben die ihnen durch das Geſetz und die 
hierzu ergangenen Ausführungsbeſtimmungen auf⸗ 
erlegten Verpflichtungen entweder ſelbſt zu erfüllen 
oder einen geeigneten Vertreter zu beſtellen. 
Die Beſtellung eines Vertreters muß erfolgen, 
venn der Inhaber an der Erfüllung der Ver— 
pflichtungen verhindert ijt. 
Von der Beſtellung eines Vertreters iſt der 
Steuerbehörde Anzeige zu erſtatten. Die Steuer⸗ 
behörde entſcheidet über die jederzeit widerrufliche 
Zulaſſung des Vertreters. 
Wenn und ſolange der Forderung der Steuer— 
behörde zur Beſtellung eines geeigneten Vertreters 
nih entſprochen wird, kann der Betrieb der 
Brauerei unterſagt werden. 
. mst Der § 16 des Geſetzes iſt dem § 13 des bayeriſchen 
M 5 fſchlaggeſetzes nachgebildet. Er enthält eine Er⸗ 
0 mee Ait im i 12 des geltenden Brauſteuer⸗ 


geſetzes e als er die Beſtellun, eines Be zu 
Pflicht macht, wenn der Inhaber eines der ſteuerlichen Au 
unterliegenden Betriebs die ihm obliegenden Verpflichtunger n 
nicht erfüllen kann. Dies wird insbeſondere dann der Fan 
fein, wenn das unter Steueraufſicht ſtehende Gewerbe von 
einer minderjährigen oder wegen Geiſteskrankheit entmündigten 
Perſon, einer juriſtiſchen Perſon, einer Geſellſchaft, Genoſſen⸗ 
ſchaft oder einem Vereine betrieben wird. Die Vorſchrift im 
Abſ. 4 ſoll der Steuerbehörde die Möglichkeit geben, wenn 
nötig, die Aufſtellung eines geeigneten Stellvertreters au 
erzwingen. . 9 


Erſtmalige Betriebsanmeldung. , q 


§ 17. Wer in den Beſitz einer Brauerei oder 
eines nach dem Bierſteuergeſetze der Steueraufſicht 
unterliegenden Betriebs gelangt, hat dies innerhalb 
acht Tagen nach der Beſitzerlangung der Steuer⸗ . 
behörde anzuzeigen. 4 

Eine Perſon oder Geſellſchaft, für deren Rechnung 
mehrere Brauereien betrieben werden oder betrieben 
werden ſollen (§ 3 Abſ. 4), hat dies mindeſtens 
acht Tage vor Beginn des gemeinſamen Betriebs 
der Hebeſtelle anzuzeigen 1). q 

1) Die Vorſchrift im Abſ. 2 will in Verbindung mit § 44 
Ziffer 2 die Durchführung des § 3 Abſ. 4 des Geſetzes ſicherſtellen. 


Anmeldung der Brauereiräume und Brauereigeräte. 5 
~ § 181). Wer Bier herſtellen will, hat der Steuer⸗ 
behörde mindeſtens acht Tage vor Beginn de 
erſtmaligen Betriebs die Räume zur Aufbewahrung 
der Brauſtoffe und zum Betriebe der Brauerei 
einſchließlich der Gärungsräume ſowie der Räume 
in denen Bier gelagert, abgefüllt und abgegeben 
werden ſoll, unter Einreichung eines Grundriſſ 
ferner die Maiſch⸗, Koch⸗, Kühl⸗ und Gärgefäße 

die e und Fuhrfäſſer unter 5 hres 


- 3 


W 


lmäßigen Standorts Fe Sin end geha 
Gefäße ſchriftlich anzumelden. 

Die zur Lagerung, Abfüllung und Abgabe von 
ler dienenden Räume unterliegen der ſteuer⸗ 
ntlichen Genehmigung. 

1) Die Vorſchriften der §§ 18 — 22 entſprechen im alls 
gemeinen den §§ 14 bis 16 des geltenden Brauſteuergeſetzes; 
die Anderungen ſind durch den Übergang von der Beſteuerung 
der Noßſkoffe zur Beſteuerung des Biers bedingt. 

8 


Ky Vermeſſung der Gefäße. 
: 8 19. Die angemeldeten Gefäße können amtlich 
vermeſſen und geſtempelt werden; ſie ſind vom 
Brauereiinhaber nach näherer Anordnung der 
Steuerbehörde mit einer Nummer und der Angabe 
des Raumgehalts zu verſehen. Dieſe Bezeichnung 
iſt gehörig zu erhalten und nötigenfalls zu erneuern. 


i 
2 

. 

q Veränderungsanzeige. 
3 § 20. Werden Betriebsräume neu eingerichtet 
oder geändert, anmeldepflichtige Gefäße angeſchafft 
oder die vorhandenen abgeſchafft, geändert oder in 
einen anderen Raum gebracht, jo hat der Brauerei⸗ 
inhaber dies innerhalb der nächſtfolgenden drei Tage 
4 Paueisen. 


Verkehr mit Brauereigefäßen. 
8 21. Inhaber von Brauereien dürfen an⸗ 
meldepflichtige Gefäße nicht aus den Händen geben, 
bevor fie der Steuerbehörde den Empfänger an- 
gezeigt und eine Beſcheinigung hierüber erhalten 


i Verſchließung von Brauereigeräten. 
8 22. Für die Zeit, in der Brauereigeräte im 


Betriebe nicht benutzt werden oder nicht benutzt 
werden dürfen, können ſie amtlich verſchloſſen 
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Aufbewahrung der Vorrüte an Brauſtoffen. 
4 § 231). Inhaber von Brauereien dürfen Vorr 
an Malzſchrot und Zucker, ſoweit jie nach dem Cre 
meſſen der Steuerbehörde den Bedarf des eigenen 
Haushalts überſteigen, nur an beſtimmten, ein für 
allemal vorher anzuzeigenden geeigneten Orten 
aufbewahren. 7 
Die Aufbewahrungsorte ſtehen ohne Ausnahme 
unter Aufſicht der Steuerbehörde. 1 
1) Wie bereits in den Vorbemerkungen hervorgehoben, 
ſoll die Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Biermengen ſich gue 
nächſt auf die überwachung der Rohſtoffverwendung nach 
Maßgabe des geltenden Brauſteuergeſetzes gründen. 8 23 
des Geſetzes ſtimmt in dieſer Hinſicht mit den Vorſchriften 
im § 18 Abſ. 1 und 5 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 
überein. Die Vorſchriften über die Aufbewahrung von Zucker 
im ; 18 Abſ. 2 und 4 des letzteren Geſetzes find in das eu 


nicht vorſieht. 


Verpflichtung zum Halten von Malzmühlen. 
§ 241). Die Inhaber ‘a 
1. der am 1. April 1918 beſtehenden Brauereien, 
in denen das Geſamtgewicht der nach dem 
Brauſteuergeſetze vom 15. Juli 1909 ſteuer⸗ 
pflichtig gewordenen Brauſtoffe 500 Doppel- 
zentner im Durchſchnitt der Rechnungsjahre 
1912 und 1913 oder in einem ſpäteren Rech⸗ 
nungsjahre bis zum Inkrafttreten des Geſetzes 
überſtiegen hat oder in denen nach dem In 
krafttreten des Geſetzes in einem Rechnungs 


überſteigt, 
2. der nach dem 1. April 1918 errichtete 
Brauereien 1 


se 3 2 24. eat % : 


be Die F entſteht für die Inhaber der 
im Abſ. 1 Ziffer 1 bezeichneten Brauereien am 
1. Oktober 1918 oder nach Ablauf desjenigen 
Rechnungsjahrs, in dem die Geſamtmenge des 
teuerpflichtig gewordenen Bieres zuerſt 3000 Hekto⸗ 
a überſteigt. Bei einer vorausſichtlich nicht an⸗ 
dauernden Überſteigung dieſer Grenze oder, wenn 
die räumlichen Verhältniſſe den Einbau der Malz⸗ 
ſteuermühle mit Verwiegungsvorrichtung ohne Auf- 
wendung erheblicher Koſten nicht geſtatten, ſoll die 
Steuerbehörde die Verpflichtung erlaſſen. 
Die Inhaber anderer als der im Abſ. 1 be- 
eichneten Brauereien, die in ihrer Brauerei das 
ur Bierbereitung beſtimmte Malz auf eigenen 
ühlenwerken oder Malzquetſchen ſchroten, ſind 
erpflichtet, die Malzmühle mit einer zugelaſſenen 
elbſttätigen Verwiegungsvorrichtung zu verſehen. 
die Verpflichtung entſteht am 1. Oktober 1918; 
ie ſoll von der Steuerbehörde erlaſſen werden, 
venn wegen der Beſchaffenheit der Malzmühle 
der der räumlichen Verhältniſſe die ſteuerſichere 
Anbringung der Verwiegungsvorrichtung nicht oder 
“nur mit erheblichen Koſten möglich iſt. 

a he Inhaber anderer als der im Abſ. 1 und 3 
Washer Brauereien ſind zur Aufſtellung von 
e mit ſelbſttätigen Verwiegungsvor⸗ 


1 isa 5 geliefert werden!). 4 
In anderen als den im Abſ. 1, 3 und 4 bes 
zeichneten Fällen kann Inhabern von Brauereien 
von der Steuerbehörde die Verpflichtung zur Auf⸗ 
ſtellung einer Malzmühle mit ſelbſttätiger Ver⸗ 
wiegungsvorrichtung auferlegt werden, wenn ſie 
ſich einer Gefährdung der Bierſteuer ſchuldig 
machen oder den Überwachungsvorſchriften dieſes 
Geſetzes und der hierzu ergangenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen fortgeſetzt zuwiderhandeln 2). 

Wenn und ſolange die Inhaber von Brauereien 
in Erfüllung der Verpflichtung ſäumig ſind, kann 
ihnen die Bierbereitung unterſagt werden;). 

Die Verpflichtung geht im Falle eines Wechſels 
im Beſitze der Brauerei auf den neuen Inhaber 
über und erliſcht nicht durch ſpätere Verminderung 
der Biererzeugung s). ; 

Aufſtellungsort und Einrichtung der Malz⸗ 
mühlen und der ſelbſttätigen Verwiegungsvor⸗ 
richtungen unterliegen der Genehmigung der 
Steuerbehörde). : 

Die Verwiegungsvorrichtungen müſſen mit den 
Malzmühlen in feſte Verbindung gebracht und 
beide ſo eingerichtet ſein, daß nach Anlegung a 
ſteueramtlichen Verſchluſſes ohne Anwendung ere 
kennbarer Gewalt Malz nur zum Mahlwerk ge⸗ 
langen kann, nachdem es die eee 
richtung durchlaufen hats). 3 
| 1) Nach dem geltenden Brauſteuergeſetze wird die Meng 
des zur Bierbereitung verwendeten Malzes hauptſächlich durch 
die Anbringung von ſelbſttätigen „%% 


feet 


einer Biererzeugung von 3000 hl eintreten, bei ſpäter 
andenen Betrieben unbedingt ohne Rückſicht auf ihren 
bsumfang (§ 24 Abſ. 1). Außerdem ſollen, ſoweit es die 
bsverhältniſſe geſtatten, Inhaber von Brauereien, die 


er Brauereien zugunſten der e Betriebe zu 
veren. Bei Brauereien, bie zum Schroten ihres Malzes 


ef derem Maße gegeben; es empfiehlt ae ba dieſe, 


richtungen an ihren Malzmühlen zu verpflichten. Den 
24 Abſ. 1 und 3 des Geſetzes bezeichneten Brauereien 

eht durch die Erfüllung der ihnen auferlegten Verpflichtung 
Feil, da ihnen nach § 70 Abſ. 1 des Geſetzes die Koſten 


Bet und Verwiegungsvorrichtungen auf Rechnung der 
gemeinſchaft erſtattet werden ſollen; die aus ſteuer⸗ 
nden gebotene Maßnahme dürfte ihnen vielmehr 


5 . durch Verſtäuben des Malzmehls 


t angängig, zur Anbringung ſelbſttätiger Verwiegungs⸗ 


teil bringen, da einerſeits ſteuerſichere Malz⸗ 


4. 


künftige erſtmalige Aufſtellung oder Anbringung der 


Überblick anes die Betriebspe e 1 8 „ 
2) § 24 Wh}. 5 des Geſetzes will der Steuerbehörde ö 
Möglichkeit geben, unzuverläſſige Brauer einer verſchä 
Überwachung zu unterwerfen. Eine Koſtenerſtattung ſo 
derartigen Fällen nach § 70 Abf. 1 des Geſetzes nicht eintreten 

3) Die Vorſchriften in § 24 Wo}. 4, Abſ. 6 bis 9 entſprechen 
den Vorſchriften im § 27 Abſ. 3 bis 7 des . braut 
ſteuergeſetzes. 


Pflichten der Brauer mit Malzmühlen. 


§ 25. Inhaber von Brauereien, die gemäß 
& 24 zur Aufſtellung von Malzmühlen mit jel 
tätiger Verwiegungsvorrichtung verpflichtet ſind, 
dürfen zur Bierbereitung nur Malz verwenden, das 
auf der Malzmühle geſchrotet worden ijt. Die 
Benutzung der Malzmühle durch andere oder das 
Ablaſſen von geſchrotetem Malze an andere 
nur mit Genehmigung der Steuerbehörde ſtatthaft 
Beſitzen Inhaber von Brauereien außer der 1 von 
der Steuerbehörde zum Schroten des Braumalzes 
genehmigten Malzmühle noch andere, für ſonſtige 
Zwecke beſtimmte, zum Schroten von Malz geeigneke | 
Vorrichtungen (Futterſchrotmühlen uſw.) ode 
wollen ſie ſich ſolche beſchaffen, ſo haben ſie hiervon 
der Steuerbehörde Anzeige zu erſtatten und ſich den 
für die Benutzung dieſer Vorrichtungen etwa ane 
geordneten Maßnahmen zu pee a ; 


Beſchädigung der Malzmühle. 


§ 26. Beſchädigungen der Malz mühle e oder 

ſelbſttätigen Verwiegungsvorrichtung, die die 
nutzung unterbrechen oder die Sicherheit des ö 
wie gungsergebniſſes mindern, Unregelmäßigkeit 
in der . der eee, a 


veel. g 27. eee 


V ilebutinen. des amtlichen Verſchluſſes haben In⸗ 
haber von Brauereien ohne Verzug und iedenfalls 

vor Ablauf von 24 Stunden der Hebeſtelle an⸗ 
. uzeigen. Wenn der amtliche Verſchluß verletzt 
oder ſonſt die Sicherheit des Verwiegungsergebniſſes 
gefährdet iſt, oder wenn die Verwiegungsvorrichtung 
die Tätigkeit verſagt oder unregelmäßig ausübt, 
= darf bis zum Eintreffen eines Steuerbeamten nur 
unter Zuziehung eines Zeugen Malz auf der Malz⸗ 
mühle geſchrotet werden. Das Gewicht des ge- 
ſchroteten Malzes ijt in dieſem Falle unter Mit⸗ 
wirkung des zugezogenen Zeugen beſonders feſt— 
zuſtellen und im Mahlbuch (§ 27) anzuſchreiben. 
* Der Steuerbeamte ſetzt die ſchadhafte oder un- 
Zzuverläſſige Verwiegungsvorrichtung außer Betrieb 
und gewährt zur Ausbeſſerung, Neuaufſtellung oder 
Wiederherſtellung der beſchädigten Malzmühle eine 
angemeſſene Friſt. Die einſtweilige Benutzung der 
Malzmühle ohne die Verwiegungsvorrichtung iſt, 
wenn es zur Verhütung einer Betriebsſtörung er— 
forderlich iſt, unter ſichernden Maßnahmen zu 
geſtatten. 


Mahlbuch. 


J 27. Jedes Schroten von Malz iſt nach der 
Beendigung ſofort in ein Mahlbuch einzutragen, 
das den Stand des an der Verwiegungsvorrichtung 
befindlichen Zählwerkes fortlaufend nachweiſt. Die 
Eeintragung muß von dem Inhaber der Brauerei 
oder deſſen bevollmächtigtem Vertreter eigenhändig 
vollzogen, das Mahlbuch ſorgfältig an dem von der 
dae beſtimmten Orte aufbewahrt, den 
8 wwe jederzeit vorgelegt, zur ene 


oe Gevolfenisjatismasien. 
: : darf geſtattet werden, daß mehrere z f 
einer Malzſteuermühle verpflichtete Bro belehaber 
eine ſolche gemeinſchaftlich beſitzen oder benutzen. 


vom 15. Juli 1909. 


ip Verpflichtung der Brauer ohne Malzmühlen. 


ſchriften in §§ 30 und 31 entſprechen den §§ 22, 18 Abſ. 3, 


vormittags gemaiſcht werden ſoll, ſpäteſtens am 
Nachmittag des vorhergehenden Tages, und wenn 


5 behörde zugelaſſ en werden. 


(§ 13) jie zu jedem Sud nehmen, an welchem Tage 


angemeldeten Brauſtoffen herſtellen wollen. Die 


Vormittag desſelben Tages drei Stunden vork 
bei der Steuerbehörde innerhalb der n 1 


1⁰ ö eee a 


§ 281). Unter den erfotde 


1) Zu vergleichen die §§ 29 bis 32 des ee e 5 


a) Brauanzeige. : 
§ 291). Inhaber von Brauereien, die zur Auf. 
ſtellung von Malzmühlen mit ſelbſttätiger Ver⸗ 
wie gungsvorrichtung nicht verpflichtet ſind, haben 
der Steuerhebeſtelle ſchriftlich anzuzeigen, welche 
Gattung und Menge der zuläſſigen Brauſtoffe 


und zu welcher Stunde ſie einmaiſchen werden, 
wieviel Würze und welche Bierſorte ſie aus den 


Anzeige kann auch im voraus für einen bestimmten 1 
Zeitraum gemacht werden. 
1) Brauereien, die nicht gemäß § 24 zur Aufſtellung von 
Malzmühlen mit ſelbſttätiger Verwiegungsvorrichtung ver⸗ 9 
pflichtet find, ſollen wie bisher (§ 21 des geltenden Geſetzes) 
zur Erſtattung der Brauanzeige gehalten fein. Die Vor⸗ 
§§ 24 und 26 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909. 


7 8 301). Die Brauanzeige (§ 29) muß, wenn 
nachmittags gemaiſcht werden ſoll, ſpäteſtens am 


eingehen. Ausnahmen e von we S: 


— 


lb der . ſeloſt ſeſtgeſeßten Friſt zuläſſeg. 5 
) Rol. § 29. 


„„ b) Betriebsvorſchriften. 
8 SL"). In Brauereien, deren Inhaber zur 
Malz zſchrot, ſobald Braueinmaiſchungen angemeldet 
ſind (§ 29), die für den folgenden Tag angemeldete 
Menge nicht überſteigen. 
Die Einmaiſchungen dürfen nur an Wochentagen 
geſchehen, und zwar in den Monaten vom Oktober 
bis einſchließlich März von morgens 6 bis abends 
10 Uhr, in den übrigen Monaten aber von morgens 
4 bis abends 10 Uhr. Ausnahmen hiervon können 
nach Bedürfnis bewilligt und dürfen bei ununter⸗ 
brochenem Betriebe nicht verſagt werden. Als 
ao Schluß der Einmaiſchung gilt der Zeitpunkt, an dem 
mit dem Ablaſſen der Würze zum Zwecke des Kochens 
4 Pesonnen wird. 
55 In der Regel ſoll die ganze Beſchickung auf ein⸗ 
mal eingemaiſcht werden, ſo daß eine Nachmaiſchung 
icht ſtattfindet. Wird eine Brauerei regelmäßig 


A angezeigt werden, in wieviel Abteilungen und mit 

1 Gewichte für jede Beſchickung geen 
werden ſoll. 

) Bol. 38 2931. 


* 


ae Zuckerverwendung. 
5 a 321). Wer Zucker zur Bierbereitung ver⸗ 


id zu 8 Brauanzeige (§ 29), hierüber 
deſtens drei Tage vor der erſtmaligen Ver⸗ 
ning ead ee aes Slats eine ee 


mit Nachmaiſchen betrieben, ſo muß ein für allemal 


102 | Hiethnievsone 4 23. 


In der Erklärung, deren eine Ausfertigung in r ; 


ere zur Einſicht der Steuerbeamten aufgelegt 


werden muß, iſt die Art und Weiſe der beabſichtigten 
Verwendung, insbeſondere bei welchem Abſchnitt 


der Bierbereitung ſie jedesmal erfolgen ſoll, näher 
zu bezeichnen. Bei dem Betrieb iſt dieſe Erklärung 


genau zu befolgen; ſpäter beabſichtigte dauernde 


Anderungen ſind innerhalb gleicher Friſt vorher 
ſchriftlich anzuzeigen. Soll von dem Inhalt der 
Erklärung nur für einzelne beſtimmte Einmaiſchun⸗ 


gen abgewichen werden, ſo iſt dies in der Brau⸗ 


anzeige anzumelden. 
Uber den zur Bierbereitung beſtimmten Vorrat 
an Zucker iſt nach näherer Anordnung des Bundes⸗ 


rats ein Buch zu führen, das den Steuerbeamten 


jederzeit vorzulegen iſt. 
1) Die Verwendung von Zucker ſoll wie bisher durch eine 
Brauanzeige angemeldet und durch eine beſondere Buchführung 


überwacht werden (§§ 23 und 19 des geltenden . | 


geſetzes). 


Buchführung. 


§ 331). Inhaber von Brauereien haben folgende 


Bücher zu führen: 
1. das Sudbuch, 
2. das Steuerbuch. 


In das Sudbuch ſind die einzelnen Einmaiſchun⸗ 


gen, Menge und Gattung der hierfür verwendeten 
Brauſtoffe, die Menge der daraus gewonnenen 
Bierwürze und deren Extraktgehalt ſowie die nach 
den Betriebsverhältniſſen der Brauerei aus der 
Würzemenge ſich berechnende Biermenge ein⸗ 
zutragen. 


In das Steuerbuch ſind die Mengen des feuer. g 


1 e (S$ 8 gee 2) des pee + 5 


0 re 5 


: ever iat ats). 1 des Bundesrats zu e 
de Bundesrat kann über die Buchführung von den 


2 zur beſtimmten Frist ee und der 
Steuerbehörde einzuſenden. 


a 1) Neben der Überwachung der zur Bierbereitung vere 
w endeten Rohſtoffe ſoll die hauptſächlichſte Grundlage für 
d ie Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Biermengen die im 
etz vorgeſehene Buchführung über die Bierbereitung bilden 
e hierwegen Huch die Ausführungen in den einleitenden 
bemerkungen). Von den vorgeſchriebenen Büchern ſoll 
das Sud buch die aus den verwendeten Brauſtoffen gewonnene 
Bierwürze nach Menge und Stammwürzegehalt feſthalten und 
die Möglichkeit geben, hieraus unter Berückſichtigung der für 
jede Brauerei beſonders zu ermittelnden Schwundverhältniſſe 
die vorausſichtliche Menge des aus den Rohſtoffen erzeugten 
bie zu berechnen. Im Steuerbuche ſoll die Menge des in 
er Brauerei erzeugten ſteuerpflichtigen, ſteuerfreien (§ 6 Abſ. 1) 
; d ſteuerfrei ausgeführten Bieres feſtgehalten werden. Die 
2 uſchreibung der ſteuerfrei ausgeführten Biermengen im Steuer⸗ 
buch iſt notwendig, weil für die Anwendung der einzelnen 
S uerſätze die Geſamtmenge des in einem Rechnungsjahr 
der Brauerei hergeſtellten Bieres entſcheidend iſt. Die 
. im Steuerbuche ſollen die Grundlage für die Ab⸗ 
gabenerhebung bilden. 
Burzeit liegen noch nicht genügend Erfahrungen darüber 
br, wie die im § 33 vorgeſehene Buchführung am zweck- 
igſten den Bedürfniſſen des Braugewerbes und der Steuer- 
3 anzupaſſen iſt. Es empfiehlt ſich deshalb, den 


en, ale ls fie im Entwurfe vorgeſchlagen iſt. Hierdurch ſoll 
1 gegeben werden, im e 


ae Sie erangen ee zu 5 
heit des Steueraufkommens verei a 
gheſchlagene Buchführung läßt ſich ſo 

Ss richtungen ermittelten und in den Brauanzeigen angemeld 


re Biermenge ſicher beſtimmt werden kann. 


des Bieres aus der Brauerei; Einbringen von Bier. 


nur dann entfernt werden, wenn die Fäſſer amt 


Verarbeitung der durch die ſelbſttätigen kalt 


es Rohſtoffmengen zu Bier genau verfolgt und d die e 


Abfüllung und Lagerung fertigen Bieres; enen 


§ 34. Fertiges, unverſteuertes Bier darf nur 
in den von der Steuerbehörde zugelaſſenen Räume 1 
gelagert und abgefüllt werden. a 

Bier darf aus der Brauerei nicht entfernt 
werden, bevor es in den nach ſeiner allgemeinen 
Beſchaffenheit und regelmäßigen Brauart zum 
Genuſſe fertigen Zuſtand gebracht iſt. Der Bundes. 
rat kann Ausnahmen zulaſſen. . 

Die Einbringung von Bier aus dem freie 
Verkehr in eine Brauerei unterliegt den vo 
Bundesrat anzuordnenden ee 
nahmen. ). a 
) Dieſe Vorſchriften der §§ 34— 36 ſollen eine wirkſaß 
Durchführung der ſteuerlichen Überwachung erleichtern. Bei . 
ihrem Vollzuge können auch beſondere Verhältniſſe, wie d 
Herſtellung und Abgabe von Jungbier, berückſichtigt und d 
durch Betriebserſchwerungen vermieden werden. 


Verſandgefäße. 
1 Fäſſern darf Bier aus der Braue 


geeicht und mit dem Eichſtempel und einer Numm 
5 1 8 Af den Ai le 1 die Brauer e 


nt 
elde 9 n find. Auf den Gefäßen an hee 


efteltt ijt, angegeben -jein. 


gegenüber den in der Brauerei geführten An⸗ 
ſchreibungen ergeben, ſind zu verſteuern, ſoweit 


einem Rechnungsjahre nicht mehr als 500 Hektoliter 
Bier hergeſtellt werden und die vor dem 1. April 
1018 betriebsfähig hergerichtet worden ſind, ſowie 
Brauer, die die Steuerermäßigung des § 6 Abſ. 2 
genießen (Hausbrauer), können abgefunden werden; 
auf fie finden alsdann die Vorſchriften in dem § 8 


: Anwendung. Abgefundenen Brauern kann die 
“Veale von Anſchreibungen über die erzeugten 
Biermengen auferlegt werden. Die Bierſteuer iſt 


ft 
0 us den zur Bierbereitung angemeldeten Stoff⸗ 


die Verwaltungsbehörde bindend feſtzuſetzen und, 
eit nicht Stundung eintritt, ſpäteſtens am 


8 5 mY Beate 


Abf. 2, §§ 10, 11 Abſ. 1 und 8s 33 bis 36 keine 


n mengen hergeſtellt werden kann, im voraus durch 


kame und Ort der Brauerei, in der das Bier her⸗ 


Beſtandsaufnahme. 
8 36. Nach, näherer Beſtimmung des Bundes⸗ 
rats werden in den Brauereien Beſtandsaufnahmen 
vorgenommen. Fehlmengen an Bier, die ſich hierbei 


nicht dargetan wird, daß jie auf Umſtände zurück⸗ 
1 ſind, die eine Steuerſchuld nicht begründen. 


Abfindung. 
§ 371). Inhaber von Brauereien, in denen in 


von abgefundenen Brauern nach näherer Be⸗ 
immung des Bundesrats von der Biermenge, die 


en Tage des zweiten auf die Festsetzung te 


x 
= UME ee 
oes 


067 Bierfteuergeſet re $8, 22. 


1) Die Einhaltung der Vorſchriften in on re 38 bis 36 
des Geſetzes über Buchführung, Abgabe, Verſand und Be⸗ 
ſtandsaufnahme des Bieres würde Zwergbetrieben, die meiſt 
Unter den einfachſten Verhältniſſen arbeiten, ſchwer fallen und 
nur mit einem dem Steueraufkommen nicht entſprechenden 
Auf wand an Beamtenkräften überwacht werden können 
Das Geſetz läßt deshalb für Betriebe mit einer Jahreserzeugung 
an Bier von nicht mehr als 500 hl, d. i. einem jährlichen Malz⸗ 
verbrauche von etwa 80 dz, eine vereinfachte Form der Er⸗ 
mittlung der ſteuerpflichtigen Biermengen zu. Die ſteuer⸗ 
pflichtigen Biermengen ſollen für dieſe Betriebe aus den von 
ihnen zur Bierbereitung angemeldeten Rohſtoffen nach dem 
vom Bundesrate zu beſtimmenden Ausbeuteverhältniſſe 
berechnet werden. 


Bierausſchank und Bierhandel der Brauereien. f 

§ 381). Findet in Verbindung mit einer 
Brauerei Ausſchank von Bier oder Handel mit 
fremdem Biere ſtatt, jo kann der Bundesrat be⸗ 
ſondere ÜUberwachungsmaßnahmen treffen. 5 

1) Der Ausſchank des eigenen oder eines fremden Er⸗ 
zeugniſſes ſowie der Handel mit fremdem Biere durch eine 


Brauerei bedarf zur Sicherung der Bierſteuer einer beſonderen : 
Überwachung; dieſe wird hauptſächlich im Wege der Buch⸗ 
führung zu geſchehen haben. 4 

ca 

Steueraufſicht, Gegenftand und Umfang. 4 
§ 391). Die Brauereien und der Ausſchank 
von Bier in Verbindung mit einer Brauerei unter⸗ 
liegen der Steueraufſicht. q 
Die Steuerbeamten find befugt, in den Betriebs-. 

und Lagerräumen einer Brauerei, in den an die = 


Brauerei anſtoßenden, mit ihr in Verbindung a 
ſtehenden Räumen ſowie in den Räumen, in denen 
ein Ausſchank von Bier in Verbindung mit einer 
Brauerei ſtattfindet, Nachſchau zu halten. Die 
e ſind e berechtiat, die 


bene. 1 40. 8 8 107 1 


oe Beh eral deren sia igen zu ver⸗ 


nlaſſen, die Vorräte an Brauſtoffen nachzuwiegen, 


Gefäße, einſchließlich der Lager⸗, Fuhr⸗ und 
ondgefäße, nachzumeſſen und die erzeugten 
oder Biermengen ſowie deren Extrakt⸗ 
alt festzustellen. Die Steuerbeamten dürfen in 
en unter Steueraufſicht ſtehenden Betrieben un⸗ 
itgeltlich Proben von den Brauſtoffen, der Bier⸗ 
ürze und dem Biere entnehmen. 

Den Steuerbeamten müſſen die im Abſ. 2 be⸗ 
eichneten Räume von morgens 6 Uhr bis abends 
Uhr, und wenn in ihnen gearbeitet wird, jederzeit 
zugänglich ſein; die „ fällt weg, 
wenn Gefahr im Verzug iſt 

Es dürfen keine Einrichtungen getroffen werden, 
die die Ausübung der Nachſchau verhindern oder 
erſchweren. 

a 1) Die Vorſchriften der §§ 39 bis 41 entſprechen im all- 
gemeinen den §§ 34 bis 36 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 


auffishteberuanitfe ſind durch den Übergang zur Bier. 
eſteuerung und die beabſichtigte Erhöhung der Bierbelaſtung 
bedingt. In dieſer Hinſicht ſind beſonders hervorzuheben die 
lusdehnung der Steueraufſicht auf den Ausſchank von Bier 
in . mit einer Brauerei, das Recht der Oberbeamten, 
Geſchäftsbüchern uſw. 1 5 zu nehmen und die Er⸗ 
* wingungsvor{ drift im § 41 Abſ. 3 
a Hausſuchung. 
ay 40. at hinreichender Verdacht vorhanden, daß 


909. Die im Geſetz vorgeſehenen Erweiterungen der Steuer⸗ 


‘ 


er Beach ene nee b für aus 


ihm nicht gebührenden Steuervorteil erſchleic 


vorgeſchriebenen Formen sae ſchau halten. > 


Hilfsdienſte. e — 
g 41. In Betrieben, in 1 eine Aufſichts⸗ 
handlung vorgenommen wird, ſind den Aufſichts⸗ 
leiten unentgeltlich die Hilfsdienſte zu leiſten, 
die erforderlich ſind, um die den Beamten ob⸗ 
liegenden Geſchäfte in den vorgeſchriebenen Grenzen 
zu vollziehen. Die zu dieſem Zwecke erforderlichen 
Aufſchlüſſe müſſen erteilt, die benötigten Hilfsmittel) 
insbeſondere die zur Verwiegung der Brauſtoffe 
erforderlichen Wagen und Gewichte ſowie die zur 
Feſtſtellung der Würze und Biermengen und des 
Extraktgehalts der Bierwürze erforderlichen Geräte 
beſchafft, auch muß für ausreichende Beleuchtung 
geſorgt werden. a 
Den Oberbeamten der Steuerverwaltung ſind 
die auf die Herſtellung und den Verkauf von Bier C 
bezüglichen Geſchäftsbücher und Schriftſtücke auf 
Verlangen zur Einſicht vorzulegen. 7 

Wenn und ſolange dieſen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen wird, kann der Betrieb der Brauerei 
oder der Ausſchank von Bier in Verbindung mit 
einer Brauerei unterſagt werden. „ 


3. i a 
Bierſteuerhinterz ziehun 

. § 421). Wer vorsätzlich die 1 Sten 

für Bier ganz oder zum Teil hinterzieht oder einer 


wird wegen Bierſteuerhinterziehung 
N „ bie das Vierf de 


es : Berſach. 

43. . Versuch der Bierſteuerhinterziehung 
t ſtrafbar; die für die vollendete Tat angedrohte 
St rafe gilt auch für den Verſuch. 

Bei dem Verſuch iſt die Strafe nach der Steuer: 

arzung oder dem Steuervorteile zu bemeſſen, 
hie A Vollendung der Tat eingetreten wären. 
) Dieſe Vorſchriften der §§ 42 und 43 entſprechen im 
a ee den in den §§ 39 und 42 Abſ. 1 des geltenden 
Brauſteuergeſetzes aufgeſtellten Grundſätzen, ſollen dieſe 
edoch in ſchärferer Umgrenzung zum Ausdruck bringen. 


8 441). Die Bierſteuerhinterziehung wird ins⸗ 
8 geſondere dann als vorliegend angenommen: 

4 1. wenn mit der Herſtellung von Bier begonnen 
wird, bevor die pea des Betriebs in der 
vorgeſchriebenen Weiſe (§ 18) erfolgt iſt !); 
2. wenn die im § 17 Abſ. 2 vorgeſchriebene 
Anzeige über den Betrieb mehrerer Brauereien 


nicht rechtzeitig erſtattet wird 1) 2); 


nicht oder wiſſentlichs) nicht richtig geführt 
werden!)) 9); 

4. wenn unbefugt oder ohne ordnungsmäßige 
Buchung Bier aus der Brauerei entfernt oder 
in der Brauerei verbraucht wird; 

5. wenn über das unter Steueraufſicht ſtehende 
Bier unbefugt verfügt wird; 

6. wenn Bier, das unter Inanſpruchnahme des 
F Bierſteuerſatzes von 3 Mark für 
ein e nur 1 den Hausbedarf bereitet 


durch eine Perſon oder Geſellſchaft nicht oder 


„wenn die im § 33 vorgeſchriebenen Bücher 


„„ 


beſtände nach § 45 Ziffer 1 bis 3 ſind ſo ſchwerwiegende Angriff e 


Betrieb mehrerer Brauereien für Rechnung ein und derſelbet n 
lich“; dasſelbe iſt zur beſſeren Klarſtellung in N Leſuß 
des Ausſchuſſes eingefügt worden. 


begünſtigtem Haustrunkbier an nicht zum Haushalt gehörig 


zwiſchen dem ermäßigten Satze des § 6 des Geſetzes u 


Ay 


Slafeuerdet rs oe 7 a 


oder, wenn Jae von e B 
für das Steuerfreiheit auf Grund von 
Abſ. 1 in Anſpruch genommen wird, an and 
Perſonen als ihre Angeſtellten und Arbeite 
abgeben. a 

7. wenn in einer Abfindungsbrauerei 173 ge mäß 
§ 37 vom Bundesrate vorgeſchriebenen An 
meldungen oder Anſchreibungen nicht oder un 

richtig bewirkt werden. 

1) Zu vergleichen die §§ 40 und 41 des Brauſteuergeſetze 
vom 15. Juli 1909. Die Rohſtoffüberwachung iſt als weſentliche 1 
Teil der ſteuerlichen Sicherungsmaßnahmen gedacht. Die Date 


gegen dieſe Überwachung, daß fie ohne Hinterziehungsabſich t 
auch künftig kaum denkbar ſind und daher gleiche Sühne et . 
heiſchen wie die Hinterziehung. Es ſoll, wenn einer der frag: : 
lichen Tatbeſtände vorliegt, nicht nötig fein, dem Verbleibe 
des Malzes nachzuſpüren, zumal da dies mit beſonderen, den 
Organen der Steuerverwaltung nicht von vornherein zu- 
zu mutenden Schwierigkeiten verbunden fein würde. Die 
Straffeſtſetzung wird auch hier gegebenenfalls nach 8 47 it 
erfolgen haben. 

2) Die Vorſchrift im § 44 Ziffer 2 iſt getroffen, um 
der in § 17 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Anzeigepflicht über den 


Perſon oder Geſellſchaft erhöhte Beachtung zu ſichern. 
3) In der Regierungsvorlage fehlte das Wort „wiſſe 
4) In Ziffer 6 iſt die entgeltliche Abgabe von “steve 
Perſonen der Hinterziehung gleichgeſtellt. Nach § 47 Ab} 
Ziffer 6 des geltenden Geſetzes unterliegt eine derartige H 
lung nur einer Ordnungsſtrafe. Die vorgeſchlagene 
ſchärfung war wegen des erheblichen Unterſchiedes, der kü 


„ „„ 1 as peruse 


45. der wierkeuetlnerehuns its gleich 


; wenn in einer Brauerei, die zur Aufſtellung 
einer Malzmühle mit ſelbſttätiger Verwiegungs⸗ 
vorrichtung verpflichtet iſt, ohne Genehmigung 
der Steuerbehörde Malz zur Verwendung ge- 
langt, das auf einer anderen Mahlvorrichtung 
als der für die Brauerei genehmigten Malz⸗ 
mühle geſchrotet worden, oder das (aus— 
genommen der Fall des § 26) nicht durch die 


a mit der Malzmühle verbundene ſelbſttätige 
5 Verwiegungsvorrichtung gegangen iſt; 

2§.̃. wenn in einer ſolchen Brauerei die Malzmühle 
1 mit ſelbſttätiger Verwiegungsvorrichtung in 
=. ihrer regelmäßigen Tätigkeit derart vorſätzlich 
Be geſtört wird, daß das Gewicht des geſchroteten 


SW Malzes von dem Zählwerk entweder gar nicht 

a oder zu gering angegeben wird; 

3. wenn der Inhaber einer ſolchen Brauerei, 

a obwohl er weiß, daß das Zählwerk der felbit- 

tätigen Verwiegungsvorrichtung ſeiner Malz⸗ 
mühle das Gewicht des Malzes nicht oder zu 
niedrig angibt, die Malzmühle zum Schroten 
benutzt oder benutzen läßt, ohne einen glaub⸗ 
würdigen Zeugen zuzuziehen und unter deſſen 

* Mitbeurkundung das Gewicht des Malzes im 

Mahlbuch anzuſchreiben; 

4. wenn dem Biere verbotswidrig (§ 13 Abſ. 7) 

aa Waſſer zugeſetzt wird; 

5. wenn dem Verbote des § 13 Abſ. 8 zuwider 
Bier vermiſcht oder dem Bier Zucker gue 
geſetzt wird. 

6. wenn fertiges unverſteuertes Bier vom Her⸗ 

ſteller in anderen als den genehmigten Räumen 

abgefüllt oder gelagert wird (§ 34 Abſ. 1); 


e 


15 t den aout Geir ‘hee die { erwachr 
des Bierausſchankes oder des ebenda 5 
5 5 einer ! zuwidergehandelt l 1 


» Biveieneryesterct. 


§ 461). Wer ſeines Vorteils wegen vorſäßlich q 
Bier, hinſichtlich deſſen eine %% Sd aeeae 
ſtattgefunden hat, anfauft, zum Pfande nimmt 
oder ſonſt an ſich bringt, verheimlicht, abſetzt oder 
zu ſeinem Abſatz mitwirkt, wird wegen Bierſteuer⸗ q 
hehlerei mit einer Geldſtrafe in Höhe des vierfachen 4 
Betrags der Steuer, mindeſtens aber in Höhe von 
fünfzig Mark beſtraft. 4 
Der Verſuch iſt ſtrafbar; § 43 findet endjpredjende 

Anwendung. 1 
) Zu vergleichen § 45 des Zuckerſteuergeſetzes, & 18 4 
Abf. 2 des Leuchtmittelſteuergeſetzes, § 25 des den e a 
ſteuergeſetzes, § 113 Ziffer 5 des Branntweinſteuergeſetzes und 

§ 22 1 2 8 Kohlenſteuergeſetzes. a 


Geldstrafe. . oo. 
; § 471). Kann der Betrag der Steuerverkürzung 
oder des Steuervorteils, nach dem die Geldſtrafe 
zu bemeſſen iſt, nicht feſtgeſtellt werden, ſo iſt auf 
eine Geldſtrafe von fünfzig Mark bis F en 
Mark zu erkennen. 
ay Zu vergleichen § 48 letzter Satz des geltenden Grat 
- Heueraelebes § 47 Abſ. 4 des Zuckerſteuergeſetzes, § 17 Abſ. 
des Schaumweinſteuergeſetzes, § 19 Abſ. 2 des Leuchtmittel 
ſteuergeſetzes, § 27 Abſ. 2 des e ee, 8 AL 
des %%% ĩ ͤ und 15 at ae 2 3 
benergeſehes. oa 


ae eee gg 48 50. 115 


5 Beihilfe sas Begünſtigung bei Übertretungen. 
8 481). Liegt eine Übertretung vor, jo werden 
ie Beihilfe und die Begünſtigung mit Geldſtrafe 
is zu einhundertfünfzig Mark beſtraft. 

I) Zu vergleichen § 47 Abſ. 5 des Zuckerſteuergeſetzes, 
8 17 Abſ. 3 des Schaumweinſteuergeſetzes, § 19 Abſ. 3 des 
Leuchtmittelſteuergeſetzes, § 28 des Zünd warenſteuergeſetzes, 
9 119 des Branntweinſteuergeſetzes. 
ne Rückfall. 
8 49. Wer im Inland wegen Bierſteuer⸗ 
hinterziehung oder Bierſteuerhehlerei beſtraft worden 
iſt und vor Ablauf von drei Jahren, nachdem die 
Strafe ganz oder teilweiſe verbüßt oder erlaſſen 
iſt, wieder eine dieſer Handlungen begeht, wird 
mit einer Geldſtrafe in Höhe des doppelten Betrags 
der in den §§ 42, 46 bis 48 angedrohten Strafen, 
mindeſtens aber in Höhe von einhundert Mark 
beſtraft. 

Bei jedem weiteren Rückfall iſt die Strafe 
Gefängnis bis zu zwei Jahren. Sind mildernde 
Umſtände vorhanden, ſo kann auf Geldſtrafe in 
Höhe des doppelten Betrags der für den erſten 
an angedrohten Strafe erkannt werden. 


Strafe für Verwendung unzuläſſiger 
— Stoffe bei der Bierbereitung. 

8 501). Wer vorſätzlich oder fahrläſſig andere 
if Ble die nach § 13 zuläſſigen Stoffe zur Bereitung 


finftaufend Mark beſtraft. Ebenſo wird beſtraft, 
we r unzuläſſige Erſatz⸗ oder Zuſatzſtoffe in einer 
nter Steueraufſicht ſtehenden Räumlichkeit (§ 39 


OK 


Abb. 2) e fee bie icht nad 
weislich zu anderen Zwecken als zur Vierberel f 
bestimmt ſind. 17 
Neben der Geldſtrafe kann auf Einziehung i 
Erſatz⸗ oder Zuſatzſtoffe, des mit ihnen bereiteten 
oder verſetzten Bieres und der Umſchließungen er⸗ 
bt werden, ohne Unterſchied, ob ſie dem Ver⸗ 
urteilten gehören oder nicht. Iſt die Einziehung 
nicht ausführbar, jo iſt dem Verurteilten an ihrer 


oder, wenn dieſer nicht zu ermitteln iſt, einer Geld⸗ 
ſumme von zehn Mark bis zehntauſend Mark auf⸗ 
zuerlegen. 

Die Vorſchriften im Abſ. 1 Satz 1, bj. 2 finden 
auf Zuwiderhandlungen gegen das Verbot über die 
Verbreitung von Zubereitungen der im § 15 be⸗ 
zeichneten Art Anwendung. zg 


1) Zu vergleichen § 38 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Full 
1909. Mangels einer ausdrücklichen Vorſchrift find nach § 38 
des geltenden Brauſteuergeſetzes Zuwiderhandlungen gegen 
§ 1 dieſes Geſetzes nur dann zu beſtrafen, wenn fie vorſätzlich 
und wiſſentlich begangen ſind (Urteil des Reichsgerichts vom 
19. November / 7. Dezember 1909. Entſch. des Reichsger. in Strafſ., 
Bd. 43, S. 70). Um dem vom Braugewerbe ſelbſt geforderten 
Reinheitsgebot einen erhöhten Nachdruck zu geben, empfiehlt 
es ſich, auch fahrläſſige Zuwiderhandlungen gegen die Vor⸗ 
ſchriften des § 13 des Geſetzes mit Strafe zu belegen (zu ver⸗ 
gleichen Artikel 61 des bayeriſchen VV vom 
18. März 1910). 


r 

§ 51. Wer den Vorſchriften dieſes Geſe 
ber den dazu erlaſſenen und öffentlich oder 
5 beſonders bene a OL 


tag Gesetzen eine ſchrbe ere Strafe Det 
ae „Die oo tritt auch ein, wenn 


aer Steuervorteils ende hat. 

Die Ordnungsſtrafe kann bis auf ſechshundert 
ark erhöht werden, wenn der Täter durch die 
8 uwiderhandlung vorſätzlich oder fahrläſſig einen 
Steuerbeamten in der rechtmäßigen Ausübung 
nes Dienſtes behindert. 


§ 521). Neben der Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 
trafen kann die Steuerbehörde die Beobachtung 
der auf Grund dieſes Geſetzes getroffenen Anord⸗ 
gen durch Androhung und Einziehung von 
4 Geldſtrafen bis zu fünfhundert Mark erzwingen. 
Sie kann, wenn eine vorgeſchriebene Einrichtung 
Ei nicht getroffen wird, dieſe auf Koſten der Pflichtigen 
herſtellen laſſen. Die Einziehung der hierdurch 


ür die Beitreibung der Zölle und mit dem Vor⸗ 
dagerechte der letzteren. 


) Zu 9 § 50 des Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 
9 909. 


* Haftung für andere Perſonen. 
2 531). Inhaber der unter das Bierſteuergeſetz 


15 rem Dienſt oder Lohn ſtehenden Perſonen 
von ihren Familien oder Haushalismit- 
> or. Aen. bites Geſetzes verwirkten 


5 85 


er achſenen Auslagen erfolgt nach den Vorſchriften 


fallenden Betriebe haften für die von ihren Ver⸗ 
altern, Geſchäftsführern, Gehilfen und ſonſtigen 


| 


Zwangsmaßregeln. 5 


— 


116 1 Bieveuergcies. 98 54, * . 


Geldstrafen und Koſten des Strafverfahrens fori i 
für die nachzuzahlende Steuer. Die Haftung für 
die Geldſtrafe und die Koſten tritt nicht ein, wenn 
die Zuwiderhandlung nachweislich ohne Wiſſen des 


5 


Inhabers begangen worden iſt; die Haftung iſt 
jedoch auch in dieſem Falle begründet, wenn es 
der Inhaber bei der Auswahl oder der Beauf⸗ 
ſichtigung des Angeſtellten oder bei der Beauf⸗ 
ſichtigung der Familien⸗ oder Haushaltsmitglieder 
an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen 
oder wenn er aus der Tat einen Vorteil gezogen hat. 
1) Hier ſoll die Vorſchrift in § 51 Abſ. 1 des geltenden 
Brauſteuergeſetzes dadurch verſchärft werden, daß der Nachweis 
über die die Vertretungsverbindlichkeit ausſchließenden Vor⸗ 
ausſetzungen dem Betriebsinhaber zugeſchoben wird. 


Übertragung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. f 
§ 54). Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht 
ſelbſt leiten, können die Übertragung der ihnen 
obliegenden ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit auf 
den Betriebsleiter bei der Steuerbehörde beantragen. 
Wird der Antrag genehmigt, ſo geht die ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortlichkeit unbeſchadet der im § 53 
vorgeſehenen Vertretungsverbindlichkeit des Be⸗ 
triebsinhabers auf den Betriebsleiter über. Die 
Genehmigung iſt jederzeit widerruflich. ‘ 
1) Zu den §§ 54 und 55 vergleiche die 800 13 und 52 des ; 


geltenden Brauſteuergeſetzes. 


§ 55. Läßt ſich die Geldſtrafe von dem canal 
gen nicht beitreiben, fo kann die Steuerbehörde 
4 . abſehen, den 1 die Geldſtrafe Haftenden a 


gett vollſtrecken iafiens 


. Erſ atzfreiheitsſtrafe. 
8 56). Die an die Stelle einer uneinbringlichen 
dſtrafe tretende Freiheitsſtrafe darf zwei Jahre, 
Falle des § 52 drei Monate nicht überſteigen. 
1) Die Vorſchrift entſpricht dem § 53 des geltenden Brau- 
uergeſetzes, iſt aber durch Erweiterung des richterlichen 
rmeſſens vereinfacht worden. 

5 Nachzahlung der Steuer. 
§ 57. Die Berechnung und die Verpflichtung 
zur Zahlung der Bierſteuer wird durch das Straf— 
verfahren nicht berührt. 


Zuſammentreffen mehrere Geſetzes verletzungen. 

8 581). Trifft eine Steuerzuwiderhandlung mit 
einer nach einem anderen Geſetze ſtrafbaren Hand⸗ 
lung zuſammen, jo ſind die in beiden Geſetzen an- 

gedrohten Strafen nebeneinander zu verhängen. 

Sind auf dieſelbe Handlung mehrere Straf— 
vorſchriften dieſes Geſetzes anwendbar, ſo iſt die 

Strafe nach der Vorſchrift feſtzuſetzen, die die 


chwerſte Strafart androht. Doch darf auf kein 
iedrigeres Strafmaß und auf keine leichtere 
trafart erkannt werden, als nach den anderen 
orſchriften zuläſſig iſt. Auch muß, wenn und 
ſoweit eine der anwendbaren Vorſchriften die 
inziehung oder die Haftbarkeit dritter Perſonen 
orſchreibt, hierauf erkannt werden. 

Hat jemand mehrere ſelbſtändige Steuerzuwider— 
handlungen begangen, ſo ſind alle für dieſe Hand— 
lungen angedrohten Strafen nebeneinander zu 
verhängen; treffen mehrere Freiheitsſtrafen zu⸗ 
ſammen, ſo iſt auf eine Geſamtſtrafe zu erkennen, 
die in einer Erhöhung der verwirkten ſchwerſten 
8 fe a ae! Jahre jedoch nicht überſteigen 


ae 


—— 


Haftbarkeit dritter Perſonen vorgeſchrieben 


ſcheidung im erſten Rechtszug erlaſſen iſt. 


3 1 5 ee des e ene, ) 


) - Biereueraee ‘ 


ee Wenn und inſoweit neben einer der ver 
wirkten Einzelſtrafen die Einziehung oder di 


muß auch hierauf erkannt werden. . 
Auch im Falle des Zuſammentreffens darf die 
an die Stelle uneinbringlicher Geldſtrafen tretende 

Freiheitsſtrafe zwei Jahre nicht überſteigen. a 
7 1) Dem Zwecke der Steuervorſchriften entſpricht es, 
wenn beim Zuſammentreffen mehrerer Geſetzes verletzungen 
die Steuerſtrafe ſelbſtändig erkannt wird. Dieſem Gedanken 
ſoll die Vorſchrift im Abſ. 1 Rechnung tragen. Die übrigen 
Vorſchriften entſprechen dem geltenden Rechte. 4 


Verjährung. 99 
8 59. Die Strafverfolgung von Bierſteuer⸗ 
. (§§ 42 bis 45), von Bierſteuer⸗ 
hehlerei (§ 46) und von Zuwiderhandlungen gegen 
die in den §§ 13 und 15 getroffenen Vorſchriften 
(§ 50) verjährt in drei Jahren, die Strafverfolgung 
von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, die 
mit Ordnungsſtrafen bedroht ſind, in einem Jahre 


Strafverfahren. 4 
§ 601). Für die Feſtſtellung, Unterſuchung und 
Heidung der Bierſteuervergehen ſowie für die 
Strafmilderung und den Erlaß der Strafe im 
Gnadenwege kommen die Vorſchriften zur An⸗ 
wendung, nach denen ſich das Verfahren wegen 
Vergehens gegen die Zollgeſetze beſtimmt. a 
Der Erlös aus den eingezogenen Gegenſtänden 
und die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ver⸗ 
wirkten Geldſtrafen fallen der Kaſſe desjenigen 
Staates zu, von deſſen Behörden die Strafent⸗ 


1) Zu vergleichen § 32 des Seushtmittelteuergeteges 


fe verfellungen genen bie e Aber 3 a 
die Erhebung der Bierlibergangsabgabe. 
a Die Beſtrafung von Hinterztehungen a 


Ae f 


n Sele mit ana e ne Biere 
wen die Vorſchriften über die Beſtrafung der 
Zollhinterziehungen (§ 135ff. des Vereinszollgeſetzes 
vom 1. Juli 1869 — Bundes-Geſetzbl. S. 317 —) 


Verrechnung. 
8 621). Ein im Strafverfahren eingegangener 
Geldbetrag iſt im Verhältnis zur Reichskaſſe zu⸗ 
nächſt auf die Steuer zu verrechnen. 8 


1) Zu vergleichen § 33 des Leuchtmittelſteuergeſetzes und 
3 BS des Zündwarenſteuergeſetzes. . 


4. Abgaben von Bier für Rechnung von 

‘ Gemeinden. 

8 631). Hinſichtlich der Abgabenerhebung von 
Bier für Rechnung von Gemeinden kommen die 
Vorſchriften im Artikel 511 § 7 des Vertrags vom 
3 „Juli ana die . des deutſchen Hein 


— re 


Die Abgabe darf nur vom fertigen Biere er⸗ 
Ven werden. 


* Die Grenze, bis zu der das Bier für Rechnung 
von Gemeinden beſteuert werden darf, wird auf 
5 Pfennig für 1 Hektoliter Bier feſtgeſetzt. Für 

Einfachbier im Sinne dieſes Geſetzes darf die Ab⸗ 

2 5 5 moot als 30 Pfennig für 1 Hektoliter 8 


Semeinden am . vorgeſehen. 


120 Beierſteuergeſes ;; 5 


Ab gaben von Bier für Rechnung von Gemeind 
ſind bei dem Übergang des verſteuerten Biere; 
nach anderen Orten von den Gemeinden in dem 
nachweislich gezahlten Betrage zu erſtatten⸗ J 
Fällen, in denen bisher eine ſolche Erſtattung nicht 
ſtattgefunden hat, kann die oberſte Landesver⸗ 
waltungsbehörde den bisherigen Zuſtand bis zum 
1. Oktober 1920 noch fortdauern laſſen. 1 

Für die Fälligkeit, Einzahlung und Stundung 
der von Gemeinden erhobenen Abgaben vom 
fertigen Biere gelten die im § 11 feſtgeſetzten 
Friſten. 5 

1) Die Vorſchrift entſpricht im allgemeinen dem § 58 
des geltenden Geſetzes, jedoch ſoll künftig die gemeindliche 
Bierſteuer in gleicher Weiſe wie die ſtaatliche nur vom fertigen 
Biere erhoben werden. 5 

Bei den Vorberatungen über den Entwurf iſt geprüft / 
worden, ob den Gemeinden mit Rückſicht auf ihre durch den 
Krieg erſchwerte Finanzlage ein weiterer Ausbau ihres Be⸗ 5 
ſteuerungsrechts durch Beſeitigung oder Erhöhung der für die 
gemeindliche Bierbeſteuerung geltenden geſetzlichen Grenze J 
zuzubilligen oder ob ihnen eine Schadloshaltung für den 
Entgang dieſer Möglichkeit zu gewähren wäre. Gegen die 
erſtere Maßnahme werden Bedenken erhoben, die insbeſondere 
durch Rückſichtnahme auf das beteiligte Gewerbe begründet 
werden. Eine etwa aus der Bierſteuereinnahme zu gewährende 
Entſchädigung würde bei dem Mangel eines geeigneten Maß⸗ 
ſtabes kaum in einer den bisherigen Verhältniſſen entſprechenden 
Weiſe auf die Gemeinden verteilt werden können. Hierfür 
ſind nach Anſicht der Reichsregierung andere Steuerquellen 
geeigneter, und empfiehlt es ſich daher, die Regelung der 
ſchwierigen Frage, wenngleich ihre Bedeutung ohne weiteres 
anerkannt werden muß, für ſpäter vorzubehalten. Um in⸗ 
deſſen dem Geſichtspunkt einer Mitberückſichtigung der Ge⸗ 
meinden ſchon alsbald Rechnung zu tragen, iſt in einem der 
übrigen gleichzeitig vorgelegten Steuerentwürfe, nämlich dem 
allgemeinen Umſatzſteuergeſetz, eine hohe „ Re 


2 f VB.ierſteuergeſetz 88 64—67. „ 


5. Beſondere Vorſchriften. 

4 vee Verwaltung. 
5 64. Die Verwaltung und Erhebung der 
erſteuer liegt den Landesbehörden ob. 

Für die Verwaltungskoſten wird aus der Reichs⸗ 
kaſſe eine vom Bundesrate zu beſtimmende Ver⸗ 
gütung gewährt. 

Die Reichsbevollmächtigten für Zölle und 
Steuern und die Stationskontrolleure haben in 
Beziehung auf dieſes Geſetz dieſelben Rechte und 
Pflichten, welche ihnen in Anſehung der Zölle und 
Verbrauchsſteuern beigelegt ſind. 


it 
555 


Einbeziehung Elſaß⸗Lothringens. 
S8 65. Durch Beſchluß des Bundesrats und des 
Reichstages kann die Einbeziehung Elſaß-Lothringens 
in den Geltungsbereich des Bierſteuergeſetzes er— 
5 folgen. 
a Vereinbarungen mit fremden Staaten. 


8 661). Der Reichskanzler kann unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bundesrats mit fremden Regierungen 
wegen Einführung einer den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes entſprechenden Steuer in den dem Zoll— 
gebiet angeſchloſſenen Staaten und Gebietsteilen, 
wegen Überweiſung der Steuer für das im gegen: 
ſeitigen Verkehr übergehende Bier oder wegen 
Begründung einer Gemeinſchaft Vereinbarungen 
treffen. 

1) Zu vergleichen § 36 des Leuchtmittelſteuergeſetzes und 
41 Satz 2 des Zündwarenſteuergeſetzes. 


ee Förderung des Braugewerbes. 
8 671). Zur techniſchen und wiſſenſchaftlichen 
| örderung des Braugewerbes darf aus der Bier. 
it Ee uaa. ein Betrag bis zur Höhe von 


155 eft t des Bundesrats perwenhet web : 
| . für jedes Rechnungsjahr kann nach näherer 


5 ſtimmung des Bundesrats für Verbeſſerungen k 
Betriebseinrichtungen und zur Herbeiführung eines 


: „ auf größere Biermengen zu erſtrecken ſein, ſo daß in 


Ein weiterer Betrag bis zur Höhe von 300000 


zweckmäßigen Betriebs kleineren Brauereien get 
währt werden. 1 
: 1) Der im § 62 des geltenden Bräuſteuergeſebes zu 
techniſchen und wiſſenſchaftlichen Förderung des Braugewerbes 
aus der jährlichen Brauſteuereinnahme ausgeworfene Betrag 
von 30000 Mark ijt im Geſetz auf 100000 Mark erhöht worden. 
Damit ſollen die berufenen Anſtalten auch in die Lage verſetzt 
werden, Betriebsnachprüfungen, insbeſondere bei Klein⸗ und 
Mittelbrauern, in größerem Umfang als bisher Aspen en 
und bei dieſer Gelegenheit derartigen Betrieben behilflich zu 
ſein, ſich in die neuen Verhältniſſe raſcher einzuleben. f 


— 7 
5 
. 


6. über gangsb e 


§ 681). Bier, das ſich am Tage des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Geſetzes außerhalb der Erzeugungs⸗ 
ſtätte im Beſitz oder Gewahrſam von Bierhändlern 
oder Wirten befindet, unterliegt nach näherer Be⸗ 
ſtimmung des Bundesrats der Nachſteuer in Höhe 
von 8,60 Mark für ein Hektoliter. Die Vorſchrift, 
im 8 3 Abſ. 2 findet ſinngemäße Anwendung. 
Die Nachſteuer kann, ſofern ſie mehr als 50 Mark 
beträgt, auf Antrag für eine Friſt von drei Monaten 
geſtundet werden. 4 

1) Die Erhebung einer Nachſteuer für das beim Inkraft⸗ 
treten des Bierſteuergeſetzes außerhalb der Erzeugungsſtätte 
: befindliche Bier läßt ſich nicht umgehen. Die Nachverſteuer 
ſoll jedoch auf Bier beſchränkt bleiben, das ſich im genann 
Zeitpunkte im Beſitze oder Gewahrſam von Bierhändl 
oder Wirten befindet. Die Nachverſteuerung wird zweckmäß 


erſteuerung nicht betroffen wird. Mit Rückſicht hierauf 
fertigt ſich auch der Nachſteuerſatz von 8,60 M. für ein 
5 oliter Vollbier. Er entſpricht der Mehrbelaſtung, wie ſie 

ch nach der Anlage 5 im allgemeinen für Brauereien mit einer 
ahreserzeugung von 20000 hl und darüber berechnet. Für 
6 infachbier und Starkbier ſoll der Nachſteuerſatz für Vollbier 
in ſinngemäßer Anwendung der Vorſchrift im § 3 Abſ. 2 je 
um die Hälfte ermäßigt oder erhöht werden. 


8 691). Sind zur Herſtellung von nach § 8 
Abf. 2 ſteuerpflichtig gewordenem Biere Brau⸗ 
| ftoffe verwendet worden, die nachweislich!) der 
Brauſteuer nach den Vorſchriften des Brauſteuer⸗ 
geſetes vom 15. Juli 1909 unterlegen haben, ſo 
iſt die Bierſteuer nur in dem Betrage zu entrichten, 
um den fie die Belaſtung des Bieres mit Brau- 
ſteuer überſteigt. Die näheren Beſtimmungen trifft 
der Bundesrat. 

I) In der erſten Zeit nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
bir mehrfach Bier auf Grund von § 8 Abſ. 2 bierfteuer- 
pflichtig werden, deſſen Brauſtoffe noch nach den Vorſchriften 
¢ es Brauſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 ſteuerpflichtig ge- 
. worden ſind. Zur Vermeidung einer Doppelbeſteuerung 
muß der Betrag der gezahlten oder 1 Brauſteuer 
auf die Bierſteuer angerechnet werden. Die Beweispflicht 
dafür, daß die Brauſtoffe ſchon nach dem Brauſteuergeſetz 
von 1909 verſteuert ſind, liegt dem Steuerpflichtigen ob. 


8 70). Die Koſten für die erſtmalige Auf⸗ 
ſtellung von Malzmühlen werden Inhabern der im 
mg 24 Abſ. 1 Ziffer 1 bezeichneten Brauereien, und 
die Koſten für die erſtmalige Anbringung von 
ſelbſttätigen Verwiegungsvorrichtungen werden In⸗ 
habern der im § 24 Abſ. 3 bezeichneten Brauereien 
nach näherer Anordnung des Bundesrats von der 
r erſtattet. Im Falle des § 24 
. 5 . eine . nicht ſtatt, 


as tase fleiner und mittlerer Brauer von der ae 
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ten, wenn die e fr inneeh alll 
zweier Jahre nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
erfolgt 2). 4 
1) Da den Brauereien die Verpflichtung zur Aufſtellung 
von Malzmühlen (§ 24 Abſ. 1) und von ſelbſttätigen Ver⸗ 
wiegungsvorrichtungen (§ 24 Abſ. 3) aus Gründen der Steuer⸗ 
ſicherheit auferlegt werden ſoll, entſpricht es der Billigkeit, 
ihnen die Koſten für die künftige erſtmalige Aufſtellung und 
Anbringung in vollem Umfang zu erſetzen. Im Falle des § 24 
Abſ. 5 des Geſetzes beſteht kein Anlaß zur Koſtenerſtattung. 4 
2) Die Vorſchrift im Abſ. 2 ſoll zur Aufſtellung eigener 
Malzmühlen auch in den Fällen anregen, in denen eine geſetz⸗ 
liche Verpflichtung hierzu nicht beſteht. Da in dieſen Fällen 
der Brauer zur Aufſtellung der Malzmühle auch durch die 
Vorteile, die ihm dieſe für ſeinen Betrieb bietet, beſtimmt 
werden will, rechtfertigt es ſich, nur die Hälfte der Koſten zu 
erſtatten. 1 


§ 71. Soweit beim Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes Verträge über Lieferung von Bier durch 
Brauer oder Bierhändler beſtehen, iſt der Ab⸗ 
nehmer verpflichtet, dem Brauer oder Bierhändler 
einen Zuſchlag zum Hektoliterpreis in dem Betrage 
zu zahlen, um den die Steuer für ein Hektolite 
des zu liefernden Bieres durch dieſes Geſetz erhöh 

wird. Gegenüber Bierhändlern beſteht dieſe Ver⸗ 
pflichtung nicht, ſoweit der Bierhändler dem 
Brauer einen erhöhten Hektoliterpreis nicht 
entrichten hat!). 


Soweit beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes e 
. 11 1 iſt, 1 
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oe einzuhalten, iſt der Abnehmer 


1 „ denſtehen. 

1) Abſ. 1 dieſer Vorſchrift enthält gegenüber dem § 63 
Abſ. 1 des geltenden Geſetzes inſofern eine Erweiterung, als 
nicht nur Brauern, ſondern auch Bierhändlern das Recht 
eingeräumt werden ſoll, trotz laufender Bierlieferungsverträge 
einen der Abgabenerhöhung entſprechenden Zuſchlag zum 
Peerpreis zu fordern. 


8 72. Werden Arbeiter oder nach dem Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz für Angeſtellte verſicherungspflichtige 
Angeſtellte eines Brauereibetriebs dadurch be— 
ſchäftigungslos oder erleiden ſie dadurch eine 
Verminderung ihres Arbeitsverdienſtes, daß die 
dem Betriebe zugewieſene Jahresmenge nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes ganz oder teilweiſe auf 
eine andere Brauerei übertragen wird (§ 4 Abſ. 3), 
ſo hat der übertragende Brauereibeſitzer ihnen den 
entſtehenden Einnahmeausfall für die Dauer von 
26 Wochen zu erſetzen. Für Streitigkeiten hierüber 
ſind, wo Gewerbe- oder Kaufmannsgerichte be— 
ſtehen, dieſe, ſonſt die Amtsgerichte zuſtändig. 
Dasſelbe gilt für Kriegsteilnehmer, die bei Aus⸗ 


5 Arbeiter oder Angeſtellte beſchäftigt waren und die 
unmittelbar vor ihrem Eintritt in das Heer mindeſtens 
2 . lang in dieſem ie Hoertraqagg ois ae 


aes für e beſtmmt 
ſtimmtes Arbeitsgebiet. : 

Für die aus Abſ. 1 entstehen Anſprü 
haften der Veräußerer und der Erwerber d 
Jahresmenge dem Berechtigten als Geſamtſchuldn 


ie 8 73. Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1918 
in Kraft. Mit dieſem Zeitpunkt tritt das Brau⸗ 
ſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 N S. „ 
außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Hö öchſteigenhändigen f 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel 


Gegeben Großes Hauptquartier, 
5 den 26. Juli 1918. 

(Siegel.) Wilhelm N 
Dr. Graf von derting 


Seeds 


eſetz über den Dietzel. 
oe 26. Juli 1918 (RGBI. 885). 


ö ir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 

Kaiſer, König von Preußen uſw. 
Bochner im Namen des Reichs, nach erfolgter 
1 des Bundesrats und des Rae 


4 8 1. Die Nummer 186 des Zolltarifs vom 
5. Dezember 1902 erhält folgende Faſſung: 
Bier aller Art: 

in Behältniſſen bei einem Raum⸗ 
gehalte von 15 Litern oder 
* ee ee 19,35 Mark 
in anderen Behältniſſen 25,00 
Anmerkung. Der Bundesrat kann für Bier 
n amtlich geeichten Fäſſern, auf denen der Eich⸗ 
tempel, das Jahr der Eichung und der Raumgehalt 
ach Litern deutlich und dauerhaft angegeben ſind, 
wenn der Raumgehalt 15 Liter oder mehr beträgt 
und ſeit der Eichung nicht mehr als fünf Jahre 
verfloſſen ſind, die Verzollung nach dem Raum⸗ 
ehalte der Fäſſer zum Zollſatz von 25,40 Mark 
ür ein Hektoliter zulaſſen. 
8 2. Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1918 in 
Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
oor und beigedrucktem Kaiſerlichen Juſtecher 


Gegeben Großes Hauptquartier, 
4 den 26. Juli 1918. 
(Siegel.) Wilhelm a 
; Dr. Graf von Herd si 


Sid 
über Bierſteuerausgleichungsbeträge. a 
Vom 26. Juli 1918 (RGSBl. S. 886). 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 4 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesrats und des Reichs tags 
was folgt: 

§ 1. Die von den Königreichen Bayern und 

Württemberg, dem Großherzogtume Baden und 
Elſaß⸗Lothringen an Stelle der Bierſteuer an die 
Reichskaſſe zu zahlenden Ausgleichungsbeträge ſollen 
für das Rechnungsjahr 1918 auf Grund der Ein⸗ 
nahmen entrichtet werden, die ſich im Bierſteuergebiet 
aus der im Rechnungsjahr 1918 verwendeten Menge 
von Brauſtoffen und der im Rechnungsjahr 1917 
durchſchnittlich auf einen Doppelzentner Malz ent⸗ 
fallenden Reineinnahme an Brauſteuer und Über⸗ 
gangsabgabe berechnen würden. 

Tritt in Bayern, Württemberg, Baden und 
Elſaß⸗Lothringen eine Erhöhung der landesrecht⸗ 
lichen Bierbeſteuerung noch im Laufe des Rechnungs⸗ 
jahrs 1918 in Kraft, ſo findet die Vorſchrift im 
Abſ. 1 auf das betreffende Gebiet keine Anwendung. 

§ 2. Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1918 in 
Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, 
| den 26. Juli 1918. 
(Siegel.) Wilhelm oe 
Dr. Graf von ee 25 


Geſetz über das Branntweinmonopol. 
Vom 26. Juli 1918 (RGGBl. 887). 


Vorbemerkungen. 


Die Beſteuerung des Branntweins in Form des 
Monopols hatten die verbündeten Regierungen dem Reichs⸗ 
tag bereits zweimal vergeblich vorgeſchlagen: in der Vorlage 
vom 22. Februar 1886 (Verhandlungen des Reichstags 1885/86, 
Anlagen Band 5, Druckſache Nr. 155) und in der Vorlage 
vom 3. November 1908 (Verhandlungen des Reichstags, An⸗ 
lagen Band 248, Druckſache Nr. 993. Nunmehr zwang die 
Finanzlage des Reiches aber dazu, alle bisher gegen das 
Monopol erhobenen und nur teilweiſe begründeten grund- 
ſätzlichen Bedenken zurückzuſtellen. 

Die bisherige Geſetzgebung hat die Entwicklung zum 
Abſchluß im Monopol gefördert. Das Branntweinſteuer⸗ 

geſetz vom 24. Juni 1887 ſchaffte die Vorausſetzung für die 
Monopolbewirtſchaftung: die Erfaſſung der Monopolware 
durch die Vorſchrift des Verſchluſſes der Brennereien und 
Lager. Das Kontingent desſelben Geſetzes wirkte mittel- 
bar in der gleichen Richtung. Es verfolgte zwar in erſter 
Linie den Zweck, durch Herbeiführung einer günſtigeren Preis. 
geſtaltung die Brennerei als landwirtſchafliches Nebengewerbe 
zu erhalten; aber durch die Preiserhöhung und den darauf 
folgenden Verbrauchsrückgang trat ein Wettbewerb der 
Reinigungsanſtalten ein, deſſen Schärfe ſchließlich zum 
Zuſammenſchluß führte. Auch der Ausbau des durch den 
Anſchluß der Brenner erſt zu lebensvollem Gebilde erwachſenen 
tells wurde weſentlich erleichtert durch das die Er— 
zeugung und die Entſtehung neuer Betriebe regelnde 
Kontingent. Eine weitere Förderung und einen gewiſſen Ab⸗ 
dee esd 1918. Bd. 1. 9 
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ſchluß dieſer Entwicklung brachte das ** 
geſetz vom 15. Juli 1909 (RG Bl. S. 661). Während das 
Kontingent der Branntweinbrennereien im weſentlichen nur 
die Erzeugung des für Trinkzwecke beſtimmten Branntweins 
umfaßte und in erheblichem Umfang eine Erzeugung über 
ſeine Grenzen hinaus zuließ, ermöglicht der Durchſchnittsbrand 
des erwähnten Geſetzes, die Erzeugung dem Bedarf anzu⸗ 
paſſen, ſucht den Unterſchied in den nach Betriebsumfang 
und Betriebsart der einzelnen Brennereien verſchiedenen 
Herſtellungskoſten auszugleichen, ſchafft gleichzeitig die Mittel 
zur Verbilligung des zu gewerblichen Zwecken, zu Zwecken 
des häuslichen Wirtſchaftsbedarfs und zur Ausfuhr beſtimmten 
Branntweins und fördert damit den Abſatz ſolchen Brannt⸗ 
weins. Durch hohe Zuſchläge zur Betriebsauflage wird eine 
den Durchſchnittsbrand überſchreitende Erzeugung gehemmt. 
Eine gegen Einzelgänger des Gewerbes gerichtete Maßnahme 
des gleichen Geſetzes bildet die Aufſtellung der Vergällungs⸗ 
pflicht, die alle Betriebe, die mehr als 150 hl Alkohol her⸗ 
ſtellen, ſoweit ſie nicht eine Ware erzeugen, die ihrer Natur 
nach nur als Trinkbranntwein verwertet wird, zwingt, ſich 
an der Bereitſtellung von Branntwein für gewerbliche Zwecke 
zu beteiligen und deſſen Abſatz zu fördern. Der von der 
Spiritus⸗Zentrale beſonders gepflegte Abſatz von vollſtändig 
vergälltem Branntwein zu Koch-, Heizungs⸗, und Beleuchtungs⸗ 
zwecken wird durch die Vorſchrift gefördert, daß ſolcher Brannt⸗ 
wein im Kleinverkaufe nur in verſchloſſenen Behältniſſen 
beſtimmter Größe unter Angabe des Alkoholgehalts feil⸗ 
gehalten werden darf. Die durch geſetzliche Maßnahmen unter⸗ 
ſtützte Bindung des Brennerei- und Reinigungsgewerbes iſt 
unter der Geltung der Kartell⸗Vereinbarungen jo vollkommen, 
daß von freien Gewerben nicht wohl geſprochen werden kann. 
Es iſt daher auch der ſonſt gegen Monopole erhobene Vor⸗ 
wurf der Vernichtung der Selbſtändigkeit und der Beſeitigung 
der Entwicklungsmöglichkeiten gegenüber einem Branntwein⸗ 
monopole jedenfalls inſofern unbegründet, als die erwähnten 


Die durch den Stillſtand und ſeit 1909/10 Rückgang im 
inkverbrauch ungünſtig beeinflußte Erzeugung von 
Branntwein ſuchte die Spiritus-Zentrale durch Cr 
veiterung des Abſatzgebiets für gewerblichen uſw. Brannt⸗ 
wein zu heben. Die Bemühungen, unterſtützt durch das allmählich 
immer mehr ausgebaute Vergütungsſyſtem und durch die 
Vorſchrift des Geſetzes über den Abſatz des vergällten 
Branntweins in verſchloſſenen Behältniſſen, haben den 
Erfolg gehabt, daß im Jahre 1912 die Anzahl der 
Hektoliter der für den Trinkverbrauch und der für gewerb— 
liche uſw. Zwecke verwendeten Alkoholmengen annähernd 
N gleich war. Ohne großzügige Zuſammenfaſſung des Gewerbes 
und den Bedürfniſſen genau folgende Gliederung des Abſatzes 
wäre dieſe Erweiterung der Branntweinverwertung nicht 
möglich geweſen und würde bei dem Wegfall jener bald 
wieder zurückgehen. Das Bedürfnis des landwirtſchaftlichen 
Brennereigewerbes, dieſen Abſatzweg ſich offen zu halten, 
würde ohne Monopol auch in Zukunft 3 genoſſ enſchaftlichen 


aſſen. 
In der Kriegswirtſchaft bot das monopoliſtiſche Gefüge 
des Gewerbes große Vorteile, beſonders weil jie ſich mit 
hren Forderungen im weſentlichen nur an eine Stelle, die 
Spiritus⸗Zentrale, zu halten brauchte. Durch die Begründung 
der Reichsbranntweinſtelle (Bekanntmachung vom 
5. April 1917, RGBl. S. 279) und die Ausdehnung 
des Ablieſerungszwanges auf Kleinbrennereien und Obſt⸗ 
brennereien (Bekanntmachung vom 24. Februar 1917, RGBl. 
S. 179) wurde ein Abſchluß erreicht, der durchaus 
die Grundzüge des Monopols enthält. Branntwein iſt 
ein ſo wichtiger Kriegsrohſtoff, daß die Heeresverwaltung auf 
ne une in ausreichender Menge und zu billigen 
15 9 * 
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Preiſen großes Gewicht legen muß; zu bent i Aeg milf 
die vielen Brennereien ihre Erzeugung unter einheitlicher 
Leitung verwerten und es müſſen in Friedenszeiten große 
Lagerbeſtände gehalten werden. Ohne Zwang in irgendeiner 
Form läßt ſich dies Ziel nicht erreichen, zumal das 
Halten großer Branntweinbeſtände mit erheblichen Koſten ver⸗ 
bunden iſt; das Monopol löſt dieſe Aufgaben vollkommen. 

Ein weiterer Vorzug des Monopols iſt die gute 
Reinigung des Branntweins, der zu Trinkware verarbeitet 
wird. Ein mit der Verbrauchsabgabe verbundener Reinigungs⸗ 
zwang kann keinen Erſatz bieten, weil, wie die Erfahrung 
in Deutſchland gezeigt hat (Verhandlungen des Reichtags 
1900/02, Anlagen Band 6, Druckſache Nr. 630, S. 4117), 
ein ſolcher Zwang nicht oder wenigſtens nicht ohne weit⸗ 
gehende Schädigungen durchführbar iſt. Dagegen wurde die 
Reinheit des von der ruſſiſchen Monopolverwaltung in den 
Verkehr gebrachten Trinkbranntweins anerkannt. 

Endlich ſprechen für die Wahl des Monopols deſſen Bore 
züge im Hinblick auf die Belaſtung des Verbrauchers. Gegner 
des Monopols als Beſteuerungsform führen zuweilen aus, 
daß der durch das Monopol erſtrebte Zweck beſſer und ein⸗ 
facher erreicht werde durch eine entſprechende Erhöhung der 
Verbrauchsabgabe. Abgeſehen davon, daß die Aufgabe 
des Monopols ſich nicht auf die Einnahmeſteigerung beſchränkt, 
läßt der Einwand den großen Nachteil des Syſtems der 
Verbrauchsabgabe außer acht, daß hierbei der Verbraucher 
weit ſtärker belaſtet wird, als es der Einnahme des Staates ent⸗ 
ſpricht. Unbeſtreitbar iſt nämlich, daß der Branntwein jedes⸗ 
n mal durch die Deſtillateure und Ausſchänker und deren hohe 

Aufſchläge weſentlich teurer gemacht worden iſt, als der Er⸗ 
höhung der Branntweinſteuer entſprochen haben würde. 
Dieſe hohen Zwiſchenverdienſte würden dem Reich zufallen, 
wenn der Monopolbetrieb ſich nicht auf den Verkauf des 
rohen oder gereinigten Branntweins beſchränkt (Entwurf vom 


en 
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rbraucer zu ſtellenden Preis ermöglicht. Soll eine hohe 
nnahme erziehlt werden, ohne daß der Verbraucher mehr 
ftet wird, als es dieſer Einnahme entſpricht, dann mußten 
die die Verteuerung verurſachenden Zwiſchenſtufen beſeitigt 
werden. In dieſem Falle kann der gegen Staatsbetriebe 
vielfach erhobene Einwand der teueren Arbeit nicht zutreffen: 
dem auch bei ungünſtigſter Beurteilung kann nicht beſtritten 
werden, daß einige wenige große Reichsbetriebe billiger ar⸗ 
beiten, als mehrere tauſend in gegenſeitigem Wettbewerbe 
durch die hohen Unkoſten für Fuhrwerk, Löhne, Geſchäfts⸗ 
anpreiſungen, koſtſpielige Aufmachungen, Reiſendes Geſchenke, 
5 Stundungen ſich ſchwer belaſtende Privatbetriebe. Sodann 
iſt zu berückſichtigen, daß, wenn auch die größeren und geld— 
kräftigeren Firmen im Kriege häufig recht gute Geſchäfte 

gemacht haben, vermutlich viele der kleineren und kleinſten 
Betriebe, die ſich an dem Ankauf der infolge der Branntwein⸗ 
ſperre ganz geringfügigen im freien Verkehre befindlichen 
Branntweinmengen mit Rückſicht auf die ungemein hohen 
Preiſe wohl kaum beteiligen konnten, mit ſehr großen Schwierig— 
eilen zu kämpfen hatten und nach dem Kriege aus verſchiedenen 
Gründen den Wettbewerb mit den großen und kapitalkräftigen 
Firmen überhaupt nicht mehr führen können. Vielen dieſer 
Gewerbetreibenden wird alſo die Abſtandnahme von dem 
ſchweren Kampfe um den Abſatz und ein endgültiges Abkehren 
den vom Geſchäfte, das ſeit längerer Zeit nicht oder nur 
ſchwach betrieben werden konnte, nicht ſchwer fallen. Die 
vom Reiche zu zahlenden r ſollen dieſen tat⸗ 
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jollen ausſchließlich an Wiederverkäufer — (ochwnte, 


Feinkoſthandlungen uſw.) — abgeſetzt werden; hierdurch wird 


vermieden, daß die Monopolverwaltung ein Heer von Beamten 
und ſonſtigen von ihr abhängigen Perſonen beſchäftigt. Da 
der Branntwein durch die beſtehenden Reinigungsanſtalten 


im Lohnbetriebe gereinigt werden kann, beſchränkt ſich die 
Zahl der Angeſtellten der Monopolverwaltung auf etwa die 
Zahl der bei der Spiritus⸗Zentrale tätigen Perſonen, zuzüglich 
der Angeſtellten und Arbeiter in den Großbetrieben zur 
Herſtellung der Monopolerzeugniſſe und den zugehörigen 
Lagern. 

Der gegen ein Monopol häufig erhobene Einwand der 
nicht genügenden Rückſichtnahme auf Bedürfniſſe und Ge⸗ 
ſchmacksrichtungen der Verbraucher iſt hinfällig, weil die 
Monopolverwaltung ſich auf die Herſtellung der etwa 85 
bis 90 Hundertteile der den Geſamtverbrauch ausmachenden 
einfachen Trinkbranntweine beſchränkt. Es iſt jedem un⸗ 
benommen, gegen Entrichtung einer durch Gebührenzeichen 


(Banderole) zu erhebenden Abgabe außerhalb des Monopols 


Trinkbranntwein herzuſtellen und zu vertreiben. Korn⸗ 


brennereien, Obſtbrennereien, Herſteller feiner Markenſchnäpſe 
ſind alſo in der Lage, entſprechend dem Geſchmacke verwöhnterer 
Verbraucher, feinere Waren auf den Markt zu bringen.“ 


Ebenſo iſt die Einfuhr nicht grundſätzlich, ſondern nur durch 
die Höhe des Zolles beſchränkt. 

Die Regelung der Betriebsverhältniſſe der Brennereien 
ſchließt ſich in dem Entwurf an das geltende Recht an. 
Der Durchſchnittsbrand des Branntweinſteuergeſetzes 
wird unter der ſchon vielfach üblichen kürzeren Bezeichnung 


„Brennrecht“ beibehalten, und zwar nicht nur als Syſtem, 
ſondern auch in der für die einzelnen Brennereien geltenden 


Zumeſſung. 
Das durch das Geſetz vom 14. Juni 1912 für die König⸗ 
reiche Bayern und Württemberg und das Großherzogtum 
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nunmehr im neuen Geſetz beſeitigt. 

Die Erfahrungen, die während des Krieges auf dem 
Gebiete der Erzeugung von Branntwein aus anderen 
als den bisher üblichen Stoffen gemacht find, ſollen 
nutzbar gehalten werden. Als ſolche Stoffe kommen die 
Ablaugen der Zellſtoffabriken, Hol; und auch Kalziumkarbid 
in Betracht. Die uneingeſchränkte Zulaſſung der Verarbeitung 
5 dieſer Rohſtoffe auf Branntwein würde dem für die Ertrags⸗ 
fähigkeit umfangreicher Ackerböden fo wichtigen land⸗ 
wirtſchaftlichen Brennereigewerbe in empfindlichſter Weiſe 
Abbruch tun. Anderſeits erſcheint es nicht gerechtfertigt, 
die Gewinnung von Branntwein aus den erwähnten Stoffen 
durch das Geſetz von vornherein unmöglich zu machen. Der 
Mangel der gewöhnlichen Rohſtoffe für die Branntweinbereitung 
zwang dazu, eine Reihe Laugen⸗ und Holzbrennereien mit 
Reichs⸗ und Staatsmitteln in Betrieb zu ſetzen. Das Geſetz 
geht davon aus, daß dieſe Werke in dem Umfang, in dem 
. ſie beſtehen, aufrechterhalten werden, und daß durch Vorbehalt 
der Verarbeitung insbeſondere von Zellſtoffen und Kalzium- 
karbid für das Reich einerſeits Vorſorge gegen eine für die 
Landwirtſchaft bei freiem Wettbewerb gefährliche Entwicklung 
getroffen, anderſeits die Möglichkeit offen gehalten wird, 
Vorteile, die bei weiterer Entwicklung der Verfahren aus 
der Verarbeitung dieſer Stoffe erwachſen können, dem Reiche 
zuzuführen. 

In dem Entwurf eines Geſetzes über den Zwiſchen— 
handel des Reichs mit Branntwein vom 3. November 1908 
war in Ausſicht genommen, ohne Rückſicht auf den ſteigenden 
oder fallenden Verbrauch einen feſten Jahresertrag 
. r Dieſer Weg ift gangbar, wenn die 
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einnahme alſo nicht zu befürchten iſt. Iſt 5 ein ſtarker Rück 


gang mit ziemlicher Beſtimmtheit vorauszuſehen und iſt im 
Hinblick auf die unſichere Lage des geſamten Wirtſchaftslebens 
der Zeitpunkt größerer Stetigkeit des Abſatzes erſt für eine 
fernere Zukunft zu erwarten, dann iſt es richtiger, die Liter⸗ 
oder Hektolitereinheit zu belaſten. Die Geſamteinnahme 


folgt dann dem fallenden oder ſteigenden Verbrauche, wie 
es bei der Verbrauchsabgabe der Fall ijt. Die Belaſtungs- 
fähigkeit des Branntweins hat ſich im Kriege als weit 
höher erwieſen, als im Frieden angenommen wurde. Mit 
der zunehmenden Beſchränkung in der Abgabe des Brannt⸗ 
weins für Trinkzwecke ſeit dem Frühjahr 1915 (Verſteuerungs⸗ 
beſchränkungen) ſtiegen die Preiſe für verſteuerten Brannt⸗ 
wein ganz ungemein. Wenn, wie tatſächlich im Kriege zu 
beobachten war, für ein entbehrliches Genußmittel bei einem 
Abſatz in immerhin nicht ganz unbeträchtlichem Umfang 
von 2000 und zuletzt ſogar von 8000 und mehr Mark für das 
Hektoliter gezahlt werden, ſo konnte eine Belaſtung, die einen 
Reinertrag von 800 Mark gewährt, nicht als zu hoch angeſehen 
werden. 

Mit den vorſtehenden Erwägungen hatte die Regierung 
ihre Vorlage zum Branntweinmonopol gerechtfertigt. 

Bei den Ausſchußberatungen wurden dann die 
Grundzüge des Geſetzes in eingehender Weiſe erörtert (Druck— 
ſachen Nr. 1770, II. Seſſion 1914/18, 13. Leg.⸗Per. zu 


Nr. 1460 der Druckſachen). Die Ausſprache ging ins⸗ 


beſondere dahin, ob überhaupt das Monopol die ge⸗ 
eignetſte Form jet (S. 3ff.), oder nicht beſſer die Ver- 
brauchsabgabe beibehalten und erhöht werden ſollte 


(Antrag Nr. 10) und anderſeits, ob nicht auch, wenn ein⸗ 


mal das Monopol eingeführt werde, nicht nur die Ver- 
arbeitung, ſondern auch die Herſtellung von Trink⸗ 
branntwein monopoliſiert werden ſolle. (Antrag Nr. 2 


der Druckſachen.) Demgegenüber faßte der Vertreter des 
Reichsſchatzamtes noch einmal alles zuſammen, was dafür 


rf vorgeſehen hatte. 

e Erhöhung der Verbrauchsabgabe ſtatt Einführung 
Monopols ſei unannehmbar. Die verbündeten Re⸗ 
ngen ſeien in dem Entwurf von einem doppelten 
ichtspunkt ausgegangen. Einmal hätten ſie ſich leiten 
en von der Überzeugung, daß aus dem Branntwein das 
e herausgeholt werden müſſe, und daß dies nicht anders 
nöglich ſein werde als in Form des Monopols. Man 
volle ſtatt eines bisherigen Erträgniſſes von 200 Millionen 
ark über 800 Millionen Mark erzielen. Damit trete eine 
9 hohe Belaſtung des Alkohols ein, daß ſich der gleiche 
ertrag bei einer anderen Form, vor allem bei Erhöhung 
er Verbrauchsabgabe, nicht erzielen ließe, weil die Kon— 
rolle bei einem ſolchen Verhältnis zwiſchen Steuer und 
em Wert der Ware nicht durchführbar fei. Nur die Bue 
ammenfaſſung in der ſtarken Form des Menopols gebe die 
9 öglichkeit, die gewünſchten Summen herauszuholen. Der 
weite Geſichtspunkt, von dem ſich die Verbündeten Ree 
| ungen hätten leiten laſſen, jet der geweſen, nach Mög- 
lichkeit in die beſtehenden Verhältniſſe nicht einzugreifen. 
Nach Anſicht der Regierung fei die bisherige Branntwein⸗ 
ſteuergeſetzgebung in der geltenden Form notwendig ge— 
weſen und habe nicht unweſentlich dazu beigetragen, Böden, 
ie für andere Kultur nicht geeignet waren, in Kultur zu 
ringen. Die bisherige Geſetzgebung habe ſo auch dazu 
eigetragen, den Viehbeſtand auf der Höhe zu halten. Es 
handle ſich hier nicht nur um ein Landeskulturintereſſe, 
ſondern um ein allgemeines wirtſchaftliches Intereſſe; 
bon hätten ſich wohl alle Parteien während des Krieges 
: berzeugen können, daß die bisherige Geſetzgebung zu— 
unſten der Landwirtſchaft nicht unweſentlich zum Durch- 
alten beigettagen habe. Man dürfe nicht nur die Vere 
ältniſſe im Süden berückſichtigen, ſondern müſſe auch an 
e a at — in der Mark Brandenburg, in Poſen und 
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auch in Weſt⸗ und Oſtpren e denken. “acto” Kreiſe hätten 
der Landwirtſchaft nicht nur die Anwendung des künſt⸗ 
lichen Düngers gezeigt, ſondern ihnen ſei auch die Hebung 
der Saatzucht zu verdanken. Es ſei deshalb gegenwärtig 
nicht am Platze, die bisherige Grundlage der Geſetzgebung 
auf einem für die Landwirtſchaft ſo wichtigen Gebiete zu 
verlaſſen. Der Vorſchlag einer noch weiter gehenden Aus⸗ 
dehnung des Monopols, insbeſondere auf die Brannt⸗ 
weinherſtellung, wie ſie in Nr. 2 der Druckſachen 
beantragt iſt, gebe zu Bedenken Anlaß. Wollte man hier⸗ 
bei die Mehrzahl der Brennereien weiter im Betrieb ere 
halten, jo wäre dazu die Einſtellung zahlreicher Beamten⸗ 
kräfte mit Kobe Beſoldungsaufwand, ferner die Gee 
währung namhafter Entſchädigungen an die bisher ſelb⸗ 
ſtändigen Betriebsinhaber und ihre Angeſtellten erforderlich. 
Aus beiden Urſachen er gäbe ſich eine weſentliche Schmäle⸗ 
rung des Ertrags und zwar durch die Beamteneinſtellung 
dauernd, durch die Entſchädigungen wenigſtens für eine 
längere Übergangszeit. Von größerer Bedeutung ſeien 
jedoch die vorausſichtlich ungünſtigen wirtſchaftlichen Folgen 
des beantragten Vorgehens. Der Wunſch, möglichſt vorteil⸗ 
haft und billig zu arbeiten, würde die Monopolverwaltung 
wohl bald dazu drängen, zahlreiche Brennereien — in 
erſter Reihe die weniger lohnenden kleineren Betriebe — 
außer Betrieb zu ſetzen oder zu größeren Betrieben zu ver⸗ 
einigen. Solche Stillegungen, denen die Monopolverwaltung 
ſich gar nicht entziehen könnte, müßten dann zu ſchwer⸗ 
wiegenden Verſchiebungen in der Verteilung der Brennerei⸗ 
betriebe führen, die im weiteren, ſoweit von ihnen die 
landwirtſchaftliche Brennerei betroffen würde, nicht ohne 
nachteiligen Einfluß auf die Verſor rgung der Viehhaltung 
mit Schlempe bleiben könnte. Auf die Erhaltung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Brennerei müſſe ber ge Wert gelegt 
werden. a 

Nach heftigen Aiseinan de wurde 
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14 gegen 12 en angenommen. 
Nach eingehender Ausſprache hierüber, insbeſondere 
auch über die Herſtellungskoſten (S. 13— 22 der Druckſachen) 
des Branntweins wurde dann noch ein Antrag eingebracht 
(Nr. 13), zu beſtimmen, daß der Reichskanzler befugt ſein 
ſolle, für den Verkauf von Trinkbranntwein angemeſſene Preiſe 
feſtzuſetzen, Beſtimmungen über den Alkoholgehalt des Trink— 
branntweins zu treffen und die Deklaration des Alkoholgehalts 
in Hundertteilen des Volumens beim Verkauf anzuordnen 
(S. 22). Im großen ganzen iſt aber ſchließlich der Regierungs- 
entwurf unverändert angenommen worden. Von den ver⸗ 
hältnismäßig geringfügigen Abweichungen ſei erwähnt, daß 
bezüglich der Abfindungsbrennereien (§ 10) die Grenze in 
den Reichstagsausſchußverhandlungen (Nr. 1770 der Druck- 
ſachen) von 1 auf 4 Hektoliter erhöht wurde. Ferner wurde 
die Übertragbarkeit der abgefundenen Obſtbrennereien auf 
ein anderes Grundſtück feſtgelegt (§ 13, Why. 2), allerdings 
unter der Bedingung, daß ſich im Falle eines Beſitzwechſels 
durch denſelben die wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht weſent— 
lich ändern oder der neue Beſitzer ausſchließlich ſelbſt— 
gewonnene Stoffe verarbeitet. Die §§ 35—45 des Re- 
gierungsentwurfs enthielten eingehende Beſtimmungen über 
die Branntweinkontingente der Sonderrechtsſtaaten (Bayern, 
Württemberg und Baden); ſie ſind aber entbehrlich ge⸗ 
worden und weggefallen, nachdem im Laufe der Beratungen 
eine Verſtändigung mit den ſüddeutſchen Staaten erzielt 
worden war. Die Grundlinien des Geſetzes, wie ſie ſich 
aus dem Monopolgedanken ergeben, find kurz in den An— 
merkungen zu § 1 angegeben. Daher ſei auf dieſe Aus⸗ 
führungen verwieſen, im übrigen aber folgendes hervor— 
gehoben. 
Der im Inland hergeſtellte Branntwein iſt, ſoweit nicht 
u dieſem Geſetz Ausnahmen vorgeſehen find, aus der 
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abzuliefern. Die Verarbeitung von Branntwein f 
Trinkbranntwein und der Handel mit ſolchem 
Trinkbranntweine ſteht, ſoweit nicht in dieſem Geſetz! Aus⸗ 
nahmen vorgeſehen find, ausſchließlich dem Reiche zu und 
wird für ſeine Rechnung von der Monopolverwaltung be. 7 
trieben (§ 1). 
Hinſichtlich der Art der Brennereien unterſcheidet das 
Geſetz zwiſchen landwirtſchaftlichen Brennereien 
(§ 2), Obſtbrennereien, Laugenbrennereien und ſo⸗ 
genannten gewerblichen Brennereien, und behandel⸗ 
dieſe in ganz verſchiedenartiger Weiſe bezüglich der Ab⸗ 
lieferungsverpflichtung und der Steueraufſicht. Die 
Brennereien find im allgemeinen Verſchlußbrennereien 
(§ 8, 9). Für kleinere Brennereien und gewiſſe Obſt⸗ 
brennereien ſind Erleichterungen in Form einer Abfindung 
vorgeſehen (§ 10 ff.); es finden die ſtrengen Überwachungs⸗ 
vorſchriften der §§ 44— 55 auf fie keine Anwendung. : 
Die Grundlage der Verteilung bildet das Brenn⸗ 
recht (§§ 23 ff.). Das Nähere hierüber iſt aus dem § 23 
und den dazu gegebenen Erläuterungen und Auszügen aus 
der amtlichen Begründung erſichtlich. 4 
Die §§ 35ff. behandeln die Überwachung der Brannt⸗ 
weinerzeugung und enthalten ſehr eingehende fe 
und Sicherungsvorſchriften. : 
Die Verwaltung des Branntweinmonopols wird 
durch das Monopolamt und die Verwertungsſtelle 
(§§ 71ff.) geführt. 4 
Von beſonderer Wichtigkeit ſind die Beſtimmungen 
über die Branntweinübernahme und den ‘Where 
nahmepreis (§§ 86 ff.). a 
Soweit nicht der Branntwein von dem Brennerei⸗ 
beſitzer oder Stoffbeſitzer ſelbſt verwertet wird, über⸗ 
nehmen die mit der Branntweinabnahme beauftragten 
Beamten den Branntwein für Rechnung der Monopol⸗ 
i verwaltung und verſ enden ihn in . von piles iu 
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1 Versärdgefähen an die Empfangsſtele Die 
ſenbahn⸗ und Schiffsfrachten trägt die Monopolverwal⸗ 
ig, ſoweit nicht etwas anderes beſtimmt wird (§ 86) 
r Brennereibeſitzer iſt dabei aufzufordern, der Brannt⸗ 
inabnahme beizuwohnen. Er iſt ohne Anſpruch auf be⸗ 
deres Entgelt verpflichtet, die zur ordnungsmäßigen Whe 
hme des Branntweins einſchließlich ſeiner Vergällung 
erforderlichen Einrichtungen zu treffen, den Branntwein 
zur nächſten Güterabfertigungsſtelle zu befördern und ihn 
dort nach den Weiſungen der Monopolverwaltung zu vere 
laden. Iſt ein Verſand auf der Eiſenbahn oder dem 
Waſſerwege nach billigem Ermeſſen der Monopolverwal— 
tung unzweckmäßig, fo hat der Brennereibeſitzer den Brannt- 
wein nach einem von dieſer beſtimmten Orte zu befördern 
und an die ihm bezeichnete Empfangsſtelle abzuliefern; die 
Mehrkoſten gegenüber der Ablieferung zur nächſten Güter- 
ſtelle trägt die Monopolverwaltung (§ 87). Der Brennetet- 
beſitzer haftet für den Schaden, der durch Verluſt oder Be⸗ 
ſchädigung des von ihm zu befördernden Branntweins bis 
zu deſſen Übernahme durch den neuen Warenführer oder 
den Empfänger eintritt (§ 88). Für den Branntwein, der 
im Gärungsverfahren aus anderen Stoffen als aus Ab⸗ 
laugen der Zellſtoffgewinnung hergeſtellt iſt, ſetzt das Mono- 
polamt in gemeinſchaftlicher Beſchlußfaſſuug mit dem Beirat 
den Branntweingrundpreis und die Zuſchläge 
und Abzüge feſt (§§ 89, 92, 93—100). Die Preiſe 
werden in der Regel für das Betriebsjahr feſtgeſetzt; ſie 
at önnen im Laufe des Betriebsjahrs erhöht oder herabgeſetzt 
werden. Der Beſchluß ijt im Reichsanzeiger bekanntzugeben. 
$i ür den in den . des e hergestellten . 
Fe jebung der detnahmepreiſe hergeſtellt und gee 
ie — wird, beſtimmt das Monopolamt n Ab⸗ 
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rats verpflichtet, die für die Feſtſezung tee Abernahme 
preiſe nötigen tatſächlichen Angaben zu machen (§ 91). 
Der Branntweingrundpreis wird ſo feſtgeſetzt, daß er die 
durchſchnittlichen Herſtellungskoſten eines Hektoliters Alkohol 
und den allgemeinen Betriebsabzug in gutgeleiteten Kar⸗ 
toffelbrennereien mittleren Umfanges deckt, wobei davon 
auszugehen iſt, daß bei angemeſſener Verwertung der Kar⸗ 
toffeln die Schlempe dem Brennereibeſitzer koſtenfrei zur 
Verfügung bleiben ſoll. Kartoffelbrennereien mittleren 
Umfanges in dieſem Sinne ſind ſolche, die jährlich durch— 
ſchnittlich 800 Hektoliter Alkohol erzeugen. 
Zum Branntweingrundpreis kommen aber gewiſſe Zu⸗ 
ſchläge und Abzüge nach der Art der Rohſtoffe oder 
des Verfahrens der Branntweingewinnung (§§ 92, 93), 
eine Erhöhung des Branntweingrundpreiſes für gewiſſe 
Fälle (§ 98) und gewiſſe Betriebsabzüge allgemeiner 
und beſonderer Art (§§ 94, 95, 96, 97), auch können je 
nach der Stärke und Reinheit des Branntweins gewiſſe 
Erhöhungen oder Minderungen des Übernahmepreiſes 
vorgenommen werden (§ 102). Beſondere Beſtimmungen 
gelten für den Uberbrand (§ 103) und für die Bundes⸗ 
ſtaaten Bayern, Württemberg und Baden (§ 100). 
Das Syſtem der Ausgleichsplätze (§ 101) iſt beibehalten. 
Nach der Abnahme des Branntweins in der Brennerei 
erhält der Berechtigte eine Beſcheinigung der Übernahme 
Die Monopolverwaltung iſt zur Zahlung des Branntwein⸗ 
übernahmepreiſes verpflichtet, ſobald feſtgeſtellt iſt, daß der 
Brennereibeſitzer den ihm nach § 87 obliegenden Verpflich- 
tungen nachgekommen iſt. Ergeben ſich Anſtände, für die 


5 der Brennereibeſitzer nach § 88 in Anſpruch genommen 


werden kann, ſo kann bis zu deren Erledigung die Zahlung 
des Übernahme preiſes ganz oder teilweiſe ausgeſetzt werden 
(L 104). 
Was die Verwertung des Branntweins anlangt, e 
iſt derſelbe ſo zu verwerten, daß nach . 7219 
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tun und Geſchaftstoten einſchließlich des Zu⸗ 
eim Abſatz von vergälltem Branntwein, der Ver⸗ 
und Tilgung der Anleihe, der für Entſchädigungen 
gewiſſe andere Zwecke zu zahlenden oder anzuſammeln⸗ 
Beträge und nach Verzinſung und Rückzahlung eines 
nach § 106 geleiſteten Vorſchuſſes außer der Einnahme an 
Freigeld (§ 117) an die Reichskaſſe eine Reineinnahme von 
00 Mark für jedes zu regelmäßigen Verkaufspreiſen ver⸗ 
vertete Hektoliter Alkohol abgeführt wird (Hektoliter⸗ 
innahme). Der über eine Hektolitereinnahme von 800 M. 
ſinausgehende Betrag der Reineinnahme ijt bis zur Höhe 
von 200 Millionen Mark bei den Betriebsmitteln der 
Reichshauptkaſſe anzuſammeln. Bleibt die Heftoliter- 
einnahme hinter dem Betrage von 800 Mark zurück, ſo iſt 
er fehlende Betrag aus dem angeſammelten Beſtande zu 
ecken; reicht der Beſtand hierzu nicht aus, jo wird er aus 
en Betriebsmitteln der Reichshauptkaſſe vorſchußweiſe für 
fedjnung der Monopolverwaltung ergänzt. 
Der Monopolverwaltung liegt die Herſtellung der dem 
2 aſſenverbrauch dienenden einfachen Trinkbrannt⸗ 
weine ob (§ 109), fie beſtimmt auch, welche Monopol— 
erzeugniſſe hergeſtellt und in welcher Form ſie in den 
aa gebracht werden (§ 109). Sie ſetzt auch die Preiſe 
Ww nd Bezugsbedingungen der Monopolerzeugniſſe feſt (§ 111). 
Trinkbranntwein, den nicht die Monopolverwaltung 
et, unterliegt bei gewerbsmäßiger Herſtellung einer 
beſonderen Gebühr (Freigeld) § 117. 
3 Die außerhalb des Monopolbetriebs hergeſtellten 
Aanntweine werden Erzeugniſſe ſein, die ſich in der 
ſeurteilung der Verbraucher durch den Geſchmack oder 
sig Eigenſchaften beſonders auszeichnen und im alle 
m meinen (auch ohne Freigeld) teurer ſein würden als die 
Ronopolerzeugniſſe. Wer aber dieſe beſonderen oder durch 
ren Ruf ausgezeichneten Feinſchnäpſe oder Obſt⸗ 
veine trinken will, kann dieſen Genuß auch 
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teurer bezahlen; in dem Freigeld wird alſo er e ge⸗ 
troffen. Die Gebühr ſoll durch Gebührenzeichen see 
werden. Die hierzu vorgeſehenen Vorſchriften lehnen ſich 
an diejenigen des Zigarettenſteuergeſetzes an. Das Geſetz 
enthält keine Vorſchriften über Stundung des Verkauf 
preiſes für die Monopolerzeugniſſe. Er ſchließt ſich in der 
Verſagung dieſer Erleichterung dem Vorgehen der Schweiz 
an. Eine Stundung würde immer eine Schmälerung der 
Einnahmen bedeuten, die auf andere Weiſe wieder ein⸗ 
gebracht werden muß. Es ſoll ferner die Monopol- 
verwaltung durch Stundung der Preiſe für ihre Erzeugniſſe 
auch nicht den Anſchein erwecken, als ob fie den Abſatz 
dieſer von ihr ſelbſt hergeſtellten und vertriebenen Schnäpſe 
befördere. Die Monopolverwaltung muß und wird dafür 
ſorgen, daß die Mindeſtmengen, die ein Wiederverkäufer 
beziehen kann, ſo niedrig bemeſſen ſind, daß auch bei 
kleinerem Betriebskapitale der Bezug nicht ſchwer fallen 
kann. Nicht zu unterſchätzen iſt auch die erhebliche Er⸗ 
ſparnis an Verwaltungsarbeit, die durch Verſagung der 
Stundung erzielt wird. Da die Geſchäftswelt im Kriege 
ſich an die Barzahlung gewöhnt hat, wird die Durchführung 
der Maßnahme nicht auf Schwierigkeiten ſtoßen. : 
Die Wiederverkäufer (Gaftwirte, Händler uw. 
ſind an die von der Monopolverwaltung für ſie feſtgeſetzten 
Preiſe bei Abgabe in Mengen von einem Viertelliter oder 
mehr gebunden. Kleinere Mengen, insbeſondere zum un⸗ 
mittelbaren Verzehre, können ſie zu beliebigen Preiſen ab⸗ 
geben. Gegen Überforderung if der Verbraucher dadurch 
geſchützt, daß er die Abgabe eines Viertelliters zu dem von 
der Monopolverwaltung feſtgeſetzten Preiſe verlangen kant 
Dieſes Verlangen kann aber nur unbeſchadet der aus öffent⸗ 
lichen Gründen erlaſſenen Einſchränkungen und Verbote 
geltend gemacht werden. Damit der Verbraucher in der 
Lage iſt, die Preisforderung des Wiederverkäufers zu 
prüfen, kann letzterem aufgegeben werden, die Preista 
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Die Gebote des 8 116 dienen der Nona e 
ng und dem Verbraucher. Dem Verbraucher ſichern fie 
ie Lieferung einer dem angelegten Preiſe entſprechenden 
Ware; die Monopolverwaltung ſchützen ſie gegen Minderung 
der Monopoleinnahme durch Lieferung verwäſſerter Ware. 
Dieſer Schutzzweck iſt am ſicherſten zu erreichen durch 
Lieferung der Monopolerzeugniſſe ausſchließlich in Flaſchen. 
Doch iſt damit der Nachteil größerer Verpackungs- und 
* Frachtkoſten verbunden. Eine geſetzliche Feſtlegung nach der 
8 einen oder anderen Richtung iſt nicht zweckmäßig. Des⸗ 
a wegen iſt zunächſt ausſchließliche Lieſerung in Flaſchen vor- 
geſehen, dem Bundesrat aber die Ermächtigung gegeben, 
5 die Lieferung in anderen Gefäßen vorzuſehen. 
5 Branntwein, der ins Ausland ausgeführt oder zu 
gewerblichen Zwecken verwendet wird, wird zu ermäßigten 
Preiſen abgegeben (§ 129 ff.) 

a Die Branntweinherſtellung aus Zellſtoffen, Kal— 
ziumkarbid und ähnlichen bisher noch nicht verwendeten 
Grundſtoffen unterliegt dem Reichsmonopol (§ 136). 
Der aus dem Ausland eingeführte Branntwein 
unterliegt einem hohen Zoll (8 140 ff.), fo daß ſeine 
Koſten mindeſtens ebenſo hoch find, wie die Monopol— 
erzeugniſſe. 
2 Eſſigſäure unterliegt einer Verbrauchsabgabe (§144ff.). 
a Die Strafbeſtimmungen (§§ 155ff.) find dem 
früheren Geſetz nachgebildet und verſchärft, auch im ein 
zelnen noch näher ausgearbeitet. 
Vr.oon beſonderer Bedeutung find die Beſtimmungen über 
die Beſchäftigung und Entſchädigung der beſtehen⸗ 
de Betriebe und der Angeſtellten. 

Die Überleitung aus dem beſtehenden Zuſtand in den 
Num 8 wird auf dem Gebiete der Reinigung des 


8 sft . es” 1918. Bd. J. 10 


: 146 1 cee 5 emmntwenme Lopolge 


pes 


ih dagsoerhatinite der Spirituszentrale febt ſich das Entgelt 
der Reinigungsanſtalten entſprechend ihrer vielſeitigen Tätig⸗ 


werden jährlich in Abſchlagszahlungen und Nachzahlungen 


Die Grundgebühr ſoll die Verzinſung und Tilgung der An⸗ 


und des kaufmänniſchen Betriebs decken. Dafür iſt der In⸗ 
haber verpflichtet, die Anlage dauernd in gebrauchsfertige 
Zuſtand zu erhalten. Als Satz der Grundgebühr ſieht da 


; Spiritus: zentrale gebildeten und ſeit le 

es unverändert angewendeten Grundſätze übers 1 
Es ift dies um jo eher ratſam, als die ganz überwiegen 
Mehrzahl der Reinigungsanſtalten in zwanzigjähriger En 


bei der Spirituszentrale im Monopol für Lohn arbeiten. 


gars 


op 


wickelung ſich daran gewöhnt hat, unter Verzicht auf wirt ⸗ 
ſchaftliche Bewegungsfreiheit im Lohne nach feſten Maß⸗ 
ſtäben beſchäftigt zu werden. 4 

Nach dem Geſetz ſollen die beſtehenden Reinigungs 4 
anſtalten zunächſt für eine Übergangszeit von zehn Jahren 
auf der Grundlage ihrer Reinigungskontingente beſchäftigt a 
werden können. Die Betriebe ſollen in gleicher Weiſe wie 


222 


ee nen 


Ihre bisherigen Reinigungskontingente ſollen als Be⸗ 
ſchäftigungszahlen den Maßſtab und die Grenze ihres An⸗ 
ſpruchs auf Tätigkeit und Entschädigung bilden. Im Ver⸗ 


keit aus einer größeren Anzahl von Einzelpoſten zuſammen. 
Dieſe Zahlungen an die Geſamtheit der Reinigungsanſtalten 


an die einzelnen Beſitzer nach der Menge des abgelieferten 
Branntweins verteilt. Die Zweiteilung der Entſchädigung 
nach den fejten und den mit dem Umfang der Beſchäftigung 
ſchwankenden Koſten übernimmt das Geſetz durch die Feſt⸗ 
ſetzung einer Grundgebühr, die durch das nach dem Umfang 
der Tätigkeit ſich richtende Geſchäftsentgelt ergänzt wird. 


lagen, die Ausbeſſerungen, die Koſten der oberen Leitung 
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8 elt i calcd in den inne lohn für die 
ent iche Reinigungstätigkeit und in ein Entgelt für die 
ige Tätigkeit der Reinigungsanſtalten. Da die Reini⸗ 
Sanſtalten während einer zehnjährigen Übergangszeit 
Tätigkeit für die Monopolverwaltung verpflichtet ſind, 
n letztere nicht in Verlegenheit kommen. Denn ent⸗ 
der gelten die Beſchäftigungsverträge auf längere Zeit 
r die Monopolverwaltung hat bis dahin genügend Ge- 
enheit gehabt, um ſich zu ſichern. Welcher Betrag bei 
er Tätigkeit für das Monopol angemeſſen ſein wird, kann 
eute nicht geſagt werden. Die für die Reinigungsprämie 
ben mitgeteilten Sätze galten für Friedensverhältniſſe und 
ind mit Rückſicht auf die Preisſteigerungen für Kohlen, 
zöhne, Ausbeſſerungen uſw. im Kriege weſentlich erhöht 
vorden. Die Entſchädigung der ausſcheidenden Anſtalten 
ſt derart gedacht, daß zunächſt bis zum Ablauf des zehnten 
Betrieb3jahres nach dem Inkrafttreten des Geſetzes die 
zrundgebühr und außerdem eine Gewinnentſchädigung ge 
ahlt wird. Die Beſchäftigung der Reinigungsanſtalten 
nach Ablauf des zehnten Betriebsjahres ſoll der freien Ver— 
ei barung vorbehalten ſein. Doch ſoll die Monopolverwal⸗ 
kung bei Nichtzuſtandekommen einer ſolchen Vereinbarung 
ve achtet ſein, noch während fünf weiterer Betriebsjahre 
für jedes Hektoliter der durch die Tätigkeit nicht erfüllten 
geſchäftigungszahl die Grundgebühr zu zahlen; dieſer An- 
pees fteht auch den von der weiteren Tätigkeit ans. 
geſchloſſenen Reinigungsanſtalten zu. Das Recht auf die 
En! ſchädigung iſt nur Brennereien gegeben, die als Klein- 
brennereten zum Brennrecht nicht veranlagt werden oder 
ler ein Brennrecht von nicht mehr als 10 Hektoliter ver— 
gen, weil angenommen wird, daß Abfindungsbrennereien 
i eer größeren Brennrecht im allgemeinen in der Lage 
verden, ihren Betrieb unter Verſchluß zu ſtellen. Da 
auch Grenzfälle vorkommen können, oder Fälle, in 
e Nick — eine Härte bedeuten ae — 
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ſoll dem Bundesrate die Befugnis zuſtehen, 155 größere 
Abfindungsbrennereien die Entſchädigung zu gewähren. 

Für die Aufgabe eines Geſchäfts können (auch neben 
einander) zwei Entſchädigungsformen in Betracht kommen 
Sachentſchädigung und Gewinnabfindung. Erſtere fam 
namentlich dann erforderlich werden, wenn Grundſtücke 
Anlagen, Vorräte und anderes von dem Reichsbetriebe 
übernommen werden ſollen. Ein Übergang von Sachen, 
auf das Reich kommt nach dem Geſetz nicht in Frage. Die 
Sachentſchädigung könnte daher nur ihren Grund haben in 
einer weitgehenden dauernden Sachentwertung. In welchem 
Umfange eine ſolche eintritt, würde aber gerade bei den 
Deſtillationsbetrieben und bei der vom Entwurf in Aus⸗ 
ſicht genommenen Belaſſung eines Teiles der Trinkbrannt⸗ 
weinherſtellung in Privatbetrieben ungemein ſchwer zu 
beurteilen ſein. Bei dieſem Ineinandergreifen mehrerer 
verſchiedenartiger Betriebe und der Benutzung gemeinsamer 
Einrichtungen für ſie würde eine gerechte und ſachgemäße 
Abgeltung der Wertminderung, die eine Folge der Cine 
führung des Monopols iſt, nicht durchführbar ſein. Es 
kommt hinzu, daß die Betriebe die von ihnen etwa pete 
geſtellten oder neue Marken auch in Zukunft erzeugen und 
vertreiben können. Das Geſetz nimmt daher von Auf 
ſtellung beſonderer Grundſätze für eine Sachentſchädigung 
Abſtand. Durch die Einführung des Monopols eintretende 
Sachentwertungen ſollen durch eine höhere Bemeſſung der 
nach dem Umfang des Geſchäfts ſich richtenden einheitlichen 
Gewinnabfindung mitabgegolten werden. Als Grundlage 
für die Entſchädigung ſind die für das Geſ chäft im ee 
jahre 1913/14 ſtattgehabten Verſteuerungen in i ge⸗ 
nommen. 1 
Durch Einführung des Monopols werden auch die Gee 
werbebetriebe betroffen, die unverarbeiteten, verſteuerteß 
Branntwein in kleinen Mengen verkauft haben. Der in 
wenn auch der Abſatz PN kleinen 3 5. 5 


eae 
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othefer, Fauletantalien, Laboratorien, Drogerien uſw. 
Es tunft i in gleicher Weiſe wie bisher ſtattfinden wird, 
fällt doch der Abſatz der für Trinkzwecke beſtimmten 
gen fort. Entſprechend dem geringeren Gewinn beim 
jag dieſer Ware und im Hinblick auf das Verbleiben 
es Teils dieſes Abſatzes bei den bisherigen Verkäufern, 
len dieſe Branntweinmengen nur mit einem geringen 
zetrage in Anſatz gebracht werden. 

Die Angeſtellten, die unmittelbar vor Inkrafttreten des 
Bef eves in Reinigungsanſtalten, in Deſtillationsbetrieben 
oder in der Spirituszentrale tätig ſind, ſollen, ſoweit ſie 
mfolge des Geſetzes nicht oder zu ungünſtigeren Bedingungen 
weiter beſchäftigt werden, entſchädigt werden. Die ent— 
ſchädigungsberechtigten Angeſtellten ſollen zunächſt ſämtlich 
bis zum Ablauf des erſten halben Jahres nach Beendigung 
des Vertragsverhältniſſes ihre bisherigen Bezüge weiter— 
2 erhalten. Dies gilt auch für den Fall, daß das Anſtellungs⸗ 
erhältnis unter ungünſtigeren Bedingungen, als der ab— 
gelaufene Vertrag vorſah, fortgeſetzt wird. Hierdurch ere 
alten die Wei een Zeit zur Erlangung einer anderen 
Anſtellung. Im übrigen iſt die Entſchädigung einmal nach 
ler Länge der Anſtellungsdauer und ſodann nach dem 
debensalter abgeſtuft. Das Nähere ergeben die §§ 228 — 241. 
Schließlich iſt dem Bundesrat die Möglichkeit offengelaſſen 
vorden, auch ſolchen Perſonen eine Entſchädigung zu ge— 
vähren, denen ein Anſpruch nach den Vorſchriften des 
Beſetzes nicht zuſteht, für deren Berückſichtigung aber er— 
ebliche Gründe der Billigkeit ſprechen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
König von Preußen uſw. 

erordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
55 zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, 


und zwar auf Übernahme zu einem beſtimmten Ubernahme⸗ 5 


diurch die Ablieferungspflicht begründet, die über die Auslan 


I. Abſcnitt. 


Allgemeine Vorſchriften. 


a Gegenſtand und Geltungsgebiet des Monopols. e 
der im Monopolgebiete %) hergeſte 
Branntwein iſt, ſoweit nicht in dieſem Geſetz A 
nahmen vorgeſehen find (§§ 11 und 12), aus d 
Brennerei zum cenie en ar so al (§§ 89 
an das Reich abzuliefern !) 1 
Die Verarbeitung 195 Branntwein zu Trink⸗ 
branntwein und der Handel mit ſolchem Trink⸗ 
branntwein im Monopolgebiete ſteht, ſoweit nicht 
in dieſem Geſetz Ausnahmen vorgeſehen ſind (§§ 117 
bis 128), ausſchließlich dem Reiche zu und wird 
für ſeine 1 von der „„ 
betrieben (§§ 71ff.)? — 
Monopolgebiet 0 das Gebiet des Deutſchen 1 
Reichs mit Ausnahme der Zollausſchüſſe ). 1 
1) Das Reich hat ein Monopol, und zwar einmal ein 
Monopol auf übernahme des geſamten, im Monopolgebig 
hergeſtellten Branntweins (§ 1), ſoweit nicht einzelne Aus⸗ 
nahmen vorgeſehen find (§§ 11, 12 Abfindungsbrennereien), ‘ 


preiſe (§§ 89ff.). Ferner hat das Reich ein Monopol zur Ver⸗ 
arbeitung und zum Handel mit einfachen Trinkbranntweinen 
(§ 109) im Monopolgebiet. Schließlich hat es noch ein Her⸗ 
ſtellungsmonopol auf Branntwein aus Zellſtoffen, Kalzium⸗ 
karbid und anderen, bisher zur Wine : ckbmcaubs noch 
nicht verwendeten Stoffen (§ 136). a 

Grundlage des Monopols ijt die Herrſchaft fe den zur 
Verwendung im Monopolgebiete beſtimmten Branntwei in 
alſo über die im Inland (Monopolgebiet) hergeſtellte und die 
etwa aus dem Ausland eingeführte Ware. Die Herrſchaft 
über die im Inland (Monopolgebiet) hergeſtellte Ware w 


ware kann an ſich durch alleiniges oder vorzugsweiſes Bezuges 
recht, Ablieferungspflicht oder Zoll geſichert werden. 


ig itt, sieht das Geſetz den e (§ 140) vor. 
zufolge ijt nur der im Inland (Monopolgebiet) hergeſtellte 
ſranntwein ablieferungspflichtig. 

2) Den vom Brenner übernommenen Branntwein hat 
die Monopolverwaltung, ſoweit dies erforderlich iſt, reinigen 
zu laſſen und in den Verkehr zu geben. Entſprechend dem 
Trinkbedarfe ſoll die Monopolverwaltung den Branntwein 
zu Trinkbranntweinen verarbeiten. Ein Großbetrieb, derart 
wie ein Branntweinmonopol, befaßt ſich zweckmäßig nur mit 
der Herſtellung der dem Maſſenverbrauche dienenden Waren, 
galſo der einfacheren Trinkbranntweine, ohne Anſpruch auf 
ieferung der nur auf beſchränktem Gebiete Abſatz findenden 


Zubereitung. Die Herſtellung ſolcher Trinkbranntweine be⸗ 
ſonderer Art, Tafelliküre uſw., ſoll dem Gewerbe überlaſſen 
bleiben, das (allerdings gegen Entrichtung einer beſonderen 
Gebühr [Freigeldj) ſeine „Marken“ in den Verkehr bringen 
kann. Auf der 11. Hauptverſammlung Deutſcher Nahrungs⸗ 
mittelchemiker find Beſchlüſſe über die Beurteilung der Trink⸗ 
5 branntweine gefaßt worden (Zeitſchrift für Unterſuchung der 
Nahrungs⸗ und Genußmittel 1912, 24. Bd., S. 84). Danach 
it find „Trinkbranntweine alkoholiſche Getränke, die entweder 
durch Deſtillation alkoholhaltiger Flüſſigkeiten oder auf 
kaltem Wege aus Alkohol verſchiedenen Urſprunges, Waſſer 
und Geruch⸗ und Geſchmackſtoffen verſchiedenen Urſprunges 
hergeſtellt werden“. Dieſer Umſchreibung dürfte zuzuſtimmen 
ſein mit dem Bemerken, daß der Zuſatz von Geruch- und Ge- 
ſchmackſtoffen verſchiedenen Urſprunges zum Alkohol-Waſſer⸗ 
Gemiſch wohl auch nach der Abſicht der Umſchreibung kein 
Erfordernis zur Erfüllung des Begriffsinhalts iſt. Als Trink- 
bn: ntiveine im Sinne der Vorſchriften über die Erhebung der 
Verarbeitungsgebühr find auch diejenigen alkoholhaltigen Er- 
ſeugniſſe anzuſehen, die, wie Punſch⸗, Glühwein⸗, Grogeſſenzen 
id Extrakte, regelmäßig zwar nicht als Trinkbranntweine 
tive idung zu finden beſtimmt ſind, hierzu aber ion wohl 


Erzeugniſſe aus hochwertigen Rohſtoffen oder von beſonderern 


ſchaftsbrennereien, die als ſolche nach dem 1. Sep⸗ 
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führte hierzu aus: Man habe nicht die Abſicht, das Monopol 


Land wirtſchaftliche Brennereien. 


Weizen, Buchweizen, Hafer und Gerſte, in der 


gewonnenen Rohſtoffe in der Hauptſache von d 


n Regierungsentwurf ſtand ſtatt des Wortes e 
gebiet das Wort Inland. Ein Vertreter des Reichsſchatzamt 


gebiet anders aufzufaſſen, als das bisherige Geltungsgebi 
des Branntweinſteuergeſetzes umgrenzt ſei, worüber § 1 der 
Branntweinſteuergrundbeſtimmungen ſage, daß das Brannt⸗ 


weinſteuergeſetz für das deutſche Zollgebiet mit Ausnahme 


des Großherzogtums Luxemburg gelte (Zentralblatt für dass 
Deutſche Reich 1909 S. 946), ſomit das Gebiet des Deutſchen 
Reichs mit Ausnahme der ſogenannten „Zollausſchlüſſe“ und 
der Inſel Helgoland umfaſſe. Es ſei aber wohl das Wort 
Monopolgebiet vorzuziehen. 


§ 21). Als land wirtſchaftliche Brennereien gelten 1 
die Brennereien, die ausſchließlich Kartoffeln oder 
Getreide verarbeiten und bei deren Betriebe die 
ſämtlichen Rückſtände in einer oder mehreren den 
Eigentümern oder Beſitzern der Brennerei gehören⸗ 
den oder von ihnen betriebenen Wirtſchaften ver⸗ 
füttert werden und der fo gewonnene Dünger voll⸗ 
ſtändig auf dem den Eigentümern oder Beſitzern 
der Brennerei gehörenden oder von ihnen bewirt⸗ 
ſchafteten Grund und Boden verwendet wird, ſoweit 
die Brennereien nicht wegen ihrer Verbindung mit 
Hefengewinnung zu den gewerblichen Brennereien 9 
„ (§ 6). 4 

In den nach dem 1. September 1902 betriebs⸗ 
fähig hergerichteten Brennereien müſſen außerdem 
die zur Verarbeitung kommenden Rohſtoffe an 
Kartoffeln und Getreide, mit Ausnahme von Roggen, 


Hauptſache von den Eigentümern oder Beſitzern 
der Brennerei ſelbſt gewonnen ſein. Bei Genoſſen⸗ 


tember 1902 entſtanden ſind, müſſen ferner die ſ 


Aalener nach Verhältnis ihrer Be⸗ 
igung an der Brennerei geliefert und außerdem 
d ſämtlichen Betriebsrückſtände von den Teil⸗ 
ehmern in dieſem Verhältnis verfüttert werden. 
r Bundesrat wird ermächtigt, im Falle von 
tipernten und für Genoſſenſchaftsbrennereien, die 


anung der Rohſtoffe zu a 


I) Hierzu bemerkte die amtliche Begründung zum Geſetz⸗ 
entwurf: Die Klaſſeneinteilung der Brennereien lehnt ſich 
Nan die des geltenden Rechtes an. Insbeſondere ijt die Begriffs- 
beſtimmung der land wirtſchaftlichen Brennerei ohne ſachliche 
Anderung aus dem Branntweinſteuergeſetz (§ 10) übernommen. 
Wenn nach dem Geſetz in Zukunft auch Rohſtoffe ſollen ver⸗ 
arbeitet werden können, deren gewerbliche Verwertung auf 
Branntwein durch das geltende Geſetz zum Schutze namentlich 
der land wirtſchaftlichen Brennereien verhindert wurde, fo ſoll 
doch die Brennerei als landwirtſchaftliches Nebengewerbe in— 
i ſoweit aufrechterhalten bleiben, als die Verfolgung jener Ziele 
es zuläßt. Insbeſondere ſoll den landwirtſchaftlichen Brenne— 
reien, den Obſtbrennereien und den Kornbranntwein her⸗ 
ſtellenden Brennereien die Gewinnung der zur Deckung des 
Trinkbranntweinbedarfs notwendigen Alkoholmengen unbedingt 
vorbehalten ſein. Nur landwirtſchaftliche Brennereien und 
Obſtbrennereien, die neu entſtehen, ſollen entſprechend dem 
geltenden Rechte auch fernerhin zum Brennrecht ene 
werden können. 

q Zu einem Antrag (Nr. 26), auch die Rüben verarbe 
+ Brennereien als landwirtſchaftliche gelten zu laſſen, gab der 
Regierungsvertreter folgende Erklärung ab: „Dem Antrage, 
5 die Verarbeitung von Rüben in landwirtſchaftlichen Brenne- 
. eien derjenigen von Kartoffeln und Getreide gleichzuſtellen, 
gibt zu erheblichen Bedenken Anlaß. Es wird damit der Boden 
verlaſſen, auf dem das geltende Geſetz aufgebaut iſt; denn die 
“A landwirtſchaftlichen Brennereien ſollen dann nicht mehr den 
e leichten auf Kartoffelbau vornehmlich angewieſenen Böden zu⸗ 
pie tommen, ſondern werden zugänglich gemacht den N 
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für Rübenbau geeigneten Böden. e 
Friedenszeiten kein Bedürfnis vor. Im Krie; ! ie 
Wünſchen kleiner ſüddeutſcher Brenner entſprechend, die 9 
arbeitung von Rüben in landwirtſchaftlichen Brennereie 
weitem Umfange zugelaſſen. Dieſer Ausnahme lagen ab 
wie ſo vielen anderen Durchbrechungen des Branntweinſteu 

geſetzes, Bedürfniſſe der Kriegswirtſchaft zugrunde.“ 1 
Antrag wurde daher abgelehnt. 9 


8 31). Nach näherer Beſtimmung des Bundes 
rats kann der Brennereibetrieb als land wirtſchaft⸗ 
licher auch dann behandelt werden, wenn Schlempe 
oder Dünger vorübergehend veräußert oder wenn 
neben Kartoffeln und Getreide im Zwiſchenbetriel 4 
nichtmehlige Stoffe allein verarbeitet werden. a 
1) Auf die Anfrage eines Abgeordneten erklärte ein Regie⸗ 
rungsvertreter dazu: „Es iſt zutreffend, daß in der geltenden ig 
Brennereiordnung nur der Fall geregelt ijt, daß ein Stoff 
beſitzer ſeine Vorräte von ſelbſterzeugtem Obſt, Wein oder von 
ſelbſtgewonnenen Treſtern ſowie von Beeren und Wurzeln 
unter eigener Anmeldung des Betriebs in einer fremden Ab⸗ 
findungsbrennerei abbrennt. Das Branntweinſteuergeſetz ſchließt 
aber einen ſolchen Betrieb auch in einer Verſchlußbrennerei 
nicht aus. Die Beſchränkung hat offenbar darin ihren Grund, 
daß bis zum Erlaß der geltenden Brennereiordnung ein Be⸗ 5 
dürfnis, Verſchlußbrennereien durch Stoffbeſitzer benutzen zu 
laſſen, nicht hervorgetreten iſt. Auf eine Anregung durch das 
Gewerbe iſt in einer während des Krieges erlaſſenen Bundes⸗ 
ratlsverordnung der angegebene Betrieb in Verſchlußbrennereien 
bis auf weiteres geſtattet worden. Auch nach dem Entwurf 
eines Geſetzes über das Branntweinmonopol iſt dieſer Betrieb 
nicht ausgeſchloſſen. Es beſtehen keine Bedenken, dieſen während 
des Krieges zugelaſſenen Betrieb auch ſpäter zu geſtatten une i 
die künftigen Ausführungsbeſtimmungen . zu 
geſtalten.“ 


5 Obſtrennereien. 
N § 4. Als Obſtbrennereien gelten die Bren 
8 reien, die ausſchließlich Obſt, Beeren, Wein, Wei 


m 9 12 bes ben uergeſetes wurden unter⸗ 
en: Obſtbrennereien und ihnen gleichgeſtellte Brenne⸗ 
en. Nach dem neuen Geſetz ſind die beiden Gruppen ver⸗ 
igt. Es gehören dann allerdings zu den Obſtbrennereien auch 
che Brennereien, die nicht Obſt, ſondern z. B. Wein, Treſter 
er Wurzeln verarbeiten; in dieſer Ausdehnung des Begriffs 
ber den Wortlaut dürfte aber nichts Erzwungenes liegen. 
Durch die Vereinigung in einer Gruppe wird eine Anderung 
er wirtſchaftlichen Verhältniſſe dieſer Brennereien nicht 
herbeigeführt; denn die Unterſcheidung, die in § 40 Abſ. 2 
des Branntweinſteuergeſetzes in der Behandlung der Obſt⸗ 
brennercien und der ihnen gleichgeſtellten Brennereien gemacht 
wird, kann auch ohne Trennung in Brennereigruppen bei⸗ 
behalten werden. 

5 Eine weſentliche Anderung iſt jedoch bei der Klaſſe des 
8 4 durch Ausſcheidung der die Rückſtände von der Bierbereitung 
verarbeitenden Brennereien vorgenommen. Dieſe Betriebe 
gehörten unter der Geltung des Branntweinſteuergeſetzes vom 
4. Juli 1887 zur Klaſſe der Materialbrennereien und wurden 
m Geſetze vom 15. Juli 1909 den den Obſtbrennereien gleich- 
geſtellten Brennereien zugewieſen. Mit den Brennereien, die 
Obſt, Beeren oder Rückſtände davon, Wein, Weinhefe, Moſt, 


Obſt oder Rückſtände von ſolchem verarbeiten und überwiegend 

wohl mit kleinerem land wirtſchaftlichen Beſitze verbunden find, 
ſind die Grundlagen des Betriebs der Brauereirückſtände ver- 
arbeitenden Brennereien gewerblich, und ihr Erzeugnis gilt 
fes des Beigeſchmacks als minderwertig. Der dieſen Brenne⸗ 
reien im geltenden Rechte gewährte Vorzug (Ermäßigung der 
Faber bei einer Erzeugung von nicht mehr als 
300 Hektoliter Alkohol, § 5 des Geſetzes vom 14. Juni 1912) bleibt 
i 785 erhalten, indem der Branntweingrundpreis für die Er⸗ 
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dieſer Brennereigruppe: Berlina: on e 
infolge Zugehörigkeit zur Klaſſe der den Obſtbrennereien gle 


geſetzes) wird gegenſtandslos. 7 

Im Anſchluß an die Ausführungen der almtlichen Beal 
gründung wurde von verſchiedenen Seiten aus dem Ausſchuß 
hervorgehoben, daß die Gleichſtellung der Brennereien, welche 
Rückſtände der Bierbereitung verarbeiten, mit den Obſt⸗ 
branntweinbrennereien, wie Antrag Nr. 31 das wolle, nicht 
erwünſcht ſei, daß vielmehr die im Geſetzentwurf woe. 
Regelung den Vorzug verdiene. Dabei wurde es für wünſchens⸗ 
wert erklärt, dem § 4 eine Bemerkung anzufügen, daß diejenigen 
Brennereien, welche Rückſtände der Bierbereitung verarbeiteten, g 1 
im Sinne der beſtimmten einzeln aufzuzählenden Paragraphen 
den Obſtbrennereien gleichgeſtellt fein ſollten. Auf eine An⸗ 
frage erklärte aber ein Regierungsvertreter, daß ſolche Brenne⸗ 
reien auch durch zeitweiliges Brennen von Obſt nicht Obſt⸗ = 
brennereien werden, ſondern gewerbliche Brennereien bleiben a 
würden; jie ſollen aber nach dem Geſetz ſoweit möglich die ah 3 
teile der Obſtbrennereien weitererhalten. a 


Laugenbrennereien! * 


§ 5. Als Laugenbrennereien gelten die Brenne⸗ 3 
reien, die ausſchließlich Ablaugen der Zellſtoff⸗ 
gewinnung verarbeiten. 


1) Neu aufgenommen iſt die Klaſſe der Laugenbrennereien. a 
Nach Lage des Branntweinſteuergeſetzes können im Frieden 
die vergärbare Stoffe enthaltenden Abwäſſer der Zellſtoff? 
fabriken auf Branntwein lohnend nicht verarbeitet werden. 4 
Mit Rückſicht auf die großen Mengen und den geringen Zucker⸗ | 
gehalt der Ablaugen ijt eine nutzbringende Verarbeitung nur a 
im örtlichen Bereiche der Zellſtoffabrik möglich. Im Frieden 
errichtete Laugenbrennereien der Zellſtoffabriken hätten al . 2 
neue gewerbliche Betriebe keinen Durchſchnittsbrand erhalten 
können, ſo daß für die ganze Erzeugung die Betriebsauflage 
nebſt den Zuſchlägen für den gewerblichen Betrieb, und fü 
die Zellſtoffverarbeitung die erhöhten Sätze des Überbrandes 
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3 erbsen 0 in Höhe der durchſchnittlichen Be⸗ 

laſtung der Branntweinerzeugung mit Betriebsauflage zu ge- 
währen iſt (§ 58 Abſ. 2 aa O.). Infolge dieſer in dem Brannt⸗ 
weinſteuergeſetze begründeten Nachteile war trotz der ſehr ge- 
ringen Geſtehungskoſten eine Verarbeitung der bezeichneten 
Rohſtoffe auf Branntwein mit Gewinn ausgeſchloſſen. Die 
Verhältniſſe des Krieges zwangen aber, auf dieſe zurückzu⸗ 
greifen. Es wurde das dadurch erleichtert, daß die neu errichteten 
4 Laugenbrennereien infolge der in den einzelnen Kriegsjahren 
allgemein zu gelaſſenen Übertragbarkeit des Durchſchnittsbrandes 
ſolchen in hinreichender Menge erwerben konnten, und daß 
ſeit der Bewirtſchaftung des Branntweins durch die Reichs- 
branntweinſtelle die Vergällungspflicht und die damit in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehenden Nachteile einſtweilen fortgefallen waren. 
Für die Verluſte durch die Entwertung der Betriebseinrich⸗ 
tungen bei der Wiederaufgabe der Laugenverarbeitung mußten 
Reich und Bundesſtaaten die Haftung übernehmen. Nach 
4 dem Geſetz ſollen die Laugenbrennereien erhalten bleiben, 
a einmal, um die in den Werken angelegten Reichs- und Staats- 
mittel nicht zu verlieren, ſodann, weil es fic) um eine nutz⸗ 
bringende Verwertung vor dem Kriege nur als läſtig emp⸗ 
fundener Abfallſtoffe handelt, und ſchließlich, weil die Ge— 
ſtehungskoſten des Branntweins äußerſt gering find, das Reich 
aalſo durch den im Verhältnis zum Übernahmepreiſe für anderen 
8 Branntwein ſehr niedrigen Preis erhebliche Vorteile hat. Der 
Umfang der Erzeugung der Laugenbrennereien hängt ab von 
der Entwicklung der Zellſtoffgewinnung. In dieſer Abhängig- 
keit liegt ſchon eine Schranke gegen eine von dem übrigen 
Brennereigewerbe etwa zu befürchtende zu weite Ausdehnung. 
Da die Verarbeitung der Ablaugen auf Branntwein dem 
* Reiche vorbehalten ſein ſoll ($ 136), ijt auch eine nicht erwünſchte 
Betriebszunahme innerhalb der durch die Zellſtoffgewinnung 
gegebenen Grenzen vermeidbar. Dieſe doppelte Beſchränkung 

läßt es gerechtfertigt erſcheinen, die Laugenbrennereien un⸗ 
i Beets. vom Brennrecht arbeiten zu laſſen. 
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Gewerbliche Benne 


§ 6. Als gewerbliche Bren en ; 
Brennereien, die weder zu den landwirtſchaftlichen 
Brennereien noch zu den Obſtbrennereien oder den 
Laugenbrennereien gehören, ſowie die Brennereien, 
die Hefe erzeugen. = 

Brennereien, die bereits vor dem 1. April 1909 
als landwirtſchaftliche Brennereien mit Hefen⸗ 
erzeugung betrieben ſind, gelten auch fernerhin als 
land wirtſchaftliche Brennereien, ſolange ſie die Bex ¥ 
dingungen der §§ 2 und 3 erfüllen. a 

1) Vgl. hierzu die Anmerkungen zu den §§ 2—5. 


Reichs betriebe. 

§ 7. Auf Brennereien, die für Rechnung des 
Reichs betrieben werden (§ 136), finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Klaſſeneinteilung der Brennereien 
keine Anwendung. | 


Amtliche Überwachung. 7 

§ 8. Die Herſtellung des Branntweins und a 
deſſen weiterer Vertrieb unterliegen zum Zwecke 
der Sicherung der Monopoleinnahme der amtlichen q 
Überwachung. f 


e buncteien⸗ ; 

§ 9. Die Brennereien find nach den Bor} chriften ; 
der §§ 44 bis 50 einzurichten (Verſchlußbrennereien), 
ſoweit nicht im 8 10 Ausnahmen e Be 


Abfindung ). 
85 10. Brennereien, die vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes betriebsfähig hergerichtet ſind, könne 
„ werden, ſofern ſie bisher abgefunde 1 
waren 1 55 in einem wee 5 l 
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: er Weingeiſ en d 

en abgefunden werden nach dem Inkrafttreten 
Geſetzes betriebsfähig hergerichtete Obſt⸗ 
anereien (§ 4), die nur ſelbſtgewonnene Stoffe 
arbeiten und in einem Betriebsjahr nicht mehr 
3 50 Liter Weingeiſt herſtellen, ſofern durch die 
ulaſſung dieſer Brennereien zur Abfindung die 
Zahl der beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes in dem 
Verwaltungsbezirke vorhandenen abgefundenen 
Obſtbrennereien mit einer Jahreserzeugung von 

nicht mehr als vier Hektoliter Weingeiſt abzüglich 

der Brennereien, die für die Aufgabe des Betriebs 

entſchädigt ſind (§ 213), nicht erhöht wird. Was 

unter Verwaltungsbezirk im Sinne dieſer Vor⸗ 

ſchrift zu verſtehen iſt, beſtimmt die oberſte Landes⸗ 

finanzbehörde. 

Abgefundene Obſtbrennereien können auf ein 
mderes Grundſtück übertragen werden. Findet 
dabei ein Wechſel des Beſitzers ſtatt, ſo iſt die Über⸗ 
tragung nur zuzulaſſen, wenn ſich die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe für die Brennerei durch den Beſitz⸗ 
wechſel nicht weſentlich ändern, oder wenn der neue 
Beſitzer ausſchließlich ſelbſtgewonnene Stoffe (§ 4) 
verarbeitet. 

I) Der § 10 lautete im Regierungsentwurf folgendermaßen: 
Brennereien, die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes be— 
kriebsfähig hergerichtet ſind, können abgefunden werden, ſofern 
ſie bisher abgefunden waren und in einem Betriebsjahr nicht 
mehr als ein Hektoliter Alkohol herſtellen. Außerdem können 
abgefunden werden nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
hetriebsfähig hergerichtete Obſtbrennereien (§ 7), die nur ſelbſt⸗ 
ſewonnene Stoffe verarbeiten und in einem Betriebsjahr nicht 
ehr als 50 Liter Alkohol herſtellen, ſofern durch die Zu⸗ 
ais ung dieſer Brennereien zur Abfindung die Zahl der beim 
th rafttreten dieſes Geſetzes vorhandenen abgefundenen Obſt⸗ 
1 9 8 mit einer Jahreserzeugung von nicht mehr als 
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einem Hektoliter Alkohol nicht erhöht wird. Die b 
ſtimmungen trifft der Bundesrat.“ a, 
Die amtliche Begründung hatte hierzu endes aus 
geführt: „Nach § 15 des Branntweinſteuergeſetzes können vor 
dem 1. Oktober 1909 betriebsfähig hergerichtete Brennere 
die in einem Betriebsjahr nicht mehr als 30 Hektoliter Alko 
erzeugen, abgefunden werden, d. h. jie entrichten die Brannt⸗ 
weinſteuer von einer Alkoholmenge, die durch Schätzung er 
mittelt wird. Ebenſo können abgefunden werden {pater era 
richtete Brennereien, die ſelbſtgewonnenes Obſt und einige 
andere den Obſtbrennereien vorbehaltene ́—— 
Stoffe verarbeiten und nicht mehr als 50 Liter Alkohol in 
Jahre erzeugen. Die nicht vermeidbaren Mängel der Ab⸗ 
ſchätzung und die Unmöglichkeit, eine ſo große, in die Zehn⸗ 
tauſende gehende Zahl von kleinen Betrieben hinreichend zu 
beaufſichtigen, führen dazu, daß die Brennereien erheblich 
mehr, oft das Vielfache, von dem herſtellen, was ſie verferen 1 
Dieſe ſchon bei der vergleichsweiſe geringen Abgabe des Brannt⸗ 
weinſteuergeſetzes beſtehende Gefährdung des Reichsauf— . 
kommens wächſt mit der um das Mehrfache ſteigenden Belo 
Bei der hohen Anſpannung der Steuerleiſtung iſt eine licens 
loſe Heranziehung der Pflichtigen von ganz beſonderer Be⸗ 
deutung, teils wegen der dem Reiche ſonſt entgehenden Be⸗ 4 
träge, namentlich aber im Hinblick auf die Wirkung, die eine 
ungleichmäßige Veranlagung auf die zur vollen Steuerleiſtung 
herangezogenen Gewerbetreibenden ausüben muß. Soll 
die Reichseinnahmen ſichergeſtellt und die kleineren Ve 
ſchlußbrennereien ſowie ſonſtige Herſteller von gebühre 
pflichtigem Trinkbranntwein in ihrer Wettbewerbsfähigk 
geſchützt werden, ſo muß die Abfindungsgrenze ſoweit wie 
möglich zurückgeſetzt werden. Nach dem Branntweinſteuer⸗ 
geſetze vom 15. Juli 1909 waren alle nach dem 30. Septemb 
1909 betriebsfähig hergerichteten Brennereien als Verſchlu 
brennereien einzurichten. Dieſe Maßnahme war als no 
wendig erachtet worden, um die Einnahme aus der Branntwe 
verbrauchsabgabe ſicherzuſtellen und um einer unverhält 
mäßig ſtarken Vermehrung der nicht allein durch die Abfind 
ſondern auch durch die Ermäßigung des Abgabenſatzes ſowi 
den feſtgelegten Grenzen durch Befreiung von der Betr 


enden n 3u heben wurde vom Bundes⸗ 
für eine bis Ende September 1918 bemeſſene Übergangs⸗ 
zugelaſſen (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1911 S. 34), 
gefundene Obſtkleinbrennereien auf ein anderes Grundſtück 
verlegen und ausnahmsweiſe auch für neu entſtandene 
bſtkleinbrennereien die Entrichtung der Steuer im Wege der 
findung zu geſtatten, wenn dadurch die Anzahl der am 
Oktober 1909 in dem einzelnen Verwaltungsgebiete vor⸗ 
ndenen abgefundenen Obſtkleinbrennereien nicht über 
ſchritten wird. Da bei der weit höheren Belaſtung nach dem 
Entwurf eine unbeſchränkte Zulaſſung von Obſtkleinbrennereien 
zur Abfindung, wie ſie das Geſetz vom 14. Juni 1912 wieder 
horſah, nicht in Frage kommen kann, eine völlige Ausſchließung 
7 eu entſtehender Obſtkleinbrennereien von der Abfindung aber 
doch vielleicht wieder Schwierigkeiten bereiten könnte, dürfte 
es ſich empfehlen, die Regelung im Anſchluß an die vom Bundes⸗ 
rate für eine Übergangszeit erlaſſenen Beſtimmungen zu treffen. 
Not wendig iſt dann aber die Beſchränkung auf ſelbſtgewonnene 
Stoffe der in § 7 des Entwurfs (§ 4 des Geſetzes) genannten 
Art, wobei als ſelbſtgewonnen ſolches Obſt uſw. anzuſehen 
ein wird, das von dem Brennereibeſitzer geerntet oder von ihm 
oder ſeinem Beauftragten geſammelt oder in einem von ihm 
für eigene Rechnung geführten Betrieb erzeugt iſt. Die etwas 
veränderte Faſſung des Wortlauts und die Hinzufügung des 
zweiten Abſatzes betreffs die Übertragbarkeit der Abfindungs⸗ 
brennereien auf ein anderes Grundſtück beruht auf den Bee 
ſchlüſſen des Reichstagsausſchuſſes. 

: ber den § 10 (§ 13 des Entwurfs) wurden im Reichstags⸗ 
ausſchuß ausführliche Erörterungen gepflogen (Anträge S. 52ff. 
pet Reichstagsdruckſachen Nr. 1770). Der Abſ. 2 und die Ande⸗ 
rung des Abſ. 1 Schlußſatz iſt dann erſt durch die Ausſchuß⸗ 


j rhandlungen in das Geſetz gekommen. 


Vorſchriften der §§ 44 bis 55 keine Anwendung. 
Die in ihnen hergeſtellte Weingeiſtmenge iſt nach 
rer Beſtimmung des Bundesrats zu ermitteln 
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8 11. Auf Abfindungsbrennereien!) finden die 


der Branntwein nicht im erage Haushalt d 


oe wurde folgendes ausgeführt (Druckſachen Nr. 1770 S. 55) 


Steuer belegt werden, ſondern es ſolle zunächſt eine 
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e (8 13) zu überlaſſen; 10 d 


Brennereibeſitzers verwendet) oder ohne beſond 
Entſchädigung an die in dem Haushalt oder in de 
Betriebe beſchäftigten Perſonen zum eigenen Ve 
brauch abgegeben wird?), unterliegt er e 1 
dem Freigeld (§§ 117ff.) ). 4 


1) Wegen des Begriffes Abfindungsbrennerei vgl. § 10 
im übrigen ſiehe §§ 44 — 55. 9 
2) Auf eine Anfrage, ob auch bei Verwendung des Brannt⸗ 
weins im eigenen Haushalt des Herſtellers eine „gewerbs⸗ 
mäßige“ Herſtellung des Trinkbranntweins im Sinne des 
§ 117 (Verpflichtung zur Entrichtung von Freigeld) in Frage 
komme, erwiderte der Vertreter des Reichsſchatzamtes, daß die 
Gebühr für die gewerbsmäßige Herſtellung von Trinkbraunt⸗ 
wein aus § 117 in dem Falle nicht bezahlt zu werden brauche, 
wenn der Branatwein im eigenen Haushalt des Brennerei 
beſitzers oder unentgeltlich an die in ſeinem Haushalt ode 
Betrieb beſchäftigten Perſonen zum eigenen Verbrauch ab⸗ 
gegeben werde, und daß bei Stoffbeſitzern, die ihr Materia 
an drittem Orte brennen ließen, die Verbringung des her 
geſtellten Branntweins in das Haus der Stoffbeſitzer und die 
dort erfolgende Herſtellung von Trinkbranntwein bei nad) 
folgendem Verbrauch im gleichen Haushalt im Sinne de; 
Geſetzes ebenſo anzuſehen ſei wie die Verwendung im eigenen 
Haushalt des Brennereibeſitzers. 

) Der § 117 des Geſetzes bezieht ſich auf das von der 
im § 11 genannten Abfindungsbrennereien zu zahlende jo 
genannte Freigeld. Urſprünglich hieß das ſogenannte „Frei 
geld“ „Verarbeitungsgebühr“ (§ 14 des Entwurfs); Hiergr 


„Aus der Bezeichnung „Verarbeitungsgebühr für die nach 8 1 
des Entwurfs (§ 117ff. des Geſetzes) zu zahlende Wufl 
ſeien Folgerungen gezogen, die dem Begriffsinhalt nicht 

ſprechen. Es ſolle nicht die Verarbeitung als ſolche mit en 


ber bie in der privaten Herſtellung von Trinkbrannt. 


n aukens Ber Ausſchließlichkeit Ahoben werden. Die 
ungsgebühr habe aber auch noch die weitere wichtige 
be, dem ferneren Gedanken des im Entwurf vorliegenden 
mopols zur Durchführung zu verhelfen, daß im Monopol⸗ 
betrieb die ſich für den Maſſenabſatz eignenden Trink⸗ 
anntweine hergeſtellt werden, im Privatbetriebe dagegen die 
xuserzeugniſſe oder diejenigen Erzeugniſſe, für die der 
erbraucher höhere Preiſe anzulegen gewohnt oder gewillt 
Die Verarbeitungsgebühr ſolle bewirken, daß der geldlich 
ſer geſtellte Verbraucher etwas mehr zur Steuerleiſtung 
rangezogen werde. Wolle er dieſen Aufwand nicht machen, 
könne er ſich den Monopolerzeugniſſen zuwenden. Die 
Verarbeitungsgebühr ſolle ferner verhindern, daß private Groß⸗ 
betriebe der Deſtillation, die nicht fo hochgrädige Ware wie die 
Monopolverwaltung zu liefern brauchten, von vornherein 
einen ſtarken geldlichen Vorſprung erhielten. Denn jeder 
hundertſtel Grad eines Liters Alkohol ſei etwa 10 Pf. wert, 
1 d wenn ein Deſtillateur mit ſeinem Erzeugnis z. B. um acht 
koholgrad hinter der Monopolware zurückbleibe, jo habe er 
n vornherein einen Vorſprung von 80 Pf. auf ein Liter 
Trinkware. Deswegen müſſe auch die Verarbeitungsgebühr 
der vorgeſchlagenen Höhe erhoben werden. Vielleicht empfehle 
ſich, das Wort Verarbeitungsgebühr entſprechend ſeinem 
chſtliegenden Zweck, eine Befreiungsgebühr zu ſein, durch 
Wort etwa wie Freigeld, Losgeld, Abgeld oder ein ähn— 
hes zu erſetzen. Es handle ſich dann ja nur um die Gewöhnung 
den zunächſt fremd anmutenden Ausdruck.“ 


5 Befreiung von der Ablieferung !). 
8 12. Verſchlußbrennereien iſt die Ablieferung 
Branntweins auf Antrag?) ganz oder teilweiſe 
erlaſſen und der Branntwein gegen Entrichtung 
Branntweinaufſchlags zur eigenen Verwertung 
überlaſſen, ſoweit es ſich um Branntwein handelt, 
ediglich aus den im § 4 genannten Stoffen 
ſtellt ijt. Das Gleiche gilt für Kornbranntwein 
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il brannten 10 etz 


Von der Ablieferungspflicht befreiter Bran 
wein muß ausgeführt oder zu freigeldpflich 1 
Trinkbranntweine verarbeitet werden. ; 

1) Der §12 lautete im Entwurf: „Vers chlußbrennereienk 
die Ablieferung des Branntweins ganz oder teilweiſe erlaſſ 
und der Branntwein gegen Entrichtung des Branntwein 
aufſchlags zur eigenen Verwertung überlaſſen werden, ſoweit t 
es ſich um Branntwein handelt, der lediglich aus den im 9 7 
genannten Stoffen oder lediglich aus Roggen, Weizen, Buchs 
weizen, Hafer oder Gerſte hergeſtellt und nicht im Würze⸗ N 
verfahren gewonnen iſt. Solcher Branntwein muß ausgeführt 
oder zu gebührenpflichtigem Trinkbranntwein (§§ 120 ff.) neve . 
arbeitet werden.“ 

Die amtliche Begründung führte hierzu folgendes aus: a 

Der Entwurf ſieht Ausnahmen von der Ablieferungspflicht t 
vor für Abfindungsbrennereien und ſolche Verſchlußbrenne⸗ 
reien, deren Erzeugnis nach Art der verarbeiteten Rohſtoffe 
zu einer Verwertung als Markenware belonders geeignet iſt 

Wenn ein Brenner ſein Erzeugnis zur eigenen Verwertun 0 
behalten will, ſo muß er dem Reiche für den Gewinn, der 
dieſem durch die Entziehung der Verwertung entgeht, Erſa 2 
gewähren durch Entrichtung des im § 16 des Entwurfs (§ 13 
des Geſetzes) vorgeſehenen Branntweinaufſchlags. wien 
muß ſo hoch ſein, wie die Monopoleinnahme ſein würde, wenn 
das Erzeugnis dieſer Brennerei der Regel entſprechend ab⸗ 
geliefert und verwertet würde. Der Branntwetnaufſchlg 10 
ſoll daher dem Unterſchied entſprechen, der ſich ergibt, wem 
der Branntweingrundpreis (§ 97 des Entwurfs), d. h. d 
nach den Herſtellungskoſten einer mittleren Kartoffelbrenne 
berechnete Übernahmepreis unter Einſtellung des durchſchnitt 
lichen Betriebsabzugs (§ 99 des Entwurfs) abgezogen wird 
von dem regelmäßigen Verkaufspreiſe der Monopolverwaltung, 
Damit iſt aber noch nicht die Größe dieſer Brennerei, 
Kontingent uſw. berückſichtigt. Die hierfür anzuſetze 
Sonderbeträge ſind derart einzuſtellen, daß der der allgeme 
Betriebsauflage des geltenden Geſetzes entſprechende Betr 

abzug (§ 99 des Entwurfs), der Betriebsabzug für gewerbli 
Brennereien, für Hefengewinnung, Rüben⸗ oder Rübenſte 

verarbeitung, die Herabſetzung des Betriebsabzugs bei 


Entwurfs) abgezogen wird. Es ijt alſo zur Ermittelung 
Branntweinaufſchlags eine ähnliche e erforder- 


uflageſatzes. 

Beiſpiele: Der Branntweingrundpreis möge 60 „ be- 
für Primaſprit 1000 l. 

fähig hergerichteten landwirtſchaftlichen Brennerei, in der 
Branntwein aus Roggen hergeſtellt wird, iſt auf Antrag von 
r Ablieferungspflicht befreit. In einem Betriebsjahr werden 
eniger als 200 Hektoliter Alkohol erzeugt. Für das 101. Hekto⸗ 


iter beträgt der Branntweinaufſchlag nach §§ 99, 101 Nr. 1, 
8 103 


5 * 3 
1000 — [60 — 70 + 0 = 682,50 K. 


2. Wird dieſelbe Brennerei als gewerbliche betrieben, fo 
trägt der Branntweinaufſchlag nach §§ 99, 100 Abf. 1 Nr. 2, 


101 Nr. 1, § 103 
mn 5 4 
1000 — [so — at State 


91 = 933,70 ; 
10 + 9] 70K 


Abſ. 1, §§ 103 und 104 
3 4,5 K 2 
1000 — [60 2 an 


Sine in Bayern gelegene gewerbliche Getreidebrennerei 
8 von 850 e Alkohol und 


* 10] — 930,90 K. 


einertes Kontingent) oder der Kontingentzuſchlag (6 11 


tragen, der regelmäßige Verkaufspreis der Monopolverwaltung 


1. Der Beſitzer einer vor dem 1. Oktober 1908 betriebs⸗ 


8. Eine in Baden gelegene, vor dem 1. Oktober 1908 
betriebsfähig hergerichtete Obſtbrennerei mit einer Jahres- 
ee eugung von 75 Hektoliter Alkohol und einem entſprechenden 
Kontingent entrichtet für das 70. Hektoliter nach §§ 99, 101 ¥ 


wohl keine Ausſichten vorhanden ſeien, jo müſſe man doch den 


einem entſprechenden Kontingeſtt entrichtet f 225 801. 
liter nach §§ 99, 100 Abſ. k t 2, , es 
1000 — 160 —8 —4-+ 51 947 C. 
5. Hatte dieſelbe Brennerei ein Brennrecht von 900 5 

liter und iſt der Betriebsabzug für den Überbrand (§ 1 
auf 25 / feſtgeſetzt, fo iſt der Branntweinaufſchlag für 
901. Hektoliter nach §§ 99, 100 Abſ. 1 Nr. 2, § 107 
1000 — [60 — 8 — 4 — 251 977 KK. 5 

(Vgl. jedoch zu den Beiſpielen den § 13 und die dortigen 
Anmerkungen.) 
In den Ausſchußverhandlungen wurde jedoch die aus de 
Geſetz erſichtliche Faſſung feſtgelegt (vgl. auch § 13). Die andere 
Faſſung beruht auf Antrag Nr. 29 (S. 57 der Drucksachen 8 
Nr. 1770). Hierzu führte der Antragſteller aus, daß es not⸗ 
wendig erſcheine, dem verarbeitenden Gewerbe die Sicherheit 
zu geben, daß der Obſt- und Kornbranntwein nicht abgeliefert 
zu werden brauche. Die Regierungsvorlage ſehe wohl d 
Möglichkeit der Nichtablieferung vor, ſtelle es aber in das 
Belieben der Monopolverwaltung, und man müſſe daher mit 
der Möglichkeit rechnen, daß die Monopolverwaltung die 
Erlaubnis nicht erteile und den Branntwein zu eigener Ver⸗ 
arbeitung einziehen werde. Das ſolle der Antrag vermeiden, 
Was die Hereinnahme von Arrak und Rum betreffe (we 
Antragſteller ebenfalls gebrannten Kornbrannt wein 
bezogen wiſſen wollte), ſo handle es ſich dabei um Produkte ry 
die bisher lediglich im Ausland hergeſtellt worden ſeien, und 
zwar Arrak aus Reis, und Rum aus der Melaſſe des Zucker 
rohrs. Es ſei wünſchenswert, die Fabrikation dieſer Produkte 
im Inland ins Leben zu rufen, wie es mit der Herſtellung 
des Kognaks gelungen ſei, und wenn dazu vorläufig auch 


Weg dafür offen halten. Regierungsſeitig wurde dazu au; 
geführt: „Der Antrag bedeute zwar eine gewiſſe Einſchränk 
der Monopolverwaltung, die für die Verwaltung nicht g 
angenehm ſei, aber die Anderung habe keine ausſchlaggebe 
Bedeutung. Das Gleiche gelte auch für die Herſtellung ve 
Arrak und Rum, wobei es ſich lediglich um Zukunftshoffnunge 
handle. Es würden wohl ſchon ſeit mehreren Jahren 
f deutſchen Kognakbrennereien Verſuche gemacht, dieſ 


bun (Druckſachen Nr. 1770 S. 57) in bas Geſetz herein⸗ 
ommen, ebenſo der Zuſatz, daß die Befreiung vom Ab⸗ 
lieferungszwang ſich auf Kornbranntwein beziehe (§ 151), 
während der Entwurf die Urſtoffe des Kornbranntweins auf⸗ 

gezählt hatte. 
ol Branntweinaufſchlag. 
S8 13. Der Brantweinaufſchlag beſteht 
I. regelmäßig in dem Unterſchiede zwiſchen dem 
f ſich aus den Vorſchriften der §§ 92, 94 bis 100 
und 103 ergebenden Branntweinübernahme⸗ 
preis und dem regelmäßigen Branntwein⸗ 
: verkaufpreiſe (§ 107 Abſ. 1 Nr. 1), 

2. bei Brennereien mit einer Jahreserzeugung 
von nicht mehr als 4 Hektoliter in einem feſten 
Satze, der beträgt bei einer Jahreserzeugung 
5 von nicht mehr als 5 Liter Wein⸗ 
%% Sa a A i ay TE 4 Mark 
von mehr als 5 Liter, aber nicht 
mehr als 50 Liter Weingeiſt. 6 „ 
von mehr als 50 Liter, aber nicht 

mehr als 4 Hektoliter Weingeiſt 8 „ 
flür das Liter Weingeiſt. 
1 Der § 13 (§ 16 des Entwurfs) ) lautete nene Der 


liegen Gründe vor, die den Eingang des Brannt⸗ 
weinaufſchlags gefährdet erſcheinen laſſen, ſo kann 
die Steuerbehörde Vorausbezahlung oder Sicher⸗ 1 


Weitere Überwachung des mit Branntweinaufſchlag oder mit i 


. 5 freigeldpflichtigem Trinkbranntweine (§ 117) vere 
arbeitet werden, daß er mit dem der een te 


weinaufſchlags (§ 13) oder des regelmäßigen Ber: z 
kaufpreiſes (§ 107 Abſ. 1 Nr. 1) belaſtet bleibt, 
während der andere Teil wie Branntweinverkauf⸗ 
ne preis oder Branntweinaufſchlag fällig wird. Dei 
freigeldpflichtige Trinkbranntwein darf mit der 

ae oe eee oder Ae werden. 


Branntwein mit der Maßgabe unter amtlicher 


1. für den in Abfindung % n herge 
Branntwein mit deſſen Gewinnung, 1 
2. für den in Verſchlußbrennereien hergestellt | 
Branntwein, ſoweit nicht nach § 15 zu vere 
fahren iſt, mit deſſen Abfertigung aus der 
amtlichen Überwachung und Überlaſſung « an 
den Brennereibeſitzer. 4 
Der Brantweinaufſchlag ijt zu entrichten: 4 
im Falle zu 1 drei Monate nach Schluß des 
Monats oder nach Beſtimmung des Bundes⸗ 

rats nach Schluß des Vierteljahrs, in dem 
der Betrieb ſtattgefunden hat, a 
im Falle zu 2 drei Tage, nachdem der Betrag 
dem Zahlungspflichtigen mitgeteilt iſt. 7 
Wird die Zahlungsfriſt wiederholt verſäumt oder 4 


ſtellung des Branntweinaufſchlags verlangen. 


regelmäßigem Verkaufpreis belaſteten Branntweins !). 
§ 15. Außerhalb des Monopolbetriebs dar f 


Überwachung verſandt, gereinigt, gelagert und zu 


einnahme (§ 105) entſprechenden Teile des Brannt 


den 1 ehe tritt; er bleibt unerhoben 
für den während der Verſendung, Reinigung und 
agerung entſtehenden Schwund. 
Die näheren Beſtimmungen trifft der Bundesrat. 


I) Von der Befugnis, Branntwein unter amtlicher Aufſicht 
zu trinkfertigen Erzeugniſſen zu verarbeiten und unter amt⸗ 
lichem Mitverſchluß zu lagern, haben bisher namentlich die 
Herſteller von Kognak Gebrauch gemacht, weil insbeſondere 
bei der für die Geſchmacksverbeſſerung des Erzeugniſſes not⸗ 
wendigen langen Lagerung der Zinsverluſt beträchtlich ge⸗ 
weſen wäre. Bei Herſtellung von Likören hat ſich das Be⸗ 
bürfnis nach Verarbeitung und Lagerung unter Steuerſicherung 
bisher nicht ſo geltend gemacht. Die Höhe der Monopollaſt 
wird indeſſen auch bei den Herſtellern von anderen gebühren⸗ 
pflichtigen Erzeugniſſen als Kognak ein ſolches Bedürfnis nun⸗ 
2 ehr wohl in erweitertem Umfang hervortreten laſſen. Nach 
dem Geſetz ſoll die Verarbeitung und Lagerung unter Steuer⸗ 
icherung mit der Maßgabe möglich ſein, daß derjenige Teil 
des regelmäßigen Verkaufpreiſes oder Barnntweinaufſchlags, 
der über den Betrag der Hektolitereinnahme hinausgeht, als⸗ 
hald entrichtet wird, während der Branntwein mit dem der 
Hektolitereinnahme entſprechenden Teil jener Beträge, alſo 
tets mit 800 „ belaſtet bleibt. Iſt z. B. der regelmäßige Ver⸗ 
aufpreis 1000 „ oder der Branntweinaufſchlag 932,50 
be 1 zu § 12), ſo würden von dem Käufer 200 Me und 
von dem Brennereibeſitzer, der ſeinen Branntwein ſelbſt ver- 
rat wertet, 132,50 „ alsbald zu zahlen fein, während der Brannt- 
wein in beiden Fällen mit 800 „ für das Hektoliter Alkohol 
elaſtet bleibt, bis er in Form von gebührenpflichtigen Er⸗ 
gniſſen zum freien Verkehr abgefertigt wird. Die alsbaldige 
lung des über die Hektolitereinnahme hinausgehenden 
es der geſchuldeten Beträge iſt aus verwaltungstechniſchen 
en notwendig, weil ſonſt mit einer Unzahl von Sätzen 
aſtung g zu 8 wäre. Das Verfahren paßt ſich den 


1 


— 


1 Verjährung !). 
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bestehenden Verhältniſſen an, 100 oe wert Der W 
und die Betriebsauflage, vermindert um den in For 4 
Gutſcheinen etwa gewährten Kontingentsvorteil, von d 
Eigentümer des Branntweins vorzulegen war. 


8 16. Anſprüche auf Zahlung oder Erſtattu 
von Branntweinübernahmegeld (§ 104), Brannt 
weinverkaufgeld (§§ 107, 111), Branntweinaufſchla 
(§ 13) und Freigeld (§ 117) verjähren in einem 
1 von dem Tage des Eintritts der Zahlungs 
pflicht oder der Zahlung. : 
Der Anſpruch auf Nachzahlung dem Reiche durch 
Hinterziehung vorenthaltener Monopoleinnahmen 
verjährt in drei Jahren. g 
Die Verjährung der Anſprüche des Reichs wird 
durch jede von der zuſtändigen Behörde zur Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs gegen den Zahlungs⸗ 
pflichtigen gerichtete Handlung unterbrochen. 
1) Die Verjährungsfriſten entſprechen dem geltenden 
Rechte (§ 9, Geſetz vom 15. Juli 1909). Der § 16 war im 
Regierungsentwurf § 2. i 


Rechte Dritter !). 1 
S 17. Rechte Dritter an dem Branntwein, de 
an das Reich abzuliefern iſt, können inſoweit nich 
geltend gemacht werden, als dadurch die Ablieferun 
oder die Verwertung für Rechnung des Reichs ver 
hindert oder beeinträchtigt werden würde. 


Ein Abgeordneter vermißte eine Beſtimmung darübe 
daß, wenn der mit den Rechten dritter Perſonen belaſtete 
Branntwein (z. B. im Falle einer Pfändung) an das Ret 
abgeliefert würde, an die Stelle des Branntweins der dafü 
vom Reiche zu zahlende Preis träte, und verwies gegenüb 
der Bemerkung eines Vertreters des Reichsjuſtizamts, da 
der Gläubiger den Anſpruch auf den künftigen Abnahmepre 
. ae ſich überweiſen ae könnte, eee Pah di 


1820. 


aN: 


Br e monopotae 88 1 


5 en würde, wenn man den 1 e 
n die Stelle des Branntweins treten ließe. Die Regierung 


age bis zur zweiten Leſung zurückgeſtellt wurde. 

Eein Vertreter des Reichsjuſtizamts führte in zweiter 
eſung zur Beantwortung der in erſter Leſung aufgeworfenen 
Frage aus: Der erforderliche Schutz derjenigen, die Rechte 
an dem auf die Monopolverwaltung übergehenden Brannt- 
wein hätten, ſei durch Artikel 52 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch gegeben. Die Rechtſprechung habe 
während der Kriegszeit übereinſtimmend den Artikel 52 in 
allen denjenigen Fällen für anwendbar erklärt, wo durch 
Verordnung des Bundesrats ähnliche Verhältniſſe eingetreten 
eien. Ein Vertreter des Reichsſchatzamts beſtätigte auf eine 
Anfrage aus dem Ausſchuß, daß die Monopolverwaltung eben- 
falls für dieſe Verhältniſſe den Artikel 52 u als maßgebend an⸗ 
erkennen werde. 
Wee: Haftung des Branntweins. 
8 18. Der Branntwein haftet ohne Rückſicht 
auf die Rechte Dritter für den darauf ruhenden 
Branntweinaufſchlag (§ 13) oder W 
verkaufpreis (§ 107) und das Freigeld (§ 117); e 

kann, ſolange die Zahlung nicht geleiſtet iſt, von bee 
bee u oder den nach § 19 eee 


Verwaltung der Landesbehörden. 
5 § 19. Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt, 
oweit ſie nicht der Monopolverwaltung übertragen 


a a ber Beamten weil sek 5 


verwaltung haben alle Reichs- und Landesbeamten, 


4 5 . ihr Brennrecht. 


e (Bayern, Württemberg, ey eae genom 
. 1 1 


Brennerei abgenommen werden muß; anderſeits iſt 
damit zu rechnen, daß durch den Fortfall kleiner Brenne 
Beamtenkräfte geſpart werden. Denn von den Tauſe 
von Kleinbetrieben, deren kupferne Geräte für militäriſche 
Zwecke eingezogen worden ſind, wird wohl eine erhebliche 
Anzahl nicht wieder in Betrieb kommen. Die Einſtellung der 
Obſtgemeinſchaftsbrennereien (§ 29) ſoll die Abkehr von dem 
Betriebe einer eigenen kleinen Brennerei erleichtern. a 
Überwachungsmaßnahmen des Reichs. 5 2 
S8 21. Die Reichsbevollmächtigten für Zölle und 7 
Steuern und die ihnen unterſtellten Aufſichts⸗ 
beamten haben in Beziehung auf dieſes Geſetz die⸗ 
ſelben Rechte und Pflichten, die ihnen in Anſehung 5 
der Zölle und Verbrauchsſteuern beigelegt ſind. 


§ 22. Neben den Beamten der Monopol⸗ 4 


desgleichen die Gemeindebeamten, namentlich alle 
Polizeibeamten zum Schutze des Monopols mit⸗ 
Zzuwirken. Sie haben Zuwiderhandlungen gegen 3 

dieſes Geſetz, die ihnen bei Ausübung ihres Dienſtes 
bekannt werden, ſofort den zur ſtrafrechtlichen Bera 
folgung zuſtändigen Behörden anzuzeigen. 


II. Abſchnitt. 4 
Brenurecht. 1 
Brennrecht. Beſtehende Brennereien. | = 


S 23. Der den Brennereien auf Grund der 
bisherigen Geſetze zugewieſene „„ 4 


fee Hierzu hatte die amtliche Begründung zum Geſetz, we 
in den 8s 35 bis 44 noch auf das Kontingent der Sonderrech 


* * 
* . T 
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das Geſetz vom 15. Juli 1909 geſchaffene 
ttsbrand war eine Ergänzung des damals noch im 


ganzen Gebiete der Branntweinſteuergemeinſchaft beſtehenden 


ntingents. Letzteres hatte inſofern den Vorrang, als nur 

ch die Veranlagung zum Kontingente Durchſchnittsbrand 
gt werden konnte und als bei den zeitweiligen Kürzungen 

3 Durchſchnittsbrandes (§ 69 des Branntweinſteuergeſetzes) 
Kontingentsgrenze nicht überſchritten werden ſollte. Als 
urch das Geſetz vom 14. Juni 1912 das Kontingent außerhalb 
yer Sonderrechtsſtaaten beſeitigt wurde, mußte die ſelbſtändige 
Veranlagung zum Durchſchnittsbrand inſofern ermöglicht 
verden, als die Veranlagung zum Kontingent ausgeſchloſſen 
war. Im Sonderrechtsgebiete wird den Brennereien durch 
die Veranlagung zum Kontingent, im Nichtſonderrechtsgebiete 
durch Veranlagung nach Ss 13 und 14 des Geſetzes vom 
14. Juni 1912 Durchſchnittsbrand zugewieſen. In beiden 
Gebieten iſt zunächſt diejenige Alkoholmenge zu ermitteln, 
deren Herſtellung für die einzelnen in Frage kommenden 
Brennereien als angemeſſen zu erachten iſt. Im Sonderrechts⸗ 
gebiet iſt von dieſer Menge derjenige Teil (als Kontingentsfuß) 
n Rechnung zu ſtellen, der dem Verhältnis entſpricht, das in 
den ohne Veranlagung am Kontingente zu beteiligenden 
Brennereien derſelben Art zwiſchen ihrer Geſamterzeugung 
und der von ihnen zum niedrigeren Abgabenſatze hergeſtellten 
Alkoholmenge während der letzten 10 Jahre durchſchnittlich 
beſtanden hat. Im Nichtſonderrechtsgebiete dagegen werden 
von der ermittelten Jahresmenge 60 Hundertteile als Durch- 
ſchnittsbrand feſtgeſetzt, weil in den landwirtſchaftlichen Brenne⸗ 
reien und Obſtbrennereien Kontingent und Durchſchnittsbrand 
ungefähr im Verhältniſſe von 60 zu 100 ſtanden. 

Sowohl die als Kontingentsfuß nach § 35 des Brannt⸗ 
weinſteuergeſetzes in Rechnung geſtellte wie die nach § 14 
des Geſetzes vom 14. Juni 1912 als Durchſchnittsbrand zu⸗ 


Abf. 2 des Geſetzes vom 14. Juni 1912.) Die als Kone 
itsfuß in Rechnung zu ſtellende Menge gilt noch nicht 


wieſene Menge ſoll bei landwirtſchaftlichen Brennereien 


* 


bei als der Durchſchnittsbrand, vielmehr iſt die 


3 Durchſchnittsbrand erhalten, als er ihnen bei der erſten Ve 
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174 Branntweinmonopolgeſetz. 55 i 5 253. 


ae 


Menge, die aus dem gegebenenfalls nach § 25 des Brannt ein⸗ 

ſteuergeſetzes gekürzten Geſamtkontingent auf den Kontingents⸗ 
fuß der einzelnen Brennereien entfällt, dem Durchſchni 
brand gleichzuachten, da nach § 70 des Branntweinſteuergeſetz 
(sogl. § 12 des Geſetzes vom 14. Juni 1912) dieſe Brennereie 
für allen außerhalb des Kontingents hergeſtellten Branntwe 
die Betriebsauflage für den Überbrand zu entrichten habe 
Aus dieſer letzteren Vorſchrift und der Abhängigkeit des Dur 
ſchnittsbrandes vom Kontingente folgt die weitere, berei 
erwähnte Vorſchrift des 8 69 des Branntweinſteuergeſetze 
daß bei einer durch den Bundesrat vorzunehmenden Kürzung 
des Durchſchnittsbrandes der Durchſchnittsbrand der einzelnen 
Brennereien des Sonderrechtsgebiets nur unbeſchadet ihres 
Kontingents gekürzt werden ſoll; denn andernfalls würde die 
Brennerei für die innerhalb des Kontingents hergeſtellte 
Alkoholmenge zwar den Kontingentsvorteil (5 oder 7,50 ) 
gehabt, anderſeits aber dieſen Vorteil durch Zahlung der 
Betriebsauflage für den Überbrand wieder verloren haben. 
Der Durſchchnittsbrand der einzelnen Brennerei konnte alſo 
auf Grund einer nach § 69 des Branntweinſteuergeſetzes vor⸗ 
genommenen Kürzung nicht unter das Kontingent ſinken; 
er richtete ſich nach dieſem. Von Bedeutung iſt der fernere 
Unterſchied in der Veranlagung, daß beſtehende land wirtſchaft⸗ 
liche Brennereien des Sonderrechtsgebiets, deren wirtſchaftliche 
Lage durch Verringerung oder Vergrößerung der regelmäßig 
beackerten oder ſonſt land wirtſchaftlich genutzten Fläche während 
der letzten 10 Betriebsjahre eine weſentliche Veränderung er⸗ 
fahren hat, oder deren Kontingent in einem beſonders jtarfen 
Mißverhältniſſe zu ihrer land wirtſchaftlich genutzten Fläche uſw. 
ſteht (§ 34 Nr. 2 und 5 des Branntweinſteuergeſetzes), zum 
Kontingente veranlagt werden können. Infolgedeſſen können 
im Sonderrechtsgebiet, und nur in dieſem, auch beſtehende 
land wirtſchaftliche Brennereien innerhalb der Grenze vo 
400 Hektoliter (§ 37 aa O.) unter Umſtänden einen höhere 


anlagung zugewieſen war. Für das Nichtſonderrechtsgebi 
iſt in den §§ 13 und 14 des Geſetzes vom 14. Juni 1912 eine 
entſprechende Vorſchrift nicht vorgeſehen. Der Entwurf ver⸗ 
ſucht, dieſe verwickelten und in den verſchiedenen Gebiet. 
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( b unter Wahrung des den ſüddeutſchen Staaten geſchützten 
nderrechts zur Grundlage der weiteren Regelung das 


) Kleinbrennereien. 
8 24. In Brennereien, die in einem Betriebs⸗ 
jahr nicht mehr als 10 Hektoliter Weingeiſt her⸗ 
Mellen (Kleinbrennereien), gilt der gewonnene 
1 als innerhalb des Brennrechts her⸗ 


” 
ſchaftliche Brennereien und Obſtbrennereien, die in einem 
ont nicht mehr als 10 Hektoliter Alkohol herſtellen, 


April 1912 betriebsfähig „ landwirtſchaftlichen 
ennereien und Obſtbrennereien eine entſprechende Vorſchrift 
egeben (§ 4 des Geſetzes vom 14. Juni 1912). Demnach 
en im . in e Augenblicke des 


m Nichtſonderrechtsgebiete dagegen müſſen ſolche Brennereien 
um Durchſchnittsbrande veranlagt werden, müſſen alſo unter 
mſtänden zehn Jahre warten und in dieſer Zeit die allgemeine 
Verbrauchsabgabe zahlen und die Betriebsauflage für den 
Überbrand. Dieſe das Geſetz nur weiter verwickelnde Unter- 
idung iſt nicht gerechtfertigt und ſoll daher fallen. Eine 
tere Vereinfachung gegenüber dem geltenden Recht wird 
a ch die Gleichſtellung der gewerblichen Kleinbrennereien 


2 


mit der in § 103 des Entwurfs vorgeſchlagenen Ausdehnung 
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| os 5 des Geſetzes vom 14. ee ingent. auf a al : : 
mit einer innerhalb des Brennrechts liegenden. Jahreserze 
don nicht mehr als 300 Hektoliter Nga hs . ie | 


Veranlagung. 
; Von zehn zu zehn Jahren zunächſt 
dem erſten vollen Betriebsjahr, in dem dieſes Gef 

in Geltung iſt, wird für die in den vorhergehender 
zehn Jahren, erſtmalig jedoch für die nach den 
30. September 1907 neu entſtandenen landwirt 
ſchaftlichen Brennereien und Obſtbrennereien ein 
Brennrecht feſtgeſetzt. Auf Brennereien, die nach 
§§ 23 und 24 zu berückſichtigen find, findet dieſe 
Vorſchrift keine Anwendung. 
1) Die letzte Veranlagung zum Kontingente hat im Be 
triebsjahr 1907/08 ſtattgefunden für den Kontingentsabſchnit 
der am 1. Oktober 1908 begann und zunächſt mit dem 30. Sep 
tember 1913, dann aber infolge der Verlängerung der Ron 
tingentsabſchnitte von fünf auf zehn Jahre mit dem 30. Sep 
tember 1918 enden ſollte. Im Jahre 1917/18 hätte dann 
neue Veranlagung für den Abſchnitt: 1. Oktober 1918 
30. September 1928 ſtattfinden ſollen (vgl. § 24 des Brann 
weinſteuergeſetzes). Eine gleiche Vorſchrift gilt für die Ver 
anlagung bis zum 1. Oktober 1917 neu entſtandener landw 
ſchaftlicher Brennereien und Obſtbrennereien zum Dur 
ſchnittsbrande (§§ 13 und 14 des Geſetzes vom 14. Juni 1912) 
Der Anſpruch auf Veranlagung neuer Brennereien 3 
Kontingent oder Durchſchnittsbrande ſollte nach den geſetzlich 
Vorſchriften nur berückſichtigt werden, wenn dieſe Betri 
bis zum 1. Oktober 1917 betriebsfähig hergerichtet war 
Da dieſer Forderung infolge der Kriegsverhältniſſe nicht e 
ſprochen werden konnte, hat der Bundesrat auf Grund 
Vorſchrift im § 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 4. Aug 
1914 (RG Bl. S. 327) durch die Verordnung vom 18. Okto 
1917 (RGBl. S. 934) beſtimmt, daß die Zeit der Feſtſe 
von Durchſchnittsbrand und Kontingent um ein Jahr hing 
geſchoben wird. Auf dieſe Verhältniſſe nimmt 1 8 ＋ 
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26. Die Veranlagung zum Brennrecht (§ 25) 
in der Weiſe ſtatt, daß für die bis zu dem 
aßgebenden Zeitpunkt neu entſtandenen und 

iebsfähig hergerichteten land wirtſchaftlichen 
nnereien und Obſtbrennereien nach dem Um⸗ 
ng ihrer Betriebseinrichtungen und dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfnis, bei landwirtſchaftlichen 
Brennereien unter Berückſichtigung der beackerten 
oder ſonſt land wirtſchaftlich genutzten Fläche und 
der geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſowie 
des Betriebsumfanges anderer am Brennrecht be⸗ 
teiligter Brennereien der im § 23 bezeichneten Art 
diejenige Weingeiſtmenge ermittelt wird, deren 
jährliche Herſtellung als angemeſſen zu erachten iſt. 
Dabei ſind zwei Sachverſtändige zu hören, darunter 
einer auf Vorſchlag des Beſitzers der neu zu ver— 
anlagenden Brennerei. 

Von der nach Abſ. 1 ermittelten Jahresmenge 
werden 60 Hundertteile als Brennrecht feſtgeſetzt; 
dieſes darf jedoch bei einer land wirtſchaftlichen 
Brennerei 400 Hektoliter und bei einer Obſtbrennerei 
60 Hektoliter Weingeiſt nicht überſchreiten. 

In gleicher Weiſe kann auf Antrag des Brennerei- 
eſitzers das Brennrecht anderweit, aber nicht auf 
ehr als 400 Hektoliter Weingeiſt feſtgeſetzt werden 
r land wirtſchaftliche Brennereien, deren wirtſchaft⸗ 
liche Lage durch Vergrößerung der regelmäßig be— 
ackerten oder ſonſt land wirtſchaftlich genutzten Fläche 
4 hährend der letzten zehn Betriebsjahre eine wefent- 
liche Veränderung erfahren hat oder deren Brenn⸗— 
recht in einem beſonders ſtarken Mißverhältniſſe 
f elt zu ihrer land wirtſchaftlich genutzten Fläche, zu 
dem wirtſchaftlichen Bedürfnis und zu dem Brenn⸗ 
f recht wirtſchaftlich gleichgeſtellter Brennereien, die 

ir demſelben Verwaltungsbezirke liegen. 
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rat. 


. übertragung des Brennrechts. 


§ 27. Obſtbrennereien, die als „ ö 
ben werden, dürfen in Abſchnitten von zehn Lip 
zu zehn Jahren jährlich bis zu 10 Hektoliter Wein⸗ 
geiſt in beliebigen Jahren dieſes Abſchnitts mit dem 
Anſpruch herſtellen, daß der gewonnene Brannt 
wein als innerhalb des Brennrechts hergeſtellt gilt. 

Obſtbrennereien mit einem Brennrecht von mehr 
als 10, aber nicht mehr als 50 Hektoliter Weingeiſt, 
die ausſchließlich Obſt, Beeren oder Rückſtände 
davon verarbeiten, dürfen innerhalb des nach Abſ. 1 
maßgebenden Zeitabſchnitts den Teil ihres Brenn⸗ 
rechts, den ſie in einem Betriebsjahr nicht abgebrannt 
haben, im nächſten oder nächſtfolgenden Betriebs⸗ 
jahr mit abbrennen. Ebenſo dürfen Brennereien 
dieſer Art das Brennrecht eines Jahres mit ven 
der folgenden zwei Jahre innerhalb des nach Abſ. 1 
maßgebenden Zeitabſchnitts im voraus abbrennen. 
Das gleiche Recht haben Brennereien, die aus⸗ 
ſchließlich die bezeichneten Stoffe verarbeiten, aber 
ein Brennrecht von mehr als 50 Hektoliter haben, 
wenn ſie auf den über 50 Hektoliter Weingeiſt 
hinausgehenden Teil ihres Brennrechts für den 
hier maßgebenden Zeitabſchnitt oder für den Reſt 
dieſes Zeitabſchnitts von Beginn des Jahres ab, 
in dem ſie von dem Rechte Gebrauch machen wol 1 
verzichten. 4 

Die Vorſchrift des § 40 des Branniweinfenergefesedl : 
dem der § 27 des Geſetzes entſpricht, macht einen Unterſchied 
in der Behandlung der Obſtbrennereien im engeren Sir 
und der ihnen gleichgeſtellten Brennereien. Wenn von 
Ausſcheidung der Brauereirückſtände verarbeitenden Bre 


Stoffbeſitzer. 
28. Wer ſelbſtgewonnene Stoffe der im 8 4 
e 5 Art 1 55 einer fremden e 


gewonnene Branntwein als innerhalb des Brenn— 
rechts hergeſtellt gilt. 
Die Vorſchriften im § 11 und § 13 Nr. 2 finden 
bende An wendung. 
at Obſtgemeinſchaftsbrennereien. 
5 a § 29. Wird eine Brennerei, in der nur Stoffe 
r im § 4 bezeichneten Art verarbeitet werden, 
von einer Gemeinde, von einer Genoſſenſchaft oder 
n einem Vereine betrieben und haben die Mit⸗ 
jeder die Rohſtoffe ſelbſt erzeugt oder ſelbſt ge— 
onnen, jo gilt nach näherer Beſtimmung des 
Bundesrats der aus dieſen Rohſtoffen gewonnene 
Branntwein als im Brennrecht hergeſtellt. Die 
nnerei iſt nach den Vorſchriften der §§ 44 bis 50 
tzurichten. Teilnehmer einer Obſtgemeinſchafts⸗ 
ennerei dürfen Stoffe der im § 4 bezeichneten Art 
derweit nicht auf Branntwein verarbeiten. 
Die Vorſchriften der §§ 12 bis 14 finden ent⸗ 
chende Anwendung. 
Die Einrichtung von Obſtgemeinſchaftsbrennereien ſoll es 
tern, daß Beſitzer von bisher abgefundenen Obſtbrenne⸗ 
die entweder wegen Ablieferung der kupfernen Brenn- 
tg den Betrieb einſtellen mußten oder wegen 
eit 2 5 een von der Fortführung 
oe 12" ; 
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des Betriebs abſehen und auf das Brennt 97 
Obſt zu Brennzwecken verwenden. Auch ſollen die neue 
Betriebe es ermöglichen, daß wenigſtens ein Teil der ungemei 
zahlreichen Stoffbeſitzer (§ 28; im Jahre 1912/13: 731 
ihr Obſt in weiterem Umfange vetarbeiten, als es bei Benutzun 
einer fremden Brenn vorrichtung in einer Abfindungsbrenner 
zuläſſig iſt. Es iſt in erſter Linie daran gedacht, daß dieſe Brenne 
ſich zu Genoſſenſchaften im Sinne des Geſetzes betreffend die 
Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom 20. Mai 1898 
(RGBl. S. 810) zuſammenſchließen, mit Unterſtützung der 
Monopolverwaltung (§ 65) eine Brennerei gründen, zu dieſer 
Brennerei ihre Rohſtoffe liefern und das Erzeugnis durch 3 
genoſſenſchaftlichen Vertrieb oder durch Ablieferung an die 
Monopolverwaltung verwerten. Indeſſen dürfte es been a 
mäßig fein, die Errichtung ſolcher Brennereien auch in anderen 
Formen zuzulaſſen. In Frage kommt der Betrieb durch eine Ey 
Gemeinde oder einen Verein. Die Beſchränkung auf fel : 
erzeugte oder ſelbſtgewonnene Rohſtoffe ergibt ſich aus dem 2 
Zwecke der Vorſchrift. Den vielen kleinen Obſtbauern im 
Süden und Weſten Deutſchlands ſoll geholfen werden, a 
dürfte aber keine Veranlaſſung vorliegen, die bezeichnete Be⸗ 
günſtigung auch auf zugekaufte Rohſtoffe auszudehnen. Der 
ſchwankenden Teilnehmerzahl und den ſchwankenden Ernte⸗ 
ergebniſſen wird die Vorſchrift gerecht, daß die ganze Erzeugung 
dieſer Brennereien als Erzeugung innerhalb des Brennrechts 
gilt. Um den Übergang zu der neuen Form zu erleichtern, 
ſoll die Teilnahme an ſolchen Betrieben mit Vorteilen ver⸗ 
bunden fein, die den Abfindungsbrenner oder Stoffbeſitzer 
veranlaſſen können, ſich der neuen Einrichtung zuzuwenden. 
Bei den erheblichen Vorrechten, die den Obſtgemeinſchafts⸗ 
brennereien eingeräumt ſind, muß der Bundesrat die Be⸗ g 
fugnis haben, ſchützende Beſtimmungen dagegen zu treffen, 
daß dieſe Betriebe eine Ausdehnung erfahren, die dem Sinne 
und Zwecke der Vorſchrift zuwiderläuft, oder hig „„ 5 
oer Art vorgenommen werden. N 


r und Reichsbetriebe. 
| § 30. Auf Laugenbrennereien und auf ſonſt 
Brennereien, die für Rechnung des 1 betes 


mona . 31, 32. : bs 


. cect keine dünwendung, 


Verluſt des Brennrechts!). 


1. Beim Übergang zum gewerblichen Betrieb 
oder zur Zellſtoff verarbeitung. 


§ 31. Land wirtſchaftliche Brennereien und Obſt⸗ 
nnereien, die zum gewerblichen Betrieb über⸗ 
hen, verlieren ihr Brennrecht zur Hälfte. 
Brennereien, die zur Verarbeitung von Zell⸗ 
offen übergehen, verlieren ihr Brennrecht ganz. 
Der Verluſt tritt ein mit Beginn des Betriebs⸗ 
hrs, in dem der Übergang ſtattgefunden hat. 


1) Nach geltendem Rechte verlieren land wirtſchaftliche 
rennereien und Obſtbrennereien, die zum gewerblichen 
etrieb übergehen, nicht nur die Hälfte ihres Durchſchnitts⸗ 
andes (§ 71 des Branntweinſteuergeſetzes), ſondern dürfen 
ich Branntwein zum niedrigeren Abgabenſatze nicht mehr 
rſtellen, es fei denn, daß mit dem Übergange zum gewerb— 
n Betriebe die Hefenerzeugung aufgenommen wird und 
iß dann nur eine Kürzung des Kontingents vorzunehmen iſt 
(s 27, 33, 39 aa O.). Der Entwurf läßt als Folge des Über- 
ganges einer landwirtſchaftlichen Brennerei oder einer Obſt— 
brennerei zum gewerblichen Betriebe die Kürzung des Brenn— 
kechts um die Hälfte eintreten. Dieſer teilweiſe Verluſt wirkt 

ich auf das Kontingent ein; denn da letzteres nicht größer 
darf als das Brennrecht, das die Grundlage des Aufbaues 
en ſoll, muß es mit der Kürzung des Brennrechts auf deſſen 
rag herabgeſetzt werden (§ 44). Auch dieſe eingeſchränkte 
ge des Betriebswechſels dürfte genügen, um von einem 
ſolchen Wechſel der Betriebsart abzuhalten. 


2. Bei ſonſtigem Betriebswechſel. 

§ 32. Geht 
BE cine Brennerei, die zuvor andere Stoffe als 
0 Betreide verarbeitet hat, zur Getreideverarbei— 


182 


tung ohne beſenerzeugung über, 


eine Brennerei, die zuvor ausschließlich Ma 


9 


Brennrecht um ein Viertel, 


verarbeitet hat, dazu über, ausſchließl 
Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer oder 
Gerſte zu verarbeiten, ſo wird ihr Brennre om 
um ein Achtel, a 
eine Brennerei ohne Hefenerzeugung zu 6 
Hefenerzeugung nach dem Wiener Verfahren 
oder eine Brennerei von der Hefenerzeugung 
nach dem Wiener Verfahren zur Hefenerzeu⸗ 
gung nach dem Würzeverfahren über, ſo wird 
ihr Brennrecht um die Hälfte, 4 
eine Brennerei ohne Hefenerzeugung 3 1 
Hefenerzeugung nach dem Würzeverfahren 
über, ſo wird ihr Brennrecht um drei Viertel 
eine gewerbliche Brennerei von der Hefe 
erzeugung nach dem Würzeverfahren zur 
Hefenerzeugung nach dem Wiener Verfahrer 
oder zur Getreideverarbeitung ohne Hefen 
erzeugung über, ſo wird ihr Brennrecht um 
die Hälfte, 

eine landwirtſchaftliche Brennerei von 
Hefenerzeugung nach dem Würzeverfahr 
zur Hefenerzeugung nach dem Wiener 
fahren oder zur Getreideverarbeitung o 
Hefenerzeugung über, jo wird ihr Brennr 
um ein Achtel, 

eine Brennerei, die vor dem 1. Oktober 1914 
Rübenſtoffe oe Rüben oder W ) 


2 


5 4 


aber zur 8 von Rubenſtoffer : 
einer e nie in ren Mi } 


Hat der Übergang nur teilweiſe ſtattgefunden, 
rfolgt Kürzung zu einem entſprechenden Teile. 
Bei Wiederholung eines Betriebswechſels der— 
ben Art findet eine nochmalige Kürzung nur in⸗ 
ſoweit ſtatt, als die Anderung der Betriebsart bei 
der früheren Kürzung noch nicht berückſichtigt iſt. 
Die Kürzung tritt mit dem Beginne des Be⸗ 
riebsjahrs ein, in dem der Übergang ſtattgefunden 
at. 
Der Bundesrat wird ermächtigt, in Notjahren 
lusnahmen von der Vorſchrift unter Abſ. 1 Nr. 1 
zuzulaſſ en. 


AGlüber die Entſtehungsgeſchichte des § 32 gibt die amtliche 

Begründung zum Geſetz folgende Erläuterungen: 
Nach dem Branntweinſteuergeſetze vom 24. Juni 1887 
f ry ſollte die Jahresmenge Branntwein, welche die Brennereien 
Zu dem niedrigeren Abgabenſatze herſtellen dürfen, nach dem 
: Durchſchnitt der bisher von ihnen bezahlten Steuerbeträge 
bemeſſen werden, wobei dieſe jedoch entſprechend der im 
* mit Kartoffelbrennereien geringeren Ausbeute an 
Alkohol aus dem Bottichraume für Hefenbrennereien nur zur 
; Hälfte, für die ſonſtigen Getreidebrennereien nur zu ſieben 
8 Achteln in Anſatz kommen ſollten. Man mußte auf dem Um⸗ 


3 aßgebende bisherige Duchſchnittserzeugung berechnen, weil 

andere hinreichende Unterlagen für eine unmittelbare Feſt⸗ 
ite tung dieſer Menge fehlten. Entſprechend dieſem auf der 
Ausbeute aus dem Bottichraume beruhenden Verfahren für 
die Ermittelung der bei der erſten Veranlagung in Rechnung 

u ſtellenden Alkoholmengen ſollte für diejenigen Getreide 
brennereien, die nach dem 1. Oktober 1887 zur Branntwein⸗ 
ung mit Hefengewinnung übergingen, die dem niedrigeren 
enſatz unterliegende Alkoholmenge nach den für die 
de eenbrennereien geltenden Grundſätzen N 


; eg über die Steuerbeträge die für das zukünftige Kontingent 
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werden. Das Geſetz vom 24. Juni 1887 fab ber nicht a 
lich den Fall vor, daß Brennereien, die andere Stoffe a 
treide verwendet haben — regelmäßig Kartoffelbrennereie⸗ 
zum Dickmaiſchverfahren (Getreideverarbeitung) ohne He 
erzeugung) oder zur Hefenerzeugung übergehen. Dieſe Lü 
füllte das Geſetz vom 16. Juni 1895 aus, indem es beſtimm 
daß die in Rechnung zu ſtellende Menge: wenn eine dick 
maiſchende Getreidebrennerei zur Hefenerzeugung übergegange 
iſt, um drei Siebentel, und wenn eine Brennerei, die zuvo 
andere Stoffe verarbeitet hat, in dieſer Zeit zur Hefenerzeugun 
übergegangen iſt, um die Hälfte, und wenn ſie zur Getreide 
verarbeitung ohne Hefenerzeugung übergegangen iſt, um ei 
Achtel gekürzt wird. Der Kürzungsſatz von drei Siebentel if 
gewählt, weil bei der erſten Veranlagung einer dickmaiſchender 
Getreidebrennerei nur ſieben Achtel der Steuerbeträge berück 
ſichtigt waren, ſo daß ihr damals eine um ein Achtel geringer 
Alkoholmenge als einer Kartoffelbrennerei mit gleicher Steuer 
leiſtung in Rechnung geſtellt wurde, und weil durch die Kürzun 
um drei Siebentel die in Rechnung zu ſtellende Alkoholmeng 
auf die für Brennereien mit Hefengewinnung nach ihrer Aus 
beute als angemeſſen erachteten vier Achtel ſinkt. d 

Das Branntweinſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 berü 
ſichtigte den weiteren Fall, daß eine Hefenbrennerei v 
Wiener Verfahren zum Würzeverfahren übergeht. Es wu 
eine Kürzung der in Rechnung zu ſtellenden Alkoholme 
um ein Halb für angemeſſen erachtet, um einen durch ein 
ſolchen Betriebswechſel ſich verſchärfenden Wettbewerb 
nach dem neuen Verfahren arbeitenden Brennereien zu 
gegnen. Dieſe Maßnahme wirkte auf die beim Übergang 
zur Branntweinerzeugung mit Hefengewinnung ohne Unter 
ſchied des Verfahrens geltenden Kürzungsſätze inſofern zur 
als die in Rechnung zu ſtellende Menge beim Übergang ei 
dickmaiſchenden Getreidebrennerei oder einer Brennerei, di 
zuvor andere Stoffe als Getreide verarbeitet hatte, zur Hefen 
erzeugung nach dem Wiener Verfahren wie bisher um ei 
Halb und beim Übergange zur Hefenerzeugung nach 
Würzeverfahren um zwei Drittel gekürzt wird. 

Damit war die Entwicklung des § 33 des Branntwe 
ſteuergeſetzes beendet. Da aber die Vorſchriften nur f 
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x 
a 
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t galten, mußte bei der Einſchränkung von deſſen 
igsgebiet durch das Geſetz vom 14. Juni 1912 eine ent⸗ 
ende Regelung für den Durchſchnittsbrand gegeben 
en; dies geſchah durch § 11 Abſ. 1 Nr. 1, 3 und 4 des er⸗ 
ten Geſetzes. In den Nr. 2 und 5 der angeführten Ge- 
. ſtelle wurden noch zwei neue Kürzungsfälle geſchaffen: 
rzung des Durchſchnittsbrandes um ein Achtel, wenn eine 
ennerei, die zuvor ausſchließlich Mais verarbeitet hat, dazu 
bergeht, ausſchließlich Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer 
oder Gerſte zu verarbeiten; und Kürzung des Durchſchnitts⸗ 
brandes um ein Halb, wenn eine Brennerei von der Hefen- 
ane f en i 

Herzeugung nach dem Würzeverfahren zur Hefenerzeugung nach 
dem Wiener Verfahren oder zum Dickmaiſchverfahren über— 
eht. Beide Vorſchriften ſchützen die Kornbrennereien im 
geren Sinne (§ 107 Abſ. 2 des Branntweinſteuergeſetzes) 
or neuem Wettbewerbe (vgl. die Überſicht der Kürzungsſätze 
n Anlage 3). 


. 

dem Maßſtab, nach dem durch das Geſetz vom 24. Juni 1887 
die Ermittelung der zum niedrigeren Abgabenſatze herſtellbaren 
Ükoholmenge geregelt wurde. Da demzufolge die Brennereien, 
ie Getreide mit oder ohne Hefenerzeugung verarbeiteten, 
in kleineres Kontingent erhielten als die übrigen Brennereien, 
rde bei Betrieben, die zu dieſen mit einer geringeren Aus- 
ute aus dem Bottichraume verbundenen Verfahren über— 
gen, die in Rechnung zu ſtellende Alkoholmenge entſprechend 
gekürzt. Da ferner das Kontingent einer Brennerei ihre 
ſahreserzeugung beeinflußte, wirkte jener Maßſtab auch noch 
uy die Höhe des der Brennerei zuzuweiſenden Durchſchnitts⸗ 
brandes ein. Die nach § 33 des Branntweinſteuergeſetzes 
intretenden Kürzungen des Kontingents und die ihnen ent- 
prechenden Kürzungen des Durchſchnittsbrandes nach § 11 
bj. 1 Nr. 1, 3 und 4 des Geſetzes vom 14. Juni 1912 wirken 
er jenen Zweck gleichmäßiger Veranlagung hinaus, indem 
die einzelnen Brennereigruppen vor dem Eindringen der 
ennereien anderer Gruppen ſchützen. Die in der mannig⸗ 
‘igen Höhe der Maßſtäbe der Kürzungen ſich ausdrückende 
; erichtigkeit und die hierdurch erreichte Gleichmäßigkeit in 
et Anwendung der für das Kontingent urſprünglich auf— 
Coat ey rs 


Die Kürzungsſätze haben, wie erwähnt, ihren Grund in 
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geſtelten Beianla gun ere ‘Git nüber 1 
fordernis nach Vereinfachung des Geſetzes int ofer 
treten dürfen, als für Kontingent und Durchſchnittsbrand n 
mehr verſchiedene Kürzungsſätze beibehalten werden. Es u 
keiner Brennereigruppe einen Nachteil bringen, wenn di a 
den Durchſchnittsbrand geltenden Kürzungsſätze als maßgeber 
für das Brennrecht übernommen werden mit der Folge, 
falls das Brennrecht nach der Kürzung weniger beträgt 
das Kontingent, letzteres auf den Betrag des Brennre 
herabzuſetzen iſt. Es wird damit allgemein angeordnet, was 
in § 8 des Geſetzes vom 14. Juni 1912 für die in § 11 unter ia 
Nr. 2 und 5 dieſes Geſetzes neu aufgenommenen Rürzungs⸗ 
vorſchriften vorgeſehen iſt. 

In den Ausſchußverhandlungen iſt dann in Ziffer 6, d 
im Entwurf gefehlt hatte, ein weiterer Kürzungsfall au 
genommen worden. 


3. Durch Abmeldung oder Nichtbetrieb !). q 
§ 33. Eine Brennerei verliert ihr Vrennrecht, 

wenn ſie . 

4. das Unternehmen gänzlich abmeldet, 


nicht mindeſtens den doppelten Betrag de 
niedrigſten Jahresbrennrechts (§ 34) benutz 
hat. 1 

Werden ſämtliche angemeldeten Brenn⸗ u 
Wiengeräte einer Brennerei abgemeldet oder von 
dem Brennereigrundſtück entfernt, ſo gilt dies a 
gänzliche Abmeldung des Unternehmens. Die 
Wirkung tritt nicht ein, wenn der Brennereibeſitz 
ſpäteſtens bis zum Schluſſe des Betriebsjahrs, 3 
dem das letzte angemeldete Brenn⸗ und Wienger 0 


Sind bei Inkkaftreten dieſes Geſetzes ſämtliche 
deten Brenn⸗ und Wiengeräte von dem 
ennereigrundſtück entfernt, fo gilt das Unter⸗ 
Hmen als gänzlich abgemeldet, wenn nicht bis 
m Schluſſe des auf das Inkrafttreten dieſes Ges 
ſetzes folgenden Betriebsjahrs der Brennereibeſitzer 
er Steuerbehörde ſchriftlich anzeigt, daß er das 
a Unternehmen aufrechterhalte, und bis zum Schluſſe 


triebsfähige. Wiederherrichtung der Brennerei be— 
wirkt. 

Die in den Abſätzen 2 und 3 vorgeſehenen 
Friſten kann der Bundesrat für ſolche Brennereien 
verlängern, die durch höhere Gewalt zerſtört, durch 


oder Wiengeräte an die Heeresverwaltung ab— 


Befugnis auf die oberſten Cones ange 
zu übertragen :). 

I) Nach § 31 des Branntweinſteuergeſetzes werden bei 
der Veranlagung zum Kontingent die vollen, den Kontingenten 


wenn wenigſtens in zwei von den zehn Jahren die Kontingente 
r hergeſtellt worden ſind. ses 8 10 des Geſetzes 


8 ſchuittbrand überhaupt nicht benutzt. Dieſe beiden Vorſchriften 
se oes in § 33 Abſ. 1 Nr. 2 des Entwurfs (§ 33 des Geſetzes) 


ent eee daß die sop! das ene geltende Vor⸗ 


‘ie Suan N gänzlich abmeldet. Dieſe sais 


des dritten darauf folgenden Betriebsjahrs die be⸗ 


geliefert ſind s). Der Bundesrat iſt ermächtigt, dieſe 


2 ab cet von zehn eee Jahren den 1 
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und die Sorgfalt ſeines Beſitzers. 


+ a 


triebsſtörung anzuſehen ſei, was im e allgemein 


wurde, und daß nach und nach alle Geräte ns den Bren 
räumen verſchwanden; der Mietvertrag war inzwiſchen 
endigt. Eine ſolche ,, Bret umerei“ gilt als fortbeſtehend, m 
in den Büchern weitergeführt werden, erſcheint in der Statif 
ihr bleibt das zugewieſene Brennrecht uſw. Dieſem Zuſtan 
will die Vorſchrift ein Ende bereiten. Der Vorbehalt, daß da 
Brennrecht erhalten bleibt, wenn ſpäteſtens mit der Abmeldung 
oder der Entfernung des letzten Geräts der Verwaltungs 
behörde die Abſicht der Aufrechterhaltung des Unternehmen 
angezeigt wird und die betriebsfähige Wiederherrichtun 
binnen Jahresfriſt erfolgt, erſcheint nicht als eine zu weit 
gehende Pee an die Bedürfniſſe des ere he a 


2) Der letzte Abſatz des § 33 war im Regierungsentwur 5 
nicht enthalten. Er beruht auf einen Antrag Nr. 43 der Druck 
ſachen. Der Antrag wurde von dem Antragſteller mit de 
Hinweis begründet, daß es zweckmäßig ſei, dem Bundesra 
zu überlaſſen, den beſonderen Verhältniſſen des einzelne 
Falles Rechnung zu tragen. Der Antrag beziehe ſich namentli 
auf die in Oſtpreußen und in Elſaß⸗Lothringen zerſtörte 
Brennereien ſowie auf die Betriebe, denen die Apparate be 
ſchlagnahmt ſeien und die noch gar nicht wüßten, ob ſie neu 
Apparate würden beſchaffen können. Ein Regierungsvertrete 
führte dazu aus: Wenn der letztere Antrag angenommen würde, 
ſei es doch zweckmäßig, ihn auf eine Übergangszeit zu be⸗ 
ſchränken, um nicht dauernd eine ſo weitgehende Erleichterung 
herbeizuführen, deshalb ſei es gut, den Bundesrat zu ermächtigen 
auch eine andere Behörde, insbeſondere die Landesbehörden 
mit der Prüfung beauftragen zu können, womit ſich der Antrag 
ſteller einverſtanden erklärte. . 

3) Ein anderer Abgeordneter ſtellte dazu die Frage, o 
auch die Beſchlagnahme der Kartoffeln durch die ſtaatlich 
Behörden als eine durch „höhere Gewalt“ verurſachte 


ſtimmung fand. 


_ was § 34. 189 


gu 
der een e ee ca des 
vorausſichtlichen Verbrauchs an Branntwein feſt⸗ 


gen oder zu kürzen iſt. 

Die Brennrechte der Obſtbrennereien der im 
8 27 bezeichneten Art dürfen nicht gekürzt werden. 

Die Brennrechte anderer Brennereien dürfen nicht 
unter den Betrag von 10 Hektoliter Weingeift ge- 
kürzt werden. 

Soweit Obſtbrennereien, landwirtſchaftliche 
Brennereien und ſolche gewerbliche Brennereien, 
die ausſchließlich Roggen, Weizen, Buchweizen, 
Hafer oder Gerſte verarbeiten und nicht Hefe im 
Würzeverfahren gewinnen, nicht unter Abſ. 2 
fallen, dürfen ihre Brennrechte nur ſo weit gekürzt 
werden, daß die Geſamtlitermenge der Brennrechte 
dieſer Brennereien und der im Abſ. 2 bezeichneten 
Obſtbrennereien und die im Durchſchnitt der letzten 
drei Jahre von den Kleinbrennereien, Obſtgemein— 
ſchaftsbrennereien und Stoffbeſitzern hergeſtellte 
Weingeiſtmenge nicht kleiner iſt als die Litermenge 
Weingeiſt des in dem vorhergehenden Betriebsjahr 
zu regelmäßigen Verkaufpreiſen (§ 107 Abſ. 1 Nr. 1) 
verwerteten Branntweins. 


1) Hierzu führt die amtliche Begründung zum Geſetz aus: 
Die Vorſchrift des Abſatzes 1 hat ihren Urſprung in § 69 
Brannt weinſteuergeſetzes. 

Daß das Brennrecht der Obſtbrennereien nicht gekürzt 
den darf, ſoll Schwierigkeiten beheben, die bei Durchführung 
der entſprechenden Regelung in § 40 des Branntweinſteuer- 
F — 8 Durch die fernere Beſchränkung in 


werden könnten. Unter keinen Umſtänden dürfe die Gefahr 


. 
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ichen ( 5 ists die 
ſchließlich Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer oder Ge 
oe und nicht Hefe im Würzeverfahren gewinnen 8 
Abf. 3), ſoll die Rückwirkung der Branntweingewinnung a 
den oe Verarbeitung im Reichsbetriebe vorbehaltenen Stof 
auf die Erzeugung von Brennereien der genannten Raj’ 
inſoweit eingeſchränkt werden, daß dieſen Brennereien di 
Herſtellung einer Branntweinmenge geſichert bleibt, die nament * 
lich den Trinkbedarf deckt. Wie in dem allgemeinen Teil 
hervorgehoben iſt, läßt ſich die Entwicklung der Branntwein 
gewinnung aus Holz und Kalziumkarbid zurzeit noch nich 
überſehen. Für den Fall aber, daß durch die neuen Verfahrens⸗ 
arten und die Feſtſetzung der erforderlichen Mittel im Reichs⸗ 
haushaltsplan eine Ausdehnung der Reichsbetriebe ermöglicht 
werden ſollte, mußte den genannten Brennereigruppen eine 
gewiſſe Menge nicht verlierbaren Brennrechts geſichert werden. 2 

2) Der Zuſatz „unter Berückſichtigung der Volksernährung“ 4 
beruht auf Antrag Nr. 57 der Druckſachen Nr. 1770. Er wurde 
von dem Antragſteller mit dem Hinweis auf die Wichtigkeit 
des Getreides und der Kartoffeln für die Volksernährung be⸗ 
gründet. Auch noch nach dem Kriege werde die Frage ein 
wichtige Rolle ſpielen, ob und in welchem Umfang Getreid 
und Kartoffeln zur Herſtellung von Branntwein freigegeben 


beſtehen, daß Kartoffeln und Getreide verbrannt würden, 
während die Rückſichten auf die menſchliche Ernährung und 
auch auf die Futterverſorgung das nicht zuließen. 2 


III. Abſ chnitt. 
überwachung der eee ee, 


Anzeige über die Brenn⸗ und Wiengerüte. 


8 35. Die Anfertigung, der Erwerb und be 
Beſitz von Brenn⸗ oder Wiengeräten iſt der Steue 
behörde ſchriftlich anzuzeigen, ſoweit dies nich 
ſchon auf Grund der 1 3 | gf 


u ift die Vorſchrift in § 53 Abſ. 2 des Entwurfs (§ 53 
Hejehes), wonach Brennereien die Koſten für Errichtung 
ſammelgefäßen mit mindeſtens 150 Hektoliter Raumgehalt 
zt werden können. Das Vorhandenſein großer Sammel⸗ 
the erleichtert die Abnahme und läßt eine erweiterte An- 
bung oder Ausnutzung der Keſſelwagen zu, vereinfacht 

verbilligt alſo die Überführung an die Beſtimmungsſtelle. 
Der ganze oder teilweiſe Erſatz der Koſten, die durch die 

iebsfähige Herrichtung der Obſtgemeinſchaftsbrennereien 
ſtehen (§ 65 des Entwurfs, § 55 des Geſetzes), ſoll den be— 
“he fenden Kleinbrennern den Übergang erleichtern und dieſen 
im Intereſſe der Reichseinnahme liegenden Übergang be— 


Anmeldung der Brennerei. 


36. Wer eine Branntweinbrennerei errichten 
I, hat die Baupläne, bevor mit ihrer Ausführung 
onnen wird, der Steuerbehörde vorzulegen. 
Steuerbehörde beſtimmt bei Verſchlußbrenne— 
n insbeſondere, welche baulichen Einrichtungen 
Sicherung der Feſtſtellung der erzeugten Brannt— 
mmenge und zur Sicherung ihrer Ablieferung 
das Reich nach Maßgabe der §§ 44 bis 50 ge— 
fen werden ſollen. Dieſe Vorſchriften ſind ent. 
echend anzuwenden, wenn der Umbau einer 
ennerei beabſichtigt wird. Für Abfindungs⸗ 
brennereien können Ausnahmen zugelaſſen werden. 


a 37. Späteſtens vierzehn Tage vor der erjts 
maligen Eröffnung des Betriebs einer Brennerei 
der Brennereibeſitzer, ſoweit dies nicht ſchon 
Grund der bisherigen Vorſchriften geſchehen 
Steuerbehörde die Brennereiräume und die 
r Brennerei in Verbindung ſtehenden oder 
Thar ¢ an 85 den Räume unter Ein⸗ 
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reichung eines Grundriſſes ſowie die wborrich : 
tungen, die Gefäße, in denen der Branntwein bis 
zu ſeiner Abnahme (§ 60) aufbewahrt wird, die 
Meßuhren ſowie die Geräte, in denen die Gärung 
ſtattfindet, unter Angabe ihrer Stellung und auf 
Verlangen der Steuerbehörde auch den Einzel⸗ 
raumgehalt der Gefäße nach Litern ſchriftlich an⸗ 
zumelden. { 

Der Bundesrat wird ermächtigt, Erleichterungen 
zuzulaſſen und für Abfindungsbrennereien noch 
andere Räume und Geräte der Anmeldepflicht zu 
unterwerfen. : 


Vermeſſung und Bezeichnung der Brennereigeräte. 1 

§ 38. Die angemeldeten Gefäße können amtlich 
vermeſſen und geſtempelt werden, ſie ſind vom 
Brennereibeſitzer nach näherer Anordnung der 
Steuerbehörde mit einer Nummer und der Angabe 
des Raumgehalts zu verſehen. Dieſe Bezeichnung 
iſt gehörig zu erhalten und nötigenfalls zu erneuern 


Aufbewahrung der Brennereigeräte. 4 

§ 39. Die angemeldeten Brennereigeräte ſind 
in den Brennereiräumen an den im Grundriß dafür 
angegebenen Plätzen aufzubewahren. Die Crue 
behörde kann Ausnahmen zulaſſen. 7 


Veränderungen im Geräteſtande. % 

§ 40. Seliger von Brennereien dürfen an⸗ 
meldepflichtige Brennereigeräte, andere Perſonen 
dürfen Brenn⸗ und Wiengeräte weder ganz noch 
teilweiſe aus den Händen geben, bevor ſie d 
Steuerbehörde den Empfänger anzeigt und ei 
Beſcheinigung hierüber erhalten haben. 


§ 41. Sollen angemeldete Brennereigeräte 
einem anderen Platze aufgeſtellt oder ged! 


tgete. 65 l, ies 


8 Ngee jo hat der Brennereibeſitzer dies 
oe ſchriftlich anzuzeigen. a 


Wechſel im Beſitze der Bee 
8 42. Jeder Wechſel im Beſitz einer Brennerei 
ſt der Steuerbehörde binnen einer Woche vom 
en und in den “bie pain Beſitzüber⸗ 


Außergebrauchſetzung von Geräten. 
98 43. Maiſchgeräte und Brennvorrichtungen 
dürfen für die Zeit, für die fie nicht zum Brennerei⸗ 
betrieb angemeldet ſind, amtlich gegen Benutzung 
geſichert oder durch Anordnung der Oe 
außer Gebrauch geſetzt werden. 


x, 


pag 


* § 44. In den Brennereien find nach näherer 
Anordnung der Steuerbehörde mit den Brenn⸗ 
vorrichtungen in feſter Verbindung ſtehende 

Sammelgefäße aufzuſtellen, in die der geſamte ge— 

wonnene Branntwein geleitet wird, ſowie alle 


ſonſtigen Einrichtungen zu treffen, welche die 


Acitung oder Entnahme von weingeiſthaltigen 
Dämpfen oder Branntwein für erforderlich ere 


§ 45. Die Räume zur Aufſtellung der Said a 
gefäße müſſen den Anforderungen der Steuer 
4 Bite * 


dessen 1918. Bd. JI. . 13 r 


anmeldepflichtige Bren Anek a ae | 5 


Sicherung gegen heimliche Entnahme von Branntwein. 5 
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vorrichtung in feſter Verbindung eender 5 
uhren zulaſſen oder anordnen. 


§ 47. Die Meßuhren ſollen die Menge des 18 
der Brennvorrichtung fließenden Branntweins und 
des darin enthaltenen Weingeiſtes fortlaufend an⸗ 
zeigen oder die Menge des Branntweins anzeig 
und die ſpätere amtliche Ermittlung der Stärke 
durch Zurückbehaltung von Proben ermöglichen. 1 


§ 48. Die Steuerbehörde kann die Aufſtellung 
von Sammelgefäßen und zugleich von Meßuhren 
verlangen; jie kann die Mindeſtmenge des zur Ab⸗ 
fertigung vorzuführenden Weingeiſtes (§§ 60, l 
im voraus bindend feſtſetzen. 


§ 49. Die Brennvorrichtungen, Sammelgefäßf 
und Meßuhren ſowie die fie verbindenden Rohr- 
leitungen und die Sammelgefäßräume ſind amtlich 
ſo zu ſichern, daß weingeiſthaltige Dämpfe oder 
Branntwein nicht heimlich abgeleitet oder ent ⸗ 
nommen werden können. 1 


§ 50). Der Bundesrat wird ermächtigt, für 
Obſtbrennereien ſowie für diejenigen anderen 
Brennereien, die früher abgefunden waren, aber 
nach dem 30. September 1909 Verſchlußbrennereien 
geworden ſind, Einrichtungen zuzulaſſen, die von 
den Vorſchriften der §§ 44 bis 49 abweichen. 3 


1) Auf verſchiedene Anfragen aus dem Ausſchuſſe wurd 
regierungsſeitig erklärt: Mit Rückſicht auf die bauliche C 
richtung der kleinen Betriebe könnten Erleichterungen un 
Abweichungen von den ſonſt allgemein geltenden ſtrenge 
Vorſchriften für die Verſchlußbrennereien zugelaſſen werd 
Die Anderung der Faſſung des Geſetzes gegenüber dem 
herigen Geſetz fei damit begründet, daß die Vorſchriften fi 
geändert hätten, da in den Jahren 1909/1912 neue Abfindungs 
brennereien überhaupt nicht hätten ee . Er 


ex. Brennerei unterſagen, ſolange die nach §§ 44 
is 50 erforderlichen amtlichen Sicherungen nicht 
etroffen und die amtlichen Anordnungen in dieſer 
Hinſicht nicht befolgt ſind. 


1) Ein Abgeordneter erſuchte um Klarſtellung, daß, bevor 
die Steuerbehörde den Betrieb einer Brennerei ganz unter⸗ 
ſagen könne, beide Vora tzungen für die Unterſagung des 
Betriebs vorliegen müſſen, alſo ſowohl tatfächlich getroffene 
amtliche Sicherungen wie auch außerdem die Nichtbefolgung 

der getroffenen Anordnungen. Eine vorbeugende Unterſagung 
dürfe alſo nicht ſtattfinden, ebenſowenig eine Unterſagung, 
wenn eine Schuld des betreffenden Brenners nicht vorliege. 
Es müßte unter allen Umſtänden Sicherheit gegen eine nicht 
durch vorſätzliches Verhalten des betreffenden Brennereibeſitzers 
veranlaßte Störung des Betriebs geſchaffen werden. Ein 
Vertreter des Reichsſchatzamts beſtätigte dieſe Auffaſſung. Es 
müßten für die Unterſagung des Betriebs beide Vorausſetzungen 
zuſammen vorliegen. 


- 


treten dieſes Geſetzes der Abfindung unterlegen 
haben, ſowie in den Fällen des § 48 werden die 
Koſten der erſtmaligen Anſchaffung von Sammel⸗ 


13* 


ar ‘aie Steuerbehörde kann den Betrieb 


5 § 52. Der Brennereibeſttzer iſt verpflichtet, die 

Brennerei auf ſeine Koſten den §§ 44 bis 50 ent⸗ 
Re ſyrechend herzurichten und in einem dieſen Vor⸗ 
a een entſprechenden Zuſtand zu erhalten. 


Vv 
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Koſten der Anſchaffung von Sammelgeſüßen. 
§ 531). Für Brennereien, die bis zum Inkraft⸗ 


fäßen, Meßuhren, Metallkappen, Überrohren und 
1 von der Monopole er⸗ 


ae 00 ae. 2 . = 
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en, Hee ohne d b 
a und des Umfanges ihrer Betriebe d wunge 
zu ſein, kleinere Sammelgefäße durch ſolche von 
mindeſtens 150 Hektoliter Raumgehalt erſetzen, 
können die Koſten ganz oder teilweiſe erſtattet 
werden, wenn die Anſchaffung für die Verwaltung 
vorteilhaft iſt. 
ag 4) Bu § 53 erklärte ein Regierungsvertreter auf Anfrage; 4 
Die Begünſtigung, welche in der Beihilfe für den Austauſch 
kleiner Sammelgefäße durch große liege, bezwecke eine Er⸗ 
leichterung und Verbilligung der Abfertigung. Wenn größere f 
Sammelgefäße vorhanden ſeien, könnten gleichzeitig größere 
Mengen abgefertigt und Keſſelwagen benutzt werden. 5 


Erſtattung von Baukoſten. “A 
8 54. Der Bundesrat wird ermächtigt, in 9e 4 
Fällen des § 53 aus Gründen der Billigkeit auch die 
Koſten der auf Verlangen der Steuerbehörde aus⸗ 
geführten baulichen Anderungen ganz oder teilweiſe 
durch die Monopolverwaltung erſtatten zu laſſen, 
ſofern der Brennereibeſitzer ſich innerhalb fünf 
Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes Bar ; 
Ausführung der Anderungen verpflichtet. J 
8 355. Der Bundesrat wird ermächtigt, die 
Koſten des Baues und der inneren Einrichtung von 
Obſtgemeinſchaftsbrennereien (§ 29) ganz oder teil⸗ 4 
pai durch die Monopolverwaltung erjtatten zu 

laaſſen. a 


Betriebsführung. „ 
§ 56. Der Bundesrat trifft Be one übe 


. bee 
a 57. Eröffnung, eiußelang, Sg e e 


n teat der Bundesrat. 


Betrieb sunterbrechung; Verſchluß⸗ und Geräteverletzung. 
8 58. Wird der Brennereibetrieb unterbrochen 
der ein amtlicher Verſchluß oder einer derjenigen 
zeile der Brennereigeräte einſchließlich der Sammel⸗ 
efäße und der Meßuhr verletzt, aus denen wein⸗ 
eiſthaltige Dämpfe oder Branntwein heimlich ab⸗ 

eleitet oder entnommen werden können, oder tritt 
ine Störung im Gange der Meßuhr ein, ſo hat 
der Brennereibeſitzer dies alsbald der Steuerbehörde 
ſchriftlich anzuzeigen. 


Tätigkeit der Meßuhr beeinflußt worden, ſo hat die 
Steuerbehörde die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen; äußerſtenfalls kann fie anordnen, daß der 
Brennereibetrieb vorübergehend eingeſtellt wird; 

das Gleiche gilt bei jeder anderen in der regelmäßigen 
Tätigkeit der Meßuhr eintretenden Störung. 


N Braunntweinabnahme. 
8 60. Soweit nicht im § 10 Ausnahmen vor⸗ 
ehen ſind, iſt die Weingeiſtmenge des erzeugten 
Branntweins in der Brennerei amtlich feſtzuſtellen 
und der Branntwein abzufertigen (Branntwein 
b ee 


8 61). Bleibt in den Fällen, in denen eine Meß. 
05 1 benutzt wird oder die Mindeſtmenge des zur 
nigung vorzuführenden Weingeiſtes feſtgeſetzt 

n Me die bei der Branntweinabnahme vor- 
E ins hinter der e bee oe 


r 


8 59. Iſt durch die Verletzung ein Zugang zu 5 
em Weingeiſt ermöglicht oder die regelmäßige 
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Meßuhr oder hinter der auf Grund ‘biel er Anz 
feſtgeſtellten Weingeiſtmenge oder hinter der 0 
geſetzten Mindeſtmenge zurück, und iſt eine Ente 
nahme von Branntwein ausgeſchloſſen, ſo bleibt t 
die Fe ehlmenge außer Anſpruch. ; i 
1) Zu 861 fragte ein Abged ß was der ſprachliche Sinn a 
des hy eee ſei: , fo bleibt die Fehlmenge außer Anſpruch“. 
Regierungsſeitig wurde erwidert: Der Fehlbetrag, deſſen 
Fehlen nicht auf einem Verſchulden des Brenners beruhe, 
ſei nach dem bisherigen Geſetz abgabefrei geweſen. Da man 
bei dem Monopol nicht von einer Abgabe reden könne, ſolle 
mit dieſer Faſſung geſagt ſein, daß die Monopolverwaltung 
keinerlei . irgendwelcher Art bezüglich dieſer Fehl⸗ 
mengen gegenüber dem Brenner galtend machen dürfe. 


a 17 


Amtliche Aufſicht. = 

§ 62. Die Beamten find befugt, eine Brennerel 2 
ſobald ſie zum Betrieb angemeldet iſt, zu jeder Zeit, 
ſonſt von 3 5 6 bis abends 9 Uhr zu beſuchen. 
Die Brennerei muß ihnen zu dieſem Zwecke jos 
gleich geöffnet esd en. Die Zeitbeſchränkung fällt 
weg, wenn Gefahr im Verzug iſt. Die Befugnis 
erſtreckt ſich auf alle angemeldeten ſowie auf die 
Räume, in denen Brennereigeräte oder Teile von 
außer 1 iuch geſetzten Brennereigeräten oder 
zum Breunereibetriebe beſtimmte nichtmehlige Stoffe | 
aufbervd bit werden. 1 
8 63. Solange in der Brennerei gearbeſſe 
wird oder jema nd ſich darin befindet, müſſen 
Zugänge zu ihr 5 zum Brennereigrundſtück 
verſchloſſen. und unbehindert ſein. Die Steu 
behörde kann Ausnahmen zulaſſen. . 
8 64. Innerhalb der der amtlichen Au 
unterliegenden Räume dürfen keine Maßnahn 
getroffen werden, welche die Ausübung 5 
: 85 . at en ober „„ 1 


eo x bannen ele 85 65—69, 199 


für 918 amtliche a oder zu ſtatiſtiſchen 
cken erforderliche Auskunft über den Betrieb 
erteilen und für die zum Zwecke der Aufſicht 
d Abfertigung ſtattfindenden Amtshandlungen 
nötigen Vorkehrungen zu treffen, die Gerät⸗ 
haften zu ſtellen und die erforderlichen Hilfsdienſte 
u leiſten. 
8 66. Den Oberbeamten der Steuerverwaltung 
d die Bücher und Schriftſtücke über die Beſchaffung 


ei landwirtſchaftlichen Brennereien auch über den 
ef better auf Erfordern zur Einſicht bors 
1. zulegen. 
8 67. Iſt der Brennereibeſitzer wegen Hinter 
iehung beſtraft worden, ſo kann die Brennerei 
eſonderen Aufſi chtsmaßnahmen unterworfen 
herden. Die Koſten fallen dem Brennereibeſitzer 
zur Laſt; ſie werden nach den Vorſchriften über 
s Verfahren für die Beitreibung der Zölle und 
dem Vorzugsrechte der letzteren eingezogen. 


a Betriebsleiter. 
8 68. Brennereibeſitzer, die den Betrieb nicht 
lbſt leiten, haben der Steuerbehörde diejenigen 
rjonen zu bezeichnen, die als Betriebsleiter in 
em Namen zu handeln befugt ſind. 

Die in den §§ 65, 66 und im § 67 Satz! für den 


Andere Betriebe unter amtlicher Überwachung. 
d 69. Die Vorſchriften in den §§ 62 bis 68 
nach näherer Beſtimmung des Bundesrats 
85 erh wenden auf Betriebe, die unter 


. ‘find die auf den Bezug des Branntweins und die 


zu ſeiner Verwertung erforderlichen Maßnah 
1 Aufwendungen zur wiſſenſchaftlichen Erforf 


5 au e neue N ant Gewinnu g 


Mg amber bene ehenben Brann oder 
unter amtlicher Überwachung ſtehende Branntwein⸗ 
erzeugniſſe lagern, bearbeiten oder weiterverar⸗ 
beiten. Den Oberbeamten der Steuerverwaltung 


Herſtellung und Abgabe der Branntweinerzeugniſſe 
ſich beziehenden Geſchäftsbücher und Geſchäfts⸗ 
papiere auf Erfordern zur Einſicht vorzulegen. 


Hefenbetriebe ohne Branntweingewinnung. 5 

§ 70. Betriebe, die im weingeiſtigen Gärung 0 
verfahren Hefe herſtellen und für die ein rea 4 
nicht feſtgeſetzt iſt, ſind der Steuerbehörde anzu⸗ 
melden und unterliegen einer vom Bundesrats 
feſtzuſetzenden Überwachungsgebühr. 55 


„ 


IV. Abſchnitt. 
Die Verwaltung des Branntweinmonopols. 
Monopolamt und Verwertungsſtelle. q 
§ 71. Das Branntwein monopol wird unter den 
Aufſicht des Reichskanzlers von einem Leiter, dem 
Monopolamt (§ 73) und der Verwertungsſtelle 
(§ 74) verwaltet. Der Monopolverwaltung ſtehen 


der Beirat (§§ 77ff.) und der eee 
(§ 81) zur Seite. 1 


§ 72. Die Monopolverwaltung hat alle zur 
Durchführung des Monopols, insbeſondere die zur 
Übernahme und Reinigung des Branntweins u 0 
zu treffen; jie ijt befugt, in angemeſſenem Um 


und techniſchen Förderung der Branntweinerzeu; 


N. 


ot. tae Yo <5 Wr 1 * 
8 * tyes te nests — N 


8 


= 


dern e Grfinbungen zn erwerben and 


der Bundesrat kann beſtimmen, daß über An⸗ 
fungen und Einrichtungen, deren Koſten eine 


a Braspolberwattung gemeinſchaftlich mit Dem Bei⸗ 
‘tat entſcheidet. 


8 73. Das Monopolamt iſt eine Behörde. Es 
bt aus der erforderlichen Anzahl von Abtei⸗ 
li ngen. Je eine beſondere Abteilung iſt einzurichten 
für die Bearbeitung der Geſchäfte, die im Zu⸗ 


q mit der Gewinnung von Branntwein im Garungs- 
verfahren, mit Ausnahme der Gewinnung von 
Branntwein aus Zellſtoffen und Ablaugen der 
Zellſtoffge winnung, 


mit der Gewinnung von Branntwein in anderen 
a Verfahren als im Gärungsverfahren und aus 
Zellſtoffen und Ablaugen der Zellſtoffgewinnung. 


8 74. Die Verwertungsſtelle iſt als kauf⸗ 
oe Betrieb einzurichten. Ihre Geſchäfts . 
führer beſtellt der Reichskanzler auf Vorſchlag des 
Leiters der Monopolverwaltung; ſie hat ſich nach 
den grundſätzlichen Weiſungen des More 

zu richten. N 
Jahresbericht und Bilanz nebſt Gewinn⸗ und . 
Verlustrechnung müſſen durch einen oder mehrere 
vo zm Rechnungshofe des Deutſchen Reichs zu er⸗ x 
ee . beeidigte Buchprüfer geprüft werden und 

d alljährlich dem Reichstag mitzuteilen. Der ce | 
deiche tag kann beſchließen, daß der Geſchäftsbetrieb 
r Ge 3 ganz oder teilweiſe durch den Hi 
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nungshof des Deutſchen Reichs oder einen betone 
zu beſtimmenden Ausſchuß geprüft wird. Die 
Verwertungsſtelle hat alle gewünſchten Unterlagen 
zum Zwecke der Prüfung des n i ben 


Reichstag e 


§ 75. Der Bundesrat are bie Buftindigteit ‘ 
des Monopolamts und der Verwertungsſtelle und 
ordnet ihre Tätigkeit; er iſt ermächtigt, die Ver⸗ 
wertungsſtelle mit dem Monopolamte zu einer nach 
einheitlichen Grundſätzen ger Behörde zu 
vereinigen. 


§ 76. Die Monopolverwaltung legt jährlich dem 
Bundesrat und dem Reichstag einen Geſchäfts⸗ 1 
bericht vor. 2 
Beirat. é 
8 77. In beſonderen im Geſetze vorgeſehenen 
Fällen (§§ 72, 89, 107, 247) entſcheidet die Monopol⸗ 
8 9 in Gemeinſchaft mit dem Beirat. a 
Der Beirat beſteht aus zwanzig Mitgliedern. 
Je fünf ſind vom Bundesrat und vom Reichstag 
aus ihrer Mitte, fünf aus den Kreiſen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Brenner auf Vorſchlag einer vom 
Bundesrate zu beſtimmenden Vereinigung und fünf 
auf Vorſchlag der Monopolverwaltung vom Reichs⸗ 
kanzler zu berufen. Für jedes Mitglied iſt in gleicher 
Weiſe ein Stellvertreter zu ernennen. Die Mit⸗ 
glieder ſind zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 4 
Die vom Bundesrat und vom Reichstag er- 
nannten Mitglieder üben ihre Tätigkeit im Beirat 
während der Zeit aus, die ſie Mitglieder des Bundes⸗ 
rats oder des Reichstags ſind; die ae Mit⸗ 1 
glieder . auf fünf Jake ues ee : 


Pannen 88 , en 


78. Der Beirat wird von dem Leiter der 
nopolverwaltung zu den Beratungen einberufen; 
beſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens 
Mitgliedern. 

Die Mitglieder des Beirats und ihre Stell⸗ 
ertreter erhalten Erſatz ihrer Auslagen. 


8 79. Die Beſchlüſſe der Monopolverwaltung 
md des Beirats werden nach einfacher Stimmen⸗ 
mehrheit der ſtimmberechtigten Anweſenden gefaßt. 
Der Monopolverwaltung ſtehen drei Stimmen zu, 
die einheitlich abgegeben werden; dieſe Stimmen 
entſcheiden bei Stimmengleichheit. 


8 80. Mißbraucht ein Mitglied des Beirats die 
burch ſein Amt erlangten Aufſchlüſſe oder gefährdet 
es ſonſt die Belange der Monopolverwaltung, ſo 
kann die entſendende Stelle auf Antrag des Reichs- 
kanzlers oder von mindeſtens fünf Mitgliedern des 
Beirats das Mitglied ausſchließen. Der Beirat 
kann ein ſolches Mitglied bis zur Entſcheidung des 
Antrags von der Teilnahme an ſeiner Tätigkeit 
ausſchließen. Der Nachfolger ſoll binnen einer Friſt 
von drei Monaten ernannt werden. 


Gewerbeausſchuß. 
8 81. In dem Gewerbeausſchuſſe ſollen die 
an dem Abſatz und der Verarbeitung von Brannt- 
wein beteiligten Gewerbe entſprechend ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung vertreten ſein. Der Ge- 
werbeausſchuß iſt berechtigt, fünf Mitglieder mit 
eratender Stimme zu den Sitzungen des Beirats 
u entſenden. Die Mitglieder find zur Bern 
5 verpflichtet. 


Das Nähere regelt der Bundesrat. 


geſtellten und Arbeitern der Betriebe, die dieſem 


N keine Nachteile erwachſen. 


5 ſo weit es ſich um Wetriehe mit ee wee drei Arb 


i Enifseidung des Bundesrats. . 
S8 82. Der Bundesrat oe ndgültig übe 
5 chdderden, die von der Monopolverwaltung o oder 
wwenigſtens fünf Mitgliedern des Beirats 95 1 
wenigſtens einem Viertel der Mitglieder des Ge⸗ 
werbeausſchuſſes gegen einen Gemeinſchaftsbeſchluß 
erhoben werden. 


Der Bundesrat kann für die Erhebung der Be⸗ 


ſchwerde eine Friſt mit ausſchließender Wirkung 
feſtſetzen. 


Angeſtellte und Arbeiter. a 
§ 83. Die Monopolverwaltung ſoll mit ihren f 
Angeſtellten oder deren Berufsvereinen Anſtellungs⸗ 
verträge abſchließen. 5 
Für die Angeſtellten und Arbeiter der Monopole. 
verwaltung ſind durch gleiche und geheime Wahl 
Angeſtellten⸗ und Arbeiterausſchüſſe zu bilden. 3 


§ 84. Die Ausübung des geſetzlich gewährten 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechts darf den An⸗ 


Geſetz unterſtellt ſind, durch keine beſondere Ab⸗ 
machung oder Anordnung beeinträchtigt werden. 
Den Angeſtellten und Arbeitern dürfen aus ihrer 

Zugehörigkeit zu einer Vereinigung oder aus der 
Ablehnung der Anordnung der Betriebsleitung und 
ihres Vertreters, einer Vereinigung „„ 


S8 85. Die Arbeits⸗ und Lohnverhe attnifte ſolle 
. für die Arbeiter tariflich für das geſamte Gewerb 
ausſchließlich der Nebenbetriebe geordnet werder 


ae handelt. 


N ‘a N 
Die tarifliche Verei ce ea von einem 
ſchuß getroffen. Der Ausſchuß beſteht aus 
Perſonen, die je zur Hälfte von dem Beirat 
Monopolverwaltung und den Arbeitern be⸗ 
mt werden. Der Ausſchuß verſtändigt ſich über 
Berufung eines Vorſitzenden außerhalb des 
eiſes des Ausſchuſſes. Kommt eine Einigung 
t zuſtande, ſo ernennt der Bundesrat den Vor⸗ 
enden. 


, V. Abſchnitt. 
Branntweinübernahme und Branntwein⸗ 
übernahmepreiſe. 
Branntweinübernahme. 


Brennereibeſitzer oder Stoffbeſitzer ſelbſt verwertet 
wird (§§ 11, 12, 28), übernehmen die mit der 
Branntweinabnahme (§ 60) beauftragten Beamten 
den Branntwein für Rechnung der Monopol⸗ 
verwaltung und verſenden ihn in den von dieſer 
ſtellenden Verſandgefäßen an die Empfangsſtelle. 
die Eiſenbahn⸗ und Schiffsfrachten trägt die 
9 onopolverwaltung, ſoweit nicht nach § 101 Abſ. 1 
e etwas anderes beſtimmt wird. 


) Zu den §8 86 ff. führt die amtliche Begründung folgendes 
zus: Wenn der Brennereibeſitzer den von ihm hergeſtellten, 
in die Monopolverwaltung abzuliefernden Branntwein zur 
gächſten Eiſenbahnſtelle zu befördern hat, fo entſpricht ein 
olches Verfahren einer auch ſonſt im Geſchäftsverkehre be— 
folgten Übung, die zweckmäßig beizubehalten ſein wird. Die 
rung des Branntweins mit Fuhrwerk unmittelbar in 
ine Reinigungsanſtalt oder in ein Lager der Monopolverwal⸗ 
U ng kann nur in Frage kommen, wenn ein Verjand auf der 
ſenbahn oder zu Waſſer nach billigem Ermeſſen der Ver⸗ 
ut ng unzweckmäßig ijt, insbeſondere wenn die Reinigungs⸗ 
it eae nae. CALs wok bei der Brennerei 2 Nach 
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5 861). Soweit nicht der Branntwein von dem 
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geltendem Rechte haftet ber Brennereibeſtzer 105 a 
Verſendung des unverſteuerten Branntweins für die 
ruhende Verbrauchsabgabe bis zur Abfertigung des 
weins durch die Empfangsſtelle; er trägt die Gefahr de 
raubung und Vernichtung und hat in ſolchen Fällen fü 
Verbrauchsabgabe aufzukommen, ſoweit nicht nach der V 
ſchrift im § 3 Abſ. 2 des Branntweinſteuergeſetzes Befrei 
eintritt. Nach § 93 des Entwurfs (§ 88 des Geſetzes) ſoll d 
Haftung für den Branntwein wenigſtens ſo lange aufre 
erhalten bleiben, als zwar der Brennereibeſitzer, nicht a 
die Monopolverwaltung in der Lage iſt, für die ordnungsmäß 
Behandlung des Branntweins Sorge zu tragen. 


§ 87. Der Brennereibeſitzer iſt aufzuforde 
der Branntweinabnahme beizuwohnen. Er iſt oh 1 


einſchließlich ſeiner Vergällung erforderlichen Ein 
richtungen zu treffen, den Branntwein zur nachtter 
Güterabfertigungsſtelle zu befördern und ihn dor 
nach den Weiſungen der Monopolverwaltung 31 
verladen. Iſt ein Verſand auf der Eiſenbahn ode 
auf dem Waſſerwege nach billigem Ermeſſen 
Monopolverwaltung unzweckmäßig, ſo hat de 
Brennereibeſitzer den Branntwein nach einem vor 
dieſer beſtimmten Orte zu befördern und an 
ihm bezeichnete Empfangsſtelle abzuliefern; 
Mehrkoſten gegenüber der Ablieferung zur nach} 
Güterſtelle trägt die Monopolverwaltung. : 


§ 88. Der Brennereibeſitzer haftet für 
Schaden, der durch Verluſt oder Beſchädigung t 
von ihm zu befördernden Branntweins (§ 87) 
zu deſſen Übernahme durch den neuen Warenfüh 
oder den Empfänger eintritt; er haftet, falls 5 
Branntwein vorher unter amtlicher Aufſich 
Keſſelwagen oder in „ die . 1 de 
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| Der b Breviterctbetiver wird von der r Haftung frei, 
enn durch von ihm nicht verſchuld ete Vorgänge 
ranntwein vernichtet worden oder unbrauchbar 
geworden iſt. 
3 Feen eee ee 
8 89. Für den Branntwein, der rim Gärungs⸗ 
verfahren aus anderen Stoffen als aus Ablaugen 


der Zellſtoffgewinnung hergeſ elit iſt, ſetzt das 
Monopolamt in gemeinſch haftlicher Beſchlußfaſſung 
mit dem Beirat den Branntweings 7 eis (§ 92) 
und die Zuſchläge und Abzüge (§§ 93 und 101 
bis 103) feſt. | 


18 
Mik 
9 * 


8 90. Die Preiſe werden in der Regel für das 
Betriebsjahr feſtgeſetzt; ſie können im Laufe des 
Betriebsjahrs erhöht oder heräabgeſetzt werden. Der 
Beſchluß iſt im Reichsanzeiger bekanntzugeben. 
Für den in den Grenzen des Brennrechts her— 
geſtellten Branntwein, der zu Anfang des Betriebs— 
ahrs noch vor Feſtſetzung der Jahresübernahme— 


Monopolamt vorläufige Abſchlagpreiſe, die dem- 
nächſt ausgeglichen werden. 

§ 91. Die Brennerelbeſitzer ſind nach näherer 
eſtimmung des Bundesrats verpflichtet, die für 
e Feſtſetzung der Übernahmepreiſe nötigen tat⸗ 
en Angaben zu machen. 


n ein aeg preis. 


t, daß er die burchſchnittlichen Herſtellungs⸗ 
eines 5 Weingeiſt und den all⸗ 


preiſe hergeſtellt und geliefert wird, beſtimmt das 


n 98 


Stoffen hergeſtellt iſt oder der in Brennereien 
wonnen ijt, die Hefe nach dem Würzeverfahre 
herſtellen oder die außer Branntwein oder der 


können Abzüge von dem i 


im Abſ. 2 letzte Zeile nach dem Wort „Branntweingrundp 
entwurf gefehlt hatte. Der Antrag wurde damit begrün 


1 müſſe. Der Hauptvertrag ſehe zwar vor, daß den 


enges deckt, wobei 5 un iſt, t 
oe ange meſſener Verwertung der Kartoffeln 


Paina bleibt. Kartoffelhr ; mittleren Um. 
fanges in dieſem Sinne ſind ſolche, die jährlt 7 
durchſchnittlich 500 Hektoliter Weingeiſt erzeugen 


Zuſchläge und Abzüge nach Art der Rohſtoffe oder de 3 
Verfahrens der Branntweingewinnung. 5 
8 93. Für Branntwein, der innerhalb des 3 
Brennrechts ausſchließlich aus den im § 4 bezeich⸗ 
neten Stoffen erzeugt oder lediglich aus Roggen, 
Weizen, Buchweizen, Hafer oder Gerſte berge 
und nicht im Würzeverfahren gewonnen iſt, und 
für Branntwein aus landwirtſchaftlichen Klein⸗ 
brennereien werden Zuſchläge zu dem „„ . 
grundpreis feſtgeſetzt. i 
Für Branntwein, der nicht ausschließlich au 3 
Kartoffeln, Getreide oder den im § 4 bezeichne 


erzeugter Hefe infolge Anwendung einer beſonde 
Verfahrensart Stoffe gewinnen, deren Wert 
Verhältnis zu dem des Branntweins erheblich 


oder Zuschläge feſtgeſetzt werden. , 
Zu Abj. 2 Schluß lag der Antrag Nr. 137 Ziff. 2 
beizufügen „oder Zuſchläge“, welches Wort im Regierun 


daß man mit der Möglichkeit teuerer Materialien 


brennereien ein i von Ae 1 80 5 a 
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A Bente Niese i eat und der wirtſchaftlich zweck⸗ 
mäßige Betrieb liege nicht in möglichſt geringer Herſtellung 
von Alkohol, ſondern in einem durch die Praxis erprobten 
beſtimmten Verhältnis. Der Antrag wurde nach kurzer Aus⸗ 
rache mit großer Mehrheit angenommen. 


Allgemeiner Betriebsabzug. 


8 94. Der Branntweingrundpreis wird ge- 
kürzt, und zwar für die Erzeugung 


* bis zu 50 Hektoliter .... um 4,00 M. 
Jh 
a ” 100 „ 150 ” ois. „% Oe 
8 ” 150 ” ” 200 ” 3 5,50 ” 
200 „ „ 300 1 Ree 
” 300 ” ” 400 ” n 6,50 ” 
400 2 . 
” 600 ” ” 800 ” ARES 7,50 ” 
800 10900 : i 
5 MD 1000 ” ” 1200 ” ” 8,50 ” 
„1200 „ ,, 1400 j ee i 
: ” 1400 ” ” 1600 ” . 9,50 ” 
. ” 1600 ” ” 1800 ” ts atte ” 10,00 ” 
* ” 1800 ” ” 2000 ” ” 10,50 ” 
. ” 2000 „ ” 2200 ” ” 11,00 ” 
a 2200 „2400 3 „„ ASP 
2400“ „ „ 2600 ws „ % ee 
2600 „ „ 2800 ‘i e e 
* 2800 „ 3000 N „ 
ee . on wrk „ 140 

vom Hektoliter Weingeiſt. : 


Betriebsabzug in beſonde Fällen. 
. 4 95. Der Betriebsabzug (§ 94) erhöht ſich: 
a 1. während der Monate, in Sai eine Brennerei 
mit Hefengewinnung betrieben wird, um 
3 Mark, 
Reichs finanzgeſetzgebung 1918. Bd. I. 14 


85 1 10 


15 bei gewerblichen Brenner 


3. bei Brennereien, 
•d Rüben oder Mübenſaft) wee n⸗ 
beſchadet der Vorſchrift in Nr. 1 und 2, um 
5 5 Mark 1 
für das Hektoliter Weingeiſt. | io 
Ermäßigung des Betriebsabzugs. 4 

§ 96. Der in den §§ 94 und 95 vorgeſehene 

Betriebsabzug wird ermäßigt: 

1. für die vor dem 1. Oktober 1908 betriebs⸗ 
fähig hergerichteten Brennereien mit einer 
Jahreserzeugung 

von nicht mehr als 50 Hektoliter Weingeist 
auf ein Zehntel, 

von mehr als 50, aber nicht mehr als 
100 Hektoliter Weingeiſt auf zwei Zehntel, 

von mehr als 100, aber nicht mehr als 
200 Hektoliter Weingeiſt auf drei Zehntel, 

von mehr als 200, aber nicht mehr als 
300 Hektoliter Weingeiſt auf acht Zehntel; 

2. für die vor dem 1. Oktober 1908 betriebsfähig 
hergerichteten Brennereien, die ausſchließlich 
Roggen, Weizen, Buchweizen, Hafer oder 
Gerſte verarbeiten, bei einer Jahresèrzeugung 

von mehr als 300, aber nicht mehr als 600 
Hektoliter Weingeiſt auf acht Zehntel; 

3. für landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftsbrenn 

reien, die als ſolche bereits vor dem 1. Ap: 
1895 eee haben, für den Umfang 8 
damaligen Betriebs auf acht Zehntel. 


Befreiung vom Betriebsabzug. 
8 97. Brennereien, die in einem Betrieb 
4 eg 1 als 10 „ i ft 


Erhöhung des Branntwelngtund : 
ay 98. Der waudpres wird erhöht 


1 
von nicht mehr als 100 Hektoliter Weingeiſt um 
16 Mark, 


liter Weingeiſt um 12 Mark, 


liter Weingeiſt um 8. Mark 


emeinſchaftsbrennereien um 50 Mark für das 
Hektoliter Weingeiſt des als im Brennrecht erzeugt 
eo Branntweins erhöht. 


. 8 100. Der nach den Vorſchriften der 88 92 
bi 3 97 ſich ergebende F erhöht 
lich in dem Königreiche Bayern, dem Königreiche 
Württemberg und dem Großherzogtume Baden 
Sonderrechtſtaaten) für die Weingeiſtmenge, die 


eet . hergeſtellt wird, 
5 ai | 14 * 


von mehr als 100, aber nicht mehr als 200 Hekto⸗ f 5 


von mehr als 200, aber nicht mehr als 300 Hekto⸗ 


* § 99. Der Branntweingrundpreis wird bei Obſt⸗ 


b des nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 


verladen iſt. Der gewählte Ausgleichplatz 
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bei land wirtſchaftlichen Brennereien und © 
brennereien um 7,50 Mark, | 

bei gewerblichen Brennereien, denen im 
triebsjahr 1917/18 ein Kontingent zuſtand, 
um 5,00 Mark 
für das Hektoliter Weingeiſt. 1 
Dieſe Erhöhung des Branntweingrundpreiſes 
tritt nicht ein, ſoweit die weitergehende Erh "i 
nach § 98 oder § 99 begründet ijt. 


Jz: 3 Ass — 


Ausgleichplätze. 

§ 1017). Das Monopolamt ftellt in gemeinſ chaft : 
licher Beſchlußfaſſung mit dem Beirat eine Liſte 
der Orte (Ausgleichplätze) auf, bis zu denen der 
Brennereibeſitzer den Branntwein frachtfrei zu 
liefern hat und beſtimmt gleichzeitig, für welche 
dieſer Orte ein Zuſchlag zu dem Branntweinüber⸗ 
nahmepreis (Aufgeld) oder ein Abzug von dieſem 
(Untergeld) zu machen iſt. Hierbei iſt im allgemeinen 5 
das Aufgeld für Gegenden feſtzuſetzen, in denen 3 
die Erzeugung von Branntwein hinter dem Ver⸗ 
brauche zurückbleibt, das Untergeld für Gegenden, 
in denen die Erzeugung größer iſt als der Verbrauch. 
Der Brennereibeſitzer hat den Ausgleichplatz voi vy 
der erſten Branntweinabnahme zu wählen, die Fracht 
bis zu dieſem Platze aber auch dann zu tragen, 
wenn nach Beſtimmung der Monopolverwaltu 
der Branntwein nach einem anderen Orte 


dauernd; er kann mit Gültigkeit für mindeſtens 

ein Betriebsjahr durch ſchriftliche Erkläru 
gegenüber dem Monopolamt geändert werde 
die Erklärung iſt nur bindend, wenn jie mindeſte 
eine Woche vor der erſten Abnahme des Bran 
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deins im neuen Betriebsjahr bei dem Monopol⸗ 
mt eingeht. | 
Der Ausgleich kann auch in der Weiſe herbei- 
führt werden, daß das Monopolamt in gemein⸗ 
ſchaftlicher Beſchlußfaſſung mit dem Beirat Her⸗ 
ſtellungsgebiete beſtimmt, in deren Bereich Auf⸗ 
gelder oder Untergelder ohne Verpflichtung des 
Brennereibeſitzers zur Frachtentragung zu berechnen 
ind. ; 

. 1) Da der Often Deutſchlands überſchußgebiet für Brannt⸗ 
weinerzeugung iſt, der Süden und Weſten dagegen Bedarfs⸗ 
gebiet, wird im erſteren Gebiete durch das vermehrte Angebot 
der Preis gedrückt, im anderen Gebiete dagegen durch die 
geſteigerte Nachfrage gehoben. Dieſen Verhältniſſen hat die 
Spiritus⸗Zentrale durch die einen Ausgleich der Ankaufspreiſe 
für die ihr angeſchloſſenen Brennereien herbeiführenden 
„ Paritätplätze“ Rechnung getragen. Die Zentrale gewährt 
nämlich jedem Brenner das Recht, für die Berechnung des 
ihm zu gewährenden Entgelts ſich einen der in einem beſonderen 
Verzeichnis aufgeführten Paritätplätze zu wählen. Bei den 
einzelnen Plätzen ſind Auf⸗ oder Untergelder verzeichnet, die 
bei der Berechnung zugunſten oder zu Laſten des Brenners 
angewendet werden. Der Brenner hat dann die Fracht von 
der Brennerei bis zu dem gewählten Paritätplatze nach den 
maßgebenden Eiſenbahntarifen zu tragen, gleichviel ob die 
Zentrale den Branntwein an dieſem oder an einem anderen 
on ihr zu beſtimmenden Platze in Empfang nimmt. Es empfahl 
ch, daß die Monopolverwaltung das in langjähriger Übung 
ewahrte Verfahren der Spiritus-Zentrale übernimmt. Aller⸗ 
ings iſt mit dieſem Verfahren eine ſehr erhebliche Rechenarbeit 
erbunden. Um wenigſtens die Möglichkeit zu geben, zu einem 
einfacheren Verfahren überzugehen, iſt in Abſ. 2 eine Regelung 
orgeſehen, nach der für jede Brennerei feſtſteht, ob für ſie 
geld oder Untergeld anzuſetzen iſt, und bei der für jede 
rennerei ein beſtimmter Ausgleichsplatz feſtgeſetzt wird, bei 
er dann aber auch die Monopolverwaltung die geſamten 
ichtkoſten, alſo auch die von der Brennerei zum Ausgleichs- 
ze zu tragen hat. 


: 1 5 . oder Men de a des ee 
Ee ante und 1 8 des Branntweins. 


eobmepreis kann erhöht werden, wenn 
Branntwein über einer von der Monopolverwaltung 
feſtgeſetzten Stärke abgeliefert wird oder ſich durch 

beſondere Reinheit auszeichnet; er kann gemindert 
werden, wenn der Branntwein unter einer von der 


wird oder erhebliche Verunreinigungen aufweiſt. 


5 kleinerer Brennereien in angemeſſener Weiſe Rückſicht zu 
nehmen ſein. f 


| itberbrand. 


Bal ce : 


Soe bei gewerblichen Brennereien auf mindeſtens 


“8 1021). Der für die Brennerei maßgeber 


Monopolverwaltung feſtgeſetzten Stärke abgeliefe 


1) Die amtliche Begründung bemerkt hierzu: Es iſt ſchon 


mit Rückſicht auf Frachterſparnis erwünſcht, daß der Brannt⸗ q 
wein in der Brennerei mit einem fo hohen Gehalt an Alkohol ‘ 
hergeſtellt wird, daß er unter Erſparung beſonderer Reinigungs⸗ i 


foften in weitem Umfang verwendet werden kann. Es wird 


dadurch auch denjenigen Brennereien, die nicht Reinigungs⸗ 
anſtalten im Sinne der Reinigungsordnung ſind, ermöglicht, 
ihre Reinigungsgeräte weiter auszunutzen. Bei Anwendung 
der Vorſchrift, daß der Übernahmepreis gemindert werden 
kann, wenn der Branntwein unter einer von der Monopole 1 
verwaltung feſtgeſetzten Stärke abgeliefert wird oder erhebliche 


Verunreinigungen aufweiſt, wird auf die Betriebsverhältniſſe 


§ 103. Für den außerhalb des Brennrechts 


Nach 8 48 des Branntweinſteuergeſetzes erhöht fic 5 
den Überbrand die Betriebsauflage um fünf Zehntel, jet 


yt. 


„ 


hhergeſtellten Branntwein wird der e end 
falls um die Betriebsabzüge der §§ 94 und 95 
geminderte Grundpreis (§ 92) herabgeſetzt, und 
zwar um einen Betrag der für Branntwein aus 
DOdbbſtbrennereien mindeſtens 10 Hundertteilen, für 
Branntwein aus anderen Brennereien winde 
20 Hundertteilen des Grundpreiſes entſpricht. 


alee ift der Mindeſtſatz 25 6. Wird der 1 Sueee 


ahme desjenigen der Brennereien mit einer Jahreserzeugung 
on nicht mehr als 150 Hektoliter Alkohol, der Obſtbrennereien 
nb der Kornbranntwein (§ 107 Abſ. 2 Branntweinſteuergeſetz) 
erſtellenden Brennereien ift vollſtändig zu vergällen (§ 72 aa O.). 
ie Vergütung der Betriebsauflage bei der Vergällung darf 
doch nicht mehr als die durchſchnittliche Belaſtung der Brannt⸗ 
einerzeugung durch die Betriebsauflage betragen (§ 58 Abf. 2 
aa O.). Dieſe durchſchnittliche Belaſtung betrug im Jahre 
1912/13 für das Hektoliter Alkohol 7,48 l. 
2 Von dieſen mannigfaltigen Vorſchriften hat das Geſetz 
die günſtigere Stellung der Obſtbrennereien übernommen, 
ohne Beſchränkung auf die im § 48 Abſ. 1 Nr. 2 des Brannt⸗ 
weinſteuergeſetzes bezeichneten Rohſtoffe. Dieſe Sonder⸗ 
ſtellung hat ihren Grund in dem wechſelnden Ausfall der Ernte, 


önnte, die Verwertung über die Grenze des Brennrechts hinaus 
übermäßig zu erſchweren. Das Mindeſtmaß der Preisermäßi⸗ 
gung ſoll geſetzlich beſtimmt werden, die obere Grenze ſoll das 


Beirat alljährlich feſtſetzen. Die Minderung des Grundpreiſes 
indet in der Weiſe ſtatt, daß zunächſt die Abzüge nach §§ 94 


eſetzten Grundpreis weiter der e für den There 8 
** abgeſetzt wird. 5 


Erhebung des Übernahmepreiſes. 


er Brennerei erhält der Berechtigte eine Be⸗ 
ſcheinigung der Übernahme. Die Monopolverwal⸗ 


— 


0 ittsbrand gekürzt, fo iſt eine weitere Erhöhung der Be⸗ 
iebsauflage vorgeſehen. Der geſamte Überbrand mit Aus⸗ 


eren günſtiger Ertrag es als eine Härte empfinden laſſen 5 


Monopolamt in gemeinſchaftlicher Beſchlußfaſſung mit dem 


nb 95 vorgenommen werden und daß von dem fo herab⸗ 


8 104. Nach der Abnahme des Branntweins Bs 


as iſt zur 3 des Se nh ie. Se . 
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Anſtände, für die der Brenne rene 9 
in Anſpruch genommen werden kann, ſo kann bis 
zu deren Erledigung die Zahlung des Übernahme⸗ 
preiſes ganz oder teilweiſe ausgeſetzt werden. 


VI. Abſchnitt. 
Branntweinverwertung. 


Hektolitereinnahme. a 
§ 1051). Der Branntwein ift fo zu verwerten, 0 
daß nach Deckung ſämtlicher Verwaltungs⸗ und 2 
Geſchäftskoſten einſchließlich des Zuſchuſſes beim 155 
Abſatz von vergälltem Branntwein, der Verzinſung 
und Tilgung der Anleihe, der für Entſchüdigungenſg 
zu zahlenden oder anzuſammelnden Beträge, der 
zur Bekämpfung der Trunkſucht, zur Förderung 
des Kartoffelbaues und der Kartoffelverwertung 
ſowie zur Ermäßigung der Koſten der weingeiſt⸗ 
haltigen Heilmittel für die minderbemittelten Volks- 
kreiſe zu leiſtenden Zahlungen und nach Verzinſung 
und Rückzahlung eines nach § 106 geleiſteten Vor⸗ 
ſchuſſes außer der Einnahme an Freigeld an die 
Reichskaſſe eine Reineinnahme von 800 Mark für 
jedes zu regelmäßigen Verkaufpreiſen verwertete 
Hektoliter Weingeiſt abgeführt wird (Hektoliten 4 
einnahme). 
1) Nach dem Entwurf eines Geſetzes über den Zwiſchenhande 
des Reichs mit Branntwein ſollte das Monopol eine geſetzl 
feſtgelegte Jahreseinnahme erbringen. Wie in der Einleitu 
bemerkt, läßt die Unſicherheit in der Beurteilung der weiter 
wirtſchaftlichen Entwicklung eine ſolche Regelung vorerſt nich 
zu. Das Geſetz wählt daher die der Verbrauchsabgabe ſie 
nähernde Form der Belaſtung der Branntweineinheit. Die 
Belaſtung treten außer dem Übernahmepreiſe die dauernd 
Verwaltungs- und Geſchäftskoſten, die vorübergehenden 
ſchädigungszahlungen und weiteren Aufwendungen des § 1 


55 

70 
. 
me 


a none 8 106, 107, 217 


oe Alkohol end geringer. 

; 8 Ausgleichſtock. 

8 106. Der über eine Hektolitereinnohme von 

800 Mark hinausgehende Betrag der Reineinnahme 

bei den Betriebsmitteln det Reichshauptkaſſe zu 

einem Ausgleichſtock anzuſammeln, der 200 Millionen 
Mark dauernd nicht überſteigen ſoll. 

Bleibt die Hektolitereinnahme hinter dem Be⸗ 

trage von 800 Mark zurück, ſo iſt der fehlende Betrag 
aus dem angeſammelten Beſtande zu decken; reicht 

8 der Beſtand hierzu nicht aus, ſo wird er aus den 
Betriebsmitteln der Reichshauptkaſſe vorſchußweiſe 
att Rechnung der Monopolverwaltung ergänzt. 


Verwertung des unverarbeiteten Branntweins. 

5 107. Es werden feſtgeſetzt: 

1. regelmäßige Verkaufpreiſe zur Verwertung 

des unverarbeiteten Branntweins nach den 

ae Vorſchriften des § 105, 

2. ermäßigte Verkaufpreiſe zur Cerwertung des 
x unverarbeiteten Branntweins nach den Bore 
ſchriften der §§ 129 bis 135. 

Bezieht ein Herſteller ee iat ee Trink⸗ 


e ermäßigten Verkaufpreis paras Branntwein, als 
m nach § 219 zuſteht, ſo hat er zum regelmäßigen 
erkaufpreis einen Zuſchlag von 300 Mark für 


der Bundesrat kann aus Rückſichten der Billigkeit 
den Zuſchlag nachlaſſen oder ermäßigen. 8 
A Die Verkaufpreiſe werden in gemeinſchaftlicher 

Beſchlußfaſſung von der Monopolverwaltung und 
Beirat feſtgeſetzt und im Reichsanzeiger be- 


bisherigen Vorſchriften unter Erhebung der Verbrauchsabg 


verwaltung die erforderlichen Unternehmungen 0 


in auf Trinkſtärke herabgeſetztem Sprit, dem häufig Eſſ 


Getränke werden in großem Umfang „auf kaltem We 
geſtellt, ohne daß beſondere, verteuernd wirkende K 


: - Bronathoeinmone 


„ emacht Die Monopolver rwaltu z 
weiteren Bezugsbedingungen feſt und ma Ht s. 
gleicher Weiſe bekannt. tip. 
y Soweit nicht der Branntwein zu ermüßigten Vi 
preiſen abzugeben iſt, iſt er zu regelmäßigen Verkaufpre 
zu verwerten. Regelmäßige Verkaufpreiſe ſind demnach 
allgemeinen für ſolchen Branntwein zu zahlen, der nach 


in den freien Verkehr gebracht wird. Auch Händler und Kl 
gewerbetreibende können Branntwein zu regelmäßigen Ver⸗ 
kaufpreiſen beziehen und ihn unverarbeitet weiterveräußern. trae 
Sie können den Branntwein auch auf Lager nehmen und je 
nach Bedürfnis von dieſem abfertigen laſſen. Der Abſatz des 
unverarbeiteten (rohen oder gereinigten) Branntweins an d 
Gewerbetreibenden zur Verwertung ohne Vergällung od 
nach unvollſtändiger Vergällung ſoll in der bisher üblich 
Weiſe durch Vermittlung der Weinen und S 
inhaber geſchehen. 


Berarbeitung des Branntweins zu Trinkbranntwein = 7 
Monopolbetriebe. 
§ 108). Zur Herſtellung von Trintbranntwei r 
(Monopolerzeugniſſe) werden von der Monopol 


trieben. Die Monopolverwaltung iſt befugt, zu 
dieſem Zwecke beſondere Betriebe zu errichten ur d 
beſtehende Betriebe anzukaufen, zu pachten oder 
lohnweiſe zu beſchäftigen. 

1) Die amtliche Begründung hatte bereits hierzu folge 
ausgeführt: 

Die überwiegende Menge des Trinkbranntweins be te 


ätheriſche Ole oder Kornlutter zugeſetzt ſind. Dieſe alkohol 


e kommen. Nur etwa 10 bis 15 . 


renne in eigenen Betrieben oder im Lohn⸗ 


Monopolerzeugniſſe werden bald zu errichten ſein, ſchon 
einen Maßſtab für die Beurteilung des Lohnbetriebs zu 
n. Da bei Inkrafttreten des Geſetzes Trinkbranntwein 
in verſchwindend kleinen Mengen im Verkehre ſein wird, 
und da der Verkehr mit weiteren Mengen nur allmählich 
ſteigend entſprechend der Zunahme der Branntweinerzeugung 


eſe in der Lage, der langſamen Zunahme des Abſatzes folgend, 
n Bedürfniſſen ſich anzupaſſen. Die Anzahl der Herſtellungs⸗ 


ch dem Geſichtspunkt der beſten Verteilung und Fracht- 
parnis beſtimmen. Die Zuleitung der Monopolerzeugniſſe 


Bir geſchehen. 
Der Entwurf enthält keine Vorſchriften über Stundung 
8 Verkaufpreiſes für die Monopolerzeugniſſe. Er ſchließt 
we in der Verſagung dieſer Erleichterung dem Bore 
gehen der Schweiz an. Eine Stundung würde immer eine 
Sck mälerung der Einnahmen bedeuten, die auf andere Weiſe 
vieder eingebracht werden muß. Es ſoll ferner die Monopol⸗ 


auch nicht den Anſchein erwecken, als ob fie den Abſatz dieſer 
for eer Die Monopolverwaltung muß und wird dafür ſorgen, 
unn, fo niedrig bemeſſen find, daß auch bei kleinerem Bes 
triebs skapitale der Bezug nicht ſchwer fallen kann. Nicht zu 


chäftswelt im Kriege ſich an die Barzahlung gewöhnt 


iebe herzuſtellen. Einige Reichsbetriebe zur Herſtellung 


von der Monopolverwaltung wird verſorgt werden können, iſt 
triebe und ihre örtliche Lage wird ſich im weſentlichen nur 


zu den Wiederverkäufern wird teils durch die mit den Her⸗ 
tellungsbetrieben verbundenen Lager, teils durch Vermittler 


ihr ſelbſt hergeſtellten und vertriebenen Schnäpſe be⸗ 


die Mindeſtmengen, die ein Wiederverkäufer beziehen 


erſchätzen ijt auch die erhebliche Erſparnis an Berwaltungse 
— 4 durch Verſagung der Stundung erzielt wird, Da 


uuns durch Stundung der Preiſe für ihre Erzeugniſſe 


0 die Niucfäbrung der Maßnahme nicht auf CO 3 55 


fie in et Verkehr 1 werden. 
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Die Wiederverkäufer (Gaſttvirke, Händler a find 
bie von der Monopolverwaltung fir fie feſtgeſetzten ei 
bei Abgabe in Mengen von einem Viertelliter oder mehr g. 
bunden. Kleinere Mengen, insbeſondere zum unmittelbar 
Verzehre, können jie zu beliebigen Preiſen abgeben (8 1 
Gegen Überforderung iſt der Verbraucher dadurch geſchützt, 
daß er die Abgabe eines Viertelliters zu dem von der Monopole 
verwaltung feſtgeſetzten Preiſe verlangen kann (§ 114). Dieſes 
Verlangen kann aber nur unbeſchadet der aus öffentlichen 
Gründen erlaſſenen Einſchränkungen und Verbote geltend 
gemacht werden. Damit der Verbraucher in der Lage iſt, 
die Preisforderung des Wiederverkäufers zu prüfen, kann 
letzterem aufgegeben werden, die Preistafel der Monopol⸗ 
erzeugniſſe in ſeinem Geſchäftsraum offenzulegen (§ 115). 
Die Verbote des § 116 dienen der Monopolverwaltur 
und dem Verbraucher. Dem Verbraucher ſichern ſie die Liefe⸗ 
rung einer dem angelegten Preiſe entſprechenden Ware; die 
Monopolverwaltung ſchützen ſie gegen Minderung der Monopol⸗ 
einnahme durch Lieferung verwäſſerter Ware. Dieſer Schutz⸗ 
zweck iſt am ſicherſten zu erreichen durch Lieferung der Monopol⸗ 
erzeugniſſe ausſchließlich in Flaſchen. Doch iſt damit d 
Nachteil größerer Verpackungs⸗ und Frachtkoſten verbunde 
Eine geſetzliche Feſtlegung nach der einen oder anderen Richtung 
iſt nicht zweckmäßig. Deswegen iſt zunächſt ausſchließliche Liefe⸗ 
rung in Flaſchen vorgeſehen, dem Bundesrat aber die Er⸗ 
mächtigung gegeben, die 1 in anderen Behältniſſen 
zuzulaſſen. i 


§ 109. Der Mono polverwaltung liegt die Ver⸗ 


Zucker in 100 Liter enthalten, nicht anzuſehen. 
Die Monopolverwaltung beſtimmt, we 
Monopolerzeugniſſe hergeſtellt und in welcher 3 


0 der dem n dienenden Erzeugniſſe 
andelt. Die Verarbeitung von ausländiſchem Branntwein 
1 Monopolerzeugniſſen iſt nur inſoweit geſtattet, als es ſich 


Verſchnitte von Kognak, Arrak oder Rum anzuſehen ſind. 
Das Monopolamt beſtimmt, welche Monopolerzeugniſſe 
hergeſtellt und in welcher Form ſie in den Verkehr gebracht 
werden. 
Die geänderte Faſſung beruht auf einen Antrag Nr. 71 
der Ausſchußverhandlungen. Zu dem Antrag hatte der Antrag⸗ 
bauer ausgeführt: Im Intereſſe des Deſtillationsgewerbes 
fei es notwendig, entſprechend den von der Regierung ſelbſt 
abgegebenen Erklärungen die Herſtellung von Trinkbranntwein 
oi Die dem Maſſenverbrauch dienenden gewöhnlichen Sorten 
zu beſchränken und die Herſtellung der feineren Getränke, 
8 Liköre und Verſchnitte dem freien Gewerbe vorzubehalten. 
Das müſſe aber auch geſetzlich feſtgelegt werden, ſonſt ſei es 
i möglich, daß die Monopolverwaltung ſpäter doch zu den 
feineren Sorten übergehe und das freie Gewerbe völlig be— 
ſeitige, ohne daß dann eine Entſchädigung gezahlt zu werden 
i brauche, wie ſie jetzt für die übrigen Deſtillateure feſtgelegt ſei 
Ein Vertreter des Reichsſchatzamts erklärte dazu: „Nach 
AG 113 des Monopolentwurfs liegt dem Ntonopolamt die Bere 
i euung des Branntweins zu Monopolerzeugniſſen, d. h. 
Trinkbranntweinen ob, ſoweit es ſich um dle Herſtellung der 
dem Maſſenverbrauch dienenden Erzeugniſſe handelt. Eine 
genaue Beſtimmung des Begriffs: Erzeugniſſe, die dem Maſſen⸗ 
verbrauch dienen, läßt ſich nicht geben, ohne der Ntonopol- 
rwaltung Schranken zu ziehen, die ihre Tätigkeit in einer 
em Monopolgedanken abträglichen Weiſe einengen. Die 
chranken ergeben ſich aus dem Monopolbetriebe ſelbſt. In 
dem Großbetriebe liegt das Beſtreben der Vereinheitlichung, 
er Vereinfachung. Die Erzeugniſſe ſolcher Betriebe müſſen 
iſſen (und zwar tunlichſt wenigen) Typen entſprechen. 
wird daher die Monopolverwaltung zwangsläufig davon 
gehalten werden, Trinkbranntweine, die heute als Speziali⸗ 


— 


5 


ie 


: ey als e Taßellitöre uj, zu 0 
Markenſchutz vertrieben werden, in Wettbewerb 
privaten Betrieben herzuſtellen. Die Herſtellung ſolcher, 
hochwertiger Feinſchnäpſe beſonderer Art ſoll und wi 


weins feſtgeſetzte Preis gezahlt wird. Die Bere 


5 Brennereigruppen; beantragen mehrere Vereini⸗ i 
gungen einer Brennereigruppe die Überlaſſung des 


krechtigte Vereinigung. Die Verpflichtung der 
Monopolverwaltung zur Überlaſſung des Brannt⸗ 
ie weins cht, wenn eine Vereinigung zu weſtehe 


. Geſetz gekommen 6 113 à des 1 
5 18 die Exiſtenz der Kornbrennereien notinenbigen 8 
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Privatbetrieben ſchon um deswillen vorbehalten bleiben, 
ihre Herſtellung und ihr Vertrieb mit dem e 
Monopols 1 vereinbar iſt.“ 92 


8 1101). Beſtehen bei Inkrafttreten dieſes Ge. . . 
ſetzes Vereinigungen von Brennereien, die ent 
weder lediglich Kornbranntwein (§ 151) oder tie 
Branntwein lediglich aus den im § 4 bezeichnete 
Stoffen herſtellen, ſo hat die Monopolverwaltung 
einer ſolchen Vereinigung auf Antrag die Über⸗ 
nahme und Verwertung dieſes Branntweins, ſoweit 
der Erzeuger nicht nach § 12 die Überlaſſung zu ‘a 
eigenen Verwertung beantragt hat, zu überlaſſen, 
ſofern die Vereinigung lediglich dieſen Branntwein 
zu Trinkbranntwein verarbeitet und Sicherheit daf 
bietet, daß vom Inkrafttreten des Geſetzes an die 
ihr geſtellten Bedingungen erfüllt werden, inde 
beſondere daß der für die Überlaſſung des Brannt⸗ 


pflichtung der Monopolverwaltung zur Uberlaſſung 5 


des Branntweins beſteht nur gegenüber je eine 
Vereinigung innerhalb der bezeichneten zwei 


Branntweins, ſo beſtimmt der Bundesrat die be : 


der regelmäßigen Verkaufpreiſe für unver⸗ 


ückſichtigung der Koſten für die Verarbeitung 
Branntweins zu Monopolerzeugniſſen und der 


Vertrieb. 
§ 112. Die Monopolerzeugniſſe ſind an jeden, 
er ſich gewerbsmäßig mit dem Verkaufe von 
nibranniwein an Verbraucher befaßt (Wieder— 
äufer) zu liefern, eine Abgabe unmittelbar an 
rbraucher findet nicht ſtatt. Die Monopol— 
waltung kann die Lieferung ablehnen, wenn der 
ederverkäufer wiederholt wegen Verletzung der 
rſchriften der §§ 114 bis 116 beſtraft worden iſt. 
Die Monopolverwaltung kann Mindeſtmengen 
ir die Lieferungen feſtſetzen. 
Der Raumgehalt der Kleinverkaufbehältniſſe, in 


icht kleiner als 0,25 Liter ſein. 
4 Wiederverkäufer. 
8 113. Der Wiederverkäufer hat vor Eröffnung 


e Beauftragten der Monopolverwaltung 


eiteten Branntwein (§ 107 Abſ. 1 Nr. 1) unter 


ſten beim Betriebe dieſer Erzeugniſſe feſtzuſetzen. 


en Monopolerzeugniſſe geliefert werden, darf 


ſe ines Betriebs der Steuerbehörde ſchriftliche An⸗ 
8 ige hiervon zu machen. Er erhält eine Beſcheini⸗ 
, die auf Verlangen beim Bezuge der Erzeug⸗ 
ſowie den die Aufſicht führenden Beamten 5 


nicht an der Verkaufſtelle verzehrt werden, ni 


224 ie. ‘Branntimeinmonopatgett. 88 114 6. 


§ 114. Wiederverkäufer ſind, ſoweit ſie M 
polerzeugniſſe in einzelnen Mengen von 0,25 Li 
oder mehr abgeben, au die von der Monopolverw 
tung feſtgeſetzten Preiſe gebunden. Sie dürfen 
Abgabe in dieſen Mengen, ſofern die Erzeugn 


verweigern. 


§ 115. Wiederverkäufer haben auf Verlange 
der Steuerbehörde Abdrucke einzelner Teile dieſe 
Geſetzes oder die die Preisgrenzen e 
Beſtimmungen der Monopolverwaltung in : 
Verkauſſtelle an in die Augen fallender Stelle on | 
zuhängen. 


Verbote. * 
5 116. Es iſt verboten 


Geruch, Geſchmack oder 1 zu ver“ 
ändern; jedoch iſt das Miſchen der Monopol⸗ 
erzeugniſſe miteinander oder mit anderen 
Stoffen auf Verlangen des Verbrauchers zu 
Zwecke des ſofortigen Genuſſes geſtatte; 
2. die Verſchlüſſe der Kleinverkaufbehältniſſe 
oder die zu ihrer Sicherung angebrachte 
Vorkehrungen zu entfernen, bevor die B 
hältniſſe geöffnet werden; 
3. die Monopolerzeugniſſe anders als unmitt 
bar cus den Behältniſſen, in denen fie 
liefert ſind, abzugeben; 
4. die Monopolerzeugniſſe in Mengen U 
0,25 Liter oder mehr anders als in den v 
ſchloſſenen Kleinverkaufbehältniſſen der Mo 
polverwaltung abzugeben. 
Der Bundesrat kann Ausnahmen von den B 
sree im Abſ. 1 Nr. 3 und 4 „ 1 


1 1), Trinkbranntwein, den icht die Monopol⸗ 
ung herſtellt, unterliegt bei d d mae 


ee ae 1 


erſtellung einer beſonderen in die Reichskaſſe is 


ßenden Abgobe von 1 Mark für das Liter 
rtigen Trinkbranntwein (Freigeld). 


rünglich „Verarbeitungsgebühr“ genannt, was dem Weſen 
dieſer Lizenz nicht recht entſprach. Über die Bedeutung des 


außerhalb des Monopolbetriebs hergeſtellten Trinkbrannt⸗ 
weine werden Erzeugniſſe ſein, die ſich in der Beurteilung der 
Verbraucher durch den Geſchmack oder ſonſtige Eigenſchaften 


Monopolerzeugniſſe. Wer aber dieſe beſonderen oder durch 


zahlen; in der Verarbeitungsgebühr (Freigeld) wird der Nur 
getroffen. 
i Die Gebühr foll durch Gebührenzeichen entrichtet werden. 


des Zigarettenſteuergeſetzes an. In den Ausſchußverhandlungen 


ür den ausgeführten Trinkbranntwein die Verarbeitungs⸗ 


angebracht zu werden brauchten“ (§ 119). Die gleiche e 
eres ſei auch in anderen Geſetzen üblich. 


Entrichtung des Freigelben 
8 118. Das Freigeld iſt mittels Anbringens 


iſſen von demjenigen zu entrichten, in deſſen Auf⸗ 
ag oder für deſſen Rechnung die Behältniſſe mit 
it 1 befüllt werden, bevor die kante 


1) Der 8117 (§ 120 des Entwurfs) hatte das Freigeld ur⸗ 


beſonderen Ruf ausgezeichneten Feinſchnäpſe oder Obſt⸗ 
branntweine trinken will, kann dieſen Genuß auch teurer be⸗ 


5 117 gibt die amtliche Begründung dahin Aufſchluß: Die 


* 


beſonders auszeichnen und im allgemeinen (auch ohne eo 
arbeitungsgebühr, Freigeld) teurer fein würden, als die 


Die hierzu vorgeſehenen Vorſchriften lehnen ſich an diejenigen 
erklärte dann ein Regierungsvertreter auf eine Anfrage, daß 


gebühr (Freigeld) nicht bezahlt zu werden brauche. Das ſei 
die Bedeutung der Beſtimmung, daß „keine Gebührenzeichen 


re 


on Freigeldzeichen an den Kleinverkaufbehält⸗ 5 ai 


ry, 


— 


beträge der Freigeldzeichen, über ihre Form, 


ſetzungen feſt, unter denen für verwendete oder 


handelt, die Aufſchrift „Deutſches Erzeugnis“ tragen. 


ſicht vor der Entnahme aus der Füllſtätte an⸗ 


- Menge und Weingeiſtgehalt ſowie der Name u 


8 Catach Megs dite 
Piss 7 F ne eg Roles. 
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Die näheren Beſtimmungen Wer die Wert 


Sse 


Anfertigung, ihren Vertrieb und die Art ihrer Vers 
wendung trifft der Bundesrat. Er ſtellt die Voraus⸗ 


unverwendbar gewordene Freigeldzeichen ein Erſatz 
der bezahlten Freigeldbeträge gewährt werden darf. 
Freigeldzeichen, die nicht in der vorgeſchriebenen 
Weiſe verwendet und entwertet ſind, werden als 
nicht verwendet angeſehen. 7 

Die Freigeldzeichen follen, ſoweit es ſich nicht 
um unverſchnittene ausländiſche Branntweine 


§ 119. Freigeldzeichen brauchen nicht an 
gebracht zu werden, wenn der freigeldpflichtige 
Trinkbranntwein zur Ausfuhr unter amtlicher Auf 


gemeldet wird. 


Vgl. hierzu die Ausführungen am Schluß der Anmertun a 
zu § 117. a 


Verpackungszwang. 1 

§ 120. Freigeldpflichtiger Trinkbranntwein darf 
nur in verſchloſſenen Behältniſſen von nicht mehr 
als einem Liter Rauminhalt aus dem Herſtellungs⸗ 
betrieb entfernt werden. Der Bundesrat kann die 
Verſendung freigeldpflichtiger Erzeugniſſe, die nicht 
in der Herſtellungsſtätte auf Behältniſſe der be⸗ 
zeichneten Art gefüllt ſind, unter Anordnung v 
Sicherungsmaßnahmen zulaſſen. 0 

Auf jedem Behältnis iſt der Inhalt nach A 


Sitz der Firma des Freigeldpflichtigen angugeb 
Die Firmenbezeichnung kann durch ein geſetzl 
geſchütztes, der Steuerbehörde mitzuteilendes Wa 


_Sranmtnenmonapote, 88 121, 122. 227 


ben erſetzt werden. Dieſe Vorſchriften beziehen 
ſich nicht i Trinkbranntwein, der zur Ausfuhr be⸗ 
* iſt. 
5 Anmeldung des Betriebs und der Räume. 
8 121. Wer gewerbsmäßig freigeldpflichtigen 
Untbranntwein herſtellen will, hat dies vor der 
Eröffnung des Betriebs unter Bezeichnung der 
Erzeugniſſe der Steuerbehörde ſchriftlich en eigen 
und gleichzeitig eine Beſchreibung der Betriebs- 
und Lagerräume ſowie der damit in Verbindung 
ſtehenden oder unmittelbar daran angrenzenden 
Räume vorzulegen. 

Freigeldpflichtiger Trinkbranntwein darf nur in 
den angemeldeten Betriebsräumen gewerbsmäßig 
hergeſtellt werden. 

Wer neben der gewerbsmäßigen Herſtellung von 
freigeldpflichtigem Trinkbranntweine den Verkauf 
von Trinkbranntwein im kleinen, insbeſondere zum 
Verzehr an der Verkaufſtelle betreiben will, hat dies 
unter genauer Beſchreibung der Räume für den 
Kleinverkauf der Steuerbehörde anzuzeigen. Die 
Betriebe unterliegen den von der Steuerbehörde 
zur Sicherung der Einnahme anzuordnenden Maß— 
nahmen. 
* ö Anzeige von Anderungen. 
8 122. Jede Anderung in den angemeldeten 
Verhältniſſen iſt der Steuerbehörde binnen einer 
Woche anzuzeigen. 
Betriebsinhaber, die den Betrieb nicht ſelbſt 
leiten, haben der Steuerbehörde diejenige Perſon 


or 


zu bezeichnen, die als Betriebsleiter in ihrem 


= enigen im § 128 Moa 2 auch 1155 den Betriebsleiter. 
* 15* 


a 8 123. da e Trinkb: 
dn in den ene Räumen 


1 macht werden. Er iſt in 751% Mae dera 
zu lagern, daß die Aufſichtsbeamten jederzeit in d 
Lage ſind, die Beſtände feſtzuſtellen. Über Bu- 1 
Abgang der Erzeugniſſe ſind Anſchreibungen 
führen, die der Beſtimmung der Steuerbeh 
entſprechend aufzubewahren und den Beamten 
gänglich zu halten ſind. 
Die Beſtände ſind von Zeit zu Zeit amtlich 
zuſtellen und mit den Anſchreibungen zu vergleiche 
Von der Erhebung des Freigeldes für Fehlmenge 
iſt abzuſehen, wenn ie ſoweit dargetan wird, de 
die Fehlmengen auf Umſtände zurückzuführen 9 } 
die eine Freigeldſchuld nicht begründen. 
Inhaber von Betrieben, in denen freige 
pflichtiger Trinkbranntwein hergeſtellt wird, 
verpflichtet, über den Bezug und die Verarbeit 
des Branntweins ſowie über den Verbleib 
Branntweins, insbeſondere über den Abſatz 
Trinkbranntweins, nach näherer Anweiſung 
Bundesrats Buch zu führen. Nach Ermeſſen 
Steuerbehörde kann die Verpflichtung zur Führ 1g 
von An e auch auf die zur Er 


niſſe ausgedehnt toured: | 

dpd 124. Die Vorſchriften der §§ 62 bi 
auf Betriebe, in denen freigeldpflichtiger ‘ 
branntwein hergeſtellt, behandelt oper eae n 
eentſprechende Anwendung. f 


ee mit „„ Seintbranntw i 
Rü T 


3 B triebs der Steuerdehbr rde e 
Er iſt eee den Beamten der 


een Art zum Nachweis, daß ſie rik 1 
rgeſchriebenen Freigeldzeichen verſehen ſind, zu 
üblichen Geſchäftsſtunden auf Verlangen vor⸗ 
igen. ee 
bi 126. Die Freigeldzeichen find an den Be⸗ 
hältniſſen ſo lange zu erhalten, bis dieſe geöffnet 
rden. Geöffnete, ganz oder teilweiſe entleerte ge 
hältniſſe dürfen mit Trinkbranntwein nicht nacht 5 
üllt werden. Teilmengen eines Behältniſſes 
oy gum Bet an pee be tana nur bac: 1 


000 


egese 555 von tee e verwen 
rden. 

; Wer als Verkäufer frei geldpfli chtigen Trink⸗ 
branntwein empfängt, der nicht in Behältniſſe der 
vorgeſchriebenen Art abgefüllt oder der in Behält :! 
iſſe abgefüllt ift, die nicht in der vorgeſchriebenen 
eiſe bezeichnet und mit Freigeldzeichen verſehen a 
md, hat innerhalb einer Friſt von drei Tagen der 

81 euerbehörde Anzeige zu erſtatten. . 


Gemiſchte Betriebe. 


127. Für Betriebe, in denen freigeldpflichtiger Re ot 
kbranntwein hergeſtellt und in denen noch gu Role 
eren Zwecken Branntwein verwendet wird oder 8 Bak 


it einem Ausſchank von Trinkbranntwein vere 
find, können von der Steuerbehörde bee ir 
. zur Sicherung des Tot 


, Brnnnteeinmonapotgee un n. a 
Verſchürfte Aufſicht. 


§ 128. Sind Herſteller oder Verkäufer von 
freigeldpflichtigem Trinkbranntweine wegen Hinter⸗ 
ziehung des Freigeldes beſtraft worden, ſo kann der | 


Betrieb beſonderen Aufſichtsmaßnahmen unterſtellt, 


im Wiederholungsfall auch von der oberſten Landes⸗ 


finanzbehörde unterſagt werden. Die Koſten fallen 
dem Betriebsinhaber zur Laſt. 


Verwertung des Branntweins zu ermäßigten Verkaufpreiſen. 


§ 129. Zu ermäßigten Verkaufpreiſen iſt ab⸗ 


zugeben: 
1. Branntwein, der ausgeführt wird, 
2. Branntwein, der zu gewerblichen Zwecken, 
zur Bereitung von Speiſeeſſig oder zu Putz-, 
Heizungs⸗, Koch⸗ oder Beleuchtungszwecken 


verwendet wird, nach näherer Beſtimmung 


des Bundesrats. 
Der Bundesrat wird ermächtigt, auch die Ab⸗ 
gabe ſolchen Branntweins zu ermäßigten Verkauf⸗ 


preiſen zuzulaſſen, der in öffentlichen Kranken⸗, 


Entbindungs⸗- und ähnlichen Anſtalten oder in öffent⸗ 
lichen wiſſenſchaftlichen Lehr⸗ und Forſchungs⸗ 
anſtalten verwendet wird. 


— 


Zu ermäßigten Verkaufpreiſen ſoll im allgemeinen der 
Branntwein abgeſetzt werden, der nach S 3 des Branntwein⸗ 


ſteuergeſetzes von der Verbrauchsabgabe befreit iſt. 


Die Zuläſſigkeit der Verwertung von Branntwein zu g 
ermäßigten Verkaufpreiſen bei Verwendung in Kranken-, b 
Entbindungs⸗ und ähnlichen Anſtalten entſpricht dem Grund⸗ : 


fag des geltenden Rechtes. 


Der zu gewerblichen Zwecken einſchließlich der Eſſig⸗ 
bereitung zu Putz⸗, Heizungs⸗, Koch⸗ oder Beleuchtungs⸗ 
zwecken verwendete Branntwein iſt nicht nur von der Ver⸗ 


brauchsabgabe befreit, ſondern noch dadurch begünſtigt, daß 


aus den Einnahmen an Betriebsauflage und dem ae 
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een Geldbeſtande 1 der Vergällung Berg li de 
zahlt werden. Durch die Zuſchüſſe in dieſer Höhe war es 
öglich, daß insbeſondere der vollſtändig vergällte Brannt⸗ 
n in immer ſteigendem Maße Abſatz fand, ſo daß eine 


her Erzeugung vermieden werden konnte. Würde die Monopol⸗ 
rwaltung gezwungen ſein, den vollſtändig vergällten Brannt⸗ 
ein zu dem Preiſe abzuſetzen, der ſich aus dem dem Brenner 
zu zahlenden UÜbernahmepreis und dem entſprechenden Anteil 
an den gefamten Verwaltungskoſten ergibt ſowie zuzüglich 
der Koſten der Vergällung und des Vertriebs, ſo würde der 
Umfang dieſes Abſatzes ſtark ſinken, ſo daß die Brennereien 
nicht nur unter dem weiteren Rückgang des Trinkverbrauchs 
leiden würden, ſondern auch ihre Erzeugung wegen erheblichen 
Rückganges im Verbrauche des zu anderen Zwecken beſtimmten 
Branntweins noch weiter einſchränken müßten. Es find dem- 
nach Maßnahmen zu treffen, die eine Verwertung des zu 
gewerblichen Zwecken ausſchließlich der Eſſigbereitung, zu Putz-, 
Heizungs⸗, Koch- oder Beleuchtungszwecken beſtimmten Brannt- 
weins zu Preiſen ermöglichen, die unter den Geſtehungskoſten 
bleiben. Das iſt in dem § 131 geſchehen. 


Branntwein zu gewerblichen Zwecken. 


8 130. Der zu ermäßigten Verkaufpreiſen ab⸗ 
zugebende Branntwein iſt beſonderen Aufſichts- 
maßnahmen zu unterwerfen; er kann zu dem 
Zwecke vergällt werden. 

Die Vergällung des Branntweins iſt entweder 
vollſtändig, d. h. derart, unverwendbar zu machen, 
oder unvollſtändig, d. 5 derart, daß ſie an ſich 
als genügend erachtet wird, den Branntwein zum 


5 Die vollſtändige Vergällung des Branntweins 
ſteht ausſchließlich der Monopolverwaltung zu. 


dem Rückgang des Trinkverbrauchs entſprechende Einſchränkung 


4 a eioticciattuns Stic (§ 130 fit ee iſt für die 
Verbraucher vorteilhaft und dient der Sicherung der Monopol⸗ 


oe kann ferner durch Großbezug die Koſten des Bere 4 


ey a Reinheit und Alkoholgehalt geboten. 


e oder Beleuchtungszwecken verwendet wird, ſollet 
für das Hektoliter Weingeiſt mindeſtens 20 M 
. niedriger ſein als der Branntweingrundpreis; a 
ez moe . e aoe „ der nie 


— — 5 — 


einnahme. Die Verwaltung iſt in der Lage, einen für die 
gewerblichen Zwecke ausgewählten Branntwein zu verwenden 
und dem Verbraucher gegenüber eine Gewähr für die Eigen⸗ 

ſchaften der Ware zu übernehmen. Die Verwaltung 


gällungsmittels verbilligen und durch richtige Zuleitung 
der Mengen an die Verbrauchsſtellen auf Erſparniſſe 
hinwirken. Sodann iſt zu erwägen, daß mit der höheren Be⸗ 
laſtung des Branntweins zugunſten der Reichskaſſe die Gefahr 
der Hinterziehung geſteigert wird. Übernimmt die Monopol⸗ 
verwaltung die vollſtändige Vergällung, jo kann fie dieſer 
Gefahr wirkſam begegnen, indem ſie von Zeit zu Zeit dem 
Vergällungsmittel Zuſätze beifügt, die nicht ſogleich erkannt 
werden können und die Wiedergewinnung von Trinkbrannt⸗ 
wein im Wege der Deſtillation weſentlich erſchweren, auch die 4 
Entdeckung ſolcher Hinterziehung erleichtern. Der vollſtändig 
vergällte Branntwein wird in der bisher üblichen Weiſe weiter 
abgeſetzt werden. Die Reinigungsanſtalten oder beſondere 
große Abfüllſtellen ſollen die Mittelpunkte für die Verſorgung 
eines beſtimmten Abſatzgebiets bilden. Ihnen würde der 
Branntwein zu einem Einheitspreiſe geliefert und die Ver⸗ 
pflichtung auferlegt werden, ihn mit einem feften Aufſchlag 
für die Abfüllkoſten und die ſonſt mit dem Vertriebe ver⸗ 
bundenen Laſten an Wiederverkäufer und Verbraucher weiter⸗ 
zugeben. Der Branntwein wäre wie bisher in verſchloſſenen 
Behältniſſen beſtimmter Größe mit Angabe des Alkohol⸗ 
gehalts zu vertreiben (§ 143); hierdurch wird Gewähr für 1 
einwandfreie Beſchaffenheit der gelieferten Ware in Beziehung a 


8 131. Die Verkaufpreiſe für Branntwein, der 
5 — aecaticyen Zwecken, zu Putz⸗, Heizungs⸗, Koch 


: eee weiter 1 ey oder bis zum Bes | . 8 
ye der Geſtehungskoſten von Branntwein dieſnr 
herabgeſetzt werden. Die Mehrkoſten, die durch 

Vertrieb von vollſtändig vergälltem Branntwein 
Kleinhandelbehältniſſen (§ 143) entſtehen, trägt 


. Pe 132. Der Verkaufpreis für Branntwein, der 
jach unvollſtändiger Vergällung zur Bereitung von 
peiſeeſſig verwendet wird, wird unter Wahrung 
der Selbſtkoſten in den Grenzen feſtgeſetzt, innerhalb . 
deren die Herſtellung von ſolchem Eſſig aus Brannt⸗ i = 
wein gegenüber der Herſtellung von Eſſigſäure, die 
der Verbrauchsabgabe unterliegt (§ 144), wett⸗ 8 pete 
bewerbsfähig bleibt. i = 
Hierzu führt die amtliche Begründung aus: Während 
nach dem Branntweinſteuergeſetze vom 24. Juni 1887 
in ſeiner zuletzt geltenden Faſſung für Branntwein, der ve 
me Eſſigbereitung verwendet wurde, die Maiſchbottichſteuer 
erſtattet und die Brennſteuer vergütet wurde, gewährte das 

Branntweinſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 keine Vergütung 
der Betriebsauflage bei Verwendung des Branntweins gur 
nal ighereitung. Der Schutz des Gärungseſſiggewerbes gegen 
damals allein in Betracht kommende Holzeſſiginduſtrie oR 2 20 85 
In de durch eine Verbrauchsabgabe gewährt, die auf 0,30 M a 
HY das Kilogramm waſſerfreie Eſſigſäure feſtgeſetzt wurde 8 
110 Branntweinſteuergeſetz). Dieſer Satz ſcheint einen as 
leich darzuſtellen zwiſchen dem Beſchluſſe der 32. Rome 
* des Reichstags, nach dem 0,40 4 verlangt wurden, ee 5 


er dahin ging, für die Belaſtung des Branntweins mit % = 3 
ange: i. ihe bon 18 / auf der Grune einer 9928 ck 


234 Branntweinmonopolgeſetz re ee 


135 Liter Alkohol durch Belaſtung der Eſſigſäure mit ae 3 


= 24 l Entſchädigung zu gewähren (Verhandlungen des 
Reichstags Bd. 237 S. 9041 bis 9045, S. 9303 BC D und 
9307 A und Bd. 257 S. 7970, Druckſache Nr. 1602 Ziff. 8). a 
Durch das Geſetz vom 14. Juni 1912 wurde wieder eine Bers 
gütung der Betriebsauflage für Branntwein zur Eſſiggewinnung 
angeordnet, die Eſſigſäureverbrauchsabgabe aber mit Rückſicht 
auf die nach Aufhebung des Branntweinſteuerkontingents zu 
erwartende Steigerung des Branntweinpreiſes aufrechterhalten. 
Dieſer Schutz genügte anſcheinend im Frieden, um die zurzeit 
etwa 680 Gärungseſſigbetriebe lebensfähig zu erhalten. Im 
Kriege fiel der Wettbewerb der Holzeſſigſäure fort, da der 
eſſigſaure Kalk fehlte, der bis dahin zumeiſt aus Amerika ein⸗ 
geführt wurde; der Preis des Eſſigbranntweins konnte im 
Kriege infolge des Fehlens dieſes Wettbewerbes weſentlich 
erhöht werden, ſo daß er die Geſtehungskoſten nicht unerheblich 
überſtieg und eine Senkung der Preiſe des für andere Zwecke 
abzugebenden Branntweins ermöglichte. Nach § 110 des 
Branntweinſteuergeſetzes wird nur von der Eſſigſäure die 
Verbrauchsabgabe erhoben, die im Inland aus Holzeſſig oder 
eſſigſauren Salzen gewonnen iſt. Im Kriege begann ſich eine 4 
Induſtrie zu entwickeln, die aus Kalziumkarbid oder dem bei 
einem beſonderen Verfahren abfallenden Aldehyd Eſſigſäure 
gewinnt. Bei Einführung der Eſſigſäureverbrauchsabgabe kam 
die gewerbsmäßige Herſtellung von Eſſigſäure aus Aldehyd 
noch nicht in Betracht; anderenfalls wäre ohne Zweifel auch 
dieſe Eſſigſäure mit der Verbrauchsabgabe belaſtet wor den. 
Durch den Fortſchritt der Induſtrie kam es zu dem un⸗ 
erwünſchten Zuſtande, daß zum Schutze des Gärungse ſſig⸗ 
gewerbes nur der ältere Wettbewerber (Holzeſſiginduſtrie) be⸗ 
laſtet wurd e, der neu aufgetretene Wettbewerber (Aldehyd⸗ 
eſſiginduſtrie) aber nicht. Dieſen Unzuträglichkeiten war in 
ÜUbereinſtimmung mit der Abſicht des Branntweinſteuergeſetzes 
nur dadurch abzuhelfen, daß alle in anderer Weiſe als im 
Gärungsverfahren gewonnene Eſſigſäure der im § 110 de 
genannten Geſetzes bezeichneten Eſſigſäure gleichgeſtellt un 
damit, ſoweit ſie nicht ausgeführt oder zu gewerblichen Zweck 


1 

NS 

e 
* — 
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wendet werden foll, ber Verbrauchsabgabe unterworfen 
f ee Die Bekannt machung des Bundesrats vom 18. Oktober 
17 (RGBl. S. 934) zog dieſe Schlußfolgerung. Eine 
weitgehende Begünſtigung, wie jie der zur Herſtellung 
von Eſſig beſtimmte Branntwein durch das Geſetz vom 
14. Juni 1912 erfahren hat, beizubehalten und den Brannt- 
hein grundſätzlich noch unter den Selbſtkoſten abzugeben, 
Herſchien aber nicht gerechtfertigt. Soweit es ſich mit der Er⸗ 
haltung des Gärungseſſiggewerbes vereinbaren läßt, wird der 
zur Speiſeeſſigbereitung beſtimmte Branntwein durch die 
Monopolverwaltung ſo zu verwerten fein, daß der Verkauf⸗ 
preis mindeſtens den Übernahmepreis und die Koſten des 
Vertriebs deckt, tunlichſt auch zu den Koſten des Vertriebs des 
vollſtändig vergällten Branntweins beiträgt und wenn möglich 
einen, wenn auch geringen, Überſchuß abwirft. Die Unterlagen 
für die Beurteilung der zukünftigen Geſtaltung ſind zu unſicher, 
um jetzt beſtimmte Preisgrenzen bezeichnen zu können, innerhalb 

deren die angegebenen Ziele zu erreichen wären. Es dürfte 
daher das richtige ſein, auf das angegebene Friedensverhältnis 
als Grundlage der neuen Berechnung der Eſſigſäureverbrauchs⸗ 
abgabe zurückzugreifen, aber dieſe nicht in ein ſtarres Ver⸗ 
hältnis zu dem Branntweinpreiſe zu bringen. Der Ungewißheit 
der weiteren Entwicklung gegenüber empfiehlt es ſich, der 
preisbeſtimmenden Stelle (Monopolamt und Beirat) weit- 
gehende Freiheit in der Berückſichtigung aller Umſtände zu 
laſſen und ihr nur als allgemeine Richtlinie die Vorſchrift zu 
geben, daß der Preis für den zur Speiſeeſſigbereitung be— 
ſtimmten Branntwein fo bemeſſen werden ſoll, daß die Here 
ſtellung von Eſſig aus Branntwein gegenüber der Herſtellung 
von Eſſigſäure, die der Verbrauchsabgabe unterliegt, wett— 
bewerbsfähig bleibt. Da dieſe Vorſchrift eine Sollvorſchrift 
eit. ift die preisbeſtimmende Stelle auch in der Richtung jener 

allgemeinen Vorſchrift nicht unbedingt feſtgelegt. Sollte ſich 
hieraus etwa eine Gefährdung für das Gärungseſſiggewerbe 
ergeben, der auch der Bundesrat nicht abhelfen könnte (eine 
Entwicklung, die nur bei dauernder und ſehr weitgehender 


ſoll, af ee. Berka bis zur 0 enze 
Selbſtkoſtenpreiſes ermäßigt werden. ö 


1 134. Bei der Au fuhr von Branntwein, de 


Teile des eigen Branntweinverkaufpreiſe 
oder Branntweinaufſchlags belaſtet war (§ 15), und 
: . in gleicher Weiſe belaſtetem Trinkbranntweine 
kann nach näherer Beſtimmung des Bundesrats 
der Unterſchied zwiſchen dem Reſtbetrage des um 
den der Hektolitereinnahme entſprechenden Teil ge⸗ 
kürzten regelmäßigen Verkaufpreiſes und dem 
Selbſtkoſtenpreiſe vergütet werden. a 
Bei der Ausfuhr von Br anntwein, der nach 4 
ee 12 dem Herſteller oder nach § 110 einer Vereini⸗ 4 
gung zur Verwertung überlaſſen wurde, und von 
‘3 aus ſolchem Branntwein hergeſtelltem Trinkbraunt⸗ 
weine wird der Branntweinaufſchlag, ſoweit er 
bezahlt worden iſt, in Höhe eines vom Bundesrate 
feſtzuſetzenden Durchſchnittsbetrags rückvergütet. 
Mehrere Ausſchußmitglieder brachten zu § 134 die in einer f 
Eingabe der Hamburger Ausfuhrfirmen vorgetragenen B 
ne | enten zur Sprache; dieſen Bedenken könne dadurch Rechnun 
5 getragen werden, daß das Reichsſchatzamt erkläre, es ſei nich 
4 he Abſicht der Monopolverwaltung, ſich auf den Exporthand 
einzulaſſen. Es fet doch ziemlich ſelbſtverſtändlich, daß di 
Monopolverwaltung ſich nicht auf den Exporthandel einlaſſen 
e und daß ſie, wenn ſie einmal zu einer Ausfuhr kommen 
: 5 1 etwa „ Händlern den Vorzug vor 1 


zuſtellen. Auf Anregung eines Regierungsvertreters 1 
Antragſteller den Antrag N ab, daß er die ursprünglich 


fegt e durch die Worte „in cate eines vom Bundesrat feſt 5 
zuſetzenden Durchſchnittsbetrags“. Mit dieſer Anderung wurde ae Be 


Pome" 


8 135. Bei der Ausfuhr von Trinkbr anne 1 
der im freien Verkehre hergeſtellt iſt, ſowie von 

Erzeugniſſen, zu deren Herſtellung Branntwein ae 
aus dem freien Verkehre verwendet worden We 
kann nach näherer Beſtimmung des Bundesrats der wag 
Unterſchied zwiſchen dem regelmäßigen Verkauf⸗ N 


preis und dem Selbſtkoſtenpreiſe vergütet werden. 2 


Abſ. 2 in der aus § 134 erſichtlichen Form Geſetz wurde. oe 


2 * 


VII. Abſchnitt. e 5 
Beſondere Vorſchriften. 


Branntweingewinnung im Meichsbetriebe. 1 5 


8 136. Die Herſtellung von Branntwein aus ey 
B Seliitoffen, einſchließlich der Ablaugen der Zellſtoff⸗ sae 
gewinnung, ſowie aus Kalziumkarbid und aus 
anderen Stoffen, aus denen Branntwein im Inland i 150 
gewerblich bisher nicht gewonnen worden iſt, ſteht, 
ſoweit nicht vom Bundesrat Ausnahmen zugelaſſen 

ind, ausſchließlich dem Reiche zu. ede es 
Die Monopolverwaltung hat die Maßnahmen ae 
pie die zur Herſtellung von Branntwein aus a 
dem Reichsbetriebe vorbehaltenen Stoffen 
ee * im 3 138 ee e 8 


3 * 


238 1 VV 475 137, 188. 


§ 137. Der Reichskanzler kann zur Fördern 
oder Nutzbarmachung nach dem Inkrafttreten die 


Weiſe vervollkommneter Verfahren der Bran 
weingewinnung aus den dem Reichsbetriebe v 
behaltenen Stoffen (§ 136 Abſ. 1) genehmigen, d 
Betriebe, in denen ſolche Verfahren erfunden ode 
vervollkommnet ſind, in dieſem Verfahren Brannt⸗ 
wein ausſchließlich für gewerbliche Zwecke des 
eigenen Betriebs herſtellen. Dieſe Branntwein⸗ 
mengen ſind auf die nach § 138 der Erzeugung durch 
Laugenbrennereien und Reichsbetriebe vorbehaltenen a 
Mengen anzurechnen. 
§ 138. Die Laugenbrennereien und die Reichs⸗ 1 
betriebe zuſammen dürfen, ſoweit nicht Beſchrän⸗ 
kungen nach § 137 einzutreten haben, in einem 
Betriebsjahr eine Branntweinmenge herſtellen, die 
10 Hundertteilen der geſamten Branntweinerzeu⸗ 
gung des vorhergehenden Betriebsjahrs entſpricht. 
Steigt der geſamte Jahresbedarf an Branntwein 
über eine Menge von drei Millionen Getto 
Weingeiſt, fo ijt den Laugenbrennereien und den 
Reichsbetrieben zuſammen die Hälfte der darüber 
hinausgehenden Menge zur Herſtellung weiter zu 5 
überweiſen. 0 
Der § 138 des Geſetzes (§ 140 des Entwurfs) lautete . | 
ſprünglich: bs 
| In den zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes zur 
Herſtellung von Branntwein aus Stoffen, deren Verarbeitung 
auf Branntwein dem Reiche vorbehalten iſt, betriebsfähig 
hergerichteten Betrieben, mit Ausnahme der Laugenbrennereien, 
darf Branntwein nur in dem der Leiſtungsfähigkeit der 8 7 5 


ee = 


geftellt werden; die Ausdehnung ſolcher Betriebe oder te 


: as neuer Betriebe dieſer Art iſt nur aus e , 


Beate 
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In den Reichsbetrieben und in den Laugenbrennereien 
nur ſo viel Branntwein hergeſtellt werden, als zu ermäßigten 
erkaufpreiſen (§ 132) zu verwerten iſt, vermindert um eine 
kenge, die der in anderen Betrieben als Nebenerzeugnis 
wonnenen Branntweinmenge entſpricht, ſofern die Unter⸗ 
laſſung dieſer Gewinnung infolge der Nichtausnutzung von 
Abfallſtoffen des Hauptbetriebs nach näherer Beſtimmung des 
Bundesrats wirtſchaftlich nicht tunlich iſt. 
8 Die neue Faſſung beruht auf einen Antrag Nr. 54 der 
Druckſachen, einen § 139 (§ 137 des Geſetzes) einzuſchieben 
und dem § 140 (§ 138 des Geſetzes) die aus dem Geſetz erſicht⸗ 
liche Faſſung zu geben. Der Antragſteller führte aus, für 
einen Teil der Branntweinherſtellung das Erzeugermonopol 
einzuführen, habe er die ſchwerſten Bedenken. Sein Antrag 
(Nr. 54; § 137 Geſ.) ſolle es der Induſtrie wenigſtens ermög⸗ 
lichen, an der techniſchen Entwicklung teilzunehmen und Nutzen 
daraus zu ziehen, insbeſondere auch der Teerinduſtrie zu ere 
möglichen, für ihre Betriebe ſelbſt Spiritus zu erzeugen. Um 
auch ſonſt dem bisher unentwickelten Verfahren eine Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeit zu verſchaffen, ſchlage er im Gegenſatz 
zu § 140 der Vorlage eine neue Faſſung vor, welche eine 
Kontingentierung für den Gärungsſpiritus und den chemiſchen 
Spiritus vorſehe. Die bisherige Erzeugung habe insgeſamt 
etwa 3½ Millionen Hektoliter betragen, wovon die Hälfte 
zu Trinkzwecken und die andere Hälfte als techniſcher Spiritus 
verwertet worden ſei. Wenn man einen Rückgang des Trink⸗ 
verbrauchs um die Hälfte zugrunde lege und der Verbrauch 
an techniſchem Spiritus ſich gleich bleibe, hätte man einen 
Geſamtverbrauch von 2,7 Millionen Hektolitern. Es beſtünden 
heute bereits Reichsbetriebe für Laugen- und Zellſtoffbrenne⸗ 
reien, die eine Jahresproduktion bis zu 300000 Hektoliter er- 
möglichten. Wenn man alſo für dieſe Reichsbetriebe 10% 
vorbehalte, jo könnten die vorhandenen Betriebe ſich voll be— 
tätigen und noch darüber hinaus eine Steigerung erfahren. 
Natürlich müſſe auch das Gärungsgewerbe Gewicht darauf 
en, eine weitere Entwicklungs möglichkeit zu haben, deshalb 


erzeugenden Branntwein die Hälfte dem Gärungsgewerbe 
1 


1 5 . 5 esiedsoerign. | 


he für die der ordentliche Rechtsweg zuläſſig ſein wi 
können nach näherer Beſtimmung des Bur 
rats Schiedsgerichte eingerichtet werden, die 1 
Ausſchluß des Rechtswegs endgültig entſche 
Dieſe Vorſchrift gilt nicht, ſoweit durch § 241 deß 
Beteiligten die Beſchreitung des ordentlichen Rechts 

1 wegs vorbehalten iſt. 9 


nie : (§ 104) gilt nicht als Leiſtung aus öffentlichen Rafer 
im Sinne des Artikel 92 des Einführungsgeſetz : 


15 Ae Zolltarifs erhalten folgende Faſſung: 5 3 


178 in. Behältniſſen bei einem Raum⸗ 


8 139. Zur Entſcheidung yon 5 


Die Zahlung des Branntweinübernahmepreiſes 


zum Bürgerlichen Geſetzbuch. ; 
8 140. Die nachſtehend 9 Nummer 4 


— 


Nummer Zollſag 5 
des 1 1 
Zolltarifs. 


¥ Last 


178/9 Branntwein: 


gehalte von 15 Liter oder mehr 
Lilbockt r ee ae 
a Kognak mit einem Weingeiſt⸗ 
. gehalte von nicht mehr als 
58 Gewichtsteilen in 100 
anderer Trinkbranntwein mit 
einem Weingeiſtgehalte von 
nicht mehr als 55 Gewichts⸗ 
teilen in 10 aa, i 
ſonſtige gebrannte iſtige 
Flüſſig keiten 
1 Anmerkung. Rum und Ar 4. 
„„ . eee von n 


8 
N 


N 8 


, eee 


aber nicht mehr als 74 Gewichtsteilen in 
100, bei Verarbeitung zu freigeldpflichtigem 

Trinkbranntweine mit einem Weingeiſt⸗ f 
gehalte von nicht mehr als 55 Gewichts⸗ trae 25 : 
teilen in 100 unter Zollſich erung. 750 Sits 


79 | in anderen Behältniſſen . 1400 
Anmerkung zu 178/9. Für Tink | 

branntivein ijt neben dem Bolle das Frei⸗ ees 

geld nach den für inländiſche Erzeugniſſe. 77 

„ geltenden Vorſchriften zu entrichten. . r 
187 | Speifeejfig: See. 


in Behältniſſen bei einem Raum 
gehalte von 15 Liter oder mehr 6 
in anderen Behältniſſen. . 128 5 
anderer Speiſeeſſig: . 
in Behältniſſen bei einem Raum 
gehalte von 15 Liter oder mehr 50 . 
in anderen Behältniſſen 1 
Anmerkung: Als Weineſſig iſt jeder 
Speiſeeſſig zu verzollen, deſſen Extrakt⸗ . 
gehalt mehr als 3 Gramm im Liter be!?! 
trägt. 3 . 
Eſſigſäure: . 
in Behältniſſen bei einem Ge- | - „ 
wichte von: „ 
Wg oder mehr 189 
weniger als 20 E g. i 
Anmerkung. Eſſigſäure zur gewerb⸗ 1 


242 . Branntweinmonopolgeſ eb. 8 140. 


Nummer i ; i 1 
des oy 
Zolltarifs 


347 Ather: 
Athyläther e 
anderer, auch Onanthäther: 

in Behältniſſen bei einem Raum⸗ 
gehalte von 15 Liter oder mehr 
in anderen Behältniſſen 1400 


Der Bundesrat iſt ermächtigt, für äther⸗ od 

weingeiſthaltige Erzeugniſſe die Erhebung eines 
Zollzuſchlags bis zu 800 Mark für den Dope 
zentner vorzuſchreiben. 


Der Eingangszoll muß in der Zeit geregelter Verhältniſſe 
den Wettbewerb gleichartiger ausländiſcher Branntweine mit 
den Monopolerzeugniſſen ausſchließen. Nur unentbehrli 
Ware oder Luxuserzeugniſſe (Rum, Arrak, Kognak, ho 
wertige Feinſchnäpſe) ſollen und werden in dem Zolle kei 
unüberſteigbare Schranke finden. Keinenfalls darf die Mögli 
keit beſtehen, Sprit mit Ausſicht auf Gewinn einzuführe 
Da die Ware ſehr hochgrädig fein kann, auch die Preiſe f 
Auslandsſprit infolge von Ausfuhrzuſchüſſen weit niedrig 
geſtellt werden könnten als die Ubernahmepreiſe der Monopol⸗ 
verwaltung, und da ferner die Monopolverwaltung, namentlich 
in den erſten Jahren nach dem Inkrafttreten des Geſetze 
mit erhöhten Unkoſten rechnen muß, iſt der Zollſatz de 

entſprechend bemeſſen worden. 
Außer den in § 140 aufgeführten Erzeugniſſen kommen no 
äther⸗ oder weingeiſthaltige oder unter Verwendung ve 
Ather oder Weingeiſt hergeſtellte Erzeugniſſe in Betracht, f 
die die Zollbeſtimmung innerhalb der vorgeſehenen Gre 
zweckmäßig dem Bundesrat vorzubehalten fein wird, weil 
. ye ey völlig überſehen läßt, pes 1 i 


4 n beiſpielsweiſe Weingeiſtlacke. 


Üübergangsabgabe. 
8 141. Von dem aus dem freien Verkehre der- 
ben Teile des deutſchen Zollgebiets, die nicht 
Reichsgebiet ſind, eingehenden Branntwein wird, 
ſoweit er nicht nachweislich verzollt worden iſt, eine 
Übergangsabgabe erhoben in Höhe des durchſchnitt— 
lichen Unterſchieds zwiſchen dem Branntweinüber⸗— 
nahmepreis und dem regelmäßigen Verkaufpreis. 
Beim Eingang von Trinkbranntwein iſt neben der 
Übergangsabgabe das Freigeld zu entrichten, und 
zwar beim Eingang in Behältniſſen der im § 120 
beten Art gleichzeitig mit erſterer. 


Kleinhandel mit vergälltem Branntwein. 

8 142. Der Bundesrat wird ermächtigt: 

1. den Kleinhandel mit vergälltem Branntwein 

3 abweichend von den Vorſchriften des § 33 

der Gewerbeordnung zu regeln; 

2. zu beſtimmen, daß beim Kleinhandel mit 
vergälltem Branntwein der Weingeiſtgehalt 
durch Aushang in der Verkaufſtelle erſichtlich 
gemacht wird. 

8 143. Vollſtändig vergällter Branntwein darf 

im Kleinhandel nur in Behältniſſen von 50, 20, 

0, 5 und einem Liter Raumgehalte feilgehalten 

werden, die verſchloſſen und mit einer Angabe des 

eingeiſtgehaltes verſehen ſind. Der Bundesrat 
ird ermächtigt, im Falle des Bedürfniſſes Cr- 
terungen in bezug auf die Größe der Bebhalt- 
mund den Verſchluß zuzulaſſen. 
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. i die 160 Mark für den Doppelzentner twafferf 
. 5 Säure beträgt. Die Verbrauchsabgabe iſt d 
Abfertigung feſtzuſtellen und vom Herſteller 


Weise ‘als Wee Garten 0 I unterl 
einer in die Reichskaſſe fließenden Verbrauchsabge 


entrichten, ſobald die Eſſigſäure die e i 
ſtätte verläßt. 5 


8 145. Die Eſſigſäure und ihre Herſtellag 
unterliegen zum Zwecke der Erhebung der Ver: 
brauchsabgabe der amtlichen Überwachung. Der 
Herſteller darf Eſſigſäure nur an den dazu an⸗ 
gemeldeten Stätten lagern, behandeln und ve r 
packen. = 


§ 146. Gon der Verbrauchsabgabe befreit bleibt 
nach näherer Beſtimmung des Bundesrats Eſſig⸗ 
ſäure, die ausgeführt oder zu gewerblichen Zweck 
verwendet wird. Gewerbetreibende, die Eſſigſäure 
ausſchließlich zu gewerblichen Zwecken oder für die 
Ausfuhr herſtellen, ſind nur inſoweit einer amtlichen 
Überwachung zu unterwerfen, als dieſe notwendig 
iſt, um ſicherzuſtellen, daß Eſſigſäure nicht zu ee 
nußzwecken verwendet wird. 

Zu § 146 erklärte ein Regierungsvertreter auf Anfra 
Die Gewährung einer Zollvergütung für verarbeitete E 
ſäure ſei dem bisherigen Syſtem fremd. Einzelne Ausnahm 
wie die Vergütung des Tabakzolls bei der Ausfuhr von Tab 
fabrikaten und die Vergütung des Kakaozolls bei der Ausfi 
von Kakaowaren, beruhten auf beſonderen darüber erlaſſ 
Geſetzen. Im Verwaltungswege könne man eine tol 


. dene nicht e Falls ſie nea ae könn 


1 Export arbclienben Induſtrie geipee 15 N Natür⸗ . 
nüſſe eine entſprechende Kontrolle erfolgen, die aber nichett 
5 hwierig ſein würde. e 


$ 147. Die §§ 16, 18, 20, 57, 62 bis 68, 114 
262 ſind nach näherer Beſtimmung des Bundes 
ſinngemäß anzuwenden, und zwar § 141 mit 
Maßgabe, daß Die Übergangsabgabe 160 Mark 
den Doppelzentner waſſerfreie Eſſigſäure beträgt. 


8 148. Für Betriebe, in denen im Betriebs⸗ 2 ae 
Hr 1913/14 zu Speiſezwecken beſtimmter Eſſig aus sheen 
carintivein hergeſtellt ijt, werden eee 5 
bildet, deren Geſamtbetrag 160000 Hektoliter 
eingeiſt nicht überſteigen darf. Die Bezugsrechte . ne 
erden auf der Grundlage der von der Verteilngs- 
ſte elle für das deutſche. een für den Bezug 8 
bon Branntwein im letzten Betriebsjahr vor dem a 
5 nfrafttreten dieſes Geſetzes getroffenen Regelung 
von der Monopolverwaltung feſtgeſetzt. Läßt ſich 
} pac) eine Feſtſetzung nicht treffen oder ergeben 
ch Zweifel, ſo beſtimmt der Bundesrat das Nähere 
die Feſtſetzung. ee os 
Der Bundesrat wird ermächtigt, aus Rückſichten i 
der Billigkeit für andere Betriebe der eee, 
iginduſtrie Bezugsrechte bis zum Höchſtbetrage te 8 
on insgeſamt 16000 Hektolitern zu gewähren. fete 
Der Verkaufpreis für Branntwein, deffen Menge 
em Bezugsrecht entſprechende Weingeiſtmenge e 
teigt, erhöht ſich um 50 Mark für das n, a 
. fe oe 5 


1 
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8 149. Für Betriebe, in denen im Betrie 
jahr 1913/14 der Verbrauchsabgabe unterliegen 
Eſſigſäure gewonnen iſt, werden Betriebsrechte 
bildet. Die Betriebsrechte werden in Höhe der 
den Betrieben im Durchſchnitt der Jahre 1910/11 
bis 1913/14 unter Weglaſſung der Jahre mit det 
höchſten und niedrigſten Herſtellungszahl zu ver 
brauchsabgabepflichtigen Zwecken hergeſtellte 
Mengen waſſerfreier Eſſigſäure von der Monopo 
verwaltung feſtgeſetzt. Läßt ſich hiernach eine Feſt⸗ 
ſetzung nicht treffen oder ergeben ſich Zweifel, ſo 
beſtimmt der Bundesrat das Nähere für die Fest 
ſetzung. 4 

Die Verbrauchsabgabe (§ 144) erhöht ſich um 
85 Mark für 100 Kilogramm waſſerfreie Eſſigſäure 
für diejenigen Mengen, die über das Betriebsrecht 
hinaus in den freien Verkehr abgefertigt werden, 

Die Betriebsrechte ſind unbeſchränkt übertragbar. 


eS 


Branntweinſchärfen. 


58 150. Die Verwendung von Branntwein 

ſchärfen iſt unterſagt. Die Beſtimmungen, die über 
Branntweinſchärfen vom Bundesrate getroffen 
werden, ſind dem Reichstag mitzuteilen. 


Verkehrsbezeichnungen für Kornbranntwein uſw. 


§ 151. Unter der Bezeichnung Kornbranntwei 
darf nur Branntwein in den Verkehr gebracht werden 
der ausſchließlich aus Roggen, Weizen, Buchweizen 
Hafer oder Gerſte hergeſtellt und nicht im Wür 
verfahren gewonnen iſt. Miſchungen von Ko 
branntwein mit weingeiſthaltigen Erzeugnis 
anderer Art dürfen nicht unter der Bezeichnun 
Kornverſchnitt oder unter einer ähnlichen Be 
en die auf die W aus . ee 


e "‘Weanntielamonopatgees. r 152, 153. 247 


zen, Buchweizen, Hafer oder Gerſte) ſchließen 
in den Verkehr gebracht werden. 


8 152. Unter der Bezeichnung Kirſchwaſſer, 
wetſchenwaſſer, Heidelbeergeiſt oder ähnlichen Be⸗ 
eichnungen, die auf die Herſtellung aus Kirſchen, 
Zwetſchen, Heidelbeeren oder ſonſtigen Obſt⸗ und 
Beerenarten hinweiſen (Kirſchbranntwein, Kirſch, 
Zwetſchenbranntwein, Steinobſtbranntwein, Kern⸗ 
1 obſtbranntwein und dergleichen), darf nur Brannt⸗ 
wein in den Verkehr gebracht werden, der aus⸗ 
ſchließlich aus den betreffenden Obſt⸗ oder Beeren⸗ 
arten hergeſtellt iſt. Die Vorſchrift im § 151 Satz 2 
findet entſprechende Anwendung. : 
Unter der Bezeichnung Steinhäger darf nur 
Trinkbranntwein in den Verkehr gebracht werden, 
der unbeſchadet der Vorſchrift im § 151 ausſchließlich 
durch Abtrieb unter Verwendung von Wachholder⸗ 
lutter aus vergorener Wachholderbeermaiſche her— 
: 1 tit. 
Methylalkohol. 
5 153. Nahrungs⸗ und Genußmittel — ing. 
beſondere weingeiſthaltige Getränke —, Heil-, Vor⸗ 
beugungs⸗ und Kräftigungsmittel, Riechmittel und 
Mittel zur Reinigung, Pflege oder Färbung der 
Haut, des Haares, der Nägel oder der Mundhöhle 
dürfen nicht fo hergeſtellt werden, daß fie Methyl— 
kohol enthalten. Zubereitungen dieſer Art, die 
. enthalten, dürfen nicht in den Ver⸗ 


ia 1 egen, deren Suen an 


15 3 auf Zubereitungen, in denz . 
„ vermeidbare geringe Mengen von Met! ) 
ss alfohol ſich aus darin enthaltenen 5 
Mie verbindungen gebildet haben oder dur ch 
5 andere mit der Herſtellung verbundene nati r 
liche Vorgänge entſtanden ſind. Pe 
Hefe. f 4 
8 134. Gemiſche von Branntweinhefe mit Bier⸗ 
hefe dürfen nicht in den Verkehr gebracht, auch nie t 
im gewerbsmäßigen Verkehr angekündigt oder vote 
rätig gehalten werden. 
Unter Branntweinhefe (Lufthefe, Preßhefe, 
Pfundhefe, Stückhefſe, Bärme) im Sinne dieſes 
Geſetzes werden die bei der Branntweinbereitung 
unter Verwendung von ſtärkemehl⸗ oder zucker⸗ 
haltigen Rohſtoffen, insbeſondere von Getreide 
(Roggen, Weizen, Gerſte, Mais), Kartoffeln, Buch⸗ 
weizen, Melaſſe oder Gemiſchen der bezeichneten 
Rohſtoffe erzeugten obergärigen friſchen Hefen ode 
Gemiſche dieſer Hefen verſtanden. a 
Branntweinhefe darf nicht unter einer Bes 
zeichnung in den Verkehr gebracht werden, die auf 
die Herſtellung aus einem beſtimmten e Hit Ve 
weiſt (3. B. als Getreidehefe, Roggenhefe, M 


nicht ausſchließlich aus dieſem Rohſtoff ergs 
worden At 


Branntwein⸗ und Bierhefe, die einen Zuſatz non 
deren Stoffen erhalten hat, darf nicht in denn 
kehr gebracht werden. N 
Der Bundesrat wird ermächtigt, Vorſchriften 
eae Unterſuchung der Hefe zu erlaſſen. 


VIII. Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. a 
Hinterziehung. 


§ 155. Wer vorſätzlich dem Reiche eine in 
Hejemt Geſetze vorgeſehene Einnahme aus dem 
granntweinmonopol vorenthält oder einen ihm nach 
ſem Geſetze nicht gebührenden Vorteil erſchleicht, 
rd wegen Hinterziehung mit einer Geldſtrafe 
* die das Vierfache der hinterzogenen AN 
nahme oder des erſchlichenen Vorteils, mindeſtens ES 
‘ober fünfzig Mark beträgt. as 8 
1) Die Strafvorſchriften lehnen ſich an das geltende Recht it ote 
find aber, wie auch in anderen Steuergeſetzentwürfen, der CR 
ueren Entwicklung des Strafrechts angepaßt. Insbesondere 8 
der Begriff des Unternehmens fallen gelaſſen; an ſeine inte: 
elle find, entſprechend den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs, 5 
Begriffe der vollendeten Tat und des Verſuchs getreten. 2 ees 
Die Strafen ſind im Hinblick auf die durch die geſteigerte N REE 
| ait ng weſentlich erhöhte Gefährdung heraufgeſetzt. N 5 
Auf Anfrage gab ein Vertreter des Reichsſchatzamts 
nde Erklärung ab: „Entſprechend den Vorſchriften im 
einszollgeſetz und einigen anderen Abgabengeſetzen ſind Bis 5 
en §§ 157ff. Tatbeſtände zuſammengeſtellt, bei deren re 8 
n 7 ames o bet F nicht e a 2 
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panfen § 13 Abſ. 2 Satz 1 des Salzabgabengeſetzes. Eine 4 
ſprechende Vorſchrift iſt in andere Abgabengeſetze nicht i 
nommen worden, anſcheinend weil fie als überflüſſig angeſel 
wurde. Eine Ergänzung bildet die Vorſchrift in § 180 Abf. 
Satz 2, des Geſetzes, wonach beim Fehlen des Vorſatzes n 
Ordnungsſtrafe eintritt.“ 


Verſuch. 

§ 156. Der Verſuch der i 
ſtrafbar; die für die vollendete Tat angedrohte 
Strafe gilt auch für den Verſuch. 

Bei dem Verſuch iſt die Strafe nach der Ver⸗ 
kürzung oder dem Vorteil zu bemeſſen, die be 
Vollendung der Tat eingetreten wäre. 


Einzelne Tatbeſtände. 
§ 157. Der Tatbeſtand des § 155 wird ins⸗ 
beſondere dann als vorliegend angenommen: 
1. wenn ohne die vorgeſchriebene Betriebs⸗ 
anmeldung oder an anderen Tagen, in anderen 
Räumen oder unter Benutzung von anderen 
Brennvorrichtungen, als in der Betriebs- 
anmeldung angegeben, Branntwein hergeſtellt 
bird; 

2. wenn für Abfindungsbrennereien (§§ 10, 243) 
vorgeſchriebene Brennbücher nicht oder un⸗ 
richtig geführt werden oder in ſolchen Brenne⸗ 
reien unter Verwendung nicht angemeldeter 
Stoffe Branntwein hergeſtellt oder Maiſch 
zubereitet oder aufbewahrt wird; 
nae wenn weingeiſthaltige Dämpfe oder Brannt⸗ 
wein unbefugt abgeleitet oder entnommen 
werden; 3 

4. wenn über den unter amtlicher 5 ¢ 


) Val. merit au § 155. 


„ . ae 
a - Sranntenmonapatgee. 8 158. so 


158. Der Tatbeſtand des § 155 wird ferner 

vorliegend angenommen: 

„wenn mit der Herſtellung von freigeld- 
pflichtigem Trinkbranntwein begonnen wird, 
bevor der Betrieb in der vorgeſchriebenen 
Weiſe angezeigt ijt (§ 121); 

wenn freigeldpflichtiger Trinkbranntwein vom 
Herſteller oder Abfüller in anderen als den 
hierfür angemeldeten Räumen aufbewahrt 
wird; 

wenn freigeldpflichtiger Trinkbranntwein aus 
der Herſtellungsſtätte oder aus der Abfüll⸗ 
ſtätte in den Inlandverkehr gebracht wird, 
ohne daß er in der vorgeſchriebenen Weiſe 
in Kleinverkaufbehältniſſe gefüllt iſt, und ohne 
daß dieſe mit den im § 120 bezeichneten An⸗ 
gaben und den zutreffenden Freigeldzeichen 
verſehen ſind; 

. wenn Verkäufer freigeldpflichtigen Trink⸗ 
branntwein in Gewahrſam haben, der der 
Vorſchrift dieſes Geſetzes zuwider mit den 
erforderlichen Freigeldzeichen nicht verſehen iſt; 

. wenn geöffnete, mit Freigeldzeichen verſehene 
Kleinverkaufbehältniſſe der Vorſchrift des § 126 
zuwider nachgefüllt werden; 

. wenn die über Herſtellung, Abfüllung und 
Vertrieb von freigeldpflichtigem Trinkbrannt⸗ 
weine vorgeſchriebenen Anſchreibungen un⸗ 
richtig geführt werden; 

7. wenn Branntwein aus den im § 4 und § 151 
* Satz 1 genannten Stoffen, für Den der Brannt⸗ 
weinaufſchlag zu entrichten iſt, der Verarbei⸗ 

tung zu freigeldpflichtigem Trinkbranntwein 

entzogen wird. 

‘ed ‘) Val. Anmerkung zu § 155. 


1 A. wenn Bren nvokrich 51 urch a 
5 Si cherungen oder durch Anordnungen 
Steuer behörde außer Gebrauch geſetzt word 
„„ ſind, unbefugt in Betrieb genommen werde 
Vee 2. wenn ein auf Grund der §§ 44 bis 50 oder 
deer dazu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmunget f 
Ee ete angelegt er amtlicher Verſchluß oder einer der⸗ 
jenigen Teile der Brennereigeräte einſchließlich 4 
der Branntweinſammelgefäße und der Meß⸗ 
. uhr, aus denen weingeiſthaltige Dämpfe oder f 
Branntwein abgeleitet oder entnommen; 
werden können, unbefugt verletzt wird; 
3. wenn in einer Brennerei, in der eine Meßuhr 
agaaaaufgeſtellt iſt, Handlungen vorgenommen 
werden, die die regelmäßige Tätigkeit der 
Me ßuhr zu ſtören geeignet ſind, oder wenn 
eine Meßuhr, die unrichtig zeigt, e 
wird. 5 


8 160. Neben der Geldſtrafe iſt in den Fäll 
des § 157 Nr. 3 und des § 159 Nr. 3, wenn 
Handlung in der Abſicht der Hinterziehung begang 
wird, auf eine Gefängnisſtrafe bis zu einem Jah 
zu erkennen. 


— („ 


f “Monoyotbenterci 

8 161. Wer ſeines Vorteils wegen porfagh 
Branntwem, einſchließlich des zu Lrinfbrannty 
—— sn lich eo eine dee 


. r Werſüch ist par, 156 Finbet ent. ae 
echende Anwendung. . 


Berechnung der hinterzogenen — 


einnahme und der Strafe. f N 
| 8 162. Die hinterzogene Monopoleinnahme undd 
e Strafe werden, wenn eine Brennvorrichtung Pt 


55 flug in Betrieb genommen worden ijt, nach der 
Wieingeiſtmenge berechnet, die bei ane ſetztem 
Betriebe während der dem See nit der Ent⸗ 
deckung vorhergegangenen drei Mongte damit ge⸗ = 
wonnen werden konnte, ſofern nicht feſtgeſtellt 2 
bird, daß die Brennvorrichtung in einem größer ren 85 8 
Der in einem geringeren Un fang benutzt worden iſt. 8 
8 163. Sind weingeiſthaltige Dämpfe oder ee 18 5 
Branntwein unbeſugt abgeleitet oder e a = 
| oder iſt der Gang der Meßuhr gen geſtört Sa 
PVorden, ſo werden die Mono po eiunahmen und 
die Strafe in der Art berechnet, de af für die dem 8 
Zeitpunkt der Entdeckung vorh erge henden drei N 
Monate der unterbrochene Beſtand der Ableitung, ä 
Entnahme oder Störung angenommen wird, ſofernn 
zicht eine andere Dauer oder eine größere Hinter eee 
ens feſtgeſtellt wird. See 
§ 164. Kann der Betrag der hinte rzogenen ca 
Monopoleinnahme oder des erſchlichenen Vorteils, 8 
Nach dem die Geldſtrafe zu bemeſſen iſt, nicht 
feſtgeſtellt werden, ſo iſt auf eine Geldſtrafe en N 
f nfaig Mark bis zu einer Million Mark zu erkennen. a ic 


Beihilfe und Begünſtigung bei ubertretungen. ee = 
163. Liegt eine Übertretung vor, ſo werden ae 
zeihilfe und die Begünſtigung mit oe 
| Se i's. Dat Lebte ig : ee 3 


1 
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Strafverſchärfung beim Rückfall. bey : 

§ 166. Wer im Inland wegen Hinterziehun 
der Monopoleinnahme oder wegen Monopolhehler 
beſtraft worden iſt und vor Ablauf von drei Jahre 
nachdem die Strafe ganz oder teilweiſe verbü 
oder erlaſſen iſt, wieder eine dieſer Handlungen 
begeht, wird mit einer Geldſtrafe in Höhe des 15 
doppelten Betrags der in den §§ 155, 161, 162 
bis 165 angedrohten Strafen, mindeſtens aber in 
Höhe von einhundert Mark, beſtraft. a 

Bei jedem weiteren Rückfall ijt die Strafe Ge⸗ 
fängnis bis zu drei Jahren. Sind mildernde Uum⸗ 
ſtände vorhanden, jo kann auf Haft oder auf Geld⸗ 
ſtrafe in Höhe des doppelten Betrags der für den 
erſten Rückfall angedrohten Strafe erkannt werden. 

Die Beſtrafung wegen Rückfalls tritt in gleicher ‘| 
Weiſe auch dann ein, wenn der Täter im Inland 
nach den bisherigen Geſetzen wegen Branntwein⸗ 
bung beſtraft worden iſt. 1 


5 


Strafen für Brennereibeſitzer und Brennereileiter. 


§ 167. Der Beſitzer einer Brennerei, in der 
weingeiſthaltige Dämpfe oder Branntwein unbefugt 
abgeleitet oder entnommen worden ſind, oder in 
der der Gang der Meßuhr abſichtlich geſtört iſt, 
wird als ſolcher mit Geldſtrafe von fünfzig bis au 
eintauſend Mark beſtraft. 


5 § 168. Sind in einer Brennerei aus beſonderen f 
Anlagen beſtehende heimliche Vorrichtungen g 
troffen, um weingeiſthaltige Dämpfe oder Brann 
wein abzuleiten oder zu entnehmen, oder den Gan 
der Meßuhr zu ſtören, ſo verfällt der Brennere 
beſitzer als ſolcher in eine Geldſtrafe von „„ 
| bis . zehntauſend . 


Branntweinmonopolgeſet. §§ 169-172. 255 


169. Wird in einer Brennerei ein amtlicher 
erſchluß oder einer derjenigen Teile der Brenneret- 
rate, aus denen weingeiſthaltige Dämpfe oder 
Branntwein abgeleitet oder entnommen werden 
können (§ 159 Nr. 2), unbefugt verletzt, ſo trifft 
den Brennereibeſitzer als ſolchen eine Geldſtrafe 
von fünfundzwanzig bis zu fünfhundert Mark. 


Übertragung der ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. 
§ 170. Brennereibeſitzer, die den Betrieb nicht 
ſelbſt leiten, können die Übertragung der ihnen 
gemäß §§ 167 bis 169 obliegenden ſtrafrechtlichen 
Verantwortlichkeit auf den Betriebsleiter (§ 68) bei 
der Steuerbehörde beantragen. Wird der Antrag 
genehmigt, ſo geht die ſtrafrechtliche Verantwortlich— 
keit, unbeſchadet der im § 181 vorgeſehenen Ver— 
tretungsverbindlichkeit des Brennereibeſitzers, auf 
den Betriebsleiter über. Die Genehmigung iſt 
jederzeit widerruflich. 


§ 171. Die Strafe tritt in den Fällen der §§ 167 
bis 169 nur dann ein, wenn feſtgeſtellt iſt, daß die 
Zuwiderhandlung mit Wiſſen des Brennereibeſitzers, 
in den Fällen des § 170 nur dann, wenn feſtgeſtellt 
iſt, daß die Zuwiderhandlung mit Wiſſen des 
Brennereileiters verübt worden iſt. 


x 
ire 
Mee 


Unterſagung des Gewerbebetriebs. 

8 172. Werden Brennereibeſitzer wegen einer 
Hinterziehung verurteilt, die durch unangemeldete 
Branntweinbereitung, durch unbefugte Ableitung 
oder Entnahme von e Dämpfen 
oder Branntwein (§ 157 Nr. 1, 3) oder durch ab⸗ 
ichtliche Störung des Ganges der Meßuhr (§ 159 


5 Fälſchung von Freigeldzeichen. 


Abſicht anfertigt, jie als echt zu verwenden, o 


et einem höheren Werte zu verwenden, oder 


5 a mn „ Loe d beftaft. 


ewf Wieder a oder durch ande 
Vorteil ausüben zu laſſen. 2 oa 


Strafe Ges unterlaſſenen Anmeldung der Brenns 8 
Wiengeräte. 
§ 173. Wer Brenn- oder Wiengeräte anferti 
erwirbt oder an andere Perſonen überläßt, ohne 
der Steuerbehörde die vorgeſchriebene Anzeige ge⸗ 
macht zu haben, wird mit einer Geldſtrafe von zehn i 
bis zu dreitauſend Mark beſtraft. 1 


Einziehung. 1 
8 174. Freigeldpflichtiger Trintbranntwein, t der 1 | 
im freien Verkehr in anderen als den im § 120 
vorgeſehenen Behältniſſen ohne die vorgeſchriebene 
Bezeichnung oder ohne die vorgeſchriebenen Frei = 
geldzeichen angetroffen wird, unterliegt der Cinz 
ziehung, gleichviel, wem er gehört und ob gegen 
eine beſtimmte Perſon ein Strafverfahren ei 
geleitet wird. 


§ 175. Mit Gefängnis nicht unter drei Monater 
wird beſtraft, wer unechte Freigeldzeichen in 


echte Freigeldzeichen in der Abſicht verfälſcht, f 


wiſſentlich von falſchen oder verfälſchten Freige 
zeichen Gebrauch macht. 

Neben der Strafe kann auf Verluſt der bü 
Teen Ehrenrechte erkannt werden. 


8 176. Wer wiſſentlich ſchon einmal nate 
| Beelgeldseisgen verwendet, wird pu Geldſt : 
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8 177. Neben der in den 88 175 und 176 vor⸗ 
ſehenen Strafe kommt die durch die Hinter⸗ 
ziehung der Monopoleinnahme begründete Strafe 
zur Anwendung. 
§ 178. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig 
a Mark oder mit Haft wird beſtraft, wer ohne ſchrift⸗ 
lichen Auftrag einer Behörde 
1. Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere 
Formen, die zur Anfertigung von Freigeld⸗ 
zeichen dienen können, anfertigt oder an einen 
anderen als die Behörde verabfolgt; 
Stempel, Stiche, Platten oder Formen der 
in Nr. 1 bezeichneten Art abdruckt, abzudrucken 
verſucht oder ſolche Abdrucke an einen anderen 
als die Behörde verabfolgt. 
5 Neben der Strafe kann auf Einziehung der 
Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder anderen 
Formen ſowie der Abdrucke erkannt werden, ohne 
Unterſchied, ob ſie dem Verurteilten gehören oder 
nicht. 
5 § 179. Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark wird beſtraft, wer wiſſentlich ſchon einmal 
x verwendete Freigeldzeichen veräußert oder feilhält. 


Ordnungswidrigkeiten. 
§ 180. Wer den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
oder den dazu erlaſſenen und öffentlich oder den 
Beteiligten beſonders bekanntgemachten Verwal— 
tungsvorſchriften durch andere als die in den §§ 155 
bis 179 bezeichneten Handlungen zuwiderhandelt, 
i vird mit einer Ordnungsſtrafe von fünf Mark bis 
zu eintauſend Mark beſtraft, ſofern nicht nach 
| anderen Geſetzen eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. 

Die „Ordnungsſtrafe. tritt ace ein, wenn in den 


Rei Ssfinanggeiebaebung 1918 Bd. I. 17 


ihm nicht gebührenden Vorteils gehandelt hal 


Die Ordnungsſtrafe kann bis auf zweitauf 
Mark erhöht werden, wenn der Täter durch 
Zuwiderhandlung vorſätzlich oder fahrläſſig et 
mit der Durchführung dieſes Geſetzes beauftrag 
Beamten in der rechtmäßigen Ausübung fein 
Dienſtes behindert. = 
Haftung für andere Perſonen. N a 

§ 181. Inhaber der unter dieſes Geſetz fallende n 
Betriebe haften für die von ihren Verwalter 175 
Geſchäftsführern, Gehilfen und ſonſtigen in ihrem 
Dienſte oder Lohne ſtehenden Perſonen ſowie von 
ihren Familien⸗ oder Hausmitgliedern verwirkten 
Geldſtrafen und Koſten des Strafverfahrens ſowie 
für die nachzuzahlende Monopoleinnahme. 0 
Haftung für die Geldſtrafe und die Koſten tritt nicht 
ein, wenn die Zuwiderhandlung nachweislich ohne i 
Wiſſen des Inhabers begangen worden iſt. Die 
Haftung iſt jedoch auch in dieſem Falle begründet, 
wenn es der Inhaber bei der Auswahl oder de ot 
Beaufſichtigung des Angeſtellten oder bei der Be⸗ N 
aufſichtigung der Familien- oder Haus mitglieder 
an der erforderlichen Sorgfalt hat fehlen laſſen o 
wenn er aus der Tat einen Vorteil gezogen! 


182. Als Verletzung der erforderlichen Sorg 
falt (§ 181 Schlußſatz) gilt insbeſondere die An 
ſtellung oder Beibehaltung eines wegen Bran 

weinſteuerhinterziehung im Sinne des bishe 
. 1 der e oder 1 


ret a) oe 
lie 


caw 183186, 55 ie . 


igen ich blieben, ſo kann die Steuerbehörde 
avon abſehen, den für die Geldſtrafe Haftenden 
Anſpruch zu nehmen und die an die Stelle der 


Zwangsmaßregeln. 
8 184. Neben der Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 
rafen kann die Steuerbehörde die Beobachtung 
er auf Grund dieſes Geſetzes getroffenen Anord⸗ 
ungen durch Androhung und Einziehung von 
eldſtrafen bis zu eintauſend Mark im einzelnen 
yalle erzwingen; jie kann, wenn eine vorgeſchriebene 
inrichtung nicht getroffen oder Verrichtung nicht 
usgeführt wird, auf Koſten des Pflichtigen das 
forderliche veranlaſſen. Die hierdurch erwachſenen 
Auslagen und die Geldſtrafen werden nach den 
Vorſchriften über das Verfahren für die Beitreibung 


ingezogen. 
aa Erſatzfreiheitsſtrafe. 
8 185. Die an bic Stelle einer uneinbringlichen 
Geldſtrafe tretende Freiheitsſtrafe darf drei Jahre, 
in den Fällen der §§ 184, 202 drei Monateni cht . 
berſteigen. . 
Strafverjährung. 


von Ordnungswidrigkeiten in einem Jahre. 


er Zölle und mit dem Vorzugsrechte der letzteren 


§ 186. Die Strafverfolgung von Hinterziehungen ue 
d von Mono polhehlerei verjährt in drei Jahren, 
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Strafverfahren. apes 

8 187. In Anſehung des Verwaltungsſt if 
verfahrens, der Strafmilderung und des Erlaſſes 
der Strafe im Gnadenwege ſowie in Ane ne 
der Strafvollſtreckung kommen die Vorſchriften zur 
Anwendung, nach denen ſich das Verfahren wegen 
Zuwiderhandlung gegen die Zollgeſetze beſtimmt. 


§ 188. Der Erlös aus eingezogenen Gegen 
ſtänden und die Geldſtrafen fallen dem Staate au, 
von deſſen Behörden die Strafentſcheidung im 
erſten Rechtszug erlaſſen iſt. e 


Nachzahlung der Monopoleinnahme. 


§ 189. Die Berechnung und die Verpflichtun 
zur Zahlung der Monopoleinnahme wird durch das 
Strafverfahren nicht berührt. 1 


§ 190. Ein im Strafverfahren eingegangener 
Geldbetrag iſt zunächſt auf die Monopoleinnahme 
zu verrechnen. 1 


«4 5 
i 


Hinterziehung der übergangsabgabe. a 

§ 191. Auf die Beſtrafung von Hinterziehungen 4 
der Übergangsabgabe (§ 141) ſowie von ſonſtigen 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen über 
den Verkehr mitübergangsabgabepflichtigem Brannt⸗ 
wein ſind die Vorſchriften über die Beſtrafung der 
Zollhinterziehungen und der Sollpronun geet a 
keiten anzuwenden. 


Hinterziehung der Eiſinſtiure verb 
§ 192. Wer vorſätzlich die eee 
abgabe (§ 144) vorenthält oder einen ihm nach de 
Ss 144 bis 149 nicht zuſtehenden Vorteil erſch 
wird wegen Hinterziehung mit einer Geldjtra 


164 bis 166, 180, 5 183 


Zuſammentreffen er Verletzungen des Gefeued. 


8 193. Trifft eine nach den §§ 155 bis 192 
ſtrafbare Zuwiderhandlung mit einer nach den 
§§ 194 bis 196 oder nach einem anderen Geſetze 
ſtrafbaren Handlungen zuſammen, ſo ſind die in 
beiden Fällen angedrohten Strafen nebeneinander 
zu verhängen. 
Sind auf dieſelbe Handlung mehrere Vor⸗ 
ſchriften der §§ 155 bis 192 anwendbar, jo iſt die 
Strafe nach der Vorſchrift feſtzuſetzen, die die 
ſchwerſte Strafe und bei ungleicher Strafart die 
ſchwerſte Strafart androht. Doch darf auf kein 
niedrigeres Strafmaß und keine leichtere Strafart 
erkannt werden, als nach den anderen Vorſchriften 
zuläſſig iſt. Auch muß, wenn und inſoweit durch 
„ der anwendbaren Vorſchriften die Einziehung 
oder die Haftbarkeit dritter Perſonen angeordnet 
iſt, hierauf erkannt werden. 
Hat jemand mehrere ſelbſtändige Zuwiderhand⸗ 
ingen gegen die §§ 155 bis 192 begangen, jo ſind 
alle für dieſe Handlungen angedrohten Strafen 
nebeneinander zu verhängen; treffen mehrere 
Freiheitsſtrafen zuſammen, ſo iſt auf eine Geſamt⸗ 
ſtrafe zu erkennen, die in einer Erhöhung der ver— 
irkten ſchwerſten Strafe beſteht, drei Jahre jedoch 
nicht überſteigen darf- Wenn und inſoweit neben 
eir ter der verwirkten Einzelſtrafen die Einziehung 
oder die Haftbarkeit dritter Perſonen vorgeſchrieben 
ist nuß eu 3 erkannt werden. 


der Gegenſtände erkannt werden, die den Bors 7 


1 hören oder nicht; auch kann die Vernichtung aus. 


5 ſo kann auf die Einziehung ſelbſtändig erkannt werde 
betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 


14. Mai 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 145) finden au 


. l Freiheitsstrafe drei 86955 nicht ae a 


— der Verkehrsbeſchränkungen. 


§ 194. Wer den Vorſchriften der 58 150 bis 1 
152, 154 oder den vom Bundesrate dazu erlaſſenen 
Beſtimmungen vorſätzlich oder fahrläſſig zuwider⸗ 
handelt, wird in den Fällen der §§ 150 und 154 1 
mit Geldſtrafe bis zu ſechshundert Mark oder mit 
Haft, in den Fällen der §§ 151 und 152 mit Geld⸗ a 
ſtrafe bis zu zweitauſend Mark beſtraft. 9 

§ 195. Wer der Vorſchrift des § 153 vorſätzlich ay 
zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis zu ſechs 
Monaten und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend 
Mark oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Iſt ¥ 
die Zuwiderhandlung aus Fahrläſſigkeit begangen, 
ſo iſt auf Geldſtrafe bis zu eintauſend Mark oder 
auf Gefängnis bis zu zwei Monaten zu erkennen. i 


§ 196. Neben der Strafe kann auf Einziehung 2 
ſchriften in den §§ 150 bis 154 zuwider hergeſtellt, 
in den Verkehr gebracht oder eingeführt worden 
ſind, ohne Unterſchied, ob ſie dem Verurteilten ge 


geſprochen werden. Iſt die Verfolgung oder Ve 
urteilung einer beſtimmten Perſon nicht ausführb 


Die Vorſchriften der §§ 15, 16 des Geſetze 
nußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, 


bei Strafverfolgungen auf Grund der Vorſchri 
N den 58 194 1 195 Bisnis 1 


Rr Reece ar ion 


vt. e 197 199. 5 263 5 5 


nin den Fällen der 88 150 bis 154 eine ſchwerere 
. verwirkt iſt, bleiben unberührt. Die Ein⸗ 

ng oder Vernichtung ſowie die öffentliche Be⸗ 
anntmachung der Verurteilung ſind auch dann zu⸗ 
ig, wenn die Strafe gemäß § 73 des Strafgeſetz⸗ 
buchs auf Grund eines anderen Geſetzes zu be⸗ 
ſtimmen a | 


zuſtändig; die n. nach denen le das 
be Tae Zuwiderhandlung gegen die e Sone 


Betriebe und der 5 
Branntweinreinigungsanſtalten. 
§ 199. Inhaber von beſonderen Anſtalten zur 


wenigſtens drei Betriebsjahren unter ſteuerlicher 
ufſicht ſtehender Branntwein gereinigt worden iſt, 

erden von der Monopolverwaltung nach deren 
Bahl gegen Entgelt beſchäftigt oder entſchädigt. 
Hierzu bemerkt die amtliche Begründung: 

Die Überleitung aus dem beſtehenden Zuſtand in den 


ranntweins ſich am glatteſten vollziehen, wenn die in der 
piritus⸗Zentrale gebildeten und ſeit langen Jahren ziemlich 
erändert angewendeten Grundſätze übernommen werden. 
ft dies um fo eher ratſam, als die ganz überwiegende Mehr⸗ 
der Reinigungsanſtalten in zwanzigjähriger Entwicklung 
aran gewöhnt hat, unter Verzicht auf wirtſchaftliche Be⸗ 
ungsf A 


8 Monopols wird auf dem Gebiete der Reinigung des 
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zu werden. Auf Grund pe für vie ci ene Reini 
anſtalten vertragsmäßig gebildeten Reinigungskont ge 
haben Verſchiebungen innerhalb der in der Zentrale zuſamm 
geſchloſſenen Betriebe ſtattgefunden; es ſind einzelne Anſtal 
unter Übertragung ihrer Beſchäftigungsrechte auf and 1 
gänzlich ausgeſchaltet, in anderen Fällen iſt nur eine zeitliche 

Verſchiebung in der Beſchäftigung vorgenommen worden. gur 5 
die wenigen außenſtehenden Reinigungsanſtalten ſind bei Be- 
gründung der Reichsbranntweinſtelle auf Grund der Ver⸗ 
ordnung vom 15. April 1916 (RG Bl. S. 279) die Beſchäftigungs⸗ 
rechte beſonders feſtgeſetzt worden. Auch bei unmittelbarem 4 
Anſchluß an dieje Entwicklung ließe jich die weitere Behandlung 
in zwei auseinanderlaufenden Richtungen verfolgen. Man 
könnte daran denken, das Entgelt der dien gungeanſelten 
zeitlich abgeſtuft und von höheren zu niedrigeren Sätzen fallend 
ſo zu bemeſſen, daß eine allmähliche ſelbſttätige Ausſcheidung 
der weniger wirtſchaftlich arbeitenden Betriebe eintritt une 
daß durch die Übertragbarkeit der Reinigungskontingente in 
dem bei deren Verkauf gewährten Preiſe für die ausſcheidenden a 
ſchwächeren Betriebe ein Entgelt geſchaffen wird. Solche Be- 
ſtrebungen des Großgewerbes, die ſchwächeren Betriebe auf⸗ 
zuſaugen, ſollen nicht das Ziel geſetzlicher Maßnahmen ſein. 
Wie dies auch in der Vorlage vom 3. November 1908 (Druck⸗ 
ſache Nr. 993) zum Ausdruck gekommen ijt, muß die Monopol⸗ 
verwaltung dahin ſtreben, die Reinigungstätigkeit, mit dern 
auch die Lagerung und Marktverſorgung auf das engſte 1e 
bunden iſt, mit der Zeit ganz in die Hand zu bekommen. Würde 

man jetzt einen Aufſaugungsvorgang der angedeuteten Art zu⸗ 
laſſen, ſo würde das Ziel, die Monopolherrſchaft auch auf 
das Gebiet der Reinigungstätigkeit und der Verteilung des 
Branntweins in die Verbrauchsrinnen auszudehnen, nur 
hinausgeſteckt und die ſpäter doch zu erſtrebende Erreichung 
verteuert werden. Es wird daher für erforderlich gehalte 
alsbald der Richtung zu folgen, die zu einer unmittelbare 
aber allmählichen Überleitung der Reinigungstätigkeit auf d 
Monopolverwaltung führt. a 
Nach dem Geſetz ſollen zunächſt für eine übergangs 
von zehn Jahren die beſtehenden Reinigungsanſtalten 
der Grundlage ihrer Reinigungskontingente beſchäftigt werde 
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ige 

den Maßſtab und die Grenze ihres Anſpruchs auf Tätig⸗ 
und Entſchädigung bilden (§§ 200, 201). Da ſich nicht 
ſehen läßt, ob durch dieſe Verteilung der Kontingente 
Angelegenheit erſchöpfend geregelt iſt, empfiehlt es ſich, 
Bundesrat eine entſprechende Befugnis zu geben. Die 
von ihm getroffene Entſcheidung iſt endgültig. Wie in der 
Zentrale Betriebseinſtellung und Beſchäftigungsänderungen 
vorkamen, ſo darf auch im Monopol nicht völlige Gebundenheit 
herrſchen. Die Verwaltung muß in der Lage ſein, Betriebe 
ganz oder teilweiſe, dauernd oder auf Zeit auszuſchalten und 
über die freigewordenen Beſchäftigungszahlen zu verfügen.“ 
Ohne dieſe Bewegungsfreiheit wäre es nicht möglich, die 
Branntweinreinigung und den Abſatz ſo einfach und zweck— 
mäßig wie möglich zu geſtalten. 

Im Vertragsverhältniſſe der Spiritus⸗Zentrale ſetzt ſich 
das Entgelt der Reinigungsanſtalten entſprechend ihrer viel- 
eitigen Tätigkeit aus einer größeren Anzahl von Einzelpoſten 
ſuſammen. Denn die Tätigkeit dieſer Betriebe erſchöpft fich 
nicht in dem Reinigen des Branntweins, ſondern umfaßt auch 
die Hereinnahme und den weiteren Vertrieb der Ware. So 
verden gewährt nach dem Umfang des zur Verfügung ge- 
ſtellten Lagerraums für jedes Hektoliter Rauminhalt eine 
Miete von 0,50 „; für Geſtellung von Fäſſern je nach Größe 
er Fäſſer eine beſondere Miete; eine Keſſelwagenmiete; 
Rollgeld für Anrollen des Branntweins an die Stadtkundſchaft 
n gewiſſem Umfang; eine Expeditionsgebühr für gewiſſe Ver- 
zungen nicht ſelbſt gereinigter Ware; für Übernahme der 
lichten eines Agenten eine Verkaufsproviſion; für Vornahme 
n Vergällungen eine Vergällungsgebühr; für die Vermitte- 
der Ablieferung des Branntweins aus Brennereien eine 
mittlerproviſion. Der Inhaber einer Reinigungsanſtalt 
ferner in einem dem Anfordern der Spiritus-Zentrale ent⸗ 
chenden Umfang den ihm zugewieſenen Branntwein in 
Lager aufzunehmen, zu lagern, nach Anweiſung der 
ale auszulagern und für die Zeit der Lagerung zu einem 
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die tein erhält der Inhaber der A is 
eine Vergütung von 1 v. H. Zinſen über den am Ende 
jeden Kalendermonats gültigen Warenlombardſatz der Rei 
bank auf den Monat berechnet und bezogen auf den b 
mäßigen Wert der am gleichen Monatsende bei ihm lagern 
Ware. Dieſe Entſchädigung bildet den „Report“. Endli 
erhält die Geſamtheit der in dem Vertragsverhältniſſe de 
Spiritus⸗Zentrale ſtehenden Reinigungsanſtalten eine „Reini⸗ 
gungsprämie“ ſowie ein „Pauſchale“ von 2 M für jedes Hekto⸗ 
liter des Reinigungskontingents als Entgelt für die geſamte 
Geſchäftstätigkeit, ſoweit ſie in den erwähnten Einzelpoſten 
nicht als abgegolten anzuſehen iſt. Dieſe Zahlungen an die 
Geſamtheit der Reinigungsanſtalten werden jährlich in Ab⸗ 7 
ſchlagszahlungen und Nachzahlungen an die einzelnen Beſitzer 
nach der Menge des abgelieferten Branntweins verteilt. 1 
Dieſe Zweiteilung der Entſchädigung nach den feſten und 
den mit dem Umfang der Beſchäftigung ſchwankenden Koſten a 
übernimmt das Geſetz durch die Feſtſetzung einer Grund⸗ 
gebühr (§ 205), die durch das nach dem Umfang der Tätigkeit 
ſich richtende Geſchäftsentgelt (§ 206) ergänzt wird. Die 
Grundgebühr ſoll die Verzinſung und Tilgung der Anlagen, 
die Ausbeſſerungen, die Koſten der oberen Leitung und des 
kaufmänniſchen Betriebs decken. Dafür iſt der Inhaber ver⸗ a 
pflichtet, die Anlage dauernd in gebrauchsfertigem Zuſtand 
zu erhalten. Als Satz der Grundgebühr ſieht das Geſetz den 
Betrag von 2,50 % für jedes Hektoliter der Gesche oll 
und 0,50 für jedes Hektoliter des Rauminhalts der in den 
Lagern aufgeſtellten, nicht zum Verſand geeigneten Auf⸗ 0 
bewahrungsgefäße vor (§ 205). Das Geſchäftsentgelt iſt zerlegt 
in den Reinigungslohn für die eigentliche Reinigungstätig 
und in ein Entgelt für die übrige Tätigkeit der Reinigun 
anſtalten, für die das Entgelt nach den obigen Angaben 
vielfachen Einzelſätzen gewährt wird. Die Reinigungsanſtal 
ſind während einer zehnjährigen Übergangszeit zur Tätigk 
für die Monopolverwaltung verpflichtet (§§ 201, 202). 
Die Entſchädigung der ausſcheidenden Anſtalten iſt 
gedacht, daß zunächſt bis zum Ablauf des zehnten ie 


ßerdem eine Giewianenthhebiguna 1 5 wird (§ 208). 
> Beſchäftig ung der Reinig ungsanſtalten nach Ablauf 
3 zehnten Betriebsjahrs ſoll der freien Vereinbarung vor⸗ 
halten ſein (§ 210). Doch ſoll die Monopolverwaltung bei 
tzuſtandekommen einer ſolchen Vereinbarung verpflichtet 
„noch während fünf weiterer Betriebsjahre für jedes Hekto⸗ 
der durch die Tätigkeit nicht erfüllten Beſchäftigungszahl 
e Grundgebühr zu zahlen; dieſer Anſpruch ſteht auch den 


ingsanſtalten zu. 
Der Anſpruch der Reinigungsanſtalten auf Bef 1 


en entſpricht, gereinigt werden wird, ſo liegt ge die 
öglichkeit hierfür vor. Wahrſcheinlich iſt es, daß auch bei 
ößter Sorgfalt für die gute Reinigung des zu Monopol⸗ 
erzeugniſſen verwendeten Branntweins mit dem ſinkenden 


weiterung der Reinigungstätigeitk haben die Anſtalten ebenſo⸗ 


ie im Falle des Ausſchaltens von Betrieben auf Zuwachs 
r freigewordenen Anteile; vielmehr ſoll die Nonopolveriwal- 
ng frei darüber befinden, ob die entſprechenden Branntwein⸗ 
engen in beſtehenden Betrieben oder in eigenen Werken 
reinigt werden ſollen (§ 209). 


8 200. Die Beſchäftigung oder Entſchädigung 


barungen für die Beteiligung der Reinigungs⸗ 
mitalten an der Reinigung von Branntwein in 
Rechnung geſtellten Beſchäftigungszahlen und inner⸗ 
halb dieſer nach den beſonderen Beſchäftigungs⸗ 
ahlen für die Herſtellung von über Holzkohle 
ertem Primaſprit, Feinſprit und Weinſprit. 
weit ſolche Vereinbarungen nicht beſtanden, 


inkverbrauch die Reinigungstätigkeit ſinkt. Im Falle der 


enig einen Anſpruch auf Erhöhung ihrer Beſchäftigungszahl 


2 ite ſich nach den bisher auf Grund von Verein⸗ 


die —— und beſonderen Beſchäfti⸗ 


a 


fa 
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able Wah dem durchſchnittlichen 1 Im 
der Reinigungstätigkeit in den Betriebsjal 
1910/11 bis 1914/15 unter Weglaſſung der beid 
Jahre mit der höchſten und der niedrigſten Meng 
berechnet. = 

Läßt ſich nach den Vorſchriften des Abf. 1 eine 8 
Feſtſtellung nicht treffen oder ergeben ſich Zweifel 

jo ſetzt der Bundesrat die Beſchäftigungszahl fej 
oder beſtimmt die Grundlage für die Beſchäftigung 
oder Entſchädigung. Die gleiche Befugnis hat der 
Bundesrat für ſolche Fälle, in denen die Feſtſetzung 2 
nach Abſ. 1 zu befonderen Härten führen würde. 


§ 2011). Die Reinigungsanſtalten find ver⸗ 
pflichtet, bis zum Schluſſe des zehnten Betriebs- 
jahrs nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes auf 
Verlangen der Monopolverwaltung und nach deren 
Anweiſung die bisher mit dem Betrieb einer Reini⸗ 
gungsanſtalt geſchäftsüblicherweiſe verbundenen 
Leiſtungen zu übernehmen. Sie haben insbeſondere 
den Übernahmepreis des aus den Brennereien 

überwieſenen Branntweins für Rechnung der 
Monopolverwaltung zu zahlen, den bei ihnen 
lagernden Branntwein gegen Feuersgefahr zu ver⸗ a 
jichern und für den bei der Reinigung und Lagerung 
entſtehenden Schwund aufzukommen. Die Reini 
f gungsanſtalten ſind befugt, ihr Branntweinlager bi 
ur Höhe 5 von ihnen gezahlten Übernahme 
Fos preijes zu lombardieren. 


) Der Bujak, daß die Reinigungsanſtalten befugt ſind, ih 
Branntweinlager bis zur Höhe des von ihnen gezahlten Über 
nahmepreiſes zu lombardieren, beruht auf einen Antrag Nr. 

Zgiff. 3 der Ausſchußverhandlungen. 
a Der Antragſteller verwies auf die Begründung ber 


1 5 buch geſtattet ſein, ſich die fordere unter Um⸗ 
ſtänden gewaltigen Beträge bis zur Höhe dieſer Zahlungen 
durch Lombardierung zu beſchaffen Ein Regierungsvertreter 
klärte: Das werde ſich im Wege der Vereinbarung ordnen 
ſſen. Die Kreditwürdigkeit jet aber unter Umſtänden zweifel⸗ 
haft, man könne deshalb eine derartige allgemeine Beſtimmung 
nicht treffen. Der Antragſteller erwiderte, daß die Frage der 
Kreditwürdigkeit hier ganz ausſcheide. Die Lombardierung 
werde nur in Höhe derjenigen Beträge für zuläſſig erklärt, 
welche tatſächlich von der Reinigungsanſtalt vorſchußweiſe für 
die Monopolverwaltung bezahlt worden ſeien. Wenn die 
Mono polverwaltung auf dieſe Weiſe den Kredit dritter Per— 
ſonen unter Umſtänden für einen Zeitraum von Monaten in 
Anſpruch nehme, müſſe ſie ſich auch in dieſem Rahmen die 


einſtimmig angenommen. 


* 


§ 202. Unbeſchadet der verwirkten Ordnungs⸗ 
ſtrafen kann die Monopolverwaltung die Ausführung 
der Reinigung, Lagerung und Verſendung von 
Branntwein für ihre Rechnung durch Androhung 
nd Einziehung von Geldſtrafen bis zu zwanzig⸗ 


wenn die Ausführung abgelehnt wird, dieſe auf 
Koſten des Pflichtigen bewirken laſſen. Das Ver— 
ahren regelt ſich nach § 184. 


erden, erhalten für ihre Tätigkeit bis zum Schluſſe 
eS zehnten Betriebsjahrs nach dem Inkrafttreten 
ke Geſetzes 

für jedes Hektoliter ihrer Beſchäffigungszahs 
. eine Grundgebühr (§ 205), 


Lombardierung gefallen laſſen. Der Antrag wurde darauf 


U 


auſend Mark im einzelnen Falle erzwingen, auch, 


§ 203. Reinigungsanſtalten, die weiterbeſchäftigt 


ein eG dem Umfang Bite e ſich 


ao 2 zuſetzender angemeſſener Zuschlag zur G 


ſchäftigungszahlen zu der Menge des in eine 
triebsjahr zu reinigenden Branntweins zu rid 
(Jahreszahl). Die Beſchäftigung der Reinigungs 
anſtalten mit der Herſtellung von über Holzkohle 
filtriertem Primaſprit, Feinſprit und Weinſprit hat 
ſich nach der Nachfrage nach den Erzeugniſſen b 
ſtimmter Reinigungsanſtalten, möglichſt jedoch na 
dem Verhältnis der für dieſe Sorten feſtgeſetzten 
beſonderen Beſchäftigungszahlen (§ 200) zu richten. 
Ungleichheiten ſind durch erhöhte Beſchäftigung i 
folgenden Betriebsjahr oder durch eine Entſchädigu 
für entgangenen Gewinn abzugelten. 
§ 205. Die Grundgebühr beträgt für jed 
Hektoliter der Beſchäftigungszahl 2,50 Mark u 
für jedes Hektoliter des Raumgehalts der in de 
Lagern aufgeſtellten, nicht zum Verſand geeigneten 
Aufbewahrungsgefäße 0,50 Mark ohne Rückſicht 
darauf, ob die Tätigkeit oder die Lager in Anſpruch 
genommen werden. Die Reinigungsanſtalt hat als 
Gegenleiſtung ihre geſamten Betriebseinrichtunge 
insbeſondere Gebäude, Branntweinlager, Bram 
weinreinigungsgeräte, Maſchinen, Verſandeinrich⸗ 
tungen dauernd in gebrauchsfertigem Zuſtand at 
erhalten. : 
Die nach § 200 zur Herſtellung von über Ho 
kohle filtriertem Primaſprit, Feinſprit und Wei 
ſprit befugten Reinigungsanſtalten können von d 
Bereitſtellung der zur Herſtellung dienenden b 
ſonderen Einrichtungen durch die Monopolverf 
tung befreit werden. Soweit fie dieſe Einrichtung 
ee gebrauchsfertigem Zuſtand erhalten, wird ihn 
ein von dem im § 212 beſtellten Ausſchu fe 


4 7 206 208. i 


über Ho lzkohle filtrierten e Feinſprit 
Weinſprit gezahlt. 

§ 206. Das Geſchäftsentgelt beſteht aus dem 

hne für die eigentliche Reinigungstätigkeit (Reini⸗ 

ngslohn) und dem Entgelte für die übrigen nach 

201 ͤ zu übernehmenden Leiſtungen. 

Der Reinigungslohn iſt auf das Hektoliter zu 


öheren Arbeitskoſten, insbeſondere für kleinere Be⸗ 
tebe, durch Zuſchläge ausgeglichen werden. 

Für die Herſtellung von über Holzkohle filtriertem 
rimaſprit, Feinſprit und Weinſprit werden unter 
erückſichtigung der höheren Verwertung dieſer 
rzeugniſſe Zuſchläge gezahlt. 

§ 207. Die Reinigungsanſtalten find auf ein 
innerhalb des erſten Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes geſtelltes Verlangen verpflichtet, ihre Keſſel⸗ 
wagen der Monopolverwaltung gegen einen an⸗ 
gemeſſenen Übernahmepreis zu überlaſſen. 


8 208. Reinigungsanſtalten, die nicht beſchäftigt 

erden, erhalten vom Tage der Betriebseinſtellung 
ab bis zum Schluſſe des zehnten Betriebsjahrs nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes außer der Grund⸗ 
gebühr und dem für beſondere Fälle vorgeſehenen 


gemeinen Besch tigungszahl (§ 200) eine Gewinn⸗ 
x entſchädigung und für jedes Heltoltter der beſonderen 


| 1 55 zu . Der „ auf weitere 
Entſchädigungen nach Ablauf des zehnten Betriebs⸗ 


emeſſen und in der Weiſe feſtzuſetzen, daß die 


Bulchlag ($§ 205, 206) für jedes Hektoliter der alle 
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8 209. Über die Reinigung der auf freigetoor ene 
Beſchäftigungszahlen entfallenden Branntwei ts 
menge entſcheidet die Monopolverwaltung. a 

§ 210. Die Beſchäftigung der Reinigungs⸗ 
anſtalten nach Schluß des zehnten ie 


21 


1995 petioliter der Beſchüfte 2,50 Mar 
und für jedes Hektoliter des nicht benutzten Raum⸗ 
gehalts der in den Lagern aufgeſtellten, nicht zum 
Verſand geeigneten Aufbewahrungsgefäße 0,50 Mark 
jährlich als Entſchädigung; die Verpflichtung der 
Reinigungsanſtalt zur Gegenleiſtung erliſcht. 4 

§ 211. Durch die in den §§ 205, 206, 208 und 
210 vorgeſehenen Entſchädigungen werden die 
Reinigungsanſtalten zugleich in Beziehung auf alle 
in den §§ 228 bis 239 nicht berückſichtigten Wns 
ſprüche von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäftsführern, 
Angeſtellten, Mitgliedern des Aufſichtsrats oder 
anderen Perſonen, mit denen ſie hinſichtlich des 
Betriebs, der Verſendung oder des Abſatzes von 
Branntwein Verträge abgeſchloſſen haben, eng 
gültig abgefunden. i 

§ 212. Das Geſchäftsentgelt und die Zuſchläge, 
die Gewinnentſchädigung und den Zuſchlag zur 
Grundgebühr (§§ 203, 204, 205, 206, 208) ſetzt ein 
Ausſchuß feſt, der aus zwei vom Reichskanzler zu 
ernennenden höheren Verwaltungsbeamten, 99 
denen einer Vorſitzer iſt, zwei Mitgliedern des 
Monopolamts und zwei Vertretern der Reinigungs 
anſtalten beſteht; bei Stimmengleichheit entſchei 
die Stimme des Vorſitzers. Der Ausf ae kann Sa 
verſtändige vernehmen. 


Vertreter der Reinigungsanſtalten. 


Brennereibeſitzer. 
8 213. Haben Beſitzer von Brennereien, deren 

ennrecht 300 Hektoliter Weingeiſt nicht überſteigt, 
in der Zeit vom 1. Oktober 1907 bis 30. September 

1917 in wenigſtens zwei Betriebsjahren gebrannt, 
10 ſo werden jie auf Antrag von der Monopolverwal⸗ 
tung entſchädigt, wenn jie ihre Brennerei gänzlich 


9 > 


abmelden (§ 33 Abſ. 1 Nr. 1). Ebenſo werden ent. 


f die im Durchſchnitt der Betriebsjahre 1904/05 bis 

1913/14 nicht mehr als 300 Hektoliter Weingeiſt 
hergeſtellt haben. Anträge auf Zubilligung der 

¢ tſchädigung ſind nur zu berückſichtigen, wenn fie 


Geſetzes bei der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
eingegangen ſind. 
Die Entſchädigung wird für die erſten zehn vollen 


rüheſtens von dem Jahre ab gewährt, in dem die 
ennerei dauernd außer Betrieb geweſen iſt. Sie 
1 at für ein Liter des Brennrechts oder, wenn 
die Brennerei ein Brennrecht nicht beſitzt, für ein 
Liter der in den Betriebsjahren 1904/05 bis 1913/14 
rchſchnittlich hergeſtellten Weingeiſtmenge eine 
Mark, mindeſtens aber 50 Mark, und für Brennereien 
mit einer zu entſchädigenden Menge von nicht mehr 


Brennereien, deren Entſchädigungsmenge mehr 
igt, höchſtens 2500 Mark jährlich. 


. 1918. Bd. 1. a 18 


1 5 über das ede und über die Wahl 


iet Beſitzer von Brennereien ohne Brennrecht, 


innerhalb fünf Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes a 


. Betriebsjahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 5 


200 Hektoliter Weingeiſt höchſtens 2000 Mark 


5 näheren Beſtimmungen trifft der Bundesrat. a 


se HS 5 ot 22 8 
aoe Lig ; Mle 
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Die Vorſchrift ſteht i in Buf a mit Hel Ausdehnung 
des Verſchlußzwanges für Brennereien. Ein Recht auf die 
Entſchädigung iſt nur Brennereien gegeben, die als Klein⸗ 
brennereien zum Brennrecht nicht veranlagt werden oder über 
ein geringes Brennrecht verfügen. 7 


Deſtillateure. a, 

§ 2141), Inhaber von Betrieben, in denen im 
Betriebsjahr 1913/14 gewerbsmäßig Trinkbrannt⸗ 
wein hergeſtellt iſt, oder deren Rechtsnachfolger 
werden für die Aufgabe oder Einſchränkung des 
Betriebs von der Monopolverwaltung entſchädigt; 
Anträge auf Zubilligung der Entſchädigung ſind 
nur zu berückſichtigen, wenn ſie innerhalb zweier 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde eingegangen 
ſind. Dieſe Vorſchrift gilt nicht für Inhaber von 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaften, ſoweit ſie zum Abſatz 
in ihrer Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft Branntwein 
zu Trinkbranntwein verarbeitet haben. 1 

Iſt ein nach Abſ. 1 einen Anſpruch auf Ent. 
ſchädigung begründender Betrieb durch ein erſt nach 
dem 30. November 1917 abgeſchloſſenes Rechts⸗ 
geſchäft unter Lebenden erworben, fo beſteht kein 
Anſpruch auf Entſchädigung; der Bundesrat kan 
aus Billigkeitsgründen eine angemeſſene Entſchä 
gung gewähren. N 

Die Vorſchriften der beiden erſten Abſätze fin 
auch auf andere Betriebe Anwendung, inſoweit 
unverarbeiteten Branntwein in Mengen von nt 
mehr als 280 Liter Weingeiſt im Einzelfall 
geſetzt haben. 

1) Für die Aufgabe eines Geſchäfts bet (auch 175 
einander) zwei Entſchädigungsformen in Betracht kommer 
Sa chentſchädigung und Gewinnabfindung. Erſtere 
namentlich dann erforderlich werden, wenn Grundſtücke, 


~ 
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, Vorräte And anderes von bem Reichsbetriebe über⸗ 
ommen werden ſollen. Ein Übergang von ae auf das 
ich kommt nach dem Geſetz nicht in Frage. ie Sach⸗ 
ſchädigung könnte daher nur ihren Grund 1 9 55 in einer 
weitgehenden dauernden Sachentwertung. In welchem Um⸗ 
ang eine ſolche eintritt, würde aber gerade bei den Deſtillations⸗ 
betrieben und bei der vom Geſetz in Ausſicht genommenen 
Belaſſung eines Teiles der Trinkbranntweinherſtellung in 
Privatbetrieben ungemein ſchwer zu beurteilen ſein. Bei dem 
eſtehenden Ineinandergreifen mehrerer verſchiedenartiger 

Betriebe und der Benutzung gemeinſamer Einrichtungen für 
ſie würde eine gerechte und ſachgemäße Abgeltung der Wert- 
minderung, die eine Folge der Einführung des Monopols iſt, 
nicht durchführbar ſein. Es kommt hinzu, daß die Betriebe 
die von ihnen etwa hergeſtellten oder neue Marken auch in 
Zukunft erzeugen und vertreiben können. Das Geſetz nimmt 
aher von Aufſtellung beſonderer Grundſätze für eine Sach⸗ 
ntjchadigung Abſtand. Durch die Einführung des Monopols 
eintretende Sachentwertungen ſollen durch eine höhere Be— 
a meſſung der nach dem Umfange des Geſchäfts ſich richtenden 
inheitlichen Gewinnabfindung mitabgegolten werden. 

25 Als Grundlage für die Entſchädigung ſind die für das 
x Geſchäft i im Betriebsjahre 1913/14 ftattgehabten Verſteuerungen 
orgeſehen (§ 216). Dieſe Regelung empfahl ſich, weil die 
uſchränkung der Trinkbranntweinerzeugung im Jahre 1915 
d 1916 auf der Grundlage der Verſteuerungen im Jahre 
1913/14 durchgeführt wurde (Bekanntmachung vom 31. März 
915, RG Bl. S. 208) und das Gewerbe ſich gewöhnt hat, 
hie hiermit geſchafften „Verſteuerungsrechte“ als Grundlage 

für die ferneren Zuweiſungen von Branntwein und ſomit 
Hrer geſamten Geſchäftstätigkeit anzuſehen. Die im Jahre 
15 feſtgeſetzten Zahlen können allerdings nicht überall ohne 
eiteres der Entſchädigung zugrunde gelegt werden. Unter 
n Berechtigten ſind, wie die amtliche Begründung ausführt, 
ziele Gewerbetreibende, die nicht Deſtillateure ſind, z. B. 
händler und Reinigungsanſtalten. Außerdem gibt es ſehr 
3 die den zu Trinkware verarbeiteten Brannt- 


. . 0 g 18 * 


me meen aes 1 4 getroffen. 


1 


70 er der nach dem ce eutſchldigg ele 
den Branntwein ſelbſt verſteuert hat. Ausſcheiden müſſen di 
Verſteuerungsrechte inſoweit, als ihre Inhaber Trinkbranntw 
nicht hergeſtellt haben. Anderſeits müſſen denjenigen H 
ſtellern von Trinkbranntwein, die Branntwein nicht ſelbſt 
verſteuert haben, Entſchädigungszahlen nach dem Umfange 
des Bezugs von verſteuertem Branntwein zugewieſen werd 
Dies wird nach dem Urteil Sachverſtändiger nicht ſchwe 
fallen, ba, falls Unterlagen für dieſe Feſtſtellung aus der n 
ſchäftsbücher der liefernden Stelle (Spritfabrik, Händler) Auf⸗ : 
ſchluß geben. Schon unter Geltung der Verordnung vom 
31. März 1915 wurde von den Beteiligten verlangt, daß die 
Inhaber der Verſteuerungsrechte ſolchen Abnehmern, die un 
ihnen früher den Branntwein verſteuert bezogen hatten, auch ö 
weiterhin dem früheren Bezug unter Berückſichtigung der in⸗ 
zwiſchen erfolgten Einſchränkung entſprechend Branntwein 
lieferten. Dieſem Verlangen trug die Verordnung vom 
28. Oktober 1915 (RG Bl. S. 718) Rechnung. Bei dieſen Vor⸗ 
gängen wird die Ermittelung der Entſchädigungszahlen voraus- i 
ſichtlich ohne erhebliche Schwierigkeiten durchzuführen a 
Es hätte nahe gelegen, die Berechnung der Entſchädigungszahl q 
auf Grund der Verſteuerungen uſw. mehrerer Betriebsjahre 
vorzuſehen. Aber einmal haben ſich die Beteiligten daran 
gewöhnt, mit den Zahlen des Jahres 1913/14 zu rechnen unt d 
ſodann (was wichtiger ſein dürfte) verliert die Feſtſtellung an 
Zuverläſſigkeit, je weiter der maßgebende Zeitraum zur 
liegt. Durch Einführung des Monopols werden auch die G 
werbebetriebe betroffen, die unverarbeiteten, verſteuerten 
Branntwein in kleinen Mengen verkauft haben. Denn w 
auch der Abſatz ſolcher kleinen Mengen z. B. an Apothe 
Krankenanſtalten, Laboratorien, Drogerien uſw. in Buty 
in gleicher Weiſe wie bisher ſtattfinden wird, ſo fällt doch de 
Abſatz der für Trinkzwecke beſtimmten Mengen fort. En 
ſprechend dem geringeren Gewinn beim Abſatz dieſer 
und im Hinblick auf das Verbleiben eines Teils dieſes Ab 
bei den bisherigen Verkäufern, hat das W Ou 5 216 : 


5 Als Grundlage für die Berechnung der n 
Gntſchätgung wird die Weingeiſtmenge ermittelt, 
die in dem Betriebe des Berechtigten in der Zeit 
om 1. Oktober 1913 bis zum 31. Juli 1914 nach⸗ 
weislich gegen Entrichtung der Verbrauchsabgabe 


oder unverſteuert ausgeführt worden iſt. Von der 
rmittelten Menge wird die Menge, die in dem 
gleichen Zeitraum in dem Betriebe des Berechtigten 
1. zu Trinkbranntwein verarbeitet iſt, mit ihrem 
vollen Betrage, vermehrt um ein Fünftel, 
2. als unverarbeiteter Branntwein in Mengen 
von nicht mehr als 280 Liter Weingeiſt im 
Einzelfall abgeſetzt iſt, mit fünfzehn Hundert⸗ 
teilen ihres e vermehrt um ein Fünftel, 


Die näheren Beſtimmungen trifft der Bundesrat. 
8 217. Die Entſchädigung wird für die erſten 
ehn Betriebsjahre nach dem Inkrafttreten 8 


iter der Entſchädigungszahl, 


wenn dieſe nicht höher ijt als 100 ... 40 M. 

< „ „ „ 200 
„ h n 30 eee 
„ , 
5 rT 1 500 . pat 8 af ö 
„ „ n„ 600 OR Shen 
75 7 ” 700 toe 28 „ a Tira eh 2 
” ” ” 800 Leth 26 „ pie 
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in den freien Verkehr geſetzt oder verſteuert bezogen 
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wenn dieſe nicht höher iſt als 1000 ... 22 M. = 

5 „ höher iſt als 1000 20 3 

In jeder höheren Staffel wird als Geſamt⸗ 
entſchädigung mindeſtens ſo viel gewährt, wie ſich 5 
ergeben würde, wenn die Grenzzahl der vorher⸗ 
gehenden Staffel zu berückſichtigen wäre. i 

§ 218. Zur Herſtellung von freigeldpflichtigem 
Trinkbranntweine verwendete Weingeiſtmengen 
werden auf die Entſchädigungszahl angerechnet. 
Dies gilt auch im Falle eines Wechſels im Beſitze a 
des Betriebs, wenn der Betrieb unter der gleichen 
oder einer anderen ein Nachfolgeverhältnis an⸗ 4 
deutenden Firma fortgeſetzt wird, oder wenn der 
freigeldpflichtige Trinkbranntwein unter Formen * 
in den Verkehr gebracht wird, die ihn als gleichartig 
mit Erzeugniſſen erſcheinen laſſen ſollen, wie ſie 
von dem Entſchädigungsberechtigten obgeſetzt worden 4 
ſind. YY 

§ 219. Der Bundesrat kann unter Berückſichti⸗ 
gung der angeſammelten Beſtände und des voraus 
ſichtlichen Verbrauchs von Trinkbranntwein feſt⸗ 
ſetzen, welchen Teil der der Entſchädigungszahl ent⸗ 
ſprechenden Branntweinmenge jeder Herſteller von 
freigeldpflichtigem Trinkbranntweine zum regel⸗ 
mäßigen Verkaufpreiſe beziehen darf. a 

Mehrere Herſteller von freigeldpflichtigem Trink⸗ 
branntweine dürfen die ihnen hiernach zuſtehenden 
Mengen auch gemeinſam beziehen und verarbeiten. 

§ 220. Die Entſchädigungen werden am Schluſſe 
eines jeden mit dem Brennereibetriebsjahre ſich 
deckenden Entſchädigungsjahrs gezahlt. Dem Ent⸗ 
ſchädigungsberechtigten, ſofern er auf die Herſtellung 
freigeldpflichtigen Ten völlig Pele 4 


: + Bromntnemonopateee 16 221, 222. 279 
a die i dope 1 8 e Entſchädigungs⸗ 


32 § 220 (§ 219 des Entwurfs. 
Hierzu lag der Antrag Nr. 93 Ziff. 3 vor: dem § 219 
lgende Faſſung zu geben: „Die Entſchädigungen werden 


enbden Entſchädigungsjahrs gezahlt. Dem Entſchädigungs⸗ 
rechtigten, ſofern er auf die Herſtellung gebührenpflichtigen 
ranntweins völlig verzichtet, iſt auf Antrag eine Urkunde 
Szuſtellen, aus der die Höhe ſeiner geſamten Entſchädigungs⸗ 
anſprüche erſichtlich iſt.“ 
Zur Begründung wurde ausgeführt: Es handle ſich 
darum, daß die entſchädigungsberechtigten Perſonen in der 
Lage ſein würden, ſich auf die Urkunde Geld zu verſchaffen. 
Von anderer Seite wurde der Antrag unterſtützt, aber 
arauf hingewieſen, daß das Wort „Branntwein“ richtig „Trink⸗ 
branntwein“ heißen müſſe, entſprechend der Ausdrucksweiſe 
er Vorlage. Der Antrag wurde mit großer Mehrheit an- 
nommen. 


8 221. Durch die in den §§ 217 bis 220 vor⸗ 
geſehene Entſchädigung werden ſämtliche Anſprüche 
es Berechtigten aus der Aufgabe oder Einſchränkung 
s Betriebs abgegolten. 


‘ Beſitzer von Abfüllſtellen. 
8 222. Inhaber von Betrieben — mit Aus⸗ 
ahme von Reinigungsanſtalten —, in denen im 
etriebsjahr 1913/14 vollſtändig vergällter Brannt⸗ 
ein gewerbsmäßig und im großen in die für den 


bie nach dem Inkrafttreten dieſes Geſe 
gewährt und beträgt 
für die erſten im Betriebsjahr 1913/14 
abgeſetzten 10000 Hektoliter Brannt⸗ 9 
F UA a ee ee 0,60 M. 
für die zweiten im Betriebsjahr 1913 14 
abgeſetzten 10000 Hektoliter Brannt⸗ a 
, VOIR bb 0,50 M. 
für den Reſt der im Betriebsjahr oe 
1913/14 abgeſetzten Branntwein⸗ 9 
en. ee eee 0,40 M. 
für das Hektoliter Weingeiſt. 4 
3 Die Entſchädigungszeit mindert ſich um des 
Zeitraum, der auf die Beſchäftigung durch die 
Monopolverwaltung entfällt. 
Die Vorſchriften der 88 220 und 221 finden ent, 
ſprechende Anwendung. a 


Beſitzer von Branntweinlagern. 5 3 

§ 223. Auf Branntweinlager, die vor des 
1. Oktober 1917 betriebsfähig beſtanden haben unt 
nicht zu einer Reinigungsanſtalt gehören, werden 
die für die Lager der Reinigungsanſtalten geltender 
Vorſchriften ſinngemäß angewendet. 


Der § 223 (§ 221 des Geſetzes) lautete im Regieru 
entwurf: ‘3 
„Die Beſitzer von ſolchen Branntweinlagern unter 
lichem Mitverſchluſſe, die vor dem 1. Oktober 1917 betriebs 
fähig beſtanden haben und den bisher geltenden Beſtimmu 8 
entſprechende Lagereinrichtungen haben, können zu der 
polverwaltung in ein Vertragsverhältnis treten und di 
rung und Verſendung des Branntweins gegen Ent 0 
we „ Kommt ein „ bee zuf ſo 


t 


: a 115 die amtliche Hebei ausgeführk; Die 

ranntweinlager bilden die notwendige Ergänzung der 
nigungsanſtalten, insbeſondere in Gegenden, wo letztere 
hlen oder wenn deren Lager nicht genügende Einrichtungen 


zuknüpfen und mit den Lagerbeſitzern Mietverträge ab⸗ 
zuſchließen. Ein Lager, das zu einer Reinigungsanſtalt gehört, 
gilt als Teil der Anſtalt und wird nach den für dieſe geltenden 
Veorſchriften behandelt. 


8 Vermittler. 


8 224. Gewerbetreibende, die nach dem 30. Sep- 
mber 1912 wenigſtens drei Jahre lang den Brannt⸗ 
weinverkehr zwiſchen der Brennerei und dem Ab⸗ 
3 nehmer des Branntweins vermittelt haben, werden 
nach Wahl der Monopolverwaltung auf die Dauer 
von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſe zes weiterbeſchäftigt oder in ane eee; 
Grenzen entſchädigt. 

Hierzu lag der Antrag Nr. 94 Ziff. 1 vor, dem § 221 die 
0 aus dem Geſetz erſichtliche Faſſung zu geben, was der Wich 
ſteller damit begründete, daß die Faſſung zwecke ſei. 
Der Antrag wurde angenommen. 

3 Bu § 224 (§ 222 des Entwurfs) fragte ein Mitglied des 
Ausſchuſſes, was unter „angemeſſene Grenze“ zu verſtehen 


Der Bundesrat ſolle die maßgebenden Grundſätze aufſtellen. 
Die Verhandlungen mit den beteiligten Perſonen ſeien er⸗ 

| gebnislos geblieben. Man müſſe es alſo dem Bundesrat über⸗ 
| la ſſen. ey 
a Der Grund der Vorſchrift des § 224 iſt der, daß ſeit Jahr⸗ 8 
aks Verträge über die Vermittelung des Branntwein⸗ 


4 
q 
f 
1 


nth bemabnahmen ſtellt und Vorſchüſſe gewährt. 5 


a 
1 


ben. Es ift auch hier das Zweckmäßigſte, an das Beſtehende 


¥ ‘fei. Ein Vertreter des Reichsſchatzamts verwies auf § 227. . 


peal W der Brennerei und dem eee des 3 


n 1 
4 ‘ 
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a 


Die Beibehaltung dieſer Vermittler wird die aberlenung in 
die neuen Verhältniſſe weſentlich erleichtern. 


Händler. a 
§ 225. Wer in den Betriebsjahren 1911/12 
bis 1913/14 mit Branntwein gewerbsmäßig im 
großen gehandelt hat, wird auf Antrag in an⸗ 
gemeſſenen Grenzen entſchädigt. Auf Branntwein⸗ 
reinigungsanſtalten iſt dieſe Vorſchrift nicht an⸗ 
wendbar. Der Antrag iſt vor Ablauf des zweiten 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei 
der zuſtändigen Verwaltungsbehörde zu ſtellen. 
Die Spiritus⸗Zentrale und die ihr angeſchloſſenen Reini⸗ 
gungsanſtalten verfügen über den weitaus größten Teil des 
Branntweinmarktes. Es haben jedoch wenigſtens in früheren 
Jahren einige Großhändler neben der Zentrale beſtanden. 
Den Inhabern ſolcher Geſchäfte für das Aufhören des Handels 7 
eine gewiſſe Entſchädigung zu gewähren, erjchien billig. 


. 


Agenten. 

§ 226. Gewerbetreibende, die nach dem 30. Sep 
tember 1912 im Namen der Spirituszentrale oder 
einer Reinigungsanſtalt Geſchäfte über die Liefe 
rung von Branntwein einſchließlich des vergällte 
Branntweins abgeſchloſſen haben, werden auf Antrag 
weiterbeſchäftigt oder entſchädigt. Die Entſchädigun 
wird in Höhe der Hälfte der nachweislich im Be 
triebsjahr 1913/14 gezahlten Vermittlergebühre 
auf die Dauer von fünf Jahren gewährt. Die Ent 
ſchädigungszeit mindert ſich um den Zeitraum, de 
auf die e een durch die eee eee 
entfällt. 

§ 227. Der Bundesrat wird ermächtigt, Grun 
ſätze aufzuſtellen, nach denen in den Fällen d 
§§ 224 und 225 die Entſchädigungen zu eae 
ied * 


8 88 
e 185 8 
— 
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dle Feſtſetzung der Maßſtäbe, nach denen Beſitzer von 
anntweinlagern, Vermittler und Großhändler entſchädigt 
den ſollen, iſt der Beſtimmung des Bundesrats vor⸗ 
alten, weil es ſich hier nur um einen beſchränkten Kreis 
Gewerbetreibenden handelt, ferner, weil es zweifelhaft 
ob eine nennenswerte Anzahl dieſer Perſonen, bei der 
jolichfeit ihrer weiteren Verwendung im Monopolbetriebe, 
ür die Entſchädigung in Betracht kommt und weil ſchließlich 
für dieſen Fall der Bundesrat eher in der Lage iſt, ſeine Be- 
timmungen der Verſchiedenartigkeit des Falles anzupaſſen. 


4 : Angeſtellte. 
8 228. Die über 21 Jahre alten Perſonen, die 
eit Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Betrieb einer 
Reinigungsanſtalt angeſtellt waren und nachweislich 
nfolge dieſes Geſetzes nicht oder zu ungünſtigeren 
Bedingungen weiterbeſchäftigt werden, erhalten von 
er Monopolverwaltung ihre bisherigen Bezüge bis 
um Ablauf der ſechs Monate, die dem Inkrafttreten 
neſes Geſetzes folgen. 
Statt der im Abſ. 1 bezeichneten Entſchädigung 
halten die Angeſtellten, die ununterbrochen ſeit 
m 1. Auguſt 1914 in einer Reinigungsanſtalt 
geſtellt waren, als Entſchädigung für jedes auch 
nur begonnene Jahr die Hälfte der Bezüge des 
letzten Anſtellungsjahrs. Angeſtellte, die zur Zeit 
8 Inkrafttretens dieſes Geſetzes das fünfund— 


edes auch nur begonnene weitere Anſtellungsjahr 
ei Viertel, Angeſtellte, die zur angegebenen Zeit 
8 fünfundfünfzigſte Lebensjahr vollendet haben, 
* die vollen Bezüge des letzten Anſtellungs⸗ 


zentrale, in einer der für pian: 
r Geſellſchaft betriebenen Unternehmungen 


a erworb en. 


we endet tater. 


oder in 1 Spiritusverwertungsgen nſchaften, 
nicht der Dienſt im Heere, in der 7“ i aay e 
1 indiſchen Hilfsdienſt. g 


folge des Geſetzes nicht oder zu ungünſtigeren Bedingunge 


endigung des Vertragsverhältniſſes (Inkrafttreten des Gef 


den Fall, daß das Anſtellungsverhältnis unter ungünſti 


nach der Länge der Anſtellungsdauer und ſodann na 


viebe | 
oder in der Spiritus⸗Zentrale tätig ſind, ſollen, ſoweit ie @ 


weiter beſchäftigt werden, entſchädigt werden. Im Geſch 
bereiche der Spiritus⸗Zentrale werden ſolche Fälle kaum 
kommen und in dem der Reinigungsanſtalten vorausſi 
nur in geringem Umfang; denn ſoweit nicht an ſich ſchon M 
an Arbeitskräften herrſcht, hat die Zahl der Angeſtellten | 
Betriebszuſammenlegungen abgenommen, fo daß nach Wied . 
kehr geregelter Zuſtände eher Neueinſtellungen zu erwar en 
find. Die Angeſtellten der Spiritus⸗Zentrale werden in de 
Monopolverwaltung dringend gebraucht werden, und da 
Gleiche gilt mit gewiſſen Einſchränkungen für die Angeſtellte 
der Reinigungsanſtalten, da dieſe Betriebe grundſätzlich dect 
feſte Lohnſätze beſchäftigt werden ſollen. 9 
Die entſchädigungsberechtigten Angeſtellten ſollen zunäck 
ſämtlich bis zum Ablauf des erſten halben Jahres nach 


ihre bisherigen Bezüge weitererhalten. Dies gilt auch 
Bedingungen, als der abgelaufene Vertrag vorſah, fortg 
wird. Hierdurch erhalten die Betroffenen Zeit zur Erlan 
einer anderen Anſtellung. Im übrigen empfahl es ſich, w 
in dem Entwurf eines Geſetzes über den Verkehr mit Le 
vorgeſchlagen war (Verhandlungen des Reichstags I. Se 
1912/14 Nr. 544 der Druckſachen), die Entſchädigung 


Lebensalter pete Hatten Angeſtellte das 45. oa 


Es 5 in den ‘tehpucebandhungen eines 


Hey, 


enrechnung der fortlaufenden Beſchäftigungszeiträume. 


S 229. Als Bezüge gelten neben dem Gehalt 
der Lohne die geſchäftsüblichen Geldgeſchenke, 
oviſionen, freie Wohnung, Beleuchtung und 
ſtigen Vorteile, die ſich als Gegenleiſtung für die 
bisherigen Geſchäftsbetriebe geleiſtete Arbeit 
nzeichnen. 
Wurden die Bezüge nach dem 1. Juli 1918 

erhöht, ſo wird die Erhöhung nicht berückſichtigt, es 
ſei denn, daß ſie der bisherigen Übung des Betriebs 
der den Zeitverhältniſſen entſprach. 


Rückſichten der Billigkeit erhöht werden. 
5 1) Im Ausſchuß herrſchte Einverſtändnis, daß unter die 


orden iſt und ſich als eine Gegenleiſtung für die Dienſt⸗ 
0 darſtellt; ebenſo Reiſeſpeſen, ſoweit ſie als ein 
ot des Gehalts anzuſehen find. 


legen in gleicher Stellung zurückgeſetzt werden ſollten, 
eit es ſich im Rahmen des Geſetzes ermöglichen ließ. Ins⸗ 


g der „Zeitverhältniſſe“ dieſem Zwecke dienen. 


ehr als das Siebeneinhalbfache der Bezüge des 


9 im Clie 955 Entſchädigungsberechtigung als eine : 
eitliche anzuſehen fein würde, unter entſprechender Zu⸗ 


Für Kriegsteilnehmer können dieſe Bezüge aus 922 


5 ſonſtigen Vorteile“ des § 229 auch die Leiſtung von Beiträgen 
für die Angeſtellten, ſei es zu ſtaatlichen Kaſſen, ſei es zu privater 
erſicherung, wie überhaupt jede Zahlung fällt, die über die 
ſetzlichen Verpflichtungen des Arbeitgebers hinaus geleiſtet 


2) Es war die Abſicht des Ausſchuſſes, dafür zu forgen, 
f die Kriegsteilnehmer nicht hinter ihren zu Hauſe gebliebenen 


nbere ſollte die vom Ausſchuß vorgeſchlagene Berückſichtiu⸗ 


) a 230. Die Entſchädigung darf insgeſamt nicht Shs 
ea Anſtellungsjahrs und nicht mehr als n ou 


ae ˙ Ginn os Salle wg 
"a fe 2 * 


| 1 . 
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8 231. Angeſtellte, die zu den bisherigen 
dingungen zunächſt weiterbeſchäftigt werden, de 
aber ſpäter gekündigt wird, haben, wenn die Kün 
gung nicht aus einem in ihrer Perſon liegen 
wichtigen Grunde erfolgt (§ 72 des Handelsgeſ 
buchs), 

1. bei Kündigung innerhalb der erſten drei Jahre 

nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes An⸗ 
ſpruch auf volle Entſchädigung, i 
2. bei ſpäterer Kündigung Anſpruch auf die un 1 
ein Neuntel für jedes volle Jahr, um das der 
Angeſtellte länger als drei Jahre weiter⸗ 
beſchäftigt worden iſt, geminderte Entſchädi⸗ 
gung. Pe 

Wird dem Angeſtellten gekündigt, weil er durch 
Krankheit oder unverſchuldetes Unglück an der Ver⸗ 
richtung ſeiner Dienſte verhindert wird, ſo wird 
die Entſchädigung nicht gemindert. Das Gleiche 
gilt, wenn der Angeſtellte aus einem wichtigen 
Grunde (§ 71 des Handelsgeſetzbuchs) kündigt. 

§ 232. Angeſtellte, die innerhalb der erſten drei 
Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes oh te 
wichtigen Grund es ablehnen, eine ihnen von der 
Monopolverwaltung unter Belaſſung der bisherigen 
Bezüge angebotene, ihrer beruflichen Vorbildung 

entſprechende Beſchäftigung auszuführen, werden 
nicht entſchädigt. Das Gleiche gilt, wenn ein An⸗ 
geſtellter, der zunächſt weiter beſchäftigt worden iſt, 
während der erſten drei Jahre nad Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes kündigt. a 

Im Falle einer ſpäteren Kündigung erhält de 
Angeſtellte als Entſchädigung die Hälfte der Be⸗ 
züge, die ihm nach § 231 Abſ. 1 Ziff. 2 zuſtehen 
würden. . „% ⁰TTVUT 


~ Bominenmonoptaee 88 238-235, 287 


8 233. Die Entſchädigungen ſind alsbald nach 


—— 


endigung des Anſtellungsverhältniſſes auszu⸗ 
: Stirbt der Angestellte, bevor der nach den nr 


ie am Schluſſe des letzten Vierteljahrs zu be⸗ 
dee ert war, jedoch gemindert um ein Drittel, 


Der § 233 (§ 230 des Entwurfs) lautete urſprünglich: 
§ 230. Die Entſchädigungen werden am Schluſſe jedes 


erigen Bezügen der Angeſtellten entſprechen, jedoch nicht 
ber einen Betrag von jährlich zwölftauſend Mark hinaus. 
Der Angeſtellte muß ſich auf die Entſchädigung anrechnen laſſen, 
was er infolge einer neuen Anſtellung erwirbt oder zu erwerben 


5 Im Falle des § 229 Abſ. 2 kann die Monopolverwaltung 
auf Antrag die Entſchädigung alsbald in einer Summe zahlen. 
Die veränderte Faſſung beruht auf Antrag Nr. 154 der 
ruckſachen. 
§ 234. Zu den Angeſtellten im Sinne dieſer 
orſchriften ſind auch die Vorſtands mitglieder von 
Geſellſchaften zu rechnen. Reiſende gelten als An⸗ 
eſtellte nur inſoweit, als ſie bereits am 1. Oktober 
917 als Handlungsgehilfen im Sinne des ſechſten 
lbbſchnitts des erſten Buches des Handelsgeſetzbuchs 
uit feſtem Gehalt angeſtellt waren. 
8 235. Die Vorſchriften der §§ 228 bis 234 
finden ſinngemäße Anwendung auf Angeſtellte, die 
ei Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
1. im Geſchäftsbetriebe der Spirituszentrale, 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung in 
Berlin, oder in einer der für Rechnung dieſer 


eo im einem nach den Borjdhriften dieses Abſchn 


1 5 wird, um ein . Jahr. 


ſind oder e N 
one AT, S piitusveriweriumgégenoffenf chaften od 
3. in Betrieben tätig ſind, deren Inhaber 

§ 214 entſchädigungsberechtigt ſind, oder e 

ſchädigungsberechtigt ſein würden, wenn 

Vorſchrift in § 214 Abſ. 2 auf fie keine A 

wendung fände, 
ſofern die Angeſtellten infolge dieſes Geſetzes nicht 
oder zu ungünſtigeren Bedingungen weiterbeſchäftigt 
werden. 


Arbeiter. 


8 236. Die mehr als ein Jahr in einem nach 9 
den Vorſchriften dieſes Abſchnitts entſchädigungs⸗ . 
berechtigten Betriebe beſchäftigt geweſenen Arbeiter, 
die nachweislich infolge dieſes Geſetzes innerhalb 
des erſten Jahres nach deſſen Inkrafttreten arbeits⸗ a 
los werden, ohne anderweit entſprechende Beſchäf 
gung zu finden, oder wegen notwendig geworden 
Berufswechſels oder wegen Einſchränkung d 
Betriebs geſchädigt werden, erhalten aus Mitte 
der Monopolverwaltung Unterſtützungen bis 
einem Zeitraum von einem halben Jahre. 5 

Statt der in Abſ. 1 gewährten Entſchädigu 
erhalten Arbeiter, die mindeſtens zwei Jahre vo 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ununterbrochen 


die Entſchädigung für einen Zeitraum bis zu eme n 
a Jahre. us 
Fiaür jedes weitere begonnene Jahr der 
ſchaftigung bis zu neun . jets 9 


I Abmeſſung der Unterſtit feign iſt Mü üchicht 5 
ie Erwerbsfähigkeit der Arbeiter zu nehmen 
iach billigem Ermeſſen zu berückſichtigen, wie 
der Arbeiter behindert iſt, eine Beſchäftigung 
inem anderen Betrieb aufzunehmen. Beſtehen 
e Behinderungen in der Aufnahme der Arbeit, 
ann die Unterſtützung für einen längeren Zei- 
m oder für den entgangenen Verdienſt in dr 
en Stellung gewährt werden. 5 
§ 238. Für Arbeiter, die bei Inkrafttreten dieſes 8 
etzes mindeſtens 10 Jahre Aurunterbrochen in; 
m nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts ent- 
digungsberechtigten Betrieb beſchäftigt waren, N 
en die Vorſchriften der §§ 228 bis 234 ent- 
chende Anwendung. N 

§ 239. Die näheren Beſtimmungen über um 
und Bedingungen der Zuwendungen erläßt 

Bundesrat, jedoch mit der Maßgabe, daß die 
erſtützung im Falle eingetretener Arbeitsloſigkeit 
weniger betragen darf als drei Viertel des . 
gangenen Arbeitsve rdienſtes. „ 


4 
8 * 
0 
r 4 
* 1 “oer be a 


Entſchädigungsverfahren⸗ 5 
240. Die nach den Vorſchriften der §§ 21444 
39 zu zahlenden Entſchädigungen werden durch . 
| adi gun gsars} chüſſe feſtgeſetzt. . 
ie Entſchädigungsausſchüſſe entſcheiden auf eae 
d freier Beweiswürdigung. Sie ſind befugt, 
n und Sachverſtändige eidlich zu vernehmen 
V N an Eides Statt eee oe 


755 b zuſammenſetzen und dabei „ſoweit tunlich, die in 89396 50 


5 anderen Seite berückſichtigt werden, daß die Angeſtellter 
namentlich die Arbeiter in dieſen Betrieben vielfach 


Wiunſch derſelben Rückſicht zu nehmen fei, Leute aus 


kann binnen einer Friſt von vier Wochen nach 


ſetzes in ihrem Erwerbe geſchädigt werden, 
Mitteln der Monopolverwaltung Entſchädigun 
„ zn gewähren. Der Bundesrat kann die Beſu 
auf eine andere Stelle übertragen. 4 


an die Monopolverwaltung zu richten. 


oe zusteht, 5 deren Se 15 r erheblich 


beſchritten werden. e 


Vorſchriften der §§ 199 bis 239 in Betracht fom: 


Zu 9 240 erklärte ein 1 ves 
Bundesrat werde die Entſchädigungsausſe 


Berufsvertretungen hören. Allerdings müſſe dabei 


organiſiert ſeien und in ſolchen Fällen auf den berecht 


eigenen Betrieb in den Ausſchuß zu berufen, denen di 
beurteilenden Verhältniſſe bekannt ſeien. 

Zu Vorſitzenden der Entſchädigungsausſchüſſe werbe 
die Oberbeamten der örtlichen Zollverwaltungen eignen, 
dieſe in genügender Anzahl über das ganze Reich verb 
tätig ſind, und da ſie aus ihren Amtsgeſchäften mit den 3 
lichen Beſtimmungen und den wirtſchaftlichen Berhalinijie 
der Entſchädigungsberechtigten vertraut ſind. 1 


8 241. Gegen die Entſcheidung der Ausſchülſ 
Zuſtellung des Beſcheids der ordentliche Recht 


Entſchädigungen aus Billigkeitsrücſichten. 
§ 242. Der Bundesrat ijt befugt, aus? 
ſichten der Billigkeit auch anderen als den nach 


den Perſonen, die durch die Einführung dieſes 


Der Antrag auf Entſchädigung iſt binnen 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes G 


Dem Bundesrate mußte die Möglichkeit offe ge 
werden, auch ſolchen Perſonen eine Entſ chädigung 3u 
denen ein Anſpruch nach den Vorſchriften 3 


| Sombeaonopotaee § 248. | : 291 8 


illigkeit 1 Die Wirkung des Krieges kann in Ver⸗ 
bindung mit der Einführung des Monopols Angeſtellte des 
Spiritusgewerbes in Mitleidenſchaft gezogen haben, ohne daß 
das Geſetz die Handhabe zu einer Entſchädigung bietet. In 
ſolchen Fällen, deren Verſchiedenartigkeit im einzelnen geſetzlich 
nicht feſtzuhalten ijt, ſoll die Vorſchrift des § 242 eine angemeſſene 
Hilfe ermöglichen, ſoweit nicht auch hier die Monopolverwaltung 
ure Aufnahme des Betroffenen in ihren Betrieb dem Be⸗ 
bürfniſſe des Falles gerecht werden kann. 
6 Bei den Beratungen über den § 242 fand allſeitig die N 
a Erklärung Zuſtimmung, daß ſolche Angeſtellte, die etwa ledig⸗ 
5 lich mit Rückſicht auf die Einführung des Monopols und die 
dadurch bewirkte Aufgabe oder Eiuſchränkung eines Geſchäfts⸗ 
betriebs ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes gekündigt 
werden ſollten, zu dem Kreiſe der durch die Einführung des 
Monopols geſchädigten Perſonen (§ 242) gehören, wenn ſie 
: infolge der Entlaſſung tatſächlich einen Schaden erleiden. 
a Was die Reiſenden betrifft, fo mußte auf die beſonderen 
Verhältniſſe im Deſtillationsgewerbe Rückſicht genommen 
werden. Wenn darnach die geſetzliche Regelung ihrer Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche nicht über die Beſtimmung im § 234 
hinaus erweitert werden könnte, ſo war doch keine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit darüber, daß die Reiſenden im übrigen nach 
§ 242 entſprechend berückſichtigt werden mußten. 
Von einer Seite aus dem Ausſchuß wurde darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ſolche Perſonen, die etwa infolge des Krieges 
oder durch Maßnahmen der ſtaatlichen Kriegswirtſchaft, z. B. 
durch Stillegung von Betrieben oder Beſchlagnahme der Ge⸗ 
vate, ſtellungslos geworden ſeien, bei wohlwollender Aus⸗ 
legung des § 242 auch unter die nach dieſer Beſtimmung zu 
entſchädigenden Perſonen gerechnet werden müßten. 


X. Abſchnitt. 
Ubergangsvorſchriften. 
Ahfindungsbrennereien. 


3 243. Der Bundesrat kann für eine Zeit⸗ 
dauer bis au ra ou Jahren nach dem Jute 


1 


bn von Brennrechten. . ‘ ot ay 


Anbung zulaf ſen. 


898 244. Brennereien, die in der Zeit vo 
1. Oktober 1909 bis einſchließlich 30. Septemb 
1917 ͤwenigſtens in einem Betriebsjahr den Dur 

ſchnittsbran d benutzt haben, dürfen ihre „ 
auf andere Brennereien der gleichen Klaſſe 

4, 6) übertragen. Für landwirtſchaftliche Brenne⸗ 

reien mit einem Bren trecht von mehr als 300 Hekto⸗ 

liter gilt dies nur, wenn die Brennereien demſelben 

Beſitzer gehören und nicht weiter als 25 Kilometer * 
voneinander entfernt liegen; dieſe Beſchränkung gilt a 
nicht für land wirtſchaft liche Brennereien, die 
der Zeit vom 1. Oktober 1909 bis 30. September 
1912 Hefe im Würzeverfahren, wenn auch nur zeit⸗ 
weiſe, gewonnen haben und nicht bis zum 30. Sep⸗ 

tember 1914 ausſchließlich zur Getreide verarbeitung 

mit Hefenerzeugung nach dem Wiener Verfahr 
übergegangen ſind. 

In bezug auf die Übertragung des Brennred 
bilden das Königreich Bayern, das Königre 
Württemberg, das eee Baden 1 


ann 1 hee eine ee der Bren. 1 
: te cee zulaſſen. N 


ae Beftehende Sols N . 
8 245. Der Bundesrat wird i die 


den zur ente lkang von Bräne aus Holz 
gegründeten NV i haben, Bal 


s bem nach § 106 anzuſammelnden “usage = . 
ck zu bezahlen. N 


Übernahme der eren 
$ 246. Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
8 Geſetzes geht das Eigentum an dem unter 1 
eueramtlicher Überwachung ſtehenden Branntwein 
uf das Reich über. Von dem Eigentumsübergang 

ausgeſchloſſen Kornbranntwein (§ 151) und 

ranntwein, der lediglich aus den im § 4 bezeichneten : 
toffen hergeſtellt iſt. Der Branntwein, 1 ne : 
Eigentum auf das Reich übergegangen iſt, iſt bis 
anderweiter Verfügung durch die Monopol. 
erwaltung von dem bisherigen Ei gentümer auf⸗ 
ubewahren, pfleglich zu behandeln und in banbels⸗ 
blicher Weiſe zu verſichern. 

Auf Antrag kann die Monopolverwaltung auf 
Eigentum an dem Branntwein verzichten „we iis a 
‘prnbranitiwein für Rechnung des Reichs ere = 
rben. Anträge dieſer Art ſind nur zu berück⸗ ae me 
gen, wenn jie vor Ablauf des erſten Monats, 
ook bee Geſetz in Kraft tritt, bei dem W a 
it eingehen. 


— 
ae 
* 


n 


294 5 Suanntveinmtonopotgetes. 89 247, 2 f 


Da mit geringen Ausnahmen per N 9 1 
ſich in den Lagern der Spiritus⸗Zentrale befindet, wird die Übe 
nahme der vorhandenen Beſtände auf das Reich ſich einfa 
geſtalten. Von der Übernahme ausgeſchloſſen ſein ſoll Obſt⸗ 
branntwein und Kornbranntwein. Wenn hier überhaupt 4 
noch Vorräte vorhanden ſind, jo können jie nur gering ſein. 

Der für den in das Eigentum des Reichs übergegangenen 4 
Branntwein zu zahlende Preis ſoll alsbald nach der Ver⸗ 
wertung, ſpäteſtens jedoch innerhalb eines Jahres nach dem a 
Inkrafttreten des Geſetzes, gezahlt werden. In dieſer Be⸗ ‘ 
friſtung liegt keine Unbilligkeit gegen die Eigentümer des 
Branntweins; denn auch bei der Liquidation der Zentrale 5 
wären die bei Ablauf des Hauptvertrags als Beſtand ver⸗ 
bliebenen Mengen von der Geſellſchaft für Rechnung der 
Brennergemeinſchaft naturgemäß erſt allmählich zu verwerten 
geweſen, fo daß die Brennergemeinſchaft den Liquidatiouserlöbs 
in den dem Abſatz entſprechenden Abſchlagszahlungen, wenn 
nicht erſt nach Durchführung des Liquidationsverfahrens aus⸗ 
gezahlt bekommen hätte. 4 


§ 247. Für den Branntwein, deſſen Eigentum q 
nach § 246 Abſ. 1 auf das Reich übergeht, ift ein 
angemeſſener Übernahmepreis zu zahlen, den das 
Monopolamt in gemeinſchaftlicher Beſchlußfaſſung 4 
mit dem Beirat feftjebt. Der Preis enthält zu⸗ 
gleich eine Vergütung für die Lagerung und Ver⸗ 4 
ſicherung bis zu anderweiter Verfügung durch die 
Monopolverwaltung. Die Zahlung des Preiſes hat 4 
alsbald nach Verwertung des Branntweins durch 4 
Die Monopolverwaltung, ſpäteſtens innerhalb eines 
Jahres nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, zu 
geſchehen; neben dem Preiſe ſind für die Zeit vom 
Tage des Eigentumsüberganges bis zum Tage der 
Zahlung 5 vom Hundert Zinſen zu entrichten. 


*) Vgl. hierzu die Anmerkung zu § 246. 


8 248. Für den Branntwein, deſſen Gigentu N 
i nach . 246 auf das Reich micht ee ae 5 


ſchiede ee Den cae 5 247 feſtzu⸗ 
nden Übernahmepreis und dem regelmäßigen 
. ufpreis (F 107 Abf. 1 Nr. 1) entſpricht. Die 
lung hat zu erfolgen, ſobald der Branntwein 
en freien Verkehr abgefertigt wird, ſpäteſtens 
letzten Tage des Vierteljahrs, in dem das Geſetz 
wait tritt. Die nach dem bisherigen Geſetz auf 
Branntwein ruhenden Abgaben fallen fort. 
Vorſchriften des § 15 ſind ſinngemäß anzu⸗ 
den. | 

: Freigeld. 
Dem Freigeld unterliegen auch die beim 


es Geſetzes beginnenden Kalendervierteljahrs 
Verbraucher abgegeben werden. Wer die Be⸗ 
ung von dem Freigeld in Anſpruch nimmt, hat 
mes der Steuerbehörde anzuzeigen und über die 
geſtände, den etwaigen Zugang und den Abgang 
ach näherer Beſtimmung des Bundesrats An⸗ 


lufſichtsbeamten der e e, auf Ver⸗ 
ngen vorzuzeigen find. Auf die von dem 3 


Zuſchlag zur Verbrauch ; 


erbrauchsabgabe (§ 1 des Branntweinſteuer⸗ 
on bo. 3 1909 Reichs⸗ ⸗Geſetzbl. S. N 


ndlichen, bei anderen als Verbrauchern vor⸗ . 
denen Beſtände an Trinkbranntwein, ſoweit ſie 
t bis zum Ablauf des mit dem Inkrafttreten 


eibungen zu führen, die mit den Beſtänden des 


259. Soweit und ſolange der Branntwein 


| 3,16 Mark, 75 i 
•1Lf fehr als fünf aber r nicht a als an ufzig L 
e Weingeiſt herſtellen auf 5,16 Mark. 
z; ciMDie auf die Verbrauchsabgabe bezüglichen V 
ſchriften des Branntweinſteuergeſetzes ſind auch ar 
den Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe anzuwende⸗ 
Für die Erhebung und Verwaltung des Zuſchla 
zur Verbrauchsabgabe wird den Bundesſtaaten e 
Vergütung nicht gewährt. 
Für die im Abſ. 1 bezeichnete Zeit wird 
UÜbergangsabgabe (8 22 des Branntweinſteu 
geſetzes) auf 8,25 Mark feſtgeſetzt. 
§ 250 des Geſetzes lautete im Regierungsentwurf (§ 2 
i „Branntwein aller Art und Branntweinerzeugniſſe un 
lliegen, ſofern fie ſich beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
5 freien Verkehre befinden und nicht nachweislich zu den 
§ 142 bezeichneten Sätzen verzollt worden find, nach nähere 
Beſtimmung des Bundesrats einer Nachſteuer von 675 Nas 
für das Hektoliter Alkohol.“ | 
Er wurde ergänzt ae folgende §§ 245 und 251 
ey: 
8 245. 
„Von der Nachſteuet befreit iſt: 
1. aller Branntwein, der auf Grund der bisher gelten 
Vorſchriften von der Verbrauchsabgabe befreit wa 
2. Branntwein des freien Verkehrs im Beſitze vo 
werbetreibenden, die die Erlaubnis zum Ausſch 
von Branntwein oder zum Kleinhandel mit T 
„ branntwein haben, in Mengen von nicht m 
220 Liter, im Beſitze von Haushaltsvorſtänden, d 
85 5 . zu den bezeichneten Gewerbtreibenden geh 
5 NV! Mengen von nicht mehr als 10 Liter as: 
Und N 
Fd Bundesrat wird ermächtigt, von der Erhe 
a eee 8 244, ee abzuſehen.“ a 


eee 


4 


1909, RGB. S. 661) e wird zu ihr ein N 
erhoben,! der 6, 75 St für das Liter 1 beträgt. Für die 


Die auf die Verbräuchsabgabe bezüglichen Vorſchriften 


des Branntweinſteuergeſetzes ſind auch auf den Zuſchlag zur 


Verbrauchsabgabe anzuwenden. Für die Erhebung und Ver⸗ Pk = 
waltung des Zuſchlags zur Verbrauchsabgabe wird den Bundes ⸗ nee 


a i ſtaaten eine Vergütung nicht gewährt. 
* 9245. Soweit zu dem Zeitpunkt, von dem ab der Zuſchlag 


at) 


ſtimmungen über Lieferung von Branntwein beftehen, iſt der 


zur Verbrauchsabgabe erhoben wird, vertragsmäßige Be⸗ 


Abnehmer verpflichtet, dem Lieferer einen Zuſchlag zum Preiſe 


in Höhe des auf die gelieferte Menge fallenden Zuſchlags zur 
Verbrauchsabgabe zu zahlen, wenn dem nicht aue eee 
Vertragsbeſtimmungen entgegenſtehen. 
Der Antragſteller begründete dieſen Antrag damit, fale 


leer feien und die Einführung des Monopols nicht eine Preis⸗ 


5 zurückgehen. Deshalb ſei es beſſer, ſofort einen Zuſchlag zu zur 
Verbrauchsabgabe in entſprechender Höhe feſtzuſetzen, um auch 


Ein Vertreter des Reichsſchatzamts empfahl dieſen Antrag zur 
Annahme, da das Monopol vorausſichtlich noch nicht gleich 
n Kraft treten könne, wenn der Friede geſchloſſen werde. 
Die dann vorhandenen Spiritusbeſtände würden dann aber 
we Ge im gewiſſen pos a werden e 


* 


erhöhung bringe, ſondern zunächſt mit einem großen Preis⸗ 
ſturz zuſammentreffen werde. Jetzt ſeien die Preiſe wahn? 
finnig hoch, das Monopol würde vorausſichtlich aber erſt in 
Kraft treten, wenn es wieder möglich fet, reichlicher Brannt⸗ 
wein auf den Markt zu bringen, dann würden die Preiſe ſtark 


die Nachſteuer immer etwas Unſympathiſches habe, im vor⸗ 5 5 
liegenden Falle aber durchaus nicht am Platze ſei, da die Lager 


11 


. 


den dann ſchon im Verkehre befindlichen Branntwein zu treffen. 8 ee 


. ae 


3 5 tie Sires 


3 — 
1 


5 
ez, 


ie ** 
Bae 
é ot 7 yak 
ae 5 


— 


. 


Ziff. 1: im § 244 Wf, 2 ſtatt „3,50 Mark“ zu ſetzen „3,16 a 


nicht angängig, die vorhandenen Beſtände freizulaſſen. 


der 6,75 Mark für das Liter Alkohol beträgt. 


Stoffbeſitzer, wenn jie im Betriebsjahre 


9 _ Brnntvetmanopotets 8 25 


Verkehr Rae ender Menge dan Toto. entſprechend be⸗ 
ſteuern zu können. Ein Mitglied des Ausſchuſſes erklärte, es 
ſei nicht einzuſehen, weshalb man einen Teil des Geſetzes 
rückwirkend geſtalten wolle. Wenn man die Nachſteuer für g 
unzweckmäßig halte, dürfe auch die G ſſigſäure keiner Nachſteuer 
unterworfen werden. Ein anderer Abgeordneter erwiderte: : 
Man müſſe den Branntwein möglichſt ſofort entſprechend ae : 
ſteuern. Jedenfalls werde es aber notwendig fein, die §§ 244 3 
und 245 nach dem Antrag Nr. 108 möglichſt bald in Kraf, q 
treten zu laſſen. Ein Vertreter des Reichsſchatzamts führte 
aus, daß die Eſſigſäureverbrauchsabgabe erhöht werde. Des⸗ 
halb ſei es nötig, darauf eine Nachſteuer zu erheben. Es ſei 


In zweiter Leſung lagen die Anträge vor: Nr. 115 Ziff. 1 
den § 250 des Geſetzes (§ 244 des Entwurfs) wie folgt zu faſſen: 

§ 244. Soweit und ſolange der Branntwein der Verbrauchs⸗ 
abgabe (§ 1 des Branntweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909, 
RG Bl. S. 661) unterliegt, wird zu ihr ein Zuſchlag erhoben, 


4 


A 


— 


Der Zuſchlag wird ermäßigt für Obſtbrennereien und 


Se ee 9 eS ee ee 


nicht mehr als 5 Liter herſtellen, auf 3,50 Mark, 
mehr als fünf, aber nicht mehr als fünfzig Liter Alkohol 
herſtellen, auf 5 Mark . 

für das Liter Alkohol. i 
Die auf die Verbrauchsabgabe bezüglichen Vorſchriften 
des Brannt weinſteuergeſetzes ſind auch auf den Zuſchlag zur 
Verbrauchsabgabe anzuwenden. : 
Für die Erhebung und Verwaltung des Zuſchlags zur 1 
Verbrauchsabgabe wird den Bundesſtaaten eine Vergütung 
nicht gewährt. ; 
Für die im Abſ. 1 bezeichnete Beit wird die nusbange, 
abgabe (§ 22 des Branntweinſteuergeſetzes) auf 8,25 Mar, 
feſtgeſetzt. ; 
Und der Abänderungsantrag Nr. 148 zum Antrag N 115 


und ſtatt „5 Mark“ zu ſetzen „5,16 Mark“. 
Die Anträge wurden angenommen, „ der 8 25 
ees jetzige Faſſung erhielt. 


5 „ Effigfaurenachſteuer⸗ on 
251. Eſſtgfaure 16 144), 816 ſich am Tage des 
ttretens dieſes ere im freien Verkehre 
ndet, unterliegt nach näherer Beſtimmung des 


oppelzentner waſſerfreie Säure. 


§ 252. Von der Nachſteuer befreit iſt Gig. 
e des freien Verkehrs, 

ſoweit fie von der Verbrauchsabgabe befreit iſt; 
2. ſoweit fie nachweislich nach den Sätzen des 
85 140 verzollt iſt; 

im Beſitze von Gewerbetreibenden in Mengen 
von nicht mehr als 5 Kilogramm, im Beſitze 
von anderen Haushaltsvorſtänden in Mengen 
von nicht mehr als 1 Kilogramm waſſerfreie 
Säure. 

8 253. Die Vorſchriften in den §§ 16, 18, 20, 
180 ͤ und 192 ſind auf die Nachſteuer des 5 251 
inge mäß anzuwenden. 


5 254. Soweit beim Inkrafttreten dieſes 
etzes vertragsmäßige Beſtimmungen über Liefe⸗ 
ng von Eſſigſäure beſtehen, iſt der Abnehmer ver⸗ 
lichtet, dem Lieferer einen Zuſchlag zu dem ohne 
erbrauchsabgabe geltenden Preiſe in Höhe der 
die gelieferte Menge fallenden Verbrauchs⸗ 
abe zu zahlen, wenn dem nicht ausdrückliche 
tragsbeſtimmungen entgegenſtehen. 

8 255. Der Bundesrat wird ermächtigt, von 
Erhebung der Nachſteuer (§ 251) abzuſehen. 


— 


Geldbeſtand der Vetriebsauflage. 
256. Ein bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
den bisherigen Vorſchriften aus den Einnahmen 


; fe 251. 256. 1 3 


desrats einer Nachſteuer von 130 Mark für den 


dase angeſammelter Gelbbeſtand Hb : 


eet ane. 6 106 -engujammetn 2 
überweiſen. key 


8 8 beſonderer Art. 
8 257. Soweit Unterneh n während 


poder teilweiſe aus Reichsmitteln eingerichtet wor 
ſind, dürfen dieſe Einrichtungen während zehr 
Jahren vom Inkrafttreten dieſes Geſetzes an nu 
mit Genehmigung des Bundesrats zur Herſtell ing 
von Backhefe benutzt werden. 1 
Zu § 257 wurde in längerer Ausſprache ausgeführt, daf 
der Antrag ſich natürlich nicht auf ſolche Betriebe bezieh 
welche vor dem Kriege Backhefe hergeſtellt haben und während 
des Krieges zur Herſtellung von anderer Hefe übergegange f 
ſind. Ferner herrſchte Einverſtändnis, daß die Beſtimmu une 
des § 257 ein grundſätzliches Verbot des übergangs zu 
Backhefebetriebe, für die mit Reichsunterſtützung eingerichte te 
Betriebe darſtellen ſolle, und daß die Genehmigung des Bundes 
rats zu ſolchem Übergang nur für die nicht vorausſehbaren Fälle 
eines etwaigen dringlichen Bedarfs an Backhefe, der meres 
beſtehenden Betriebe nicht ausreichend gedeckt werden h 
vorbehalten bleiben müſſe. 


XI. Abſchnitt. 
. f Schluß vorſchriften. 
Aufwendungen für Wohlfahrts⸗ und Wirtſchaftszwecke. 
8 258. Aus der Monopoleinnahme find jäh 
1. vier Millionen Mark zur Bekämpfung d 
Trunkſucht und ihrer Urſachen ſowie 
Milderung der durch die Trunkſucht h 
geführten Schäden, 
2. zwei Millionen Mark zur wiſſenſchaft 
5 und „„ 5 
Toe 


ing der n der h oe eae 
mittel für die minderbemittelten Volkskreiſe, 
wovon den Krankenkaſſen (§ 225 der Reichs 
verſicherungsordnung) und knappſchaftlichen 
Krankenkaſſen für jedes Mitglied und Jahr 
mindeſtens 60 Pfennig als Rückvergütung zun 
gewähren ſind, ae 
m Reichskanzler zur Verfügung zu ſtellen. Die 
träge ſind in den Reichshaushaltsplan eingu- — 
en. . 
Sonderrechte. 
5 259. Die Reineinnahme aus dem Pram, a 
wein monopol wird bis zu einem Betrage von jährlich 
3 Millionen Mark den einzelnen Bundesftaaten 
nach dem Maßſtab der Bevölkerung, mit der ſiee 
zu den Matrikularbeiträgen herangezogen werdenn 
überwieſen. 8 
Die Vorſchriften in Abſ. 1 und in § 100 könnten oe 
ert ohne Zuſtimmung der Königreiche Bayern 5 
und Württemberg und des Großherzogtums Baden . 
geändert werden. ee 


Beſeitigung laudesgefebliger Abgabe f ae 5 
| 260. Für Rechnung von Bundesſtaaten dürfen 
bon Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes 1 4 


ae ben Landesre chnungen cufartominenn oe 
3 eben. oe 


Behandlung des Branntweins in den dem Zo 


ie ae aes SC ee 


Zollausſ chlüff E 


die Vorſchriften dieſes Geſetzes in den außerha 
der Zollgrenze liegenden Teilen eines Bundesſtaats 

auf Antrag dieſes Bundesſtaats in Wirkſamk 
geſetzt werden. 


: Vorbereitende Mane 


“ade Bunmtnenmotopotgees : bea 


§ 261. Durch Beschluß des Bun i tön 


Abmachungen mit anderen Staaten. 
8 262. Der Reichskanzler kann unter aul 
ens des Bundesrats wegen Herbeiführung 
einer den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechenden 


gebiet angeſchloſſenen Staaten und Gebietsteilen 
wegen Überweiſung der Einnahmen für den im 


gegenſeitigen Verkehr übergehenden Branntwein 


oder wegen Begründung einer Gemeinſchaft mit 
den fremden Regierungen Vereinbarungen treffe 


Betriebsmittel der Monopolverwaltung. 


§ 263. Der Monopolverwaltung wird an Be. a 
triebsmitteln ſowie zur Beſtreitung einmaliger 
ordentlicher Ausgaben für die Durchführung dieſes 
Geſetzes, dem Bedarf entſprechend, ein Geldbetrag 
bis zu 100 Millionen Mark zur Verfügung geſtel 
Der Geldbetrag iſt von der Monopolverwaltung 
nach näherer Beſtimmung des Bundesrats zu ver⸗ 
zinſen und binnen 20 Jahren nach dem Inkrafttret. 
dieſes Geſetzes im Teilzahlungen zu tilgen. 


§ 264. Der Bundesrat und der Reichs kaut 
e ermächtigt, alsbald nach der Verkündu 
dieſes Geſetzes Maßnahmen zu treffen, ak 1 de 


en m N 1 on om 98 ‘pea Betriebsiahes Bee dem ae 
ore dieſes ee außer Kraft. 


e a 

§ 266. Die Vorſchriften der §§ 263 und 264 
treten mit der Verkündung dieſes Geſetzes, die Vor⸗ 
ſchriften der §§ 140 und 250 am 1. Oktober 1918, 
n Kraft. 
Das Inkrafttreten der i übrigen Wor} chriften nicht 8 
Geſetzes wird durch Kaiſerliche Verordnung be⸗ 
ſtimmt; gleichzeitig treten die bisher geltenden Ge⸗ 8 

etze über die Beſteuerung des Pi 11 


— 


Urkundlich unter Unſerer Hochſteigengandigen 
interſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Jae 


Gegeben Großes Hauptquartier, — poe 
den 26. Juli 1918, ae a 5 
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Dr. Graf von dee 
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ganz beſchränktem Maße mit der Herſtellung teurer WM 


oe a Jutereſſe läge es aber, wenn die deutſchen Schaumwein 


in größerem Umfang zuwenden würden. 


Geſeh zur Aenderung des 8 Schaum. 
weinſteuergeſetzes. on 
Vom 26. Juli 1918 (RGBl. S. 847). 


Vorbemerkungen. 


Im früheren Schaumweinſteuergeſetz waren drei Steuer; fi 
. mit folgenden Preisabſtufungen vorgeſehen: = 
1. M. bei einem Flaſchenpreiſe von nicht mehr als 4 M., 
2 M. bei einem Flaſchenpreiſe von wey als 4 und nich 
mehr als 5 M., 

3 M. bei einem Flaſchenpreiſe von mehr als 5 M. 
Die Steuerergebniſſe der Jahre 1910 bis 1916 waren 
nun ſo, daß auf die hochwertigen Schaumweine der Klaſſ 
(3 M. Steuer für Schaumweine über 5 M.) nur 
ganz geringfügiger, faſt überhaupt verſchwindender Bruch 
teil der Geſamtmenge entfiel. Die an die Staffelung der 
Schaumweinſteuer geknüpfte Erwartung, aus den höher⸗ 
wertigen Schaumweinen größere Einnahmen zu erzielen, 
mithin nicht in Erfüllung gegangen. Der Grund hierfür iſt 
darin zu ſuchen, daß die Schaumweinkellereien wegen der 2 
Abneigung der Verbraucher gegen die durch die Steuerſtaffelung 
noch mehr verteuerten einheimiſchen Schaumweine ſich nur in 


befaßt haben, ſo daß die Deckung des Bedarfs an ſolchen 
fran öſiſchen Wettbewerb überlaſſen blieb. Im heimi 


es kellereien ſich auch der Herſtellung der feineren Schaumwein 


dae Gelegenheit günſtig, da die Einfuhr franzöſiſcher Schau 


wieine infolge des Krieges aufgehört hat und f 


Beendigung des Kr lea nur ganz las ählich wi er ein of 
els aa: 


i 810 0 des eee ae zu dem Systeme 
eſteuerung nach einem einheitlichen Satze, wie es 
dem Geſetze vom 9. Mai 1902 urſprünglich vorgeſehen 
zurückzukehren und dieſen einheitlichen Steuerſatz auf 
für die Flaſche zu normieren. : 
Für den aus Fruchtwein hergeſtellten Schaumwein 
2 Abſ. 1 unter a des Geſetzes vom 9. Mai 1902) iſt durch 
08 Geſetz vom 15. Juli 1909 weder in der Art der Beſteuerung 
och am Steuerſatz eine Anderung eingetreten. Der Umfang 
Fruchtſchaumweinerzeugung iſt im Vergleiche zu jenem 
Herſtellung von Schaumwein aus Traubenwein ein geringer, 
ichwohl ſchien auch hier der Regierung eine Vermehrung 
Einnahmen durch entſprechende Erhöhung des Steuer⸗ 
es, und zwar auf 0,60 M. für die Flaſche angebracht. 
Durch Artikel 9 des vorliegenden Geſetzes iſt der Reichs⸗ 
zler ermächtigt, den Text des Schaumweingeſetzes vom 
Mai 1902/15. Juli 1909 unter Berückſichtigung der durch 
vorliegende Geſetz beteiligten Anderungen in fort⸗ 
fender Nummernfolge zu veröffentlichen. N 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher 
Kaiſer, König von Preußen uſw. 

rordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zu⸗ 
nung des Bundesrats und des Reichstags, was 


Art. 13 2 Abs. des Schaumweinſteuergeſetzes 

m 9. Mai 1902/15. Juli 1909 (RGBl. 1902, 

155; 1909, S. 714) erhält folgende Faſſung: 

Die teuer)“) beträgt 

für Schaumwein, der aus Fruchtwein?) ohne 

Zuſatz von Traubenwein hergeſtellt iſt, ſechzig 

Pfennig für jede Flaſche; 

für anderen Schaumweint) und ſchaumwein⸗ 

E nliche Getränke!) drei Mark für jede Flaſche. 
weſedgebung 1918. Bd. I. „ 


Anke 4 9 Vgl. die „„ 
Art. 2. In § 3 des oe it 

f bc eingeſchaltet ieee 17 
I.,. hinter Satz 1 von Abf. 1 10 Sa 
e Für den aus dem Ausland eingehe 
eu Schaumwein iſt die Steuer neben dem 
gangszoll und zugleich mit dieſem vom Ein . 
hzʒ ringer zu entrichten). 
2. hinter Abſ. 1 folgender Abſatz: a 
Der Bundesrat kann im Falle des Bee ! 
dürfniſſes die Verſteuerung nach den Sätzer 

des § 2 unter Befreiung von der Verwendung 
von Steuerzeichen auf Grund einer beſonderen 
Buchführung und der ſonſt erxforderlichen 
Sicherungsmaßnahmen geſtatten 2). 

) Nach dem Vorgang bei der Salzſteuer, Leuchtmittel 
ſteuer, Zündwarenſteuer uſw. ſoll in Zukunft auch bei „ 
ausländiſchen Schaumweinen die ſtärkere Belaſtung, die 
als Folge der Erhöhung der inneren Steuer ergibt, nicht du 
Erhöhung des Zollſatzes, ſondern dadurch zum Aus! 
kommen, daß neben dem Eingangszolle die innere St 
erhoben wird; hierdurch würden die auf die Anfertigung 
Anbringung von Zollzeichen bezüglichen Vorſchriften 
Geſetzes vom 9. Mai 1902 wegfallen. Der Zoll von 180 
für den Doppelzentner wird hiernach in Zukunft den re 
Zollſchutz gegenüber dem ausländiſchen Wettbewerb bi! 
während er bisher die Verbrauchsabgabe in ſich ſchloß. Se 

oh Ermäßigung verbietet ſich, wenn der Zweck erreicht we 
. ſoll, dem einheimiſchen Gewerbe die Herſtellung a e 
Schaumweine zu ermöglichen. f 
8 ) Die im Art. 2 Ziff. 2 vorgeſehene eu des 8 nb | 
rats ſoll die Möglichkeit gewähren, die Beſteuerung in 
os _ einfachoren Form der Buchführung a fals 7 


¢ 


Fs 
0 


bellt 5 1 
ae Art. 3. § 8 des Shounen 
ba de e 1 


Ke . ee e ee als 
Probe unentgeltlich abgegeben oder der dem 
Herſteller vom Empfänger als unbrauchbar zur 
Verfügung geſtellt wird, erhält der Herſteller 
nach näherer Beſtimmung des Bundesrats 
eine Vergütung der Steuer. : | 
) Die Anderung des § 5 des Geſetzes (Art. 3) vez wech, 
e Beſtimmung der Steuervergütung für verſteuerten Schaum⸗ 
ein, der als Probe unentgeltlich abgegeben oder der dem 
rſteller vom Empfänger als unbrauchbar zur Verfügung 
ſtellt wird, dem Bundesrat zu überlaſſen. Die nach dr 
bisherigen Vorſchrift des § 5 zu gewährende Pauſchvergütung 
mit 5 Hundertſtel des Steuerwerts der in der Fabrik ver⸗ꝛ 
wendeten Schaumweinſteuerzeichen iſt zu hoch bemeſſen und 
jat in Verbindung mit den Einzelvergütungen gemäß § 18 
r Ausführungsbeſtimmungen Doppelvergütungen zur Folge. 
aß die Steuervergütung nur für unentgeltlich abgegebene 
roben Platz greifen ſoll, iſt nach der Entſtehungsgeſchichte 2 
8 8 5 nicht zweifelhaft. Die Notwendigkeit der vorgeſchlagenen 
derung ergibt fic) auch aus der nach dem vorſtehenden 
bſatz für den Bundesrat vorgeſehenen Befugnis, die Steuer 
anſtatt durch Verwendung von Steuerzeichen auf Grund 
beſonderer Buchführung entrichten zu laſſen. . ä 


Art. 4. § 1 Abſ. 31), §§ 3a und 30%) des Schaum. 8 
einſteuergeſetzes Ue aufgehoben. 1 
a 1) Der $1 Abſatz 3 beſtimmte, daß Schaumwein, der nach⸗ Fe 
mt weislich bei der Einfuhr aus dem Ausland der Verzollung 
1 unterlegen hat, von der inneren Verbrauchsſteuer befreit a 
eiben ſolle. Vgl. hierzu die Aumerkungen zu Artikel 3. Cee 3 
2) § 3a beſtimmte, daß für die Höhe der Steuer der 8 
geblich iſt. Da das neue Geſetz keinen Unterſchied der 
uer bezüglich des Preiſes des Weines mehr kennt ee 


308 Geſet zur N 1 9 des eau Art. 


Art. 5. In 5 15 und in § 16 Abf. 2 Buchſte be 
werden die Worte „oder Zollzeichen ‘ey 30)“ 
8 22 die Worte „oder unechte Zollzeichen (8 
geſtrichen, in § 22, in § 23, in § 25 Abſ. 1 Ziffer 
und in § 26 des Schar amweinſteuergeſetzes Di 
Worte „Schaumweinſteuer⸗ oder Zollzeichen“ ou 
„Schaumweinſteuerzeichen“ erſetzt. 


Art. 6. § 29 Abſ. 1 des Schaumweinſteuer 
geſetzes erhält folgende Faſſung: 
Schaumwein, der aus den dem Zollgebie 
angeſchloſſenen Staaten und Gebietsteilen zum 
Verbrauch eingeht, iſt ſpäteſtens beim Eintrit 

in das Inland mit den Steuerzeichen (§ 3) zu 
verſehen. 


Art. 7. Artikel 3 des Geſetzes zur Abänderun 
des Schaumweinſteuergeſetzes vom 15. Juli 190 
wird aufgehoben. 


Art. 8. Dieſes Geſetz tritt einen Monat nach 
der Verkündung in Kraft !). 
Schaumwein, der ſich beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes außerhalb der Erzeugungsſtätte (§ 3) oder 
einer Zollniederlage befindet, unterliegt nach nähere 
Beſtimmung des Bundesrats einer Nachſteuer! 
die für Schaumwein aus Fruchtwein (§ 2 Wb). 
unter a) ſechzig Pfennig und für Schaumwein a 
Traubenwein und ſchaumweinähnliche Geträn 
( 2 Wh}. 1 unter b) drei Mark für die Flaſche b 
trägt. Bereits entrichtete Se Ae au 
die er eee 


0 enze tie bie Aab ber chen 75 nicht gezogen, 
2 i falls die Ausführungen des Bundesrates nicht noch 
ne Grenze ziehen, auch einzelne algen der e 
1 erliegen. 
Art. 9. Der Reichskanzler wird erma ächtigt, bet 
xt des Schaumweinſteuergeſetzes vom 9. Mai 
902:15. Juli 1909, wie er ſich aus den vorſtehenden 
nderungen ergibt, in fortlaufender Nummernfolge 
r Paragraphen als „Schaumweinſteuergeſetz“ mit 
dem Datum des vorliegenden Geſetzes durch das 
eichs⸗Geſetzblatt bekanntzumachen. : 
Soweit in anderen Geſetzen auf Vorſchriften 
es Schaumweinſteuergeſetzes verwieſen iſt, treten 


nzler pee ieee 1 an 1 i 


Unterſchrift und Nigedructem 401% Ses ; 


Gegeben Großes Hauptquartier, 
den 26. Juli 1918. 


Wilhe elm ape 
Siegel.) Graf von Hertling. 


e entſprechenden Vorſchriften des vom Reichs⸗ 


Abendmahlswein 21. 
Abfindungsbrauereien 
105, 109. 
Abfindungsbrennereien 158, 

161, 291. 

Abfüllung von Bier 104, 111; 

— von Wein 16. 
Abfüllſtellen 279. 


82, 


Ablieferungspflicht (Befrei⸗ 


ung) 163. 
Abnahme des Branntweins 
. 


Abſatzbeſchränkungen beim 
Wein 20, 31. 
Abwälzung der Weinſteuer 


iS 
Abzüge vom Grundpreis 209, 
Ather 242. 

Agenten 282. 
Alte Brauereien 77. 


5 Angeſtellte 83; ſ. a. Arbeiter. 
Angeſtellte 


in Reinigungs⸗ 
anſtalten 283. 


ts Aumeldung von Brennerei⸗ 


und Wiengeräten 191, 196, 


227, 256; — des Weins 1295 i 


ee der Brauerei a 
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Ausland 


Anzeigepflicht der Bich te 
ſtellung 109; beim Wein⸗ 
handel 23, 36; bei Miner 
waſſer 56. 

Apfelſaft 50. 

Apotheke 276. 1 

Arbeiter, Entſchädigung 288 
Haustrunk 83; — der 
nopolverwaltung 204. 

Arrak 220. 5 

Aufſicht über Gtenn 
198; bei Mineralwaſſ erſt 
58. 

Ausgleichungsbeträge 33 

Ausgleichsplätze 212. 

Ausgleichsſtock 217. 

Ausſchankpreiſe 43, 44 

Ausfuhr von Brann pe 
230, 236. or 

Ausfuhrbier 87. 

Auslandsweine 40. 
54, 55. e 
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itzwechſel von Brenne⸗ 


eien 193. 


25; — von Bier 705. a 
ſcheinigung der Entſchädi⸗ 
ungsanſprüche 278. 
etriebsabzug 209, 210. 
etriebsanmeldung (Be⸗ 
triebsführung) von Brenne⸗ 
eien 196. 

triebsauflage 299. 
triebsleiter 24, 26, 31, 57, 
116, 199. 
triebswechſel ſ. 
echtverluſt. 

r (Begriff) 89 ff., 91, 113. 
rähnliche Getränke 50. 
erausſchank 106. 
erbereitung 113. 
erhandel 106. 

erhändler 124. 


Brenn⸗ 


tener 70 ff., 75 ff. 


1 111, 112. 


ee 5 Bierverkäu ufe 83. 


5 Doppelbeſteuerung 34, 123. 
. Drogerien 276. 25 


Bierzoll 127. 


Billigkeitsrückſichten 290. Sree . 


Buchführung über Wein 18, a 
25, 26,27; — über Brannt⸗ 
wein 228; — über Zucker⸗ 
verwendung beim Bier 10177 
— über Bierherſtellung 102; aoe oe 
— über Mineralwaſſer 57. 
Branntwein 21. a 
Branntweinaufſchlag 167. 


Branntweinbeſtände (abe. ; 
nahme) 293. 2 1 
Branntweinhefe 243. 5 
Branntweinlager 280. . 
Branntweinreinigungs 
anſtalten 263. ee x a 
Branntweinübernahme 207. 8 8 
Brauanzeige 100. N er 
Brauerei 84. 88 re: 
Braugewerbe (Borberung) eae 
121. ie eee 
Brauſtoffe 94. 1 e 
Brennereibeſitzer W 8. 
Brennereigeräte 192. AN = 


Brennrecht 172; Verluſt des 1 
ge ae 1863 anberwelte i 
eit ſtellung 189. 

Bundesrat 204; Ausdehüne . 

der Mineralwaſſerſteuer eo a 
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775 Einziehung 31, 32, 


Eichung von Bierfäſſern 104. 
Einfachbier 77, 88, 90, 119, 


1 
Eingangszoll ſ. Zoll. 
Einmaiſchung 101. 
64, 111, 


112, 113; — von Brannt⸗ 
wein 256. 
Elſ aß⸗ Lothringen (Bier⸗ 


ſteuer) 42, 43, 121. 
Entſchädigung beſchäftigungs⸗ 
loſer Arbeiter und An⸗ 
geſteſſter 125, 285 ff. 
Eniſchädinungsausſchüſſe 
; 290, 
Erhöhung des ee 
grundpreiſes 211. 
Erſatzfreiheitsſtrafe 63. 
Erſtattung von Bierſteuern 
85 
Eſſig 21; — aus Wein 38. 


Eſſigſäure, Eſſigſäurever⸗ 
brauchsabgabe 230, 240, 
249, 260. 


Export ſ. Ausfuhr. 


F. 
FJarbebiere, Farbmittel 84, 
„%%% Oly. 
Fälligkeit der Weinſteuer 17; 
E per Bierſteuer 86. 
Fäſſer 104. 


Fehlmengen 26, 57; — von 
Bier 105. f 
. als Branntwein⸗ 


N 220. 


Gemeinſchaftliche Bran 


oP Gerüte der Brenn 
1092, 197, 256. 


Förderung des W it 
Fracht 16, 206. 
Freigeld 162, 225, 226, 
295. 5 
Freiheitsſtrafe 45955 ü 
Bierſteuerhinterziehungt 
259; ſ. a. Strafbeſtimm 
gen. 
Freitrunk ſ. Haustrunk. 
Fruchtſaft 11, 50. 
Futterſchrotmühlen 98. 


G. 


Gaſtwirte 220. 

Gärungsräume 92. 

Gebührenzeichen 225. 

Gefäße (Weinſteuer) 
(Brauſteuer) 92, 93. 

Gefängnisſtrafe 113 

Gefährdung der Bierſte 
86. 


Geldſtrafe bei Bierſte 
111 ff., 114; f. a. Sti 
beſtimmungen. 3 

Gemeinden (Weinbeften 
rung) 42; Betriebe de 
felhen 23.72. 


Gemeinſame Brauereien 
109 5 

Gemeinſame Aufbewah 
von Wein 35. 0 


„„ 
Gemiſchte Betriebe 229 
Genoſſ enf chaftsmühlen 


Ge Fuſtraſ 64, 107. 
chäftsbücher, Einſicht 58. 


272. 
Gewerbeausſchuß 203. 
Gewerbegerichte, Zuſtändig⸗ 
keit im Bierſteuergeſetz 125. 
Gewerbliche Brennereien 158. 
zewerbliche Verwertung von 
Branntwein 231, 233. 
Gnadenerlaß bei Bierſteuer 
118. 
Grundgebühr 266, 270. 
aabbreis 207. 


: H. 

Haltung für andere Perſonen 
bei der Weinſteuer 30, 
’ Mineralwäſſer 62, Bier⸗ 
ſteuer 115, Braten wein 258, 
des Meenn 171, des 
Bieres 84, des ennetei⸗ 
q beſitzers 206. 


Hand el mit freigeldpflichtigem 
Branntwein 228. 
Händler 66, 282. 
Hausbedarf an Bier 109. 
Hausbrauer 83, 87, 105. 
Hausſuchung 107. 


Hefewein 11. 
hehlerei 60; — im Mono pol- 
he 252. 
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Herſtellung von Mineral⸗ 
1 waſſer uſw. 51, 54, 55, 56; 
2 dvon Wein 13, , 15: 


— von Bier 84, 
Hektolitereinnahme 217. 


Hinterziehung von Brannt⸗ 


weineinnahmen 249; Mine⸗ 
ralwaſſerſteuer 3 c 
Strafbeſtimmungen. 
Höhe der Bierſteuer 76. 
Holzbrennereien 293. 
Hopfen 87, 90. 


J. 
Inverkehrbringen von Mi⸗ 
neralwaſſer, Limonade uſw. 
51, 54, 55. 


K. 


Kaffee = Café 67ff. 
Kellerbehandlung 21. 
Kirſchwaſſer 247. 
Kleinbrennereien 175. 
Kleinhandel mit vergälltem 
Branntwein 243. 
Kleinverkauf von Wein 13, 
18. 
Kognak 38, 220, 169, 240. 
Konſumvereine 66. 
Kontingent 79ff., 187. 
Kornbranntwein 246, 294. 
Kornbrennereien 222. 4 
Krankenanſtalten 230. 
Kriegsteilnehmer, Entſchädi⸗ 
gung durch eee 
125. 
Kumiß 40. 


214 


“Ruatiieokane 48, 50 
Kunſtwein 11. 


. 


Lager von Branntwein 280; 
— von Wein 24. 
Lagerung von Bier 92, 104, 
111; — von Mineralwaſſer 
57; — von Branntwein 
228, 280; — von Wein 16, 
aA 
Lagerräume für Wein 24; — 
für Bier 92. 
Landesgeſetzliche 
weinabgaben 301. 
Landesweinſteuer 35, 42. 
Landwirtſchaftliche Brenne⸗ 
reien 152. 
Laugen 52. 
Laugenbrennereien 156, 238. 
Lieferungsverträge 67, 124. 
Likör 151, 169. 
Sininnaden 45 ff., 48 ff., 49. 


Brannt⸗ 


Mahlbuch 99, 111. 
Malz 87ff., 90. 
Malzmühlen 94 ff., 98, 111, 

123. 

Maltonweine 1 
Menge des Bieres 86. 
Meßuhren 194, 252, 253 
Met 39. 
Methylalkohol 247. 


4 Mineralwaſſer 45 ff., 48 ff. 


; Milchwein 40. 


8 (vont 


tu ria 


fäßen) 33 
Moſt 39; Osteo 12. 


N. 3 
tachbeſteuerung beim Wei 
31, 33; — beim Bier 106 ff. 
117, 122; — beim Brannt⸗ 
wein 297; — bei Schar * 
wein 309. 

Nachmaiſche 101. 
Neue Brauereien 81. 


D. 


Obergäriges Vier 83. 
Obſtbranntwein 294. Be 
Obſtbrennereien 155, 1 

218. 0 ; 
Obſtwein 12, 24, 39, 41. 
Ordnungsſtrafen 114; — 

Branntweinſteuergeſetz 25 


P. 
Packung 49. 
Preistafel 220. 
Probewein 21, 307. 
Prüfungsämter für Shem | 
20, a4 


34 5 : 1 Stundung te Weinſteuer e 22 ae 
ee Bog der Mineralwaſſer⸗ 


ammelgefüße 195. 
chankwirtſ chaften (Weinver⸗ 


chärfen von Branntwein 
246. 

chaumwein 21, 38, 306 ff. 
Schiedsgerichte 240. 
Sicherheitsleiſtung 35. 


Sonderrechte der Bundes⸗ 


ſtaaten 301. 
eiſeeſſig 240, 241, 245. 
irituszentrale 284, 287. 
ammwürzegehalt 77, 88, 
90. 

arkbier 77, 
128. 
nhäger 247. 

erbuch 84, 103. 
terpflidjt beim Bier 84, 
fbeſitzer 179. 
terbefreiungen bei der 
inſteuer 20ff. 
jehlerei 60; 


88, 90, 122, 


te 


ſteuer 54; — der Bierſteuer 
86; — des Branntwein⸗ 
verkaufspreiſes 219. 
Strafbeſtimmungen im Wein⸗ 
ſteuergeſetz 26, 27ff., 31, 
33, Branntweinſteuer 249ff., 
Bierſteuer 118, 119, Mine⸗ 
ralwaſſer 64. 
Strafverjährung 259. 
Sudbuch 102. 
Süß bier 88. 


T. 


Tarif (Weinſteuer) 53. 
Tee 67ff. 
Traubenmaiſche 20. 
Traubenmoſt 10, 20. 
Treſterwein 11. 


— 


Trinkbranntwein 151, 162, 


220. 
U. 
Unbeitreibliche Geldbſtrafen 

177. 


Unterſagung der Bierberei⸗⸗ 
tung 96; — der Brennerer 


195; — der Brauerei 108, 
195; — des Betriebes 255. 
Überbrand 214. 


AÜbergangsabgabe 2434. 
Übergangs vorſchriften, wen 5 


Bier 122. 55 
Übernahme des Beauties meas 
205, 207, tea? 
Übertragung ſtrafrechtlicher 3 


Verantwortlichkeit 62, 116, 
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81; — des Brennrechts 292. 

Überſchreitung des 
kontingents 81. 

Überwachung der H erſtellung 
und des Vertriebs von 
Branntwein 158; der 
Bierherſtellung und Menge 
103, 104. 

Untergäriges Bier 87. 

Un verarbeiteter Branntwein 

l 918, 


V. 


Veranlagung zum Brenn⸗ 
recht 176. 

Verbrauchsabgabe (Zuſchlag 
zur) 295; — für Eſſig 244. 

Vereinigungen von Brenne⸗ 
reien 222. 

Vergällung 231. 

Verjährung der Weinſteuer 
22 des Branntwein⸗ 
übernahmegeldes, Verkaufs- 
geldaufſchlags und Frei⸗ 
geldes 170; — der Mineral⸗ 
waſſerſteuer 55; der 
Weinſteuer 33; der 

Strafen 64, 118. 

Verkaufspreiſe, regelmäßige 
von Branntwein 218; er⸗ 
mäßigte 218, 230. 

Verkehrsbeſchränkungen 262. 

Vermiſchung 88. 

Vermittler 281. a 

Verpackungszwang 226. 

Verſammlungsrecht 204. 


Verſandgeſäße für Bier 104. 


des Kontingents 


Bier⸗ 


Wirt 13, 66. 


34. 
Verwertung des Wee 
215, A 


Verſchlußbrennereien 106 9 
163. N 
Vollbier 77, 88, 90. 


— 


W. 
Waſſerzuſatz 88, 111. 2 
Wermutwein 38. 1 
Wein, Begriff 10. 15 
Weinähnliche (weinhaltige) 


Getränke 10, 37. a 
Weinbergsbeſitzer 21. 4 
Weineſſig 38, 240, 241. 
Weingeiſtgehalt von a 

naden 53. : 
Weinhändler 13. 
Weinſteuer, Vorbemerkungen 

7ff., Geſetz 10 ff., Höhe 
der Steuer 10ff., Steuer⸗ 
pflichtige 12; Eintritt 

Steuerpflicht 15 ff., Hal 

keit 17, iun 
20 ff., Überwachung 23 ff., 

24 ff., Verjährung 22 ff., 

Stundung 22, Strafen 27 

Hinterziehung 27ff. : 
Weintrauben 37. 
Wert des Weines 1 


N bete a 
230. i 


40 ff.; — von Bier 197; 

von Kaffee, 
von Wein 16, 37ff.; — 
on Schaumwein 306, 308. 
llanſchlüſſe 34, 65. 
ausſchlüſſe 302. 
er, Zuckerverwendung 87, 
101, 11. 


Tee 67; 


F 
. 
axes | 
WSO 


Zwangsmaßregeln 30, 


| die Seiten. 8 


13. Zuſammentreffen von Ge⸗ 
I ſetzesverletzungen bei der 
Weinſteuer 32, Bierſteuer 


10% - 


Zuſatz von Waſſer 87,88, 111; 


— von Zucker 87, 88. 


Zuſchläge zum Grundpreis 


208. 


115, 259. 
Zwergbetriebe 106. 
Zwetſchgenwaſſer 247. 
Zwiſchenhandel 216. 


62, 


Fortſetzung: 


Die 


regsalignbe für 100 
(Mehreinkommenſtener, Vermögens⸗ 4 


abgabe und Geſellſchaftsbeſteuerung.) 1 


Anter Berückſichtigung der Ausführungsbeſtimm n e 
für die Praxis erläutert von * 


Dr. Martin Friedlaender, 


Verbandsſyndikus in Berlin. 


Preis 8.— Mark. 


7 ee 


en g 


3 


it den Ausführungsbeſtimmungen 
* des Bundesrats. 


Erläutert von 


Otto Lindemann, 


Geh. Oberjuſtizrat. 
Preis 5.50 Mark. 


i iti für Altiengeſellſchaften: 

. „Die wirtſchaftliche Bedeutung dieſes Steuergeſetzes asl 
h daraus, daß man deren Ertrag auf 1,2 Milliarden Mark 
lte Herr Geheimrat Lindemann, Vortragender Rat im 
Pulismininerium, hat das ſehr wichtige Umſatzſteuergeſetz fo ers 
tin tert, daß jeder davon Betroffene Belehrung und zuverläſſigen 
at aus ſeinem Kommentar ſchöpfen kann.“ 


ddeutſche . Zeitung: 


50 8 ſind klar e Im ganzen oa te 


uttentag 'ſche Sammlung euſcher eich 11 


„ 


Druck von A. W. Hayn's Erben, Potsdam. 


Textausgaben mit Anmerkungen 
und Sachregiſter — Taſchenformat 
— Gebunden in ganz Leinen — 


enthält alle wichtigeren Geſetze in abſolut 
zuverläſſigen Geſetzestexkten und in muſter⸗ 
5 gültiger, gemeinverſtändlicher Weiſe erläutert 


1 Das am Schluß befindliche Schlagwortregiſter wird 


geneigter Beachtung empfohlen 


Der Teuerungszuſchlag des Verlages iſt in den auf⸗ 
ten Preiſen enthalten, der 10 prozentige Zu⸗ 
. ſchlag des Sortiments dagegen nicht. 


a Guttentag, 


Januar 1919 Se 


om 
ene 


ee — ia we Ag 


Guttentagſche Sammlung 


Deutſcher e 


Derk-Ausgaben mit Anmerkungen. . 3 


Nr. 1. Verfaſſung des Deutſchen Reichs. Von Dr L. v 
Rönne. 10. Aufl. von Landrat P. v. Rönne und Reg ate 


Nr. 2. Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt 20 er 
wichtigſten ſtrafrechtl. Nebengeſetze. Von Prof. Dr Fr. v. Liszt 
und Prof. Dr E. Delaquis. 24. Aufl. — 1914. 4,40 J 


Nr. 3. Militärſtrafgerichtsordnung nebſt Einführungsgeſetz 
Von Wirkl. Geh. Kriegsrat Dr A. Romen und Kriegsgerichts 
Dr C. Riſſom. — 1918. 2. Aufl. 17,50 


Feldausgabe in 2 Bänden gebunden 18, 50 


4. Handelsgeſetzbuch vom 10. Mai 1897 unter tus cht 4 
Bes Seerechts. 15. Aufl. Herausgegeben von Geh. J. Ra 
Prof. Dr A. Moſſe. 8. — 1915. 8,5 4 


Nr. 5. Wechſelordnung vom 3. Juni 1908. Kommentar ad 7 
Juſtizrat Dr J. Strang und Rechtsanwalt Dr M. Stranz, und 
das Wechſelſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909 von Geh. Reg. 
P. Loeck. 11. Aufl. — 1913. 5,85 


Nr. 5a. Wechſelſtempelgeſetz apart. 11. Aufl. — 1913. 2,35 


Nr. 6. Reichsgewerbeordnung nebſt Ausführungsbeſti . 
mungen. 19. Aufl. von Stadtrat Dr K. Fleſch, Dr Fr. 5 
und Dr H. Luppe. — 1915. 7 


Nr. 7. Poſt⸗ und Telegraphen⸗Geſetzgebung. Nebſt 
poſtvertrag und Internationalem Telegraphenvertrag. 6. 
von Geh. Ob. Poſtrat Dr M. König. — 1 


Dr g. Krech. 8. Aufl. — 1913. 


a den ace Preiſen enthalten. 
Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze. 


a Nr. 9. Sammlung kleinerer ſtrafrechtlicher Reichsgeſetze. 
Von Prof. Dr N. H. Kriegsmann. 3. Aufl. — 1910. 5,85 . 


5 Nr. 10. Das Reichs beamtengeſetz vom 31. März 1873. Von 
J. Pieper. 2. Aufl. — 1901. 6,50 1 
5 Reichsbeamtengeſetz von 1907, ſiehe Nr. 82. 


Nr. 11. Zivilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Von R. Sydow. Fortgeführt von Reichsgerichtsrat L. Buſch. 
14. Aufl. mit Nachtrag, Novellen vom 9. Sept. 1915 u. 18. Mai 
1916. 8°, — 1013. 11,70 ft 


Nr. 12. Strafprozeßordnung und Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
nebſt den Geſetzen, betr. die Entſchädigung der im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen und die Ente 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft. Von 
Reichs⸗G. Rat Dr A. Hellweg. 17. Aufl., bearbeitet von Prof. 
Dr Kohlrauſch. — 1918. 5,50 . 


Nr. 13. Konkursordnung und Anfechtungsgeſez. Von 
RN. Sydow. Fortgeführt von L. Buſch. 12. Aufl. — 1916. 5,45 


| Mr. 14. Gerichtsverfaſſungsgeſetz mit Einführungsgeſetz. 
Herausgegeben von R. Sydow. Fortgeführt von L. Buſch. 
9. Aufi. — 1905. 2,35 So 


| Nr. 15. Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz nebſt den Ge⸗ 
bührenordnungen für Gerichtsvollzieher, Zeugen und Sach⸗ 
Jverſtändige. Von R. Sydow. Bearbeitet von L. Buſch. 9. Aufl. 
mit Nachtrag, enth. die Novelle vom 10. Juni 1914. — 1 
3,90 


| Nr. 16. Rechtsanwaltsordnung. Von R. Sydow. 5, Aufl. 
Jvon Juſtizrat M. Jacobſohn. Mit Nachtrag, enth. die Be⸗ 
1 ungen vom 22. Mai 1910. — 1907. 1,95 ft 


Nr. 17. Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte 
und das Preußiſche Gebührengeſetz vom 27. IX. / 6. X. 1899. 


Guttentagiche See S Reiche 


Von . Fortgeführt von 2. des, 


Nr. 18. Reichsſtempelgeſetz vom 3. gut 19183. (Bart 
Lotteries, Frachturkunden⸗, Fahrkarten⸗, Kraftfahrzeug⸗, 2 
tieme⸗, Scheck⸗ und Grundſtücksübertragungsſteuer.) Mit 
geſamten Ausführungsbeſtimmungen. Von Geh. Reg. 
P. Loeck. 12. Aufl. — nies it 


mung von 1918 in Vorbereitn ng. 


Nr. 19. Die Seegeſetzgebung. Von Dr W. E. Knitſe 
5. Aufl. bearbeitet von Ober⸗L. G. Rat OD. Rudorff. — 1 


Nr. 20. Krankenverſicherungsgeſetz (1883). Von weil. Dr E. 
Woedtke. — Neue Faſſung (1911), ſiehe Nr. 107. 8 


Nr. 21. Die Konſulargeſetzgebung. Von Prof. Dr Ph. 8 
3. Aufl. von Dr K. Zorn. — 1911. 6,50 


Nr. 22. Patentgeſetz. Nebſt Ausführungsbeſtim mung 
völkerrechtlichen Verträgen und der Patentanwalts⸗Ordnu 
7. Aufl. bearbeitet von R. Lutter, Geh. Reg. Rat im Kai 
Patentamt. — 1908. 4,15 

(Kriegsvorſchriften auf dem Gebiete des gewerblichen Rech 
schutzes. Von R. Lutter. — 1917. 8% 2,50 .) 


Nr. 23. Gewerbe⸗unfallverſicherungsgeſetz. (1884.) 2 
weil. Dr E. v. Woedtke. — Neue Faſſung pea 8 . Oe 


von Amtsrichter L. 2 e — 1911, 


Nr. 25. „ vom 15. Juli 1909. Bon ae 
zollreviſor A. Düffe. 2. Aufl. — 1910, 


Nr. 26. Die Reichsgeſetzgebung über Münz ⸗ 1 
bankweſen, ee Prämienpapiere se Re 
Von . R. Koch. 6. Aufl. urs „ 3 


— 
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ae 27. Geſundheitsweſen im Deutſchen Reich. one 
jur. C. Goeſch und Dr med. J. Karſten. — 1888. 2,60 fi. 


oF Nr. 28. Bau⸗Unfallverſicherungsgeſetz. Vom 30. Juni 1900. 
a Bon R. Chrzes einski. Neue Faſſung (1911), ſiehe Nr. 108. 


2 Nr. 29. Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften. Von 
z L. Pariſius und Dr H. Crüger. 15. neu bearbeitete Aufl. von 
9 Dr H. Crüger. — 1916, 3,90 „f. 


| Nr. 30. Juvalidenverſicherungsgeſetz (1899). Von weil. Dr 
| E. v. Woedtle. Neue Faſſung (1911), ſiehe Nr. 109. 


Nr. 31. Gewerbegerichtsgeſetz. Von Stadtrat L. Mugdan. 
| 7. Aufl. bearbeitet von e W. Cuno. — oe 
a 3,65 


Ar. 82. Reichsgeſetz, betr. die Geſellſchaften mit beschränkter 
Haftung. Von L. Pariſius und Dr H. CErüger. 13. Aufl. von 
Dr H. Crüger. — 1914. 3,10 


Nr. 33. Vereins⸗ und Verſammlungsrecht. Von Dr E. Ball. 
2. Aufl. von Dr F. Friedenthal. — 1907. 3,65 fl. 


Reichs⸗Vereinsgeſetz vom 19. April 1908, jiehe Nr. 88. 


Nr. 34. Die Abzahlungsgeſchäfte. Geſetz vom 16, Mat 1894. 
. Aufl. von Land⸗G. Rat Dr E. Wilke. — 1910. 2,10 „ 


Nr. 35. Die Reichs⸗Eiſenbahngeſetzgebung. Von Kaiſerl. 
Amtsrichter W. Coermann. — 1895. 3,40 b. S. auch Nr. 66, 


Nr. 36. Geſetze, betr. die privatrechtlichen Verhältniſſe der 
8 ob und der Flößerei. Von Geh. Juſtizrat 
Löwe. 5. Aufl. — 1915. 5,20 Mh 


1 n, Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. Von 
tat A. Pinner. 6. Aufl. — 1912. 2,35 . 


— ß n — 


0 Geſetz über die Fürſorgeerziehung Minderjähriger nebſt den dazu pe 
gehörigen preuß. Nebengeſetzen. Von Ober⸗Verw. G. Rat 


Der Teuerungszuſchlag des Verlage 
Guttentagſche Sammlung — Reichsgeſetze. 


Nr. 38/39. Bürgerliches Geſetzbuch nebst Einführungsgeſetz 
von Dr A. Achilles. In Verbindung mit Prof. Dr Andre, 
Kammer⸗G. Rat Ritgen, Reichs⸗G. Rat Dr Strecker, Staatsrat 
Dr v. Unzner. Herausgegeben von Wirkl. Geh. Ob. J. Rat u. 
Ober⸗L. G. Präſident Greiff. 8. vermehrte Aufl. 8 . — “= i 

13, — x 

Nr. 40. Geſetz, betr. die Pflichten der Kaufleute bei Auf⸗ 
bewahrung fremder Wertpapiere [ Depotgeſetz!. Von 
Min. Dir, F. Luſensky. 3. Aufl. — 1916, 3,25 M 


Nr. 41. Börſengeſetz. Von Wirkl. Geh. Ob. Reg. Rat Th. 
Hemptenmacher. 3. Aufl. von Syndikus D. Meyer. — 10 g 
5,20 5 


Nr. 42. Grundbuchordnung nebſt den preuß. Aus fe a 
Beſtimmungen. Von Prof. Dr D. Fiſcher. 6. Aufl. mit 
Nachtrag, enth. die Ergänzungen. — 1913. 2,90 M © 


Nr. 43. Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen im Reiche und in Preußen. Koſten⸗ und Ge⸗ 
bührentabellen. Von Dr J. Krech u. Dr D. Fiſcher. 8. Aufl. 
bearbeitet von Prof. Dr D. Fiſcher. — 1916. 3,90 


Nr. 44. Das Reichsgeſetz über das Auswanderungsweſen. 
Von Prof. Dr F. Stoerk. — 1899. 3,25 M 


Nr. 45. Das Entmündigungsrecht mit den für Preußen 5 
geltenden Vorſchriften nebſt Juſt.⸗Min.⸗Verfügung vom 28. Nov. 
1899. Von Land⸗G. Rat Dr P. Koll. — 1900. 2,35 M 


Nr. 46. Die Geſetze des Reiches und Preußens über di 
freiwillige Gerichtsbarkeit. Von Amts⸗G. Rat H. Jaſtrow. 
5. Aufl. — 1911. 5,20 Me 

Vergriffen! — Neue Auflage in Vorbereitung. 


Nr. 47. Das deutſche Vormundſchaftsrecht und das preuß. i 


M. Schultzenſtein u. e Rat Dr e 2. Aufl. — 
1901. | 440 K 


ie ee 1 . aa 
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Nr. 48. Geſetze, betr. den Drogen⸗, Gifts und Jarbenhandel 
außerhalb der Apotheken. Von Dr J. Broh. — 1899. 1,95 


1 | Nr. 49. Deutſche Kolonialgeſetzgebung. Von Geh. J. Rat 
Prof. Dr Ph. Zorn. 2. Aufl. von G. Aſſeſſor Dr 8 5 
1013. ee 


Nr. 50. Der Viehkauf [Viehgewährſchaft]! nach dem 868. 
Verordnung betr. die Hauptmängel und Gewährsfriſten beim 
Viehhandel. Von Rechtsanwalt Dr H. Stölzle und Königl. 
Reg.⸗ u. Vet. Rat H Weiskopf. 5. Aufl. — 1913. 8,45 l 


Nr. 51. Hypothekenbankgeſet vom 13. Juli 1899. Von 
Dr O. Göppert. 2. Aufl. bearbeitet von Geh. Reg. Rat Dr Seidel. 
| — 1911. 3,40 J 


. Nr. 52. Geſetz, betr. die e Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen. Von Dr H. Göppert. 2. Aufl. 
i q . von Amtsrichter Dr E. Trendelenburg. — 1915. 


2,60 JS 
Nr. 53. Reichspreßgeſetz vom 7. Mai 1874. Mit Kommentar 
von Bürgermeiſter A. Born. 2. Aufl. — 1911. 3,10 


Nr. 54. Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrauchsgegenſtänden. Von Dr G. Lebbin, Nahrungsmittel- 
chemiker in Berlin. — 1900, 3,25 M 


.. 
* 


Nr. 55. Das Recht der Beſchlagnahme von Lohn⸗ und 
} Gebaltsforderungen. Von Juſtizrat G. Meyer. 5. Aufl. — 
| * 3,90 . 


Nr. 56. Geſetz, betr. die Bekämpfung gemeingelährlicher 
PP eroatgetien. Nebſt Ausf.⸗Beſtimmungen. Von Reg. Rat Dr 
. 8. Burkhardt. — 1900, 2,10 . 
3 Nr. 57. See- Unfallverſicherungsgeſet (1887). Von Ober⸗ 

5 G. Rat Dr ot — Neue e Faſſung 1911, ſiehe Nr. 108. 


Ne. 58. Das Recht der unehelichen Kinder ai den BGS. 
Von Amtsgerichtsrat. H. Jaſtrow. — 1901, 5 


Nr. 59. Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perſone 
1 und die Eheſchließung. Von Amts⸗G. Rat Dr GF. Sidler. 
2. Aufl. — 1912. 3.68 ie 


Nr. 60. Geſetz, betr. das Urheberrecht an Werken d 
Literatur und der Tonkunſt. Von Geh. Ob. J. Rat D. Lindeman 
3. Aufl. — 1910, YD oe 


Nr. 61. Geſetz über das Verlagsrecht. Von Rechtsanw 
Dr B. Marwitz. 2. Aufl. — 1011. 2,60 


Nr. 62. Geſetz über private Berſicherungsunternehmungen. bY 
Von Reichs⸗G.Rat H. Könige. 2. Aufl. — 1010. 5,85 % 


Nr. 63. Geſetzestafel des Deutſchen Reichsrechts. a 
matiſch geordnete Nachweiſung des z. Z. geltenden Reichsrechts. 
Von H. Bruhns. 2. Aufl. — 1913, 5,20 M 


Nr. 64. Geſetzſammlung betr. den Handel mit Drogen ut 
Giften. Mit Anhang: landesgeſetzliche Verordnungen ſämtlich 
Bundesſtaaten. Von Rechtsanwalt H. Sonnenfeld, Syndiku 
der Berliner Drogiſten⸗Innung. 2. Aufl. — 1912, 5,85 


Nr. 65. Das Weingeſetz in der Faſſung von 1909. Mi 
Ausf.⸗Beſtimmungen von Dr G. Lebbin, Nahrungsmitte 
chemiker. 2. Aufl. — 1909, . 3,65 SM 


Nr. 66. Die Eiſenbahn⸗Geſetzgebung. Von W. Pie ſch, 
Rechn. Rat im Reichseiſenbahnamt. 2. Aufl. — 1913. 995 . 


Nr. 67. Militär⸗Strafgeſetzbuch für das Deutſche E je 
Von Wirkl. Geh. Kriegsrat Dr A. Romen und eee 
Dr E. Riſſom. 3. Aufl. — 1918. J 
— — Feldausgabe in 2 Banden, gebunden 


5 Nr. 69. Das gleiſchbeſchaugeſetz. Vom 3, Sunt 1900. 
Be G. Robbin. u. Dr G. . — 1903. og 


a 70. Das mice. gaftvfuigegeſes vom 7. Suni 1871. 
2 Reg. Rat Dr G. Eger. — 1903 Vergriffen. 


Nr. 71. Geſetz betr. Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben 
vom 30. März 1903. Von Ober⸗Verw. G. Rat H Spangenberg. 
2. Aufl. — 1904, 7 2,35 fl 


„ Nr. 72. Unfallverſicherungsgeſetz für Land- und Forſt⸗ 
4 wirtſchaft. (1886). Von weil. Dr E. v. Woedtke. Siehe Nr. 108. 
a Nr. 73. Entſchädigung für unſchuldig erlittene Verhaftung 
und Beſtrafung. Anhang: Nebengeſetze über Schadenserſatz. 
Von Wirkl. Geh. Kriegsrat Dr A. Romen. — 1904. 3,10 


Nr. 74. Die Kaufmannsgerichte nebſt Ausf.⸗Beſtimmungen. 


5 Von Prof. Dr M. Apt. 3. Aufl. — 1904, 8,10 f 
[Siehe auch Nr. 112. 8 


Nr. 75. Reichsgeſetz über die Konſulargerichtsbarkeit. Von 
echtsanwalt Dr A. F. Vorwerk, Schanghei. 2. Ausgabe, mit 
en Schutzgebietsgeſetzen. — 1908. 3,10 M 
Nr. 76. Die Rechtshilfe im Verkehr mit den ordentlichen 
erichten nach deutſchem Reichsrecht. Von Landrichter Dr A. 
riedländer. — 1906. 2,60 M 


ö Nr. 77. Das Reichserbſchaftsſteuergeſetz. Vom 3. Juni 1906. 
Von u. Hoffmann. 3. Aufl. von B. Henckel in Vorbereitung. 


“a 78. Zigarettenſteuergeſetz. Vom 3. Juni 1906, Von 


e Zum Gebrauch für 1 ae 
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und Schutztruppe von Wirkl. Geh. grlegsrat Dr el. nomen Ue 
a) I. Teil: Offizierpenſionsgeſetz. — 1907. 4, 95 Me 65 


b) II. Teil: Mannſchaftsverſorgungsgeſetz mit Nachtrag, ent | 1 
Kapitalabfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916. — 1908, 4,95 K 


Nr. 80. Reichsgeſetzgebung über Were  Seatertabeung, | 
Von Geh. Ob. J. Rat D. Lindemann. — 1906, 4.40 „ 


Nr. St. urheberrecht an Werken der bildenden Künſte und 
der Photographie. Von Rechtsanwalt Dr L. Fuld. — 10 g 
1,60 


Nr. 82. Reichsbeamtengeſetz vom 18. Mai 1907 mit Er⸗ 
gänzungen von Geh. Rat Prof. Dr A. Arndt. — 1908, 4,40 M 


Nr. 83. Reichsgeſetz über den Verſicherungsvertrag nebſt 
Einführungsgeſetz. Von Lo P. Hager und Dr E. Bruck. 3. verm. 


Nr. 84. Sammlung kleinerer privatrechtlicher ace f 
Von Ober⸗L. G. Rat G. Müller. — 1908. 9,1 * 


Nr. 85. Scheckgeſetz. Von Prof. Dr M. Apt. Vergriffen. 
Siehe Nr. 113. ce 


Nr. 86. Die Auslieferungsverträge des Deutſchen Reiches. 4 
Von Landrichter Dr A. Cohn. — 1908, 5,85 * 


Nr. 87. Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. Von 
Geh. Reg. Rat, Mitgl. des Kaiſerl. Patentamts Dr Freund und 
Rechtsanwalt Magnus. 5. Aufl. — 1909. 5,20 4 


Nr. 88. Vereinsgeſetz vom 19. April 1908. Von Wirkl. 
Geh. Kriegsrat Dr A. Romen. Mit den neuen Seſtimmungen 
über Jugendliche und ede ee 4. Aufl. — 5 

4,5 

Nr. 89. Vogelſchutzgeſetz vom 30. Mai 1908 nebſt den das 
Flug wild betr. Beſtimmungen der 8 Jagbordnung. Von 
Dr L. v. Boxberger. — 1909. 1,60 K 


— 10 — 


in den angeführten Preiſen enthalten. 
Guttentagide Sammlung Deutſcher Reidisgetege, 


8 Nr. 90. Die Haager Abkommen über das Internationale 
Privatrecht. Von Dr G. Bogeng. — 1908. 3,25 N 


| Nr. 91. Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung mit Ausf.⸗Beſtim⸗ 
mungen. Von Reg. Rat Dr E. Blume. — 1909, 3,65 


Nr. 92. Geſetz, betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
Von Amts⸗G. Rat R. Kirchner. 3. Aufl. — 1915. 5,85 


Nr. 93. Geſetz über die Sicherung der Bauforderungen. 
J. Von Juſtizrat Dr E. Harnier. 3. Aufl. — 1912. 2,35 SM 


Nr. 94. Haftpflicht der Reichs⸗ und Staatsbeamten von 
I Dr H. Delius. 2. Aufl., mit dem Geſetz über Haftung des Reichs 
für Beamte vom 22. Mai 1909. — 1909, 4,95 Sh 


| Nr. 95. Die Berner Übereinkunft über Internationales 
| | Urheberrecht. Von Geh. Rat Dr H Dungs. — 1910. 1,60 fC 


Nr. 96. Branntweinſteuergeſetz vom 15. Juli 1909 mit den 
für das Reich erlaſſenen Ausf.⸗Beſtimmungen und Kriegsver⸗ 
ordnungen. 2. Aufl., bearbeitet von Reg.⸗Aſſeſſor Dr K. Kniebe, 
Hilfsarbeiter im Reichsamt d. Innern. — 1916, 5,20 SM 


Nr. 97. Schutzgebietsgeſetz nebſt V. O. betr. bie Rechts⸗ 
J verhältniſſe in den Schutzgebieten, dem G. über die Konſular⸗ 
] gerichtsbarkeit ſowie den Ausf.⸗Beſtimmungen. Von J. Gerſt⸗ 
I meyer, Wirkl. Legationsrat und vortr. Rat im Reichskolonialamt. 
| — 1910. 4,40 SM 


Nr. 98. Sechs Haager Abkommen über Internationales 
I Privatrecht. Von Geh. Ob. Reg. Rat Dr H. Dungs. — 1910. 


. 2,35 SM 
| Nr. 99. Die Abkommen der Haager Friedenskonferenz. 
| Bon Dr 9. Wehberg. — 1910. 4,40 SM 
rr. 100. Geſes über den Abſatz von Malifaen, Von Geb. 
Vergrat 6. Soelkel. — 1910. 3,40 Sb 
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Nr. 101. Zuwachsſteuergeſetz! vom 14. beben 1011. a 
Geh. Reg. Rat Dr W. Cuno. — 1911. ass 20 
Nr. 102. Urheberrecht an Muſtern und Modellen und Ge 
betr. Schutz von Gebrauchsmuſtern. Von Reg. Rat J. Neubert 
Mitgl. d. Kaiſerl. Patentamts. — 1911. 3,40 


Nr. 103. Reichs⸗Viehſeuchengeſetz vom 26. Juni 1909 nebst 
Ausführungsvorſchriften u. dem preuß. Ausführungsgeſetz. Von 
Landrat Dr W. v. Hippel. 2. Aufl. — 1912. 6,50 K 


Nr. 104. Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Von Rechts⸗ 
anwalt O. Bernſtein u. Dr J. Kupferberg. 2. Aufl. — 1912. 
Vergriffen. 4,95 Me | 

Nr. 105. Das Geldweſen in den deutſchen Schutzgebieten. Von 
W. Hintze, Geh. Sekr. im Reichskolonialamt. — 1912. 2,90 M |e 


Nr. 106109. nei eric aan | 
nebſt Cinfihrungsgefes. Herausgegeben unter 
Mitwirkung von Dr F. Caspar, Wirkl. Geh. Rat, Direktor im 
Reichsamt d. Innern und A. Spielhagen, Geh. Ob. Reg. Rat, | 
vortr. Rat im Reichsamt d. Innern. 4 Bände. 

106. I., V. u. VI. Buch. Gemeinſame Vorſchriften. | 

— ee der Verſicherungsträger zu einander und 

zu anderen Verpflichteten. — Verfahren. Von Dr K. Lipp 

mann, Reg. Rat im Reichs⸗Verſ. Amt, Geh. Reg. Rat Dr L. La 
und Geh. Reg. Rat H. Siefart. — 1913. 8,45 Se | 
Nr. 107. II. Buch. Krankenverſicherung. Von Geh. Reg. Rat 

H. Siefart u. Reg. Rat Dr F. Sitzler. — 1916. 9,75 Me | 

Nr. 108, III. Buch. Unfallverfiderung. Von A. Radtke, 

Geh. Reg. Rat im R. Verſ. Amt. — 1913. Lt 

Nr. 109. IV. Gud. Invaliden⸗ und Hinterbliebenen 
verſicherung. Von Geh. Ob. Reg. Rat B. Jaup, vortr. R 
im Reichsamt d. Innern, und H. Follmann, Geh. Reg. Re 

im R. Verſ. Amt. — 1912. Mit Nachtrag. 1914—1916, 5,85 


Nr. 110. Wehrbeitragsgeſetz mit Ausf.-Beſtimmungen. e 
ae Wirkl. Geh. Ob. Fin. Rat A. Fernow. 2. Aufl. — 1913. 2,90 


Nr. 111. Reichs⸗ und Staatsangehbrigteitsgeſet. Bon : 
Geh. e Dr A. Nomen. — 1913. 1 
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112. 1 1 Beſt. des Gewerbe⸗ 
ſtsgeſetzes. Von Dr H. Depene, Vorſ. des Kaufmanns⸗ 
gerichts zu Berlin. — 1014, 3,65 . 
Nr. 113. Poſtſcheckgeſetz. Von Oberpoſtinſpektor g. . 
1914. Mit Nachtrag 1918. 5 
Nr. 113 a. Poſtſcheckordnung mit . Von 
. Weiland. — 1914. Mit Nachtrag 1918. 2,35 NM 
Nr. 114. Waffengebrauch und Feſtnahmerecht des Militärs. 
Von Wirkl. Geh. Kriegsrat Dr A. Romen und Kriegsgerichtsrat 
r C. Riſſom. — 1914. 2,90 Mh 
Nr. 115. Das vertragliche Wettbewerbsverbot [Kon⸗ 
kurrenzklauſel]. Nebſt Kommentar zum G. v. 10. Juni 1914. 
Von Rechtsanwalt Dr G. Baum. — 1914. 4,40 SM 
Nr. 116. Kriegs⸗Zivil⸗ und ⸗Finanzgeſetze vom 4. Aug. 1914 
nd den dazu erlaſſenen Verordnungen und Bekanntmachungen. 
„Aufl. — 19135. 3,40 Sh 
Nr. 116 a. Zweite Folge: Das Jahr 1915. — 1916. 
Siehe auch Nr. 129. a 2,90 JS 


. Nr. 117. Saslctnstaffengetet Von Wee ike Salomon 
nd Bankvorſteher Bud. — 1915. 2,90 


Nr. 118. Militärhinterbliebenengeſetz. Von Rechn. Rat 
Reh. Mit Nachtrag, enth. das Kapitalabfindungsgeſetz 
om 11. Juli 1916. — 1915. 3,65 K 


Nr. 119. Kriegsleiſtungsgeſetz. Von Rechtsanwälten J. Rat 
eilberg und Schäffer. — 1915, 4,15 K 
Nr. 120. Telegraphenwegegeſetz. Von Poſtreferendar 1 
1916. 2,35 M 
Nr. 121. Direkte Kriegsſteuer. Geſetze z. Beſteuerung der Kriegs⸗ 
ewinne. Von Ob. Verw. Gerichtsrat A. Mrozek. — 1910. 5,85 NM 


Nr. 122. Geſetz über den Belagerungszuſtand. Von 
i riegsgerichtsrat Dr H. Pürſchel. — 1916. 6,50 . 


Nr. 123. Warenumſatzſtempel. Von Geh. Ober⸗Juſtizrat a 
demann. — 1916. 3,25 % | 
e — 1918. Siehe Nr. 182, 


ect Zeuerungbtuſchlag des wee 
Guttentagſche Sal Deutſcher Rieidianciete. 


Nr. 124. Todeserklärung Kriegsverſchollener. Von Br 
Dr J. Partſch. — 1916, 8,90 K 
Nr. 125. Das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt 
mit Einleitung u. Materialien. 3. vermehrte Aufl. — 1917. 1,50 
Nr. 126. Beſitzſteuergeſetz mit Ausf.⸗Beſtimmungen. V 
Ob. Verw. Gerichtsrat A. Mrozek. — 1917. 6,— : 
Nr. 127. Verordnung über die Geſchäftsaufſicht zur be 
wendung des Konkurſes vom 14. Dez. 1916. Von Rechtsanwalt 3 
G. Klien, mit . Einleitung von Geh. Hofrat Dr Ernſt Jaeger g 
ord. Prof. a. d. Univerſität Leipzig. — 1917. 2,.— 


Nr. 128. 7555 betr. die Verhaftung und Anfentha 
beſchränkung vom 4. Dez. 1916. Nebſt Anhang, betr. Ent. | 
ſchädigung unſchuldig Verhafteter. Von Wirkl. Geh. Kriegsrat 
Dr A. Romen. — 1917. 2,50 4 

Nr. 129. Kriegsgeſetze auf dem Gebiete des Zivil⸗ un 
Prozeßrechtes, für die gerichtliche Praxis zuſammengeſtellt vo 
Amtsrichter Dr Johannes Fiſcher. — 1918. 4,— MM 

Nr. 130. Erſatzlebensmittelverordnung nebſt Aus führ. Vorſchr 
des Reichs und der wichtigſten Bundesſtaaten. Verordnungen 
über Schleichhandel, Preistreiberei und Papierhandel mit 
preußiſchen Ausführungsb eſtimmungen. Von Heinz Emil Wendel, 
Königl. Polizeirat in Berlin. — 1918. 2,.— MM 

Nr. 131 a. Reichsfinanzgeſetzgebung 1918. Bd. I. Getränke 
ſteuern (Bier, Branntwein, Wein, Schaumwein, Limonaden) 
Von Dr. G. Mayer. — 1918. Im Druck 

Nr. 131 b. Reichsfinanzgeſetzgebung 1918. Bd. II. Abgabe 
vom Einkommen, Umſatz, Kriegsgewinn uſw., Steuerflucht. von 
Dr. G. Mayer. Im Druck. 


Nr. 132. Umſatzſteuergeſetz und Ausführungsbeſtimmungen 
Von Geh. Ober⸗Juſtizrat Otto Lindemann, vortr. Rat im 30% 


miniſterium. — 1918. 5,50 5 
Nr. 133. Reichswuchergeſetzgebung. Von Reichsgerichtsra 
Dr. Ad. Lobe. — 1918. | 6,50 „ 


Nr. 134. Die Friedensverträge Von Dr. Karl 7 
a) I. Die Oſtfrieden. — 1918. 12, 


, 


angeführten Breffen enthalten. 
Guttentagſche Sammlung 


1 Geſetze. 


ekt. Ausgaben mit Anmerkungen. Taſchenformat. 
r. 1. Die Verfafſungs⸗Urkunde für den Preußiſchen Staat. 


Mit Einleitung, vollſtändigem Kommentar. Von Prof. Dr 
A. Arndt. 7. Aufl. — 1911. 5,85 SM 


Nr. 2. Preußiſche Beamten ⸗Geſetzgebung. Enth. die wich⸗ 
tigſten Beamtengeſetze in Preußen. Von K. Pfafferoth. 5. N 
— 1016. 3,90 


5 Nr. 3. Aufnahme von Notteſtamenten durch die beſtellten 
Urkundsperſonen. Anweiſung mit Muſterbeiſpielen. Von 
Amts- G. Rat C. Kurtz. — 1904. 235 M 


Nr. 4. Gebührenordnung für Notare vom 25. Juli 1910, 
5. Aufl. von Juſtizrat Raus nitz. — 1917. 5— M 


Nr. 5. Geſetz vom 24. April 1854 [betr. die außerehel. 
chwängerungJ. Von Dr Schulze. — 1873. 1,— Sb 
Reichs⸗Recht ſiehe: Reichsgeſetze Nr. 58. 


Nr. 6. Die Preuß. Aus führungsgeſetze und Verordnungen 
zu den Reichs ⸗Juſtizgeſetzen. Von R. Sydow. 
J Erſetzt durch Buſch⸗Eylau, Ausführungsgeſetze. 


Nr. 7. Allg. Gerichtsordnung und Preuß. Konkursordnung. 
Von F. Vierhaus. Vergriffen. 


Nr. 8. Vormundſchaftsordnung. Von „ eee 
Reichs⸗Recht ſiehe: Reichsgeſetze Nr. 15 


Nr. 9. Die Preußiſche Grund buchgeſetzgebung. Von Prof. 
Dr Bilder. Vergriffen; ſiehe: Reichsgeſetze Nr. 42. 


Nr. 10. Einkommenſteuergeſetz. Von Wirkl. Geh. Ob. Finanzrat 


Fernow. 8. Aufl. — 1913. Vergriffen! — Neue Auflage 
ach Verabſchiedung des angekündigten Abänderungsgeſetzes. 
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~ Guttentagite Cammtung Brent je 


Me, 11. Gewerbeſteuergeſetz. Von Wirll Geh. Ob. Im 105 
Sernow. 6., vermehrte Aufl. — 1918. 55 


Nr. 12. Allgemeines Berggeſetz. Mit feinen l 
Nebengeſetzen. 3. Aufl., bearbeitet von den Oberbergrö 
Schlüter und Henſe. — 1913. 88 


Nr. 13. Ergänzungsſteuergeſetz (Vermögensſteu er te | 
geſetz). Von Wirkl. Geh. Ob. Fin. Rat A. Fernow. 5. Aufl. Mit 
wee enth. Gej. betr. ind ata bi der Zuſchläge vom 8. Juli 1916 1 
— 5,85 | 


Nr. 14, eee Vom 14. Juli 1893 un 
Geſ. wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern. Von Ober⸗ 
bürgermeiſter Dr J. Adickes. 5. Aufl. bearbeitet von Stadtra | 
Dr Woell. — 1911. : 
Vergriffen, neue Auflage in Vorbereitung | 


Nr. 15. Die Kreisordnungen für den e tant 
Von Land-G.Rat D. Koliſch. — 1894, 5,50 


Nr. 16. Konzeſſionierung gewerblicher Anlagen. Bo 
Geh. Reg. Rat Dr W. v. Rüdiger. 2, Aufl. — 1901. 2,60 J 


Nr. 17. Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz. Vom 25. Juli 19 
Mit Koſtentabellen. Von Kammer⸗G. Rat Dr P. Simeon 
7. Aufl. — 1913. Mit Nachtrag: Abänderungen vor 
17. Febr. 1917. 5,85 . 


Nr. 18. Preußiſches Stempelſteuergeſetz vom 30. Juni 1909 
Mit ſämtlichen Ausf.⸗Beſtimmungen. Von P. Vved. 8. Auf 2 


von Reg. Rat W. Seyffarth. — 1914. : 11, 70 
Nr. 19. Das Jagdſcheingeſetz. Von Wirkl. Geh. Ob meg, ; 
F. Kunze. 2. Aufl. — 1899. 2,90 4 


Nr. 20. Die preußiſchen Erbſchaftsſteuerzeſetze. 5 
Rechn. Rat u. Hoffmann. — 1905. 5, 
BG "(Meishs-Grbichaktsttenergeteb ſiehe Reichsgeſſetze Rr. 
Nr. 21. Geſetz über die 2 16 % i. F . 
Dir, . 7 2. Aufl. — e 3% 
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Nr. 22. Geſetz, betr. Anſtellung und Verſorgung der 
mmunalbeamten. Von Dr W. Ledermann. 2. Aufl., be⸗ 
eitet von Dr L. Brühl. — 1914. 3,10 K 


Be Nr. 23. Aus führungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Bon Kammer⸗G. Rat Dr P. Simson. 3. Aufl. — 1914. 3,10 


* Nr. 24. Die Hinterlegungsordnung. (1879) Von Reg. Rat Dr 
| G. Bartels. 2. Aufl. — 1908, 2,60 SM 
——, Abänderungsgeſetz vom 21. April 1913 ſiehe Nr. 53. 


Nr. 25. Preußiſche Kommunalbeamtengeſetzgebung. Von 
Wag. Aſeſſer Dr F. Kremski, Berlin. — 19014. 4,40 6 


Nr. 26. Geſetze über das Dienſteinkommen der Lehrer und 
Lehrerinnen, Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge. Tabelle 
zur Berechnung der Ruhegehalts⸗, Witwen⸗ und Waiſenbezüge. 
Von Bürgermeiſter Dr E. Cremer. — 1900. 3,40 . 


Nr. 27. Geſetz, betr. die Warenhausſteuer. Von Geh, 
Ob. Fin. Rat Dr G. Strutz. — 1900, 1,95 Sb 


Nr. 28. Die Fiirjorgeerziehung Minderjähriger. Von Geh. 
Juſtizrat Dr P. F. Aſchrott. Mit Ausführungsbeſtimmungen und 
allen wichtigeren Miniſterialerlaſſen. 3. Aufl. — 1917. 5,— K 


Nr. 29. Geſetz, betr. die ärztlichen Ehrengerichte, das 
mlagerecht und die Kaſſen der Aerztekammern. Von Amts⸗ 
G. Rat Dr F. Fidler. — 1901. 2,35 SM 


Nr. 30. Das Preußiſche Staatsſchuldbuch und Reichs⸗ 
a chuld buch. Von Wirkl. Geh. Ob. F. Rat J. Mücke. — ae 
A 2,60 


Nr. 31. Die geltenden Preußiſchen Geſindeordnungen. 
ei Bände. Von Rechtsanwalt St, Gerhard. 
31 a. Geſindeordnung für die altpreußiſchen Provinzen 8 
vom 8. Nov. 1810, unter Berückſichtigung der Ergänzungs⸗ 
1 der Rechtsverhältniſſe der Stellenvermittler und 
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Reichsverſicherungsordnung, ſowie die Gefindeorbnungen 
für Neuvorpommern und Rügen und für die Rhein⸗ 
provinz. 2. Aufl. — 1914. 4,40 SM |. 


31 b. Geſindeordnungen für Hannover, Schleswig⸗Hol⸗ ’ fe 
ftein, Heſſen⸗Naſſau und den Regierungsbezirk Hohen⸗ . 
zollern. — 1902. 3,65 K 


Nr. 32. Die Städteordnung für die ſechs oſtlichen provinzen 
Preußens. Von Dr W. Ledermann u. Dr L. Brühl. 2. Aufl. | 
1913, 9,75 MO 


Nr. 33. Rentenguts⸗ und Anerbenrechts⸗Geſetzgebung in | 
Preußen. Von Land⸗G. Rat M. Peltaſohn und Rechtsanwalt 
B. Peltaſohn. — 1903. 4,40 K 


Nr. 34. Sammlung der wichtigſten preußiſchen Strafgeſetze f 3 
nebſt Geſ., betr. polizeil. Strafverfügungen vom 23. April 1883. 
Von Geh. Ob. J. Rat. Lindemann. 2. Aufl. — 1912. 4,70 


Nr. 38. Geſchäftsordnung für Gerichtsvollzieher. Von 
E. Exner. — 1904, 4,55 M 


Nr. 86. Polizeiverordnungen in Preußen. Von Geh. 
Ob. J. Rat D. Lindemann. — 2. Aufl. 1912, 3,40 K 


Nr. 37. Geſetz, betr. Enteignung von Grundeigentum vom 
11. Juni 1874. Von Ob. L. G. Rat D. Meyer. 2. Aufl. — 5 „. : 
3,25 


Nr. 38. Kreis⸗ und Probinzial⸗Abgabengeſetz vom 23. April 
1906. Von Gemeindevorſteher F. Schmidt. — 1906. 1,95 9 5 


Nr. 39. Geſetz, betr. die unterhaltung der öffentlichen 
Volksschulen. Von Reg. Rat Dr A. Marcks. — 1906, 2,90 Se ; 


Nr. 40. Verwaltungsftrafverfahren bei Zuwiderhandlungen i 
gegen die Zollgeſetze und indirekte Reichs- und eee 
= Dr R. Katzenſtein. — 1907. : 5,20 K 


— AS, 


in den angeführten Wiser enthalten. 
a Guttentagide Sammlung Preußiſcher Geſetze. 


Nr. 41. Die preußiſchen Jagdpolizeigeſetze. Von Wirkl. 
Geh. Ob. Reg. Rat F Kunze und Rechtsanwalt R. Kühnemann. 
2. Aufl. — 1907. 5,20 K 


Nr. 42. Die Geſetzgebung über die Allgemeine Landesver⸗ 
waltung und Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden. Von Dr K. Friedrichs. — 1908. 4,40 K 


Nr. 43. Geſetz, betr. die Zulaſſung einer Verſchuldungs⸗ 
grenze für land⸗ und forſtwirtſchaftlich benutzte Grundſtücke. 
Von Syndikus Dr R. Leweck. — 1908. 3,40 SM 


Nr. 44. Quellenſchutzgeſetz nebſt den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen. Von Geh. Bergrat C. Voelkel. — 1909. 1,60 M 


Nr. 45. Rechtsverhältniſſe der Juden in Preußen. Von 
Rechtsanwalt Dr M. Kollenſcher. — 1910. 3,40 4 


Nr. 46. Geſetz betr. Austritt aus der Landeskirche vom 
14, Mai 1873. Von Ger.⸗Aſſeſſor H. Caro. — 1011. 3,40 K 


Nr. 47. Geſetz, betr. die Feuerbeſtattung. Von Amts⸗G. Rat 
Dr W. Lohmann. — 1912. 2,10 MM 


Nr. 48. Zweckverbandsgeſetz für Grok Berlin vom 19. Juli 
1911 nebſt Abdruck des allgemeinen Zweckverbandsgeſetzes. 
Von den Magiſtratsräten Dr L. Brühl, Dr K. Gordan und 

Stadtrat Dr W. Ledermann. — 1912. 5,85 SM 


[Nr. 49. Geſetze gegen die Verunſtaltung landſchaftlich 
hervorragender Gegenden mit Ausf.⸗Anweiſungen. Von 
Reg. Rat D. Goldſchmidt. — 1912. 3,40 K 


5 Nr. 50. Geſetz, betr. die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ort⸗ 
ſchaften. Von Oberlandgerichtsrat O. Meyer. — 1013. 4,40 K 


Nr. 51. Das preußiſche Diſßziplinargeſetz für die nicht⸗ 
J richterlichen Beamten und die Privatdozenten. Von Reg. Rat 
I Dr E. v. Dultzig. — 1914. 6,25 K 


1 


Landrichter Hagemann. — 1914, 


Von Rechtsanwalt H. Döhring. — 1914. 2,90 


Nr. 62. Preußisches Waſſerzeſes v v. 7. 7. Apr 1913, 5 
Redjtaantoatten G. Wulff und 8. vLerold. — 1913. age 


Nr. 53. Hinterlegungsordnung v. 21. April 1918. Vo 


Nr. 54. Geſetz betr. Anlegung von Spartaſſenbeſtanden 1 
Inhaberpapieren nebſt Ausf.⸗Verordnung vom 8. Mai 191 


Nr. 55. Preußisches Wohnungsgeſetz und VBürgſchaftsſich 
ruugsgeſetz. Von Hochſchulprofeſſor Dr. jur. B. Schmittmann. 
1018. e 


Gustentagice | Sammlung 
ae von 

tansgaben mit Sachregiſter ohne Anmerkungen. 
LTaſchenformat, elegant in Leinen gebunden. 


Mixgerlidjes Geſettzbuch nebſt Einführungsgeſetz. 10. ura 
7 3,25 


Adelsgeſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz und Seerecht. 
Abdruck. — 1910, 2,60 SM 


ikursordnung mit Einführ.geſ. 2. Aufl. — 1915, 1,30 . 
egsgewinnſteuer. — 1916. 0,80 J 
Kriegsſteuergeſetze. 2. Aufl. — 1917. 2,00 . 
itärſtrafgerichtsordnung m. Einführ.geſ. — 1001. 1,95 SMe 
itär⸗Strafgeſetzbuch. 2. Aufl. — 1916, 1,55 K 
chsfinanzgeſetze von 1909 einſchließlich der Reichsſtempel⸗ 
eſetze und des Erbſchaftsſteuergeſetzes. — 1909. 2,60 . 
chsverſicherungsordnung (Kranken⸗, Unfall-, Invaliden⸗ u 
interbliebenenverſ.). 20.—30. Tauſend. — 1014. 2,60 I 
trafgeſetzbuch. — 1912. 1,55 M 
t aſprozeßordnung. 2. Aufl. — 1915, 1,95 So 
rrehrs · u. Rohlenſteuer u. Kriegsſteuerzuſchlag. — 1917. 2 ote 
ſicherungsgeſetz für Angeſtellte. — 1911. 1,60 JG.) 
chſelordnung mit Anhang: Wechſelprozeß und Aus⸗ 
hrungsanweiſung. — 1908. 1,30 J 
hrbeitrag und Beſitzſteuer. — 1913, 1,30 % 


ilprozeßordnung mit Gerichtsverfaſſungsgeſetz und Ein⸗ 
ührungsgeſetzen. Neueſte Faſſung. — 1914. 2,60 l 


vachsſteuergeſetz. — 1911. 1,05 fl 
8 a ‘sind ogee agai alae — 1911. 0,80 . 


| Der Leuerungsduſchlag des Verl 
Kommentare — Nach agebucher. a 


Die Gerichtspraxis. 


In Verbindung mit 

Amtsrichter E. Armſtroff, Berlin⸗Lichterfelde, Staatsan- 2 
walt Dr C. Falck, Berlin, Kammergerichtsrat M. Gfrörer, 
Berlin, Amtsrichter W. Häuſeler, Berlin⸗Weißenſee, Amts⸗ 
gerichtsrat G. Krauſe, Berlin⸗Tempelhof, uimtagerigizrat 
L. Levy, Charlottenburg, Landrichter Dr M. Nadler, a 
Berlin, Amtsgerichtsrat H. Riefenſtahl, Berlin 1 
herausgegeben von 1 


Kammergerichtsrat Dr. Ernſt Pape. 
1914, Gr.-8 . 1326 Seiten. Geb. in Leinen. Preis 24, — . 


Inhalts verzeichnis: 

Zivilprozeß — Die Zwangsvollſtreckung — Konkursrecht 
Strafprozeß — Gefängnisweſen — Freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit — Vormundſchaftsweſen — Nachlaßweſen — Grund⸗ 
buch⸗ und Kataſterweſen — Regiſterweſen — Juſtizver 
waltung — Eachregiſter. 


Beſprechungen aus der Pre ſſe: 


Der ſchlichte Titel läßt den reichen Inhalt des umfangreiche 
Bandes nicht erkennen, der eine zuſammenfaſſende Darſtellun 
des geſamten Gerichtsverfahrens bietet. 

„Literariſches Zentralblatt für Deutſchland“ 

Schon jetzt wird man ſagen dürfen, daß das Werk vor alle 
anderen beſtimmt iſt, dem jungen Praktiker ein treuer Berater 
und Führer zu ſein. Die leichtverſtändliche Schilderung und 
die überſichtliche Anordnung werden auch die Gerichtsſchreibere 
beamten ſowie ſtrebſame Bürobeamte anziehen 

„Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 
Die einzelnen Abſchnitte ſind von erfahrenen Fachmänner . 
bearbeitet worden, die die ihnen geſtellte Aufgabe in vortref 
licher Weiſe gelöſt haben Auch der gereifte Prakt 
wird Anregung und Belehrung aus dem Werke ſchöpfen. 
„Leipziger Zeitſchrift für . 5 


. f 
N den angeführten Preiſen enthalten. 


Kommentare — Nachſchlagebücher. 


4 : U * 9 
Enzyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 
in ſyſtematiſcher Bearbeitung von Dr. Franz von Holtzen⸗ 
diorff. Siebente, völlig neubearbeitete Auflage, heraus⸗ 
gegeben von Dr. Joſef Kohler, o. Prof. der Rechte an 
der Univerſität Berlin. — Unter Mitwirkung zahlreicher 
namhafter Juriſten. 


1915. Lex. 8°. 5 Bände. Geſamtpreis 84,50 M, geb. 100. 75 K. 
. Jeder Band wird einzeln abgegeben! 
Bd. I 20,80 fC, geb.24,— . Bd. III 16,50 6, geb. 19,85 K 


of II 17,— , geb. 20,15 K Bd. IV 21,50 K, geb. 24,70 
Bd. V 21,50 K, geb. 24,70 l. 


ALus füyrliche Proſpekte mit Inhaltsangabe der einzelnen 
Bände koſtenlos. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch 


mit beſonderer Berückſichtigung der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts 


erläutert von den Reichsgerichtsräten Georg Hoffmann, 
Erler, Burlage, Buſch, Dr Ebbecke, Kiehl, Schaffeld 
und Schmitt. 


1013, Zweite völlig neubearbeitete Auflage. 3 Bände. 
, Lex. 8° in Galbfrang geb. 78,— K. 


md I. Allgemeiner Teil. Recht der Schuldverhältniſſe — 
Band II. Sachenrecht — Band III. Familienrecht. Erbrecht. 


* — 


der Lee run dss b. verlas · iki 8 5 . 
Kommentare — - Radlaitagebiuter, 


Die Erbenhaftung nach dem Bürgerlichen Geſebbuch. x 
Rechtsanwalt S. Riefenfeld, Berlin. 2 Bande. — 9 
Gr. 8 0. Preis 33,80 , geb. 37,7 


Erſter Band: Grundſätze der Haftung. Zweiter Band: 
Inventar und die Mittel der Haftungsbeſchränkung. 


Verwaltungsgeſetzbuch für Preußen. Syſtematiſche Zuſam 
ſtellung der wichtigſten Verwaltungsgeſetze und Verordnung 
für Praxis und Unterrichtszwecke bearbeitet von Reg. 
Dr Hugo Reichelt. Mitglied des Bezirksausſchuſſes Magdebur 
— 1914. Gr. 80. Preis geb. 15, 60 


Vereins⸗ und Verſammlungsrecht der Gewerkſchaften 
Gewerkvereine. Mit einem Anhang: Das gewerbli⸗ 
Koalitionsrecht. Unter Benutzung amtlicher Quellen 
arbeitet von Wirkl. Geh. Kriegsrat Dr jur. A. Rom 
L 1917. Gr. 8°. Preis broſch. 2, — 


Bunte Bilder aus der Rechtswelt. Ein Leſe buch für die jung 
Juriſten im Felde. Von Dr J. W. Hedemann, o. Prof. 
der Univerſität Jena. — 1917. 8. Preis broſch. 2,50 


Bürgerliches Rechts⸗Lexikon. Nach dem Bürgerlichen Geſe 
buch, dem Handelsgeſetzbuch und ſonſtigen Reichs⸗ u 
Landesgeſetzen bearbeitet von Amtsgerichtsrat E. Chrijtiar 
3. weſentlich vermehrte und verbeſſerte Auflage. — 19 
Lex. 8 0, Geb. in ganz Leinen. Preis 14,50 


Verfaſſung und Verwaltung des Deutſchen Reiches ne 
wichtigen Nebengeſetzen. A 
Juſtiz und Verwaltung ſowie für die Dolo ene 
Dr M. Gebhardt, Gerichtsaſſeſſor a. D. — 1912. 1 

Preis one 12,35 fy geb. in Leinen 1875 


ſowie der genoſſenſchaftlichen Literatur, dur jede 8 
1 und direkt vom . 


8. = 


zahlungsgeſchäfte R. 34, 
rztekammern P. 29. 
rztliche Ehrengerichte P. 29. 
tienrecht R. 24, 26. 
ersverſicherungsgeſetz R. 109, 
erbenrechtsgeſetz P. 33. 5 
fechtungsgeſetz R. 18. 
geſtelltenverſ.⸗G. R. 104, S. 21. 
lnlegung von Straßen P. 50. 
beiterſchutzgeſetz R. 6, 116 a. 
beiterverſicherungsgeſetze R. 20. 
28, 28, 57, 106—109, S. 21, 
lrzneimittel R. 6, 64, . 
fenthaltsbeſchränkung, Ver⸗ 
aftung R. 128. 
a ehe z. BGB. P. 
3, S. 21. 
lusführungsgeſetze zu d. Reichs⸗ 
uſtizgeſetzen P. 6. 
sgleichsverordnung R. 127. 
slieferungsverträge R. 86. 
stritt a. d. Landeskirche P. 46. 
swanderungsgeſetz R. 9, 44, 
tomobilgeſetz R. 92, 116 a. 


S 


Bankgeſetz R. 26, 116. 
Baufluchtengeſetz P. 50. 
üforderungsſchutz R. 93. 
unfallverſicherungsgeſetz 
a 28, 108, 


pence R. 56. 


Schlagwort⸗Negiſter 
Nummer der Sammlung Deuiſcher Reichsgeſetze. 
g P. am Nummer der Sammlung Preußziſcher Geſetze. 


: Eheſchließungsgeſetz R. 59. 
Set impfung gemeingefährlicher 


Seite. 


Berggeſetz P. 12. 
Beſchlagnahme von Lohn⸗ und 
Gehaltsforderungen R. 55. 
Beſitzſteuergeſetz R. 126, S. 21. 
Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes R. 59. 
Bier, Abgabe vom, R. 131 a. 
Binnenſchiffahrtsgeſetz R. 36. 
Blei⸗ und zinkhaltige Gegen⸗ 
ſtände RN. 9. 
Börſengeſetz R. 41. 
Börſenſteuergeſetz R. 1. 
Branntweinſteuer R. 96, 131 a. 
Brauſteuererhebung R. 25. 
Bundes- u. Staatsangehörigkeit 
R. 8, 111. 
Bürgerl. Geſetzbuch. 38/39 S. 21. 
Bürgſchaftsſicherung P. 55. 


Chauſſeegeld P. 34. 
Civilprozeßordnung R. 11, S. 21. 


Dampfkeſſelbetrieb R. 6, P. 34. 
Darlehnskaſſengeſetz R. 117. 
Depotgeſetz R. 40. 
Dienſteinkommen der Lehrer u. 
Lehrerinnen P. 26. 
Dienſtboten ſiehe Geſinde. 
Diſsziplinargeſetze P. 51. 
Drogenhandel R. 48, 64. 


Einkommenſteuergeſetz P. 10. 
Eiſenbahngeſetzgebung R. 66, 35. 
„Eiſenbahnverkehrsordnung R. 91. 
Elektrizitäts⸗Diebſtahl R. 2. 


Schlagwort⸗Regiſter. —Reichsgeſetz, B. preuß. Geſetz. 


Enteignung v. Grundeigent. P. 37. 

Entmündigungsgeſetz R. 45. 

Entſchädigung freigeſprochener 
Perſonen N. 12, 73. 

— unſchuldig Verhafteter und 
Verurteilter R. 12, 73. 

Entziehung elektr. Arbeit R. 2 


Erbſchaftsſteuergeſetz R.77, P. 20. 


Ergänzungsſteuergeſetz P. 13. 

Erſatzlebensmittel R. 130. 

Erwerbs⸗ u. Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften R. 29. 


Fahrkartenſteuer R. 18. 
Farbengeſetz N. 9, 48. 
Farbenhandel N. 48. 
Feingehalt der Gold⸗ u. Silber⸗ 
waren RN. 9. 
Feld⸗ u. Forſtpolizeigeſetz P. 34. 
Feſtnahmerecht d. Militärs N. 114. 
Feuerbeſtattungsgeſetz P. 47. 
Feuerverſicherung P. 34. 
Fiſchereigeſetz P. 34. 
Fleiſchbeſchaugeſetz R. 9, 54, 68. 
Flößereigeſetz N. 36. 
Fluchtlinien⸗Geſetz P. 50. 
Forſtdiebſtahl P. 34. 
Frachturkundenſteuer N. 18. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit R. 46. 
Freizügigkeit R. 8. 
Friedensverträge R. 134. 
3 Minderjäh⸗ 
riger R. 47. P. 28. 


Gaſt⸗ = ack i 
fen 
este Verkehr 
it R. 9, 54. 
Gebrauchsmuſterſchubgeſeb N. 9, 
84, 102, 116, 116 a. 


é : 
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Gebührengeſetz, preußiſches 
Rechtsanwälte und Geri 
vollzieher R. 17. 

Gebührenordnung für Ger 
vollzieher N. 15. 

Gebührenordnung für Nota 


Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte R. 17. 1 
Gebührenordnung für Zeuge | 
und Sachverſtändige R. 15 
Gehaltsforderungen, Beſchl 
nahme von R. 55. 1 
Geldweſen d. Kolonien R. 1 5 
Genehmigung gewerblicher An⸗ 
lagen P. 16. 
Genoſſenſchaftsgeſetz N. 29. 4 
Genußmittel, Verkehr mit R. 9 
54. f 
Gerichtsbarkeit, freiwillige R.“ 
i deutſches 


oeraiattengee preußiſches 
„17 3 
Gerichtsordnung, preußiſche P. 7. 9 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz R. 14, 
11, 12, S. 21. 
Gerichtsvollzieher⸗Gebühreno 
nung R. 15. 
Geſchäftsaufſicht zur Abwe 
dung des Konkurſes R. 116,12 
Geſchäftsordnung für Gerichts 
vollzieher P. 35. A 
Geſellſchaften mit bef : 
Haftung N. 32, S. 31. 
Geſetzbuch, Bürgerliches 91.38/88 
S. 21, 


rechts N. 


eat? 
. 


heſindedienſtpflichten P. 34. 
zeſindeordnungen, 
F. 31 a, 31 b. 
zeſundheitsweſen R. 27. 
zetränkeſteuer R. 131 a. 
zetreidebeſchlagnahme R. 116. 


N. 6, P. 34. 
zewerbegerichte R. 31, 112. 
zewerbeordnung RN. 6. 


Jewerbeunfallverſicherung R. 23. 

Zewerkſchaften, Gewerkvereine, 

Vereins⸗ u. Verſammlungs⸗ 
recht R. 88. 

8 ifthandel R. 48, 64. 

Bolb- u. Silberwaren⸗Fein⸗ 

gehalt N. 9. 

Grundbuchordnung R. 42. 

© Bendbutaeleboebung, preußi⸗ 
| {de P. 9 

Grumbeigentum, Enteignung v. 


¢ Hilfsraſſen, eingeſchr. R. 20. 

interlegungsordnung P. 24, 53. 

| dinterbliebenenverſicherung N. 
71 


öchſtpreiſe N. 116. 
pothekenbankgeſetz R. 51. 


Zgewerbeſteuergeſetz, preuß. P. 11. 


SHlagtort-Regtiter. (R. = Reichsgeſetz, P. = preuß. Geſetz.) 


Jagd polizeigeſetz P. 34, 41. 


preußiſche Jagdſcheingeſetz P. 19. 34, 


Inhaberpapiere m. Prämien N. 9. 

Innere Unruhen R. 114. 

Internationales Privatrecht R. 
90, 98. 


zewerbebetrieb im Umherziehen Invalidenverſicherung R. 30, 
1 


„S. 21. 


pee R. 100, 
Kapitalabfindungsgeſ. R. 79b, 118 
Kaufleute, Pflichten bei Aufbe⸗ 
wahrung v. Wertpapier. R. 40. 
Kaufmannsgerichte R. 112. 
Kiautſchou⸗Gebiet, militäriſche 
Strafrechtspflege im R. 3. 
Kinder, Recht d. unehel. R. 58. 
—, Unterbringung verwahrloſter 
R. 47, P. 28. 
Kinderarbeit, gewerbl. R. 2,71. 
Kinderſchutzgeſetz R. 71. 
Kohlenſteuer S. 21. 
Kolonialgeſetzgebung R. 49, 105. 
Kommunalabgabengeſetz P. 14. 
Kommunalbeamtengeſetz P. 22. 


. Kommunalbeamtenrecht P. 25. 


Konkurrenzklauſel R. 115. 
Konkursordn. R. 13, 127, S. 21. 
Konkursordnung, preuß. P. 7. 
Konſulargerichtsbarkeit R. 75. 
Konſulargeſetzgebung R. 21, 75. 
Konzeſſionierung gewerbl. An⸗ 
lagen P. 16. 
Kraftfahrzeuge R. 18, 92, 116 a. 
Krankenverſicherungsgeſetz R. 20, 
107, S. 21. 
Kreisabgabengeſetz P. 38. 
Kreisordnungen P. 15. 
Kriegsgewinn R. 121, 131b, 6.21. 


— 27 — 
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Kriegsleiſtungsgeſetz R. 119. Nahrungsmittel R. 9, 54, 65 13d 
| Kriegsteiinehmer R. 116, 116a.| Naturalleiſtung f. d. Betwaffnet 
Kriegsverſchollenen⸗Todes⸗ Macht R. 69. 


erklärung R. 124. Notare, Gebührenordnung fü 
Kriegs⸗Zivil⸗, Prozeß- u. Finanz- preußiſche P. 4. | 

geſetze R. 116, 116a, 129, Notenbankweſen R. 26. 4 
Kunſtſchutzgeſetz R. 81. Notteſtament P. 3. 5 
Ladenſchluß R. 6. Offizierpenſionsgeſetz R. 79 a. 5 
Landeskirche P. 46. Papierhandel R. 130. ö 
Landestrauer P. 34. Patentgeſetz R. 9, 22, 116, 1164 


Landesverwaltungsgeſetz P. 42. Perſonenſtandsgeſetz R. 2, 9, 59 
Lehrergehalts- und Penſions⸗ Penſionsgeſetze R. 10,79, P. 2, 26 

geſetze P. 26. Photographieſchutz R. 9, 81. 
Limonaden R. 131a. Polizeiverordn. in Preußen k. at : 
Literaturſchutz R. 60, 95. Poſtgeſetze R. 7. 4 


Lohnforderungen, Beſchlag⸗ Poſtſcheckgeſetz R. 113. 
nahme von R. 55. Poſtſcheckordnung R. 85, 113 4 
Lotterieſpiel P. 34. Preistreiberei R. 130. 


; Preßgeſetz R. 9, 53. 1 
1 ee Preußiſche Verfaſſung P. 1. 4 
Margarinegeſetz R. 9, 54. e „Geſ. R. 104 
Medizinalgeſetzgebung R. 27. g 
Militärhinterbliebenengeſ R. 118. Pruuteichet nes Mae. * 
Militärpenſionsgeſetze R. 79. ro vinzialabgabengeſetz P. 

Militäriſche Geheimniſſe, Verrat Quellenſchutzgeſetz P. 44. 


R. 9, 84. Rayongeſetz R. 84. 
Militärſtrafgerichtsordnung R. 3, Reblausgeſetz R. 84, P. 34. 4 
S. 21. Rechte der Beſitzer von Schuld: 


Militärſtrafgeſetzbuch R. 67, S. 21. verſchreibungen R. 52. 
Minderjährige, Fürſorgeerzie⸗ WW f 


hung für R. 47, P. 28. nung R. 17. 2 
Mineraliengewinnung und An⸗ Rechtsanwaltsordnung R. 1 
eignung P. 34. Rechtshilfe R. 76. EG 

I Mineralwäſſer R. 1312. Rechtsverhältniſſe d Juden 


Mobiliar⸗Feuerverſich. P. 34. Regiſterführung, gerichtl. 
ModellſchutzgeſetzgebungR. 9,102. Reichsbeamtengeſetz R. 1 
IMünzweſen R. 26, 116, 116 a. , 
eee VV . 9, 102. 35, 66. 1 


5 N i 75 
5 1 107 
A > 5 . * 


eee . — Reichsgeſeh, 8 preuß. . 


19 eichserbſchaftsſteuer R. (Ve | Seuchengeſetz R. 56. 
0 Keichsfinanzgeſete R. 131, S. 21. | Sklavenhandel R. 9. 
Reichsgewerbeordnung R. 6 Sozialpolitiſche Geſetze R. 20, 
dane R. 42. 23, 28, 30, 57, 72, 104, 106 
Reichs⸗Juſtizgeſetze R. 11, 12,13. bis 109, 116, 116 a. 
Reichskaſſenſcheine R. 9. 116. Sparkaſſengeſetz P. 54. 
Reichsmilitärgeſetz R. 84. Spionagegeſetz R. 67. 
Reichspreßgeſetz R. 53. Sprengſtoffgeſetz R. 2, 9. 
1Reichsſchuldbuch P. 30. Staatsangehörigkeit, Erwerb u. 
Reichsſeuchengeſetz R. 9, 56. Verluſt R. 8, 111. 
Reichsſtempelgeſetz R. 18. Staatsſchuldbuch P. 30. 
Reichsverfaſſung R. 1. Staatsſteuern, Geſetz betr. Auf⸗ 
Reichsviehſeuchengeſ. R. 103. hebung direkter P. 14. 
Reichsverſicherungsordnung Städteordnung für die 6 öſt⸗ 


R. 106—109, S. 21. lichen Provinzen P. 32. 
ewuchesgefegge R. 133. Stempelſteuergeſ. f. Preuß. P. 18. 
an P. 33. Stempelſteuergeſetz für das 
Minderpett R. 9. Reich R. 18. 


: Steuerflucht R. 131b. 
Saccharingeſetz R. 9, 54, | Steuergeſetze R. 5, 18, 25, P. 10, 
Schadenserſatz an unſchuldig Ver. | 11, 13, 14, 18, 20, 27, 
haftete u. Verurteilte R. 73. Strafgeſetzbuch R. 2, S. 21. 
Schaumwein R. 1312. Strafgeſetze, preußiſche P. 34. 
Scheckgeſetz R. 85. 113. Strafprozeßordnung R. 12, S. 21. 
Schlachthäuſer P. 34. Strafrechtliche RG. R. 9. 
Schlachtviehgeſetz R. 9, 54, 68. Straßen⸗ u. Baufluchtengeſ. P. 50. 
Schleichhandel R. 130. Subhaſtationsgeſetz R. 43. 
Schonzeit des Wildes P. 34. Süßſtoffe, künſtliche R. 9, 54, 64. 
ate 58. Tantiemenſteuer R. a 
ulunterhaltungsgeſetz P. 39, Tel be N 
Schutzgebietsgeſetz R. 75, 97, 105. elegraphengeſetze R. 7. 
Schutzhaftgeſetz R. 128 Telegraphenwegegeſetz R. 120. 
Ke chutztruppe Strafverfahren Teſtamentsrecht Pe 3. 
R. R. 3, Penſion R. 79. Todeserklärung Kriegsverſchol⸗⸗ 
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